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Beginn der Sitzung: 9.01 Uhr.

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Verehrte Kolleginnen, verehrte Kollegen! Meine
Damen und Herren! Ich darf Sie namens des Pra-
sidiums herzlich begrifRen und eréffne die 79. Sit-
zung im 29. Tagungsabschnitt des Niedersachsi-
schen Landtages der 18. Wahlperiode.

Tagesordnungspunkt 19:
Mitteilungen der Prasidentin

Ich darf die Beschlussfahigkeit des Hauses fest-
stellen.

Wir beginnen die heutige Sitzung mit Tagesord-
nungspunkt 20, das ist die Fortsetzung der Aktuel-
len Stunde. AnschlieBend setzen wir die Beratun-
gen in der Reihenfolge der Tagesordnung fort, mit
Ausnahme der Tagesordnungspunkte 31, 32 und
36 his 40, die wir bereits gestern behandelt haben.
Die heutige Sitzung soll gegen 20.50 Uhr enden.

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt
lhnen nunmehr die Schriftfihrerin Frau Eilers mit.
Bitte, Frau Eilers!

Schriftfuhrerin Hillgriet Eilers:

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Fur heute haben sich entschuldigt: von der Lan-
desregierung die Ministerin fir Bundes- und Euro-
paangelegenheiten und Regionale Entwicklung,
Frau Birgit Honé, bis 12.30 Uhr, von der Fraktion
der SPD Herr Axel Brammer, Herr Karsten Becker
ab 16 Uhr, Herr Dr. Christos Pantazis und Frau
Doris Schroder-Kopf, von der Fraktion der CDU
Herr Burkhard Jasper bis 17 Uhr und von der Frak-
tion der FDP Herr Dr. Stefan Birkner ab 16 Uhr.

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 20:
Aktuelle Stunde

Heute werden die Antrage der Fraktion der FDP,
der Fraktion der SPD und der Fraktion Biind-
nis 90/Die Griinen beraten.

Ich er6ffne die Besprechung zu

a) Ministerin Reimann, die ,Kammer des
Schreckens® und , Die unendliche Geschichte"
- Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/6873

Ich erteile das Wort dem Herrn Fraktionsvorsitzen-
den Dr. Birkner. Bitte!

(Unruhe)

- Alle anderen darf ich um Aufmerksamkeit bitten.

Dr. Stefan Birkner (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Mit dieser Aktuellen Stunde wollen wir
zwei weitere Episoden dieser Geschichte naher
betrachten, die sich um die Pflegekammer dreht,
namlich den Teil der Beitragsfreiheit und den Tell
der Befragung der Mitglieder der Kammer.

Zur Beitragsfreiheit, meine Damen und Herren,
mochte ich daran erinnern, was sich im Novem-
ber/Dezember 2020 im Lande politisch abgespielt
hat. Die Fraktionen der Grof3en Koalition beschlie-
Ren, die Pflegekammer Uber die politische Liste mit
6 Millionen Euro zu unterstiitzen. Dazu heil3t es im
Rundblick im November 2019:

Wie die Fraktionschefs Johanne Modder ...
und Dirk Toepffer ... vor Journalisten erlau-
terten, betrifft der spektakularste Schritt die
80 000 Pflegekrafte in Niedersachsen. lhre
Pflichtmitgliedschaft bei der seit zwei Jahren
existenten Pflegekammer bleibt, sie sollen
aber keine Beitrage mehr bezahlen - und
demnachst die bisher gezahlten Beitrage er-
stattet bekommen.*

Der Ministerprasident auBert sich im Dezember
des letzten Jahres auf seiner Internetseite zum
Haushalt:

.Ebenfalls auf der Tagesordnung des Land-
tags steht der Haushalt fir 2020. Eine der
wichtigsten Entscheidungen ist das Ende ei-
nes langen Streits um Beitrdge zur Pflege-
kammer, dafir kommt in Zukunft das Land
auf. Es ist gut, dass damit wieder Uber das
eigentliche Thema geredet werden kann:
bessere Bedingungen fur die Pflege”.

Und Frau Modder hat am 25. Februar dieses Jah-
res in unserer Aktuellen Stunde - das war sozusa-
gen der erste Teil - ,Ministerin Reimann und die
,Kammer des Schreckens™ erklart:
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.Im letzten Jahr habe auch ich mich person-
lich im Rahmen der Haushaltsberatungen
sehr stark dafiir eingesetzt, dass einer der
Hauptkritikpunkte, namlich die Mitgliedsbei-
trage, aus der Welt gerdumt wird. Wir haben
damals Landesmittel in Hohe von 6 Millionen
Euro Uber die politische Liste zur Verfigung
gestellt. Unser Ansinnen war, damit die
Pflegekammer dauerhaft beitragsfrei zu stel-
len.”

Meine Damen und Herren, die Worte hor ich wohl,
allein es fehlen die Taten. Frau Modder, Herr
Toepffer und Herr Ministerprasident, ich glaube,
diese Rechnung haben Sie ohne lhre Ministerin
gemacht. Denn bis heute hat es Ministerin Rei-
mann nicht geschafft, die von diesem Landtag
bereitgestellten 6 Millionen Euro an die Pflege-
kammer zu Uberweisen, um die Beitragsfreiheit
tatsachlich zu realisieren. Das ist aus unserer Sicht
nicht hinnehmbar und nach wie vor nicht erklarbar.
Man bekommt den Eindruck, dass Minister Rei-
mann diese von ihr wohl als aufgedrangtes Ge-
schenk empfundene Zugabe torpediert und hinter-
treibt. Offensichtlich will sie diesen Beschluss des
Niederséchsischen Landtages nicht umsetzen.

(Beifall bei der FDP)

Weil wir das schon in der Debatte gemerkt haben -
das war schon im Dezember zu spiren, als die
Ministerin sich zu diesem Punkt der politischen
Liste, den die Regierungsfraktionen als den ent-
scheidenden Schritt, als das sensationelle Ergeb-
nis der Haushaltsberatung gefeiert hatten, in der
Haushaltsdebatte eigentlich gar nicht mehr geéu-
Rert hat. Dieser Punkt war der Ministerin keine
bzw. nur wenige Worte wert.

Deshalb haben wir einen Gesetzentwurf zur Ande-
rung des Kammergesetzes eingebracht, um die
Beitragsfreiheit gesetzlich zu garantieren. Wir sind
gespannt - er wurde noch nicht beraten -, wie Sie
damit umgehen.

Meine Damen und Herren, der zweite Punkt, den
ich ansprechen mdchte, ist das ganze Drama um
die Befragung. Auch hier ist es so, dass das, was
eigentlich von allen erwartet wurde, von Ministerin
Reimann nicht umgesetzt worden ist. Wir haben
doch hier die Debatten gefiihrt, wir haben auch
einen Antrag zu der Vollbefragung der Mitglieder
der Kammer gestellt. Auch der Kollege Meyer hat
sich im Ausschuss und in diesem Hause daflr
eingesetzt, dass endlich echte Vollbefragung mit
einer fairen Fragestellung kommt. Alle haben ei-
gentlich erwartet, dass das auch im Ministerium
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verstanden worden ist und die Ministerin das dann
tatsachlich umsetzt.

Und was passiert? - Es wird eine Frage gestellt,
die eben nicht offen, nicht fair ist, die eben in eine
bestimmte Richtung lenkt. Was die Pflegekréfte
erwarten und was ihnen von allen Seiten verspro-
chen worden ist - die Moglichkeit, sich frei zu ent-
scheiden, ob sie flir oder gegen diese Pflegekam-
mer sind -, wurde ihnen nicht eréffnet. Einmal mehr
hat die Ministerin damit das, was der Niederséch-
sische Landtag - wie ich finde: unmissverstand-
lich - zum Ausdruck gebracht hat, nicht umgesetzt.

(Beifall bei der FDP)

Herr Ministerprasident, die Frage ist doch eigent-
lich: Wie lange wollen Sie sich das eigentlich gefal-
len lassen? - Ich weil3, dass lhre Strategie ist, dass
zwischen lhnen und jedem Problem mindestens
eine Ministerin oder ein Minister stehen muss.
Aber Sie missen sich irgendwann auch einmal
selber um die Dinge kimmern. Denn die Pflege-
krafte, fir die Sie ja immer lobende Worte haben,
erwarten von lhnen, dass Sie sich auch um ihre
Themen und Probleme kiimmern und sich nicht
immer hinter anderen verstecken. Es ist lhre politi-
sche Verantwortung, hier endlich fir Klarheit zu
sorgen.

(Beifall bei der FDP)

FUr uns ist dabei klar, Frau Ministerin, dass Sie
spatestens mit diesem Unwillen oder Unvermo-
gen - es ist fur mich nicht klar, was es denn tat-
sachlich ist -, diese klaren politischen Willensaulie-
rungen dieses Hauses zur Pflegekammer umzu-
setzen - ich habe den Eindruck, dass Sie sie sys-
tematisch hintertreiben -, das Vertrauen, das man
in einem solchen Amte genieBen muss, endgiltig
verloren haben. Deshalb ist es aus unserer Sicht
Zeit - wir haben das auch in den letzten Wochen
deutlich gemacht -, dass Sie diesen Platz raumen
und ein Neustart in der Gesundheits- und Sozial-
politik gemacht wird. Wir meinen deshalb, dass es
richtig ware, Sie wirden zuricktreten.

Vielen Dank.

(Starker Beifall bei der FDP)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Dr. Birkner. - Es folgt fur die
Fraktion Bundnis 90/Die Grunen Frau Abgeordnete
Janssen-Kucz. Bitte, Frau Kollegin!
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Meta Janssen-Kucz (GRUNE):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Der
Kollege Birkner hat es gesagt: Im Februar gab es
schon einmal eine Aktuelle Stunde zur ,Kammer
des Schreckens”. Wie seit Jahr und Tag fordert die
FDP die Auflésung der Kammer. Heute wird die
alte Kamelle - ich muss es wirklich so sagen - noch
einmal aus der Mottenkiste geholt, erganzt um ,Die
unendliche Geschichte”, garniert mit einer Rick-
trittsforderung.

Mein Eindruck ist, dass die FDP ihr liberal-soziales
politisches Gesplr und damit auch eine gewisse
Kreativitat komplett im Kampf ums politische Uber-
leben verloren hat.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Aber der erweiterte Titel - ,Die unendliche Ge-
schichte” - trifft den Nagel auf den Kopf. Denn
unendlich ist doch lhre destruktive Haltung in Sa-
chen Pflegekammer.

(Christian Grascha [FDP]: Gibt es den
einen Grund dafur, dass wir unsere
Meinung &ndern sollten?)

Und gelernt haben Sie scheinbar nichts. Herr Kol-
lege Birkner, wenn Sie konsequent waren, wirden
Sie doch endlich einmal die Abschaffung aller be-
rufsstandischen Kammern fordern, einschlieflich
der Anwaltskammer, deren Pflichtmitglied Sie sind.
Nichts passiert!

(Beifall bei den GRUNEN)

Meine Damen und Herren, es geht bei der Pflege-
kammer als berufssténdische Selbstverwaltung fir
die Pflegenden nicht um das Ob, sondern um das
Wie.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es geht darum, wie wir die Situation in der Pflege
langfristig verbessern

(Bjorn Forsterling [FDP]: Aber doch
nicht durch die Pflegekammer!)

und wie eine berufssténdische, in Ruhe gelassene
Pflegekammer aufgebaut werden kann, um einen
bestmdglichen Beitrag zur Verbesserung der in der
Pflege Tatigen und der zu Pflegenden zu leisten.

(Bjorn Forsterling [FDP]: Dadurch hat
keine Pflegerin mehr Zeit fir die Pati-
enten! - Gegenruf von Christian
Grascha [FDP]: Nur weniger im
Portemonnaie!)

Genau deshalb missen wir hier und heute Uber
die reale Situation in der Pflege und die der Pfle-
gekrafte reden. Am Montag wurde bekannt, dass
es in einem Pflegeheim in Celle zu schweren
Misshandlungen gekommen sein soll. Menschen -
Schutzbefohlene - wurden offenbar ans Bett fixiert,
Toilettengange sollen verweigert worden sein usw.
Das ,grenzt an Folter®, sagte der Préasident der
Pflegekammer Rheinland-Pfalz.

Meine Damen und Herren, das durfen in keinem
Fall dulden. Wir alle sind in der Verantwortung, die
korperliche und psychische Gesundheit der uns
anvertrauten Menschen sicherzustellen.

(Christian Grascha [FDP]: Was hat
das mit der Pflegekammer zu tun?)

Dieser Verantwortung haben sich diese Landesre-
gierung und die Sozialministerin zu stellen. Sie darf
nicht Teil des Problems sein!

(Beifall bei den GRUNEN)

Meine Damen und Herren, es muss jetzt eine lU-
ckenlose Aufklarung geben. Aber es darf auch
keinen Generalverdacht gegen alle Pflegekréfte
geben. Es kann nicht angehen, dass hier der Bock
zum Gartner gemacht wird. Und es darf nicht sein,
dass Pflegekréfte, die Missstdnde und vermeintli-
che Misshandlungen an die Offentlichkeit bringen,
diejenigen sind, denen Bestrafungen und im
schlimmsten Fall sogar Entlassung drohen.

(Beifall bei den GRUNEN)
All das passiert hier in Niedersachsen.

Wir wollen Menschen doch auffordern, Zivilcoura-
ge zu zeigen, Mut zu beweisen, indem sie humane
und demokratische Werte wie Menschenwiirde
ohne Riicksicht auf Folgen in der Offentlichkeit
vertreten. Weshalb starken wir Ihnen nicht ge-
meinsam den Ricken? Hier wird ihnen noch in den
Rucken getreten.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung von Karsten Becker [SPD])

Meine Damen und Herren, die dringend notwendi-
gen strukturellen Veréanderungen, die wir seit vie-
len Jahren einfordern, missen endlich umgesetzt
werden. Hauptpunkt sind die vorherrschenden und
damit auch krankmachenden Arbeitsbedingungen
fur die Pflegekréafte. Sie missen grundlegend ver-
bessert werden - mit einer besseren Entlohnung.
Mit dem einmaligen Pflegebonus ist es nicht getan.

Gerade die COVID-19-Pandemie hat in Pflegeein-
richtungen zu verheerenden Bedingungen und teils
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tragischen Situationen gefiihrt. Bewohner wurden
abgeschottet, isoliert und vereinsamen. Da hilft
kein Telefon. Da hilft auch nicht ein Tablet pro
Einrichtung, Frau Ministerin.

Die Corona-Krise und die damit verbundene zu-
satzliche Arbeitsbelastung der Pflegenden, die
Einschrankung der Heimaufsicht, die Aufhebung
der Arbeitszeitverordnung, die Einschrankungen
beim Medizinischen Dienst, aber vor allem die
massiven Kontaktbeschrankungen, fehlende sozia-
le Kontakte und die fehlende Entlastung durch
Angehdrige machen deutlich, dass gehandelt wer-
den muss, damit Patientensicherheit und Pflege-
qualitéat sichergestellt sind und Pflegekrafte entlas-
tet werden.

Fakt ist - das haben uns die letzten Monate und
Wochen gezeigt -: Wir brauchen nicht nur eine
unabhéngige, selbstverwaltete Pflegekammer, die
endlich die Unterstitzung bekommt, die sie ver-
dient hat. Nein, wir brauchen eine neutrale, unab-
hangige Beschwerdestelle in Niedersachsen. Es
braucht eine unabhéngige Stelle, an die sich die
Betroffenen wenden kdnnen, damit das auch ano-
nym und vertraulich behandelt wird.

(Beifall bei den GRUNEN)

Was wir nicht brauchen, meine Damen und Her-
ren, ist eine vermeintliche Beschwerdestelle im
Moloch des Sozialministeriums. Nur eine unab-
hangige Beschwerdestelle bietet doch die Chance,
die pflegerische Versorgung und perspektivisch die
strukturell schlechten Arbeitsbedingungen zu ver-
bessern. Da bietet sich die Pflegekammer mit ihrer
fachlichen Expertise an, bevor weitere undurch-
sichtige Strukturen, die auch den Burger nicht er-
reichen, aufgebaut werden.

Meine Damen und Herren, ich komme zum
Schluss. Es ist alles wie eine ,Unendliche Ge-
schichte”. Aber es gibt hier nichts als Ankindigun-
gen seitens dieser Landesregierung. Frau Ministe-
rin, wo bleibt das Pflegegesetz? Seit Gber einem
Jahr kiindigen Sie das an. Wo bleibt ihr Engage-
ment in der Pflege? KAP.Ni - einmal im Oktober
2019! Fir Juni gibt es gar keine Ansage.

Corona ist keine Ausrede furs Nichthandeln. Es
sollte ein Antrieb fir uns alle sein.

Danke.

(Lebhafter Beifall bei den GRUNEN)
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Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Es folgt nun fir die
AfD-Fraktion Herr Abgeordneter Bothe. Bitte!

Stephan Bothe (AfD):

Vielen Dank. - Frau Préasidentin! Frau Kollegin
Janssen-Kucz, dass Sie die schrecklichen Miss-
stande in einem Pflegeheim in Celle dafur nutzen,
die Pflegekammer wieder politisch auf den Weg zu
bringen, ist aus meiner Sicht perfide.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Das hat
sie doch gar nicht gemacht!)

- Doch, das hat sie gemacht.
(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Nein!)

Werte Kollegen, das ist keine ,Kammer des Schre-
ckens®, sondern ein Alptraum, der nicht enden will.

(Zurufe von der SPD)

Die Vollbefragung - ein einziges Desaster! Die
Frage - irrefihrend formuliert! Es wurde eine Soft-
ware verwendet, die das Umfrageergebnis letztlich
verfalscht.

Ihre 6 Millionen Euro aus der politischen Liste!
Werte Kollegen, das Ministerium lasst ein halbes
Jahr verstreichen, bis auf offentlichen Druck der
Pflegekammer in einem offenen Brief etwas pas-
siert, um sich dann an einen Verhandlungstisch zu
setzen, um Uber etwas zu verhandeln, das wir im
Dezember letzten Jahres beschlossen hatten.
Werte Kollegen, das ist Missachtung des Parla-
ments.

(Beifall bei der AfD)

Und es ist nicht nur die Irrefihrung der vielen Tau-
send Pflegekrafte in diesem Land, sondern es ist
auch eine Verappelung der Offentlichkeit. Am En-
de ist es Zechenprellerei, was dieses Ministerium
betreibt.

(Johanne Modder [SPD]: Was?)

Aber da sprechen wir nur tber die halbe Wabhrheit;
denn mittlerweile ist es ja nicht nur im Sozialminis-
terium, sondern auch bei SPD und CDU ange-
kommen, dass die 6 Millionen Euro wohl kaum fir
die laufenden Kosten dieser Pflegekammer ausrei-
chen werden.

Dabei sagte der Kollege Volker Meyer noch im
Dezember letzten Jahres allen Ernstes, die 6 Mil-
lionen Euro wirden nicht nur fur die Riickzahlung
der Zwangsbeitrage reichen, nein, sie wirden
auch alle laufenden Kosten der Pflegekammer
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decken - um im Februar darauf zu sagen, die
6 Millionen Euro hétten rein der Ruckzahlung der
Zwangsbeitradge gedient. Das wirde also bedeu-
ten, dass es im Jahr 2020 wieder Zwangsbeitrage
gibt. - Herr Kollege Meyer, das ist schon stark, was
Sie hier abgeliefert haben.

Ich habe lhnen damals in den Haushaltsberatun-
gen klar vor Augen gefiihrt - da genugt ein Blick in
den Haushaltsplan der Pflegekammer -, dass die
6 Millionen Euro bei einem Jahresbudget von
9 Millionen Euro, das die Pflegekammer in Nieder-
sachsen hat, nicht reichen werden. Woher Sie
dann das Geld nehmen wollten, um die Zwangs-
beitrage zuriickzuerstatten, bleibt bis heute Ihr
Geheimnis.

Ich hatte es lhnen im Februar noch einmal vorge-
rechnet. Jetzt haben Sie es schwarz auf weil3.
Vielleicht werden Sie ja jetzt wach.

(Uwe Schwarz [SPD]: Seit wann kon-
nen Sie rechnen?)

Aber an lhrer Hinhaltetaktik - Herr Schwarz - halten
Sie ja immer noch fest.

(Zuruf von Ulrich Watermann [SPD])

Sie betreiben sie ja bis heute. Heute werden Sie
es wahrscheinlich auch wieder tun. Die volimundig
angekindigte Rickzahlung der Beitrage verzdgert
sich. Am Ende wird sie wahrscheinlich gar nicht
kommen, wenn Sie ehrlich sind.

Wirden die Pflegekrafte in diesem Land ihre Arbeit
so verrichten, wie Sie die Kammerpolitik betreiben,
musste uns um die Alten und Kranken in diesem
Land angst und bange werden.

(Beifall bei der AfD)

Werte Frau Ministerin Reimann, wer einerseits
dauerhaft gegen den klaren Willen der meisten
Pflegekrafte in diesem Land an dieser Kammer
festhédlt und andererseits die absolute Verantwor-
tung fur alle Desaster tragt - ich verweise auf die
Beitragsbescheide zu Weihnachten und auf die
Vollbefragung, fiir die Sie verantwortlich sind -, der
tragt am Ende die Verantwortung. Und dann sollte
er auch die Konsequenzen tragen.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Was
ist denn lhre Antwort?)

Werte Kollegen, die Pflegekréafte in Niedersachsen
wollen keine Kammer; das wissen Sie alle. Aber
weil die GroKo einerseits eine Fake-Befragung
durchfihrt und sich andererseits weigert, das
Kammergesetz anzupassen, werden die Pflege-

krafte ab 2021 wieder Zwangsbeitrdge bezahlen
missen. Ein komplettes Desaster, Frau Ministerin
Reimann! Ihr Desaster, Frau Ministerinl Am Ende
wird diese Kammer abgeschafft werden, weil sie
keine Zukunft hat und mittlerweile sogar eine Art
Arbeitgeberverband geworden ist, der bei der brei-
ten Basis der Pflegekrafte keinerlei Akzeptanz
mehr besitzt.

Daher lassen Sie jetzt uns als Landtag handeln.
Lassen Sie uns erstens das Kammergesetz an-
passen, welches die Beitragsfreiheit sowie die
Ruckerstattung sichert, und zweitens eine Befra-
gung durchfuhren, die diesen Namen auch ver-
dient. Diese Befragung sollte genau eine Frage
beinhalten: Wollen Sie eine Pflegekammer - ja
oder nein?

(Julia Wilie Hamburg [GRUNE]: Sie
wissen doch das Ergebnis schon!)

Sie wissen ganz genau, was die meisten Pflege-
krafte antworten werden: Nein, wir wollen keine
Pflegekammer. - Und das ist auch gut so.

Ich danke lhnen.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Nun hat fir die CDU-Fraktion Herr
Abgeordneter Hillmer das Wort. Bitte, Herr Kollege!

Jorg Hillmer (CDU):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kollegen von der FDP, die Pflege-
kammer ist nicht die ,Kammer des Schreckens". Im
englischen Original hei3t das Buch ,Chamber of
Secrets" - Kammer der Geheimnisse. Ich finde
diesen Titel treffender und vor allem auch weniger
verletzend gegeniber allen, die dort tatig sind.

(Zustimmung bei der CDU - Dr. Stefan
Birkner [FDP]: Das ist nicht viel bes-
ser!)

Wohlmeinend, kénnte man namlich mit Blick auf
das Kapitel Pflegekammer sagen: Erst hatte sie
kein Glick, und dann kam auch noch Pech dazu.

(Lachen bei der FDP)

Man kénnte aber genauso gut feststellen, dass die
Pflegekammer in der Tat mit traumwandlerischer
Sicherheit von Fettnapf zu Fettnapf springt. Etliche
Ungeschicklichkeiten der Pflegekammer habe ich
nicht verstanden und kann ich auch nicht rechtfer-
tigen - das muss ich auch nicht. Wichtig ist nam-
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lich, dass sich die Mitglieder der Pflegekammer in
ihrer Organisationsform wohlfiihlen. Deshalb hat
die CDU von Anfang an darauf bestanden, dass
die Pflegekrafte - alle Mitglieder der Pflegekam-
mer - zur Ausgestaltung ihrer Vertretung befragt
werden. Die entscheidende Frage dabei ist: Wollen
sie eine Pflegekammer mit Pflichtmitgliedschaft?

Wir begruRen, dass diese Frage jetzt auch gestellt
wird. Danach kann man dann noch fragen: Falls ja,
soll diese Kammer beitragsfrei sein?

Meine Damen und Herren, wenn dann alle Mitglie-
der der Pflegekammer die Gelegenheit hatten, ihre
Meinung eindeutig kundzutun, wird die CDU das
Ergebnis selbstverstandlich akzeptieren.

Die Regierungsmehrheit der letzten Legislaturperi-
ode hat die Pflegekammer gesetzlich verankert,
um etwas fur die Pflegekrafte zu tun. Die Absicht
war ehrenwert. Die Umsetzung mit einer Verkam-
merung hat die CDU - aber Ubrigens auch die Ge-
werkschaften - von Beginn an kritisiert.

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Auch die FDP!)

Wir haben uns dann im Rahmen des Koalitionsver-
trags darauf verstandigt, der Pflegekammer zu-
nachst zwei Jahre Entwicklungszeit zu geben und
sie zur Mitte der Legislaturperiode unter Einbezie-
hung der Betroffenen zu evaluieren. Darlber hin-
aus haben CDU und SPD im letzten Haushalt ge-
meinsam sogar 6 Millionen Euro zur Erstattung der
Beitrage 2018/2019 bereitgestellt, um den Anlauf-
schwierigkeiten der Kammer zu begegnen und die
Spannungen zwischen der Kammer und ihren
Mitgliedern abzubauen. Das, meine Damen und
Herren, sollte eine Hilfestellung fur die Kammer
sein.

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Sie sollte
dauerhaft beitragsfrei sein!)

Die Diskussion innerhalb der Kammer darlber, ob
man dieses Geld Uberhaupt annehmen sollte, war
schon interessant. Vollig irritierend ist aber der
jungste Beschluss der Kammer, wonach die Bei-
trage fur 2018/2019 weiter eingetrieben werden
sollen, aber die Mitgliedschaft 2020 beitragsfrei
gestellt werden soll. Ich staune, in welcher Ge-
schwindigkeit sich Funktiondre in dieser Kammer
unter dem gesetzlichen Schutzmantel eingerichtet
haben. Und ich staune, meine Damen und Herren,
wie schnell man einen Wasserkopf aufgebaut und
Sparsamkeit abgelegt hat. Sensibilitat wird keine
Starke dieser Kammer mehr werden.
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Letztlich reicht es aber nicht, sich hier in diesem
Hause Uber die Ungeschicklichkeiten der handeln-
den Akteure zu erregen. Wir als Gesetzgeber tra-
gen letztlich fur alles die Verantwortung; denn die-
ser Landtag hat die gesetzliche Grundlage ge-
schaffen und den Pflegenden die Freiwilligkeit ihrer
Mitgliedschaft genommen. Das hat leider Einfluss
auf das Verhalten dieser Vereinigung.

Deshalb, meine Damen und Herren, ist es gut,
dass jetzt die Pflegekréafte das Wort haben. Dieses
warten wir als CDU in Demut ab. Genau diese
Demut vor dem Votum der Pflegekrafte empfehle
ich auch der FDP. Denn die Pflegekrafte sollen fur
sich entscheiden, ob das eine unendliche, eine
endliche, aber vor allen Dingen ob es ihre Ge-
schichte wird.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Es folgt fiir die SPD-
Fraktion Herr Kollege Schwarz. Bitte!

Uwe Schwarz (SPD):

Frau Prasidentinl Meine Damen und Herren!
Schon die Uberschrift dieser Aktuellen Stunde
lasst erahnen, wie groR3 die Entzugserscheinungen
bei der FDP und ihrem Vorsitzenden gewesen sein
missen, weil sie das Thema Pflegekammer in den
letzten Wochen hier nicht behandeln konnten.

Dr. Birkner, selbst gebeuteltes Zwangsmitglied und
Zwangsbeitragszahler in der Architektenkammer -

(Jorg Bode [FDP]: Was?)

- in der Anwaltskammer - da haben Sie aber auf-
gepasst! -, tituliert die Pflegekammer als ,Kammer
des Schreckens”.

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das ist ein
freier Beruf!)

Bei aller politischen Empérung: In dieser Pflege-
kammer arbeiten Menschen - hauptamtlich und
ehrenamtlich. In der Regel sind das Pflegekréfte.
Ich finde es unerhért und verletzend, wie Sie diese
titulieren, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich gebe zu - das kann auch niemand leugnen -:
Es sind erneut Pannen und Fehler aufgetreten.
Auch wir finden die noch nicht erfolgte Mittelzuwei-
sung an die Pflegekammer und die wirklich verun-
glickte Umfrage nicht gut. Der aktuell zwischen
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der Pflegekammer und dem Sozialministerium
rechtlich abgestimmte Beschluss - das ist rechtlich
in der Tat nicht ganz unkompliziert - zeigt jetzt
einen Weg auf, wie die Kuh vom Eis zu bekommen
ist. Auch wir hoffen, dass er jetzt schnell umgesetzt
wird.

Anstatt allerdings, meine Damen und Herren, diese
aktuelle Entwicklung und den Beschluss der Kam-
mer zu begrufen, tobte Dr. Birkner am 15. und
16. Juni durch sé&mtliche Medien und forderte -
genau wie die AfD - den Rucktritt der Sozialminis-
terin.

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Heute auch
wieder!)

- Eben. Wenn das alles so schlimm und unertrag-
lich ist - fur Sie und fur die AfD -,

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Am meisten
Zuspruch bekam ich aus lhren Rei-
hen!)

wenn das fur Sie Uberhaupt nicht mehr tragbar ist,
warum haben Sie dann fir heute nur diese lappi-
sche Aktuelle Stunde beantragt? Wenn das alles
so schlimm ist, dann hatten Sie und auch die AfD
konsequenterweise heute hier einen Abwahlantrag
stellen missen. Anscheinend haben Sie sich aber
selbst vor lhrer forschen Vorgehensweise erschro-
cken.

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das kénnen
wir beim nachsten Mal machen! Da-
rum geht es nicht!)

- Herr Dr. Birkner, das kénnen Sie gerne machen.
Man muss die Ministerin auch nicht personlich
maogen. Aber die Wahrheit ist: Sie hat weder
Schuld daran, noch ist es ihr Versagen, dass
Corona seit Ende Februar fast sdmtliche Arbeits-
kapazitaten in ihrem Haus bindet.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU
- Dr. Stefan Birkner [FDP]: Corona-
geschuldet!)

Es ist weder ihre Schuld noch ihr Versagen, dass
die Befragung durch den beauftragten Inklusions-
betrieb wegen Corona nicht fristgerecht losgehen
konnte. Es ist auch nicht ihre Schuld, dass diese
Befragung von auf3en sabotiert worden ist.

Wir alle wollen, dass diese Befragung stattfindet.
Und wir alle erhoffen uns Klarheit von dieser Be-
fragung - wenn auch in unterschiedliche Richtun-
gen. Wir alle wollen die Vollbefragung; Sie haben
sie am 1. Marz hier selbst noch einmal gefordert.

Es war richtig und notwendig, dass nach den Ma-
nipulationsversuchen die Befragung abgebrochen
wurde. Dies bietet jetzt auch die Méglichkeit zur
Préazisierung der Fragestellung.

Aber eines steht mit Blick auf diesen Verlauf fest:
Es gab und gibt keinen Grund fir Rucktrittsforde-
rungen gegenuber der Sozialministerin.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der CDU)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Abgeordneter Schwarz, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Bothe zu?

Uwe Schwarz (SPD):
Nein, ich will zu Ende ausfuhren.

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Dann fahren Sie fort. Bitte!

Uwe Schwarz (SPD):

Es waére gut, wenn die FDP beim Thema ,Pflege
und Pflegekrafte selbst mal Verantwortung Uber-
nehmen wirde. Kampfen Sie doch endlich mal
gemeinsam mit uns fir einen besseren Personal-
schlussel, fir bessere Bezahlung, fur hthere Min-
destléhne oder fiir einen Tarifvertrag Soziales! Das
alles wirde helfen! Aber das alles lehnen Sie seit
Jahren konsequent ab, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU
- Dr. Stefan Birkner [FDP]: Gucken
Sie mal in unsere Antrége, Herr Kol-
lege!)

Wenn Sie sich nicht an uns orientieren wollen,
dann empfehle ich sowohl der AfD als auch der
FDP: Orientieren Sie sich doch mal daran, was
aullerhalb dieses Landtags passiert. Ihre Kollegen
in Nordrhein-Westfalen haben vor wenigen Wo-
chen, am 24. Juni, gemeinsam mit CDU und Gri-
nen die Errichtung einer Pflegekammer in Nord-
rhein-Westfalen beschlossen. Die Kollegen der
AfD in Sachsen-Anhalt fordern vehement eine
Pflegekammer. So falsch kann das, was diese
Landesregierung gerade macht, also gar nicht
sein.

(Zuruf von Christian Grascha [FDP])

- Ne, Herr Kollege Grascha, das hat etwas damit
zu tun, dass man mal tber den Tellerrand gucken
muss, statt hier verbohrt durch die Halle zu laufen.

(Beifall bei der SPD)
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Meine Damen und Herren, ich sage lhnen etwas -
bei aller Kritik -: Wer arbeitet und Verantwortung
hat, der kann auch Fehler machen.

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Aber doch
nicht immer?)

- Wer sich wie Sie, Herr Dr. Birkner, und auch wie
Herr Lindner vor der Verantwortung drickt und
nicht bereit ist Verantwortung zu Gbernehmen, der
sollte mit Schuldzuweisungen bitte deutlich zu-
rickhaltender sein.

(Beifall bei der SPD)

Vor allen Dingen - darum bitte ich Sie wirklich
ernsthaft - sollte er eine Kérperschaft des offentli-
chen Rechts nicht als ,Kammer des Schreckens*
diffamieren. Das gehort sich nicht, vor allen Dingen
nicht gegeniiber den Beschéftigten.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Schwarz. - Das Wort fur
die Landesregierung hat nun Frau Sozialministerin
Dr. Reimann. Bitte!

Dr. Carola Reimann, Ministerin flr Soziales, Ge-
sundheit und Gleichstellung:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordnete! Ich habe hier zuletzt vor vier
Monaten Uber die Pflegekammer berichtet. Damals
habe ich die Pflegekammer gebeten, schnellst-
moglich eine Kammerversammlung abzuhalten,
um ihre internen Konflikte zu lésen. Am 7. Méarz
sind eine neue Prasidentin und ein neuer Vorstand
gewahlt worden, und etwas spéter ist auch die
vakante Stelle der Geschaftsfilhrung neu besetzt
worden.

Mein Eindruck ist, dass die Pflegekammer perso-
nell nun wieder in ruhigem Fahrwasser ist. Sie
kann sich jetzt wieder auf ihre fachliche Arbeit
konzentrieren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aller-
dings wurden nicht zuletzt durch die Corona-Krise
wichtige Aktivitdten ausgebremst. Ich denke dabei
vor allem an die Sicherstellung der beitragsfreien
Finanzierung. Nun hat die Kammerversammlung
am 16. Juni tagen kdnnen und auch die erforderli-
chen Beschlisse zum Haushaltsplan und zur Bei-
tragsfreiheit gefasst.

Der Antrag auf institutionelle Férderung ist inzwi-
schen fur das Jahr 2020 gestellt worden, und die
Auszahlung kann zeitnah erfolgen. Das bedeutet,
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die Kammermitglieder kénnen sicher sein, im Jahr
2020 keine Beitrdge bezahlen zu mussen. Wenn
die letzten offenen Fragen zur Beitragsriickzahlung
fur die Jahre 2018 und 2019 geklart sind, kann
auch diese zeitnah beginnen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mir ist
aul3erordentlich wichtig, dass die Pflegekrafte
selbst Uber die Zukunft der Kammer entscheiden.
Neben Fragen zur Arbeit der Kammer kénnen die
registrierten Mitglieder auch die Frage nach der
Kammer selbst beantworten. Und gerade zu Be-
ginn der Corona-Krise hatten die Pflegekréafte
Wichtigeres zu tun, als Fragebdgen auszufillen.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb wurde die Befragung auf Juni verscho-
ben; denn es ist mir wichtig, ein fundiertes und
umfassendes Meinungshild der Pflegekrafte zu
erhalten. Das war auch der richtige Weg. Innerhalb
weniger Tage hatten sich schon mehr als 7 000
Kammermitglieder beteiligt.

Umso argerlicher ist es, dass sich die Umfrage
durch einen technischen Fehler erneut verzdgert
hat. Glucklicherweise sind - so das Ergebnis der
Prufung - keine personenbezogenen Daten in die
Héande Dritter gelangt. Aber schon der leiseste
Verdacht, dass einzelne Fragebdgen mdglicher-
weise manipuliert worden sind, diskreditiert diese
so wichtige Befragung im Ganzen. Wir werden die
Befragung deshalb so schnell und so sicher wie
maoglich neu starten.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der CDU)

Wir nutzen den Neustart dazu, um uns intensiv mit
der zuletzt gedul3erten Kritik an der Gestaltung des
Fragebogens auseinanderzusetzen. Die Frage zur
Zukunft der Pflegekammer wird differenzierter
gefasst und an den Anfang gestellt. Ich gehe da-
von aus, dass der Neustart im Juli erfolgen wird.
Die Teilnahme an der Befragung soll bis nach den
Sommerferien moglich sein. Ich rufe alle Mitglieder
dazu auf, sich an der Befragung zu beteiligen.

Da die Novelle des Pflegegesetzes und auch die
Beschwerdestelle hier Themen waren, will ich dazu
Folgendes sagen: Die Novelle des Niederséchsi-
schen Pflegegesetzes ist Teil der ,Konzertierten
Aktion Pflege Niedersachsen” und der Teil, den die
Landesregierung dazu beitrdgt. Wir bereiten sie
aktuell vor.

Sie sieht auch - neu - eine Beschwerdestelle vor.
Ich war schon vor Corona und vor den Vorfallen in
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Celle der Meinung, dass wir eine solche unabhéan-
gige und neutrale Beschwerdestelle brauchen. Wir
etablieren damit ein Whistleblowingsystem in der
Pflege. An diese neutrale und unabhéngige Stelle
kénnen sich Pflegekréafte, aber auch Angehorige
und Betroffene wenden, auch anonym. Der Ge-
setzentwurf war bereits in der Verbandsanhérung.
Die Pflegekammer hat diesen Vorschlag von uns
begrifdt. Wir werden den Gesetzentwurf in Kirze
vorlegen.

Danke fir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der CDU)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank, Frau Ministerin.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, sodass
ich die Beratung des Antrages der Fraktion der
FDP fur die Aktuelle Stunde schlief3en kann.

Ich er6ffne die Besprechung zu

b) Miteinander fir den Natur-, Arten- und Ge-
wasserschutz - den ,Niedersadchsischen Weg*
gemeinsam gehen! - Antrag der Fraktion der SPD
- Drs. 18/6878

Zur Einbringung erteile ich Herrn Kollegen Bosse
das Wort. Bitte!

Marcus Bosse (SPD):

Vielen Dank. - Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Beim ,Niederséachsischen Weg*
handelt es sich um eine einmalige Allianz zwischen
Landesregierung, Landvolk, Landwirtschaftskam-
mer sowie den Natur- und Umweltverbanden in
Niedersachsen. Alle Beteiligten verpflichten sich,
groRe Anstrengungen beim Natur- und Arten-
schutz, bei Biodiversitat und natirlich auch beim
Umgang mit der Landwirtschaft zu unternehmen.

Dieser Schritt, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ist in der Bundesrepublik Deutschland
einmalig. Allen Akteuren - das sage ich hier ganz
deutlich - gilt ganz grof3er Dank fur die konstrukti-
ven Verhandlungen und natirlich auch fur das
Ergebnis, das dabei herausgekommen ist. Ein
besonderer Dank gilt - insbesondere fir die Initiati-
ve hierzu - Herrn Umweltminister Olaf Lies und
Landwirtschaftsministerin  Barbara Otte-Kinast.
Herzlichen Dank daftir!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Hierzu werden uns in Kiirze auch Gesetzesvorla-
gen erreichen, namlich zum Wassergesetz und
zum Naturschutzgesetz.

Wir wissen aber auch, dass es mindestens eine
Fraktion gibt, die diesen ,Niedersachsischen Weg*
zumindest kompliziert findet.

(Helge Limburg [GRUNE]: Das haben
Sie aber schdn ausgedrickt!)

- Ja, lieber Helge Limburg, das ist in der Tat so!

Ich spreche da naturlich tber die Grinen. Zur
Wahrheit gehort aber auch: Wozu Olaf Lies und
Barbara Otte-Kinast zweieinhalb Jahre gebraucht
haben, haben sowohl Christian Meyer als auch
Stefan Wenzel in viereinhalb Jahren nicht einmal
ansatzweise geschafft. Sie haben ja nicht einmal
den Versuch unternommen, die Leute an einen
Tisch zu holen und hier etwas vorzubereiten, um
Landwirtschafts-, Umwelt- und Naturschutzverban-
de zu verbinden. Das ist doch die Wahrheit!

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
der CDU)

Ich habe es noch gut in Erinnerung: Wir haben
damals unter Rot-Griin mehrfach darauf gedréngt,
beim Wassergesetz und beim Naturschutzgesetz
in die Potte zu kommen.

(Christian Meyer [GRUNE]: Die SPD
hat es blockiert!)

Und - auch das gehort zur Wahrheit dazu - der
ehemalige Abgeordnete und jetzige Landesvorsit-
zende war damals fur den Bereich Naturschutz
zustandig.

(Christian Meyer [GRUNE]: Wer hat
denn die 5 m blockiert? - Olaf Lies hat
die 5 m blockiert!)

Das wird z. B. der Kollege Bajus auch noch wis-
sen. Alles, was wir damals hineinverhandelt haben,
war Grundlage fur die jetzigen Entwirfe.

(Christian Meyer [GRUNE]: Das stand
in der Presse! - Julia Willie Hamburg
[GRUNE]: Das hat lhr Wirtschaftsmi-
nister blockiert, der jetzt Umweltminis-
ter istl - Unruhe - Glocke der Prasi-
dentin)

Alles, was jetzt noch oben drauf gekommen ist, ist
deutlich mehr. Ihr Landesvorsitzender macht jetzt
Stimmung gegen den ,Niederséchsischen Weg"“,
obwohl er viel weiter geht als das, was damals im
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Entwurf von Rot-Griin stand. Das ist doch véllig
absurd, meine sehr geehrten Damen und Herren!

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
der CDU)

Daraus kann ich nur schlussfolgern: Es geht Ihnen
nicht um die Sache. Es geht lhnen um das Erhei-
schen von Wahlerstimmen und um nichts anderes.

Ich oute mich hier auch als Mitglied des NABU.
Warum sage ich das? - Ich bin Mitglied des NABU
geworden und helfe dort mit, weil meine NABU-
Ortsgruppe ebenso wie die in vielen anderen Be-
reichen eine gute Arbeit machen. Daflir gebuhrt
ihnen Dank und Respekt.

(Beifall bei der SPD)

Bei uns arbeitet die Ortsgruppe z. B. gemeinsam
mit dem Landschaftspflegeverband im Landkreis
Wolfenbiittel, gemeinsam mit der unteren Natur-
schutzbehérde, gemeinsam mit den Besitzern,
gemeinsam mit der Landwirtschaft und den Um-
welt- und Naturschutzverbanden. Das ist eine gute
Arbeit vor Ort.

Ich bin aber auch enttauscht. Ich bin enttauscht
vom Landesvorsitzenden des NABU.

(Beifall bei der CDU)

Ich bedauere auf der einen Seite, dass er den
.Niederséchsischen Weg"“ mit Inbrunst unterzeich-
net hat. Im Facebook-Auftritt kann man sehen, wie
er von einer ,bedeutenden Unterschrift* und von
einem Startpunkt spricht, den er sich ,immer ge-
wlnscht” hat. Aber auf der anderen Seite wirbt er
nun fir das Volksbegehren. Gehen Sie mal auf die
Homepage des NABU Niedersachsen! Wenn Sie
NABU Niedersachsen anklicken, erscheint unten
sofort ein Banner. Welche Farbe hat dieses Ban-
ner wohl? - Natdrlich griin! Wenn man draufklickt,
findet man den Weg zum Volksbegehren.

Ich finde dieses Gebaren, meine sehr geehrten
Damen und Herren, wie hierbei vom Landesvorsit-
zenden des NABU agiert wird, aufBerst befremd-
lich.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Kollege Bosse, Herr Kollege Limburg bittet
darum, eine Zwischenfrage stellen zu kénnen. -
Nein.

(Helge Limburg [GRUNE]: Och!)

Dann fahren Sie bitte fort.
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Marcus Bosse (SPD):

Natur-, Umwelt- und Artenschutz sind immer nur
gemeinsam mit der Landwirtschaft, mit den Land-
besitzern, mit den Umwelt- und Naturschutzver-
banden mdoglich. Das ist oftmals ein langer Weg,
ein steiniger Weg. Aber es muss immer gelten, alle
Beteiligten an einen Tisch zu bringen und mit allen
zu sprechen, um Ldsungen zu finden. Das, meine
sehr geehrten Damen und Herren, ist mit dem
.Niedersachsischen Weg" gelungen.

Ich danke lhnen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Fir die FDP-Fraktion hat Herr Ab-
geordneter Grupe das Wort.

Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Das falsche Spiel des NABU belastet den
.Niedersachsischen Weg"“. Ich kann da an den
Kollegen Bosse von der SPD nur nahtlos anknip-
fen. Mit einem Volksbegehren gehen NABU und
Grune auf Konfrontationskurs. Die in der Natur
Tatigen sollen an den Pranger gestellt werden.

In den Vereinbarungen zum ,Niedersachsischen
Weg" steht vieles, was Landwirte bereits langst
leisten. Deswegen ist es sehr erfreulich, dass das
endlich Anerkennung findet. Es ist aber auch eini-
ges dabei, was uns Landwirten die Sorgenfalten
auf die Stirn treibt. Die wirtschaftlichen Einschnitte
sind in ihren Auswirkungen zum Teil so drastisch,
dass es einer kalten Enteignung gleichkommen
wirde, Herr Minister, wenn sie nicht wirklich aus-
geglichen wirden.

Deswegen kann ich nur an Sie appellieren: Ver-
spielen Sie nicht das erhebliche Vertrauen, dass
Ihnen die Landwirtschaft entgegenbringt! Auch der
Kollege Bosse hat darauf hingewiesen: Ein Weg
kann nur gemeinsam beschritten werden, wenn
eine verlassliche Vertrauensbasis vorhanden ist.

(Beifall bei der FDP)

Aber diese wird nattrlich von Beginn an infrage
gestellt, wenn NABU und Grine gleichzeitig das
Volksbegehren betreiben. Herr Minister, Sie haben
es hervorragend auf den Punkt gebracht, indem
Sie gesagt haben: Ein Volksbegehren in dieser
Frage ist das Gegenteil des ,Niedersachsischen
Wegs"“. - Das teilen wir zu 100 %!
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Wenn Landwirte also neben der Erzeugung von
Nahrungsmitteln, von nachwachsenden Rohstoffen
und von Bioenergie zukiinftig auch schwerpunkt-
mafig den Erhalt der Artenvielfalt quasi als Be-
triebszweig betreiben sollen, dann muss das fair
entlohnt werden. Dann muss es nur attraktiv fur die
Betriebe sein, und dann laufen Sie offene Scheu-
nentore ein, dann mussen Sie gar nicht dafur wer-
ben. Die Landwirte sind dann natirlich bereit, die-
sen Weg mitzugehen.

Wenn der NABU aber im Hintergrund quasi die
Keule ,Volksbegehren* schwingt, dann besteht die
Sorge, dass immer noch mehr aufgesattelt wird,
um die Anhanger des Volksbegehrens einzufan-
gen, sodass wir Landwirte mal eben so mitge-
nommen werden, aber die zuséatzlichen Aufwen-
dungen der Landwirtschaft nur unzulénglich aus-
geglichen werden. Dann ist das Ganze, Herr Minis-
ter, zum Scheitern verurteilt; denn hierbei geht es
um Hunderte von Millionen Euro, und die Landwirt-
schaft ist nicht in der Lage, diese Last allein zu
tragen.

(Beifall bei der FDP)

Summa summarum kann man feststellen, dass der
NABU hier gemeinsam mit den Grinen die kom-
menden Wahlkéampfe vorbereitet; Kollege Bosse
hat darauf hingewiesen. Das stellt man sich offen-
sichtlich als Win-win-Situation vor. Der NABU kann
sein Spendensackel fillen, und die Grinen erhof-
fen sich davon einen Wahlkampfhit. Das Thema
machen sie sich schlicht zur Beute! Die Sache
steht dabei vdllig im Hintergrund, und jeder ver-
sucht auf seine Art und Weise, daraus Profit zu
ziehen. Herr Kollege Bosse, ich glaube nicht, dass
den Grinen das Thema zu kompliziert ist. Ich
glaube, Sie unterschatzen die Grunen bei Weitem.
Das ist knallhartes politisches Kalkul. Hier wird
knallhart Politik fur die eigene Partei gemacht, statt
sich um die Sache zu kimmern.

(Beifall bei der FDP - Widerspruch bei
den GRUNEN)

Deswegen stellen wir klipp und klar fest: Glaub-
wurdigkeit geht anders. Der Minister hat hier mit
dem NABU, der das mitunterzeichnet hat, aber
etwas ganz anderes betreibt, ein Kuckucksei im
Nest. Das muss geklart werden. Sonst wird da eine
vertrauensvolle Zusammenarbeit nicht maoglich
sein.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Es
mussen vor allem grundséatzliche Re-
gelungen auf den Tisch!)

Wer Partner beim ,Niedersachsischen Weg"“ sein
will, kann nicht - und das war hier eindeutig der
Fall - mit gezinkten Karten spielen.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nachhaltiges
Wirtschaften mit Blick auf zukiinftige Generationen
gehort seit langer Zeit, seit Jahrhunderten, zur
Grundgenetik der Land- und Forstwirtschaft. Der
Erhalt der Artenvielfalt geht nur im Zusammenwir-
ken mit den in der Natur Téatigen. Das sind die
Angler, die Fischer, die Imker, die Jager und natr-
lich die Land- und Forstwirtschaft.

Die Bereitschaft ist da. Man hat das gemeinsam
erklart. Es liegt jetzt an der Landesregierung, Herr
Minister, ob dieser gemeinsame Weg erfolgreich
sein wird oder ob er zum Scheitern verurteilt ist. Da
sind Offenheit, Fairness und ein ehrlicher Umgang
verlangt. Wir sind konstruktiv dabei und wirden
uns freuen, wenn dieser Weg erfolgreich gestaltet
werden kodnnte.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Grupe. - Das Wort fiir die Frakti-
on Bindnis 90/Die Griinen hat nun Herr Kollege
Meyer. Bitte!

Christian Meyer (GRUNE):

Sehr verehrte Damen und Herren! Sehr geehrter
Herr Kollege Bosse, um nicht Geschichtsklitterung
zu betreiben, wie Sie es getan haben, habe ich mir
noch einmal die Artikel herausgesucht. Sie haben
ja behauptet, dass es ein rot-griines Kabinett gab,
das 5m Gewasserrandstreifen beschlossen und
diesen Gesetzentwurf hier in den Landtag einge-
bracht hat.

Da gab es einen Wirtschaftsminister Olaf Lies, der
in der Nordwest-Zeitung - ich habe den Artikel
hier - grof3 erklart hat, mehr als 1 m sei mit ihm
nicht moglich.

(Zurufe von den GRUNEN: Aha!)

Dann hat die SPD-Fraktion - Herr Siebels und
andere - das blockiert, und selbst dieser 1 m ist
nicht mehr verabschiedet worden.

(Wiard Siebels [SPD]: Ich blockiere
doch nicht!)
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Insofern kann man sehr gut nachlesen, dass wir
erst 5 m wollten.

(Beifall bei den GRUNEN)

Jetzt haben Sie Ubrigens im ,Niedersachsischen
Weg" nur 3 m stehen. - Das nur einmal dazu.

Herr Minister Lies, kurz vor Weihnachten 2017 hat
Ihnen die Griine-Fraktion ja ein Entdeckerset fur
Insekten geschenkt. Wir haben Hoffnung gehabt.
Denn Sie haben damals gesagt, dass Sie das Ar-
tensterben und das Insektensterben, das Sie neu
entdeckt haben, hier zur Chefsache machen. Pas-
siert ist nichts.

Mitte 2018 standen die Umweltverbdnde BUND
und NABU vor dem Landtag und haben dem Minis-
terprasidenten und Olaf Lies einen Forderungska-
talog zum Thema Artensterben Uberreicht. Sie
haben gehofft, dass etwas passiert. Passiert ist
nichts.

Mitte 2019 - wieder ein Jahr spater - schimpft der
Umweltminister auf Glyphosat und erklart, dass es
weg muss. Da hat er ja recht. Er fordert auch, Ro-
boterrasenmaher zu verbieten. Viele, viele Worte.
Passiert ist nichts.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Genau!)

Im Herbst 2019 verkiinden dann die Imkerverban-
de, der Heimatbund, Gewerkschaften, Unterneh-
men, dkologische Agrarverbénde, Birgerinitiativen,
Insektenfreunde, BUND, NABU, Griine und viele
weitere Verbande die Plane fir ein Volksbegehren
nach dem Vorbild Bayerns. In Bayern war die SPD
Ubrigens ebenfalls Untersttitzer.

(Helge Limburg [GRUNE]: Oh!)

Im Ubrigen wurden ja alle Parteien angeschrieben.
Ich habe sogar gehért, dass Herr Althusmann ge-
sagt hat, dass er es zwar nicht unterstitzt, aber
den Initiatoren viel Erfolg beim Volksbegehren
winscht.

(Beifall bei den GRUNEN)

Das war jedenfalls das Schreiben, das er an den
NABU und den BUND zum Volksbegehren zuriick-
geschickt hat.

(Heiterkeit bei den GRUNEN)

Als diese Ankindigung vorlag, kam offenbar hekti-
sche Panik auf. Ganz schnell sollte eine Entwick-
lung wie in Bayern verhindert werden. Nun musste
ein Plan, ein Weg, ein niedersachsischer Weg oder
ein Ausweg her. Laut HAZ bot die GroKo den Um-
weltverbdnden Geld an, um ein demokratisches
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Volksbegehren zu verhindern. Finanzminister Hil-
bers redete hier im Landtag auf eine Frage des
Kollegen Stefan Wenzel von 120 Millionen Euro,
die irgendwo im Haushalt wéren, um ein Volksbe-
gehren zu verhindern. So steht es jedenfalls im
Protokoll.

Herr Hilbers, ich habe in den Haushalten nachge-
schaut. Ich habe die Summe immer noch nicht
gefunden, weder in diesem Haushalt noch sonst
wo. Da ist also nichts beschlossen. Vielleicht kon-
nen Sie ja einmal erklaren, wo dieses Geld denn
versteckt sein soll.

(Beifall bei den GRUNEN)
Bislang ist es nur eine Ankindigung.

Genauso gibt es - vielleicht wissen ja die CDU und
die SPD mehr - weder einen Gesetzentwurf flr ein
neues Naturschutzgesetz noch fir ein Wasserge-
setz noch fir ein Waldgesetz. Grine und FDP
haben Sie auch gar nicht eingeladen, um einen
Uberparteilichen Konsens zu erzielen. Vor zwei
Jahren haben wir hier gemeinsam einen Antrag
zum Bienensterben verabschiedet und uns als
Grine da auch bewegt haben. Aber hier passiert
nichts.

(Beifall bei den GRUNEN)

Was sagen wir nun zum ,Niedersachsischen
Weg“?

.Die Vereinbarung ist noch nicht der grol3e
Wourf fur Natur- und Artenschutz. Aber sie ist
ein erster Erfolg fiir die mehr als 100 Unter-
stutzerverbande des Volksbegehrens Arten-
vielfalt. Anscheinend hat die Landesregie-
rung aus Bayern gelernt und wartet nicht
erst die Unterschriffensammlung ab, bevor
es zu Gesprachen kommt. Schon unmittel-
bar nach Einleitung des Volksbegehrens bei
der Landeswabhlleiterin bewegt sich die Gro-
Re Koalition und kiindigt konkrete Gesetzes-
veranderungen ... sowie einige finanzielle
Zusagen an. Das ist Uberféllig angesichts
des grolen Verlusts biologischer Vielfalt
insbesondere in der Landwirtschaft.

In den anstehenden Gesetzes- und Haus-
haltsberatungen im Landtag kommt es nun
darauf an, dass die wesentlichen Punkte
des Volksbegehrens auch in den Gesetzes-
text einflieBen und nicht von der CDU-
Fraktion ... aufgeweicht werden. Hier ist vie-
les in der Absichtserklarung noch sehr va-
ge..."
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Das gilt z. B. beim notwendigen Verbot von Pesti-
ziden; da wollen Sie nur eine Absichtserklarung.
Auch der Schutz von Alleebaumen fehlt véllig,
obwohl der Heimatbund am Freitag letzter Woche
dem Ministerprasidenten noch einmal gesagt hat,
wie wichtig der Schutz der Alleen ist. Und da geht
es nicht um Landwirtschaft; fur die Alleebaume
sind die StralRenbaubehdrden zusténdig. In Bayern
ist das geschiitzt. In Niedersachsen: Fehlanzeige.

Deshalb brauchen wir dort weiter diesen Druck.
Wir hoffen, dass es bald zu guten Gesetzen
kommt.

Dass sich die SPD jetzt dariiber beschwert, dass
die Umweltverbande BUND und NABU das Volks-
begehren weitermachen, wundert mich schon sehr.
Denn als der ,Niedersachsische Weg" vorgestellt
worden ist, hat Herr Berger in der HAZ berichtet:

»Ohne die Ankindigung dieses Volksbegeh-
rens waren wir heute nicht so weit gekom-
men‘, sagt der NABU-Landesvorsitzende
Holger Buschmann. Das neue Abkommen
sei erst ein ,Start-, aber noch kein End-

punkt'.
Daher war lhnen das doch ganz klar.

Herr Dammann-Tamke fordert im Rundblick, in die
Praambel solle der Verzicht auf ein Volksbegehren
hineingeschrieben werden. - Im ,Niedersachsi-
schen Weg" finde ich keine Praambel.

Es ist das ganz demokratische Recht - es steht in
unserer Verfassung -, Volksbegehren zu machen.
Das kénnen Verbande tun. Das kdnnen Parteien
tun. Ich kann mich noch daran erinnern, dass Frau
Heiligenstadt und Frau Korter das Volksbegehren
fur gute Schulen in Niedersachsen unterstitzt ha-
ben.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Da hatte
man aber keine Vereinbarung unter-
schrieben! - Wiard Siebels [SPD]: Das
ist der Unterschied!)

Wie gesagt, tut die SPD in Bayern es auch. Inso-
fern schlage ich IThnen zum Schluss vor: Wenn Sie
das Volksbegehren verhindern wollen, lernen Sie
von Bayern! Machen Sie es wie Herr Sdder!

(Beifall bei den GRUNEN)

Ubernehmen Sie den Gesetzentwurf des Volksbe-
gehrens! Wir kénnen ihn hier gemeinsam be-
schlieBen. Ansonsten missen die Niedersachsin-
nen und Niedersachsen demokratisch entschei-
den.

(Lebhafter Beifall bei den GRUNEN -
Wiard Siebels [SPD]: Wahlkampf! -
Weiterer Zuruf von der SPD: Wahl-
kampf pur!)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Nun folgt die AfD-Fraktion. Das
Wort hat Herr Abgeordneter Wirtz. Bitte!

Stefan Wirtz (AfD):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Liebe SPD, Sie nennen es den
.Niederséchsischen Weg" und feiern sich als die
ultimativen Umwelt- und Naturschiitzer. Herr Bos-
se formulierte hier von der einmaligen Allianz, die
Sie geschlossen haben - ganz pressewirksam.
Und: Vor allen Dingen pressewirksam, noch lange
nicht umweltschutzwirksam wurde das Abkommen
auf einer grinen Wiese unterschrieben. Nur falls
Sie Schwierigkeiten mit der Farbe Grin haben: Die
nutzen Sie selber ganz gern.

(Wiard Siebels [SPD]: Die Wiese war
vorher schon grun!)

Aber so ganz einmalig ist es ja nun offensichtlich
nicht. Denn Sie beschweren sich hier und zeigen
sich enttauscht Uber einen Ihrer Allierten. Der
NABU macht nicht mit. Ganz im Gegenteil: Er
spielt sein eigenes Spiel.

Das ist verstandlich. Wir haben hier gerade die
Brandrede des Kollegen Meyer gehort. Wir finden
das auch gut. Volksbegehren, Volksentscheide
und Volksinitiativen sind das, was auch wir wollen.
Sie sind das basisdemokratische Element, das wir
viel mehr haben wollen.

Hier ist es aber naturlich nicht ganz so einfach,
sondern schon ein bisschen vielschichtig. Man
muss fragen: Was ist eigentlich bei lhnen mit lhrem
Alliierten schiefgelaufen? Denn der NABU und
andere Umweltverbande sind ja nun lange Zeit -
sagen wir es einmal neutral und diplomatisch -
Partner lhrer Regierungsarbeit und lhrer Fraktio-
nen. Was sie in den Ortsgruppen und in den Kreis-
verbdnden machen, tun sie ndmlich auf der Basis
dessen, was Sie hier beschlieRen und womit Sie
sich schmiicken. Die FulRRarbeit in den Gummistie-
feln Ubernehmen die Naturschutzverbédnde, wenn
Sie sie lange genug bei Laune halten kénnen.

Das hat in diesem Fall offensichtlich nicht geklappt.
Insofern misste das, was Sie hier betreiben, ei-
gentlich nicht ,Aktuelle Stunde“, sondern ,Appell-
stunde” heilBen. Ihnen ist ein Partner davongelau-
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fen. Ihnen schwimmen die Felle weg. Denn eines
ist im Gegensatz zu dem einen oder anderen
Volksbegehren oder der einen oder anderen
Volksinitiative abzusehen: Dieses Begehren kénn-
te erfolgreich sein. Es kdnnte genug Unterschriften
erreichen. Artenschutz und Bienen ziehen immer.
Das wird erfolgreich.

Herr Grupe hat sich sogar als Parlamentarier hier
dazu verstiegen, eine demokratische Volksent-
scheidung als Keule zu bezeichnen. Das ist eine
fantastische Einstellung dazu, was wir von unse-
rem Volk halten, wenn es mal ein Begehren &u-
Rert.

Aber man muss hier auch klar sagen: Der NABU
und die anderen, z. B. die Griinen, die da mit steu-
ern, haben natirlich ihre eigenen Interessen. Das
sollte Sie Uberhaupt nicht Giberraschen.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Ein
Volksbegehren ist kein Steuern! Da
widersprechen Sie sich doch selber!)

Es ist eine Lobbygruppe, die Sie da beschaftigen.
Diese Lobbygruppe setzt knallhart ihre Lobbyinte-
ressen durch. Das macht der NABU. Da brauchen
Sie Herrn Buschmann gar nicht zu schelten. Er tut
das, was er tun muss. Das finde ich in der Hinsicht
bewundernswert.

Er fahrt namlich zweigleisig. Sie unterschatzen da
nicht die Grinen, Sie haben den NABU unter-
schatzt. Er setzt jetzt auf das, was seinen Interes-
sen bzw. den Interessen seines Verbandes am
meisten bringen wird. Das kann unter Umstanden
auch das Volksbegehren sein. So lauft Demokra-
tie. Eventuell missen Sie sich dann an diesen
Mehrheitsentscheid halten.

Was sind das fir Interessen? Kann es vielleicht
sein, dass Sie da einfach zu spéat geschaltet ha-
ben? Kann es sein, dass Sie, weil die Pressekon-
ferenz von BUND und NABU schon im Februar
war, gemerkt haben, wir missen jetzt nachlegen,
wir mussen mit der Bauernschaft, den Bauernver-
banden unbedingt irgendetwas aus dem Hut zau-
bern?

Kann es nicht ganz profan sein - die nachstliegen-
de Erklarung ist meistens auch die richtige -, dass
Sie einfach zu wenig geboten haben? Denn diese
Lobbyverbéande arbeiten ja nicht gratis. Es geht
nicht darum, dass sie besser Spenden einsam-
meln,
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(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Die
sind doch nicht k&uflich! Die haben
Inhalte, fur die sie stehen!)

sondern es geht tatsachlich um erreichte Foérder-
gelder, um die Tépfe, die eben einer nicht gefun-
den hat.

Aber es geht dabei naturlich auch um viel Geld,
das diese Verbande erhalten. Es geht z. B. darum,
in den n&chsten finf Jahren 15 weitere Gebietsbe-
treuungen, also Einrichtungen wie Okologische
Stationen, zu installieren. Und wer sitzt dann da? -
Leute vom NABU, die aufpassen, dass alles seine
Richtigkeit hat.

Naturlich kann man dagegen Sturm laufen, natir-
lich kann man dann dagegen sein. Aber am Ende
stellt sich vielleicht heraus, dass Sie nur zu wenig
geboten haben, um diesen Verband, diesen Alliier-
ten, bei Laune zu halten.

Jetzt muss auch ich ein bisschen literarisch wer-
den: Da haben Sie wohl Geister gerufen, die Sie
nicht mehr loswerden. - Der Zauberlehrling ist viel-
leicht mal etwas anderes als Harry Potter und Mi-
chael Ende.

Ehe wir hier das Niveau aber zu weit steigern,
muss ich lhnen zu dieser Art von Appell, die Sie da
ausgerichtet haben, sagen: Vielleicht werden Sie
sich noch einig. Uns freut das ein bisschen, weil
Geriichte aufgekommen sind, wir hatten Gespra-
che mit dem NABU verweigert. Das haben wir
nicht getan. Der NABU hat uns gar nicht erst ge-
fragt, weil wir die AfD sind und man mit der ja
nichts macht. Aber trotzdem kann ich die Blrger,
die an Artenschutz interessiert sind, nur ermuntern,
wenn sie sich daflir entscheiden wollen, dieses
Volksbegehren zu unterstiitzen. Wir finden es auch
so weit in Ordnung.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Sie
finden es in Ordnung! Immerhin!)

Und danke sehr dafir!

(Beifall bei der AfD - Christian Meyer
[GRUNE]: Das war mal wieder eine
seiner Reden nach dem Motto: Ich
habe jetzt funf Minuten Zeit, dann sa-
ge ich mal irgendwas!)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Fir die CDU-Fraktion hat das Wort
Herr Abgeordneter Dammann-Tamke. Bitte!
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Helmut Dammann-Tamke (CDU):

Frau Préasidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich bin der SPD-Fraktion und ganz besonders
ihrer Fraktionsvorsitzenden Johanne Modder un-
endlich dankbar, dass sie dieses Thema auf die
Tagesordnung und in die Offentlichkeit geholt hat.

Warum bin ich ihr so dankbar? - Weil es sich ins-
besondere ein politischer Gegner bei diesem The-
ma relativ einfach macht. Denn sobald jemand aus
der CDU-Fraktion des Niedersachsischen Land-
tags spricht, heif3t es sofort reflexartig: Jetzt kommt
die Agrarlobby der CDU-Fraktion!

(Zuruf von Miriam Staudte [GRUNE])

- Um es hier ganz unmissverstandlich und eindeu-
tig zu formulieren, Frau Kollegin Staudte: Die CDU-
Fraktion im Niedersachsischen Landtag unterstitzt
ausdrtcklich den ,Niedersachsischen Weg*

(Miriam Staudte [GRUNE]: Was ha-
ben Sie denn als Préasident des Jagd-
verbandes geschrieben? Da haben
Sie das Gegenteil geschrieben!)

und ist sehr dankbar daftrr, dass der Ministerprasi-
dent, der Umweltminister Olaf Lies und die Land-
wirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast diese
Vereinbarung mit den Verbanden, mit der Kammer,
mit dem Landvolk Niedersachsen, mit dem BUND
und dem NABU abgeschlossen hat. Punkt. Neh-
men Sie das bitte zur Kenntnis!

(Beifall bei der CDU - Christian Meyer
[GRUNE]: Und was sagen die Jager?)

- Herr Kollege Meyer, Sie sind kurz auf die Praam-
bel eingegangen, was im Rundblick mit meinem
Zitat veroffentlicht wurde.

(Christian Meyer [GRUNE]: Das war
von |hnen!)

Ich habe gegeniiber dem Rundblick erklart, dass
ich mir eine geédnderte Praambel winschen wirde
dahin gehend, dass insbesondere betont wird,
dass die Landwirtschaft in Niedersachsen eine
weitere Aufgabe hat, namlich die Sicherstellung
der Ernahrung der Bevdlkerung. Das ist nicht pas-
siert.

(Christian Meyer [GRUNE]: Aha!)

Das ist insbesondere deshalb nicht passiert, weil
der ,Niedersdchsische Weg" dieses Parlament
bisher Gberhaupt nicht erreicht hat. Wir haben am
vergangenen Mittwoch im Rahmen einer Unterrich-
tung im Agrarausschuss von der Landwirtschafts-
ministerin Barbel Otte-Kinast und Olaf Lies das

erste Mal als Abgeordnete des Niedersachsischen
Landtags Details in Bezug auf den ,Niederséachsi-
schen Weg" hingenommen.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Hinge-
nommen!)

Politik seitens der Parlamentarier war in diesem
Prozess auBBen vor. Ich betone ausdricklich: Das
war auch gut so!

Aber jetzt will ich ein wenig auf den zeitlichen Ab-
lauf eingehen, Herr Kollege Meyer, was insbeson-
dere auch Sie getan haben. Es steht aul3er Frage,
dass ein Volksbegehren und ein Volksentscheid
wichtige Instrumente unserer Demokratie sind. Ich
frage mich allerdings zum heutigen Zeitpunkt: Wer
ist denn derjenige, der in diesen Prozessen die
Entscheidungen demokratisch basiert trifft? Worauf
will ich hinaus? - Im August vergangenen Jahres
haben die Initiatoren - Griilne, BUND und NABU -
alle Natur- und Umweltschutzverbande in Nieder-
sachsen im Hinblick darauf eingeladen, diesen
.Niedersédchsischen Weg" zu unterstitzen. Das
war am 20. August.

(Christian Meyer [GRUNE]: Nein!
Nicht ,Niedersachsischen Weg“, son-
dern ,das Volksbegehren“!)

- Das Volksbegehren! Danke fir die Korrektur.

Auf Nachfrage haben diese Natur- und Umweltver-
bande innerhalb von acht Tagen den Gesetzent-
wurf bekommen, der Grundlage des Volksbegeh-
rens sein sollte. Wiederum acht Tage spater lief
die Frist ab, in der diese anerkannten Natur- und
Umweltschutzverbéande erklaren sollten, ob sie
dieses Volksbegehren unterstiitzen wollen, ja oder
nein, verbunden mit der Bitte um Riickmeldung an
den Landesgeschaftsfihrer der Grinen Josef VoR3.

(UIf Thiele [CDU]: Unglaublich!)

Allein dieses Verfahren lie3 bei anderen Natur-
und Umweltschutzverbanden den Verdacht auf-
kommen, dass sie eventuell Gefahr laufen wirden,
sich hier politisch instrumentalisieren zu lassen.

(UIf Thiele [CDU]: Unglaublich! - Zuru-
fe von den GRUNEN)

Deshalb haben diese Natur- und Umweltschutz-
verbdnde davon Abstand genommen, sich diesem
Volksbegehren anzuschlie3en.

(Beifall bei der CDU - Christian Meyer
[GRUNE]: Sie machen doch Parteipo-
litik bei der Jagerschaft!)
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Das ist ihnen insofern nicht gedankt worden, als
sie dann bei den Erarbeitungsprozessen unter
Einbeziehung der Landesregierung und der Be-
rufsverbénde nicht einbezogen wurden,

(Christian Meyer [GRUNE]: Sie ma-
chen doch die Vermischung! - Julia
Willie Hamburg [GRUNE]: Deshalb
wurden sie nicht einbezogen?)

als sie auch in den Arbeitsgruppen nicht einbezo-
gen wurden.

(Unruhe)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Einen Moment, bitte, Herr Kollege! - Ich hatte mir
eigentlich Sorgen um die Kultur des Zwischenru-
fens gemacht. Ich stelle fest, das war véllig unbe-
rechtigt. Bei aller Freude Uber die Lebendigkeit des
Parlamentes sollte man den Redner doch verste-
hen kénnen.

Herr Kollege, bitte fahren Sie fort!

Helmut Dammann-Tamke (CDU):
Vielen Dank, Frau Prasidentin.

Das zum Verfahren und zu dessen Klarstellung.

Jetzt ist der ,Niedersachsische Weg“ vereinbart,
und es sind drei Arbeitsgruppen eingesetzt wor-
den. Natirlich sind diese Natur- und Umwelt-
schutzschutzverbande in den Arbeitsgruppen nicht
bertcksichtigt worden, weil sie sich ja geweigert
hatten, sich in den Verdacht zu begeben, sich poli-
tisch instrumentalisieren zu lassen. D’accord. Da-
mit muss man leben.

Aber ich empfinde es schon als gewisse Provoka-
tion, dass beispielsweise ein Mitglied des NABU,
das in der Arbeitsgruppe Natur- und Umweltschutz
mitarbeitet - der Name spielt an dieser Stelle keine
Rolle -, Uber Pressemitteilungen, hier Uber die
HAZ, erklart, wann er oder sie in Hannover oder
Gehrden auf welchem Marktplatz oder welcher
FulRgéngerzone unterwegs ist,

(Christian Meyer [GRUNE]: Da gibt es
auch viele CDU-Mitglieder!)

um gemeinsam mit den Griinen Unterschriften fur
das Volksbegehren zu sammeln, und gleichzeitig
diese Person in der Arbeitsgruppe Natur- und Um-
weltschutz mitverhandelt.

(Christian Meyer [GRUNE]: Was
spricht denn dagegen?)
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Ich muss sagen - an dieser Stelle spreche ich pro
domo fur die Landwirte, die dort mit am Tisch sit-
zen -: Anstelle dieser Landwirte wirde ich es
schon als Provokation empfinden, dass man mit
Leuten am Verhandlungstisch gute, einvernehmli-
che, auf Vertrauen basierte Lésungen finden soll
und es gleichzeitig mit Verhandlungspartnern zu
tun hat, die personlich aktiv Unterschriften fir das
Volksbegehren sammeln.

(Helge Limburg [GRUNE]: Manchmal
sind die Vorsitzenden der Jagerschaft
auch parallel Mitglieder des Landtags!
- Glocke der Préasidentin)

In diesem Zusammenhang kommt die folgende
spannende Frage auf: Es sind 130 Verbénde, die
dieses Volksbegehren unterstiitzen. Inwieweit
werden diese 130 Verbande denn in dem demo-
kratischen Meinungsbildungsprozess dahin ge-
hend einbezogen, die Entscheidung zu treffen,
dass dieses Volksbegehren weitergefthrt wird?

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Herr Kollege, Sie missen zum Schluss kommen!

Helmut Dammann-Tamke (CDU):
Danke. Das weil3 ich.
Dass dieses Volksbhegehren weitergefuhrt wird, ist

offensichtlich einzig und allein eine Entscheidung
des NABU.

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Kollege, das Wissen allein reicht nicht. Die
Tat ist entscheidend.

(Heiterkeit und Zustimmung bei den
GRUNEN)

Also kommen Sie bitte zum Schluss!

Helmut Dammann-Tamke (CDU):

Frau Prasidentin, Sie haben selbst anerkannt,
dass ich durch Zwischenrufe erheblich unterbro-
chen wurde.

(Zurufe: Oh!)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Wir diskutieren dartber nicht!

Helmut Dammann-Tamke (CDU):
Zwei Séatze.

(Heiterkeit)
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Es ist fir mich sehr bemerkenswert, dass der
BUND dieses Volksbegehren nicht unterstitzt, im
Gegensatz zum NABU. Von daher bin ich voll bei
Johanne Modder, wenn sie Uber die Siddeutsche
Zeitung erklart, dass sich der NABU in den Ver-
dacht begibt, sich hier parteipolitisch instrumentali-
sieren zu lassen.

Vielen Dank fiur Ihre Aufmerksamkeit.

(Starker Beifall bei der CDU und Bei-
fall bei der SPD)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Das Wort fir die Landesregierung
hat nun Herr Umweltminister Lies. Bitte, Herr Mi-
nister!

Olaf Lies, Minister fur Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zumindest zeigt sich, dass wir mit groBem Nach-
druck ein Thema verfolgen. Wir alle wissen, dass
wir fur Natur- und Umweltschutz in unserem Land
mehr tun missen. Manchmal hilft es, zu Beginn zu
sagen: Es gibt etwas, was uns in der Sache eint.
Vielleicht lohnt es sich dann auch, dartber zu strei-
ten und zu diskutieren, welchen Weg wir gehen.

Lieber Herr Meyer, erst einmal ganz herzlichen
Dank fiir das grof3e Lob an den Wirtschaftsminister
der letzten Legislatur, der sich hat durchsetzen
kénnen! Das ist Verantwortung im Ressort.

(Lachen bei den GRUNEN)
- Vorsicht, Vorsicht!

Ich bin Umweltminister und nehme jetzt die Ver-
antwortung wabhr.

(Beifall bei der SPD - Zuruf von den
GRUNEN: Nein, nicht dass ich wiss-
te!)

Das ist das, was lhnen in der letzten Legislaturpe-
riode nicht gelungen ist: Sie haben sich nicht
durchgesetzt. Das ist Ihr Problem.

(Starker Beifall bei der SPD und bei
der CDU - Christian Meyer [GRUNE]
lacht)

- Da hilft jetzt auch nicht das Lachen, Herr Meyer.

Wissen Sie, was der Unterschied ist? - In dieser
Regierung verfolgen wir gemeinsam mit meinem
Kollegen Dr. Bernd Althusmann das gleiche Ziel in
die gleiche Richtung mit groBem Nachdruck. Das

zeichnet eine Landesregierung aus, die gut funkti-
oniert und zusammenarbeitet. Dann kénnen auch
solche Erfolge entstehen. Das ist der Unterschied.

(Beifall bei der SPD)

Nun will ich aber gar nicht so sein. Sie haben es
halt nicht geschafft zu sagen, was Sie an Geset-
zen auf den Weg gebracht haben, die Sie nicht
umgesetzt haben. Das finde ich jetzt schwierig.

Entscheidend ist, welche Gesetze man auf den
Weg gebracht hat, die man umsetzt. Vor dieser
Aufgabe stehen wir. Das unterscheidet uns von
Ihrer Zeit, in der Sie mitregiert haben. Das gehért
zur Wahrheit dazu.

(Beifall bei der SPD - Julia Willie
Hamburg [GRUNE]: Wo sind lhre Ge-
setze? - Christian Meyer [GRUNE]:
Wann kommen denn Ihre Gesetze?)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich méch-
te eingangs - weil oft gefragt wurde, was mit den
Partnern ist, die mitwirken - den Vorsitzenden des
NABU zitieren. Ich nehme ihm ab, dass er das
auch so gemeint hat, wie er es gesagt hat. Er hat
gesagt: Fur mich ist diese Unterschrift eine ganz
bedeutende. Denn das ist der Startpunkt fir einen
Dialog, den es in Niedersachsen so noch nie ge-
geben hat zwischen Landwirtschaft und Natur-
schutz, den ich mir immer gewtinscht habe und der
am Ende hoffentlich etwas fir die Natur bringt, und
zwar etwas Deutliches fur die Natur bringt; denn
sie hat es tatsachlich sehr nétig. - Das eint uns.
Das war auch die Grundlage, weshalb wir seit
Sommer letzten Jahres sehr intensiv zusammen
mit dem BUND und NABU dariber diskutieren, wie
wir weiterkommen.

Der Vorsitzende des NABU hat noch etwas ge-
macht, was ich auch erwahnen mdchte, weil wir
alle Uberlegen, wie es weitergeht. Wir haben uns
mit der Unterschrift unter den Vertrag ,Niederséch-
sischer Weg" darauf geeinigt, diesen Weg inhalt-
lich gemeinsam zu gehen. Holger Buschmann hat
dann formuliert: Hiermit mochte ich lhnen schrift-
lich bestatigen, dass der NABU Niedersachsen
bereit ist, die ndchste Stufe des Volksbegehrens
nicht zu beantragen und die Unterschriftensamm-
lung zu beenden. - Dann nennt er die Begriindung
und die Grundlagen dafur, namlich dass wir es
schaffen, das, was im ,Niedersachsischen Weg"
gemeinsam vereinbart worden ist, auch in Gesetze
und Rahmenbedingungen zu gie3en, und zwar
nicht mehr, aber auch nicht weniger als das, was
darin steht.
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Das ist, finde ich, eine klare Zusage, die Verlass-
lichkeit bedeutet. Deswegen setze ich sehr darauf,
dass wir als Partner gemeinsam diesen ,Nieder-
sachsischen Weg" nicht nur bis zur Verabschie-
dung der Gesetze gehen, sondern auch konse-
quent weiterverfolgen; denn nur gemeinsam errei-
chen wir mehr fir Umwelt- und Naturschutz, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Minister Lies, lassen Sie eine Frage des Ab-
geordneten Grupe zu?

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Ja, sicher.

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Bitte, Herr Kollege Grupe!

Hermann Grupe (FDP):

Herr Minister, Sie sagten, Herr Buschmann habe
Ihnen zugesagt, dass der NABU die nachste Stufe
dann nicht beantragen wirde. Kann Herr Busch-
mann das zusagen, wenn doch angeblich 130
Verbande dahinterstehen? Spricht Herr Busch-
mann gleichzeitig auch fir die Grinen, oder kén-
nen die Grinen und die 130 anderen Verbande
das Verfahren weiterbetreiben?

(Jorg Bode [FDP]: Eine sehr gute
Frage!)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank.

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Grupe, er spricht sicherlich nur
fur den NABU; das ist selbstverstandlich. Das steht
auch fur mich vollig auBer Frage. Ein solches
Volksbegehren ist ein urdemokratisches Instru-
ment. Ich kritisiere doch gar nicht das Volksbegeh-
ren.

Ich frage mich nur, warum es nicht gelungen ist zu
sagen: Wir gehen diesen ,Niedersachsischen
Weg" gemeinsam, und wenn dieser Weg in tber-
schaubarer Zeit nicht erfolgreich ist, dann bleibt
das Instrument des Volksbegehrens, um das
durchzusetzen, was man auf dem Kklassischen
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Weg des Dialogs nicht durchgesetzt hat. Das wére
fur mich der richtige Weg gewesen.

Wenn die Antwort lautet: ,Na gut, wenn es uns mit
einem Volksbegehren gelingt, in dieser Zeit auch
einen solchen Weg mit den Gesetzen abzuschlie-
Ren, dann bin ich bereit* - so habe ich den NABU
verstanden -, ,das zu beenden®, dann ist das - so
habe ich, ehrlich gesagt, auch ein Stiick weit die
Rede der Griinen oder von Christian Meyer ver-
standen - auch eine Handreichung aller Beteilig-
ten.

(Christian Meyer [GRUNE]: Ohne das
Volksbegehren hatte es den nicht ge-
geben!)

Vielleicht gelingt es uns nach einer logischerweise
aufgebrachten Debatte, die in einem Parlament
auch dazugehort, festzustellen, dass das, was im
.Niedersachsischen Weg" steht, ein riesiger Schritt
nach vorn ist, den wir in unserem Land noch nie
erreicht haben. Wére es nicht auch ein unglaublich
wichtiges Signal, wenn am Ende nicht nur die
Partner sagen, sondern vielleicht sogar eine grof3e
Mehrheit sagt: ,Okay, das, was wir dort gemein-
sam erreicht haben, sind wir auch bereit, gemein-
sam nach aul’en zu vertreten!“? Das werden wir
gemeinsam Uber Legislaturperioden sicherstellen.
Das ware, glaube ich, ein groRer Erfolg fir Umwelt
und Natur. Vielleicht kann uns das am Ende sogar
gemeinsam gelingen; das sollte zumindest unser
Ziel sein.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der CDU)

Insofern steht auRer Frage, dass ich immer ge-
sprachsbereit bin. Es ist nur ein bisschen schwie-
rig, wenn man Unterschriften sammelt und nicht
zumindest fairerweise sagt, es gibt Ubrigens auch
einen anderen Weg, den man gehen und sich an-
sehen kann.

(Zuruf von Christian Meyer [GRUNE])

- Das steht trotzdem jedem frei. Das steht doch
vollig aulRer Frage.

Wir haben in den letzten Monaten eine ganze
Menge erreicht. Ich habe geschrieben: Seit Som-
mer letzten Jahres habe ich intensiv mit BUND und
NABU uber den Forderungskatalog zusammenge-
sessen. Dann haben wir entschieden, am 6. Ja-
nuar abends zum ersten Mal gemeinsam zusam-
menzukommen.
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Ich mochte mich an dieser Stelle noch einmal sehr
bei Barbara Otte-Kinast bedanken. Es ist nicht
selbstverstandlich, dass wir ein so vertrauensvolles
Miteinander Uber einen so breiten Kreis haben.
Tatsachlich hat niemand etwas davon erfahren,
was wir dort diskutiert haben. Jeder einzelne
Punkt, den wir dort diskutiert haben, hatte dazu
fuhren kénnen, ihn eskalieren zu lassen, und dann
ware das Ganze gescheitert.

Tatsache ist aber, dass alle Beteiligten bereit wa-
ren, das abzuschotten und zu sagen: Wir diskutie-
ren hier, bis wir damit durch sind. - Naturlich ist
man an der einen Stelle bereit, etwas von den
Forderungen zuriickzugehen, und muss man sich
an der anderen Stelle auch mal gegentber denen
durchsetzen, die ich hier vertrete.

Wenn man das gemeinsam macht, dann ist das
der Unterschied des ,Niedersachsischen Weges"
und dem Volksbegehren: Wir reden dariber, wie
die Inhalte aussehen. Wir gestalten zusammen die
Gesetze - das hat es in unserem Land so noch
nicht gegeben -, und wir beschlieRen sie dann
auch. Wir setzen nicht anderen etwas vor, womit
sie leben mussen. Das sollte der Anspruch an eine
gestaltende Politik sein, die wir in unserem Land
haben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und von der
CDU)

Um dem Einwand zu begegnen, der immer wieder
erhoben wird, Volksbhegehren seien Gesetze, will
ich daran erinnern: Das ist zun&chst einmal nur ein
Volksbegehren. Daflir gibt es sozusagen eine ge-
setzliche Grundlage.

Den Vorwurf, der ,Niedersachsische Weg" sei nur
ein Stiick Papier, habe ich nicht verstanden. Darin
sind alle Inhalte sauber definiert und geeint. Wir
sind jetzt dabei - auch auf einem Weg, den es in
unserem Land so noch nie gegeben hat -, Gesetz-
entwirfe zu erarbeiten - fir das Wassergesetz, fir
das Naturschutzgesetz, das es so in der Form
auch nicht gegeben hat, fir das Waldgesetz -, um
die Dinge zu vereinbaren und zu fragen: Finden
wir alle die Punkte, auf die wir uns verstandigt
haben, auch in den Gesetzen wieder? - Unser
Ansatz ist nicht zu sagen ,Lass' uns mal etwas
machen, mal gucken, und am Ende muss es rei-
chen®, sondern wir verstandigen uns darauf.

(Christian Meyer [GRUNE]: Der Land-
tag entscheidet Uber Gesetze! Nicht
aulRerhalb des Parlaments wird dar-
Uber entschieden!)

Wenn wir uns darauf versténdigen, haben wir Ge-
setze, die einen Rahmen abbilden, der wirklich
beides sehr konsequent im Blick hat.

(Christian Meyer [GRUNE]: In der
Demokratie entscheidet das Parla-
ment tUiber Gesetze!)

Das ist ein Riesenfortschritt fur Umwelt-, Natur-
und Artenschutz in unserem Land, den es in dieser
Form nie gegeben hat. Er ist auf Augenhthe mit
einem Partner Landwirtschaft, der bereit ist, seinen
Teil dazu beizutragen. Aber fir Leistung flr den
Natur- und Artenschutz muss die Landwirtschaft
auch bezahlt werden. Das ist eine Dienstleistung,
die bezahlt gehort. Dann sind sie auch starker
Partner. Das muss unsere gemeinsame Vorstel-
lung von Natur- und Artenschutz in unserem Land
sein.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der CDU)

Die Punkte sind darin geregelt: Grinlandumbruch-
verbot, ManagementmalRnahmen FFH. Wir haben
die grol3e Aufgabe, jedes Jahr 30 Millionen Euro
mehr zur Verfligung zu stellen. Gebietsbetreuung:
Naturlich brauchen wir die Gebietsbetreuung mit
15 Stationen. Wir missen in die Gebiete, um zu
sehen, wie wir Hand in Hand mit allen Beteiligten
mehr fir Umwelt- und Naturschutz erreichen. Das
sind das Wiesenvogel-Schutzprogramm, der lan-
desweite Biotopverbund, den wir in Niedersachsen
haben, die Gewasserrandstreifen, jal Der Unter-
schied ist, dass wir uns auf 10m, 5m und 3 m
verstéandigt haben, aber gesagt haben, dass es
eine Kulisse geben muss. Das hat Ubrigens der
NABU auch schon gesagt. Er hat gesagt: Dort, wo
gerade Graben 3. Ordnung sehr eng beieinander
sind, kann ich nicht Gberall 5 m oder 3 m Abstand
halten. Das kann nicht funktionieren. Deswegen
nimmt man eine Kulisse und macht Ausnahmen
davon. Darauf haben wir uns verstandigt. Es geht
also, wenn man es gemeinsam macht!

(Christian Meyer [GRUNE]: Das steht
auch im Volksbegehren!)

- Dann braucht man ja kein Volksbegehren mehr,
wenn es schon im ,Niedersachsischen Weg" gel6st
ist.

(Christian Meyer [GRUNE]: Das ist
kein Gesetz!)

Wir nehmen die Neuversiegelung zurlick. Das ist
auch da kein Gesetz. Auch da sind die Ausnah-
men kein Gesetz.
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(Christian Meyer [GRUNE]: Gesetze
beschlief3t der Landtag!)

- Auch hier beschlief3t der Landtag die Gesetze!

(Christian Meyer [GRUNE]: Dann le-
gen Sie sie vorl)

Auch hier beschlielen wir das Wassergesetz.
Glauben Sie mir: Das wird auch kommen! Das ist
doch der Unterschied; so schwer ist das doch gar
nicht. Wir legen es eben nicht vor, sondern wir
erarbeiten es gemeinsam, weil wir Akzeptanz in
allen Gruppen der Gesellschaft wollen. Das ist der
Unterschied zwischen dem ,Niedersachsischen
Weg" und dem Volksbegehren, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der CDU)

Ich mochte abschlielend kurz auf die Finanzierung
eingehen. Es wéchst tatsachlich an. Fur die nachs-
ten vier Jahre sind es 350 Millionen Euro mehr fur
Natur-, Arten- und Umweltschutz mit dem Partner
Landwirtschaft, der davon natirlich einen grof3en
Teil fir seine Dienstleistung bekommen wird. Da-
nach wird es jedes Jahr auf knapp 100 Millionen
Euro anwachsen.

(Christian Meyer [GRUNE]: Das steht
nicht im Haushalt!)

- Der Haushalt kommt auf uns zu. lhnen ist schon
klar, dass wir den Haushalt 2021 noch beschliel3en
werden, nicht?

(Christian Meyer [GRUNE]: Den be-
schlie3t der Landtag!)

- Ich bin auch Teil des Landtags, wenn ich das an
dieser Stelle sagen darf.

(Heiterkeit bei der SPD)

Wir gemeinsam beschlieRen den Haushalt hier.
Das sichert etwas ab, was es noch nie gegeben
hat. Es tut mir leid, ich muss es noch einmal sa-
gen: Mir ist nicht bekannt, dass gleiche Grof3en-
ordnungen in der Zeit, in der Landwirtschaftsminis-
ter und Umweltminister von den Grinen kamen,
jemals auf den Weg gebracht worden sind. Dann
bleiben Sie bitte auch ehrlich und zeigen lhre
schlechte Bilanz der Vergangenheit

(Christian Meyer [GRUNE]: Das ist Ih-
re schlechte Bilanz!)

und kritisieren sich fir das, was Sie nicht erreicht
haben! Aber hédngen Sie sich nicht an ein Volksbe-
gehren des NABU dran und versuchen, es als
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Ihren Erfolg zu verkaufen! So geht das nicht! Sie
machen keine seridse Politik.

(Starker Beifall bei der SPD, bei der
CDU und bei der FDP)

Auch Opposition verantwortet seridse Politik. Mei-
ne Damen und Herren, aber der gemeinsame Weg
kann ja wirklich ein Weg sein, den wir gemeinsam
gehen.

Ehrlicherweise will ich aber eines zum Abschluss
sagen: Wir sollten nicht sagen, Umwelt-, Natur-
und Artenschutz heifdt, die Politik macht etwas, die
Umweltverbande engagieren sich und die Land-
wirtschaft ist Partner. Umweltschutz heif3t: Auch
jeder Einzelne kann an jeder Stelle etwas tun.

Ich glaube, dass es ganz wichtig ist, beim Thema
Arten- und Naturschutz nicht den Eindruck zu er-
wecken, es gebe einen Verantwortlichen fur das,
was wir haben, sondern wir sind als Gesellschaft
insgesamt fur alles verantwortlich, was wir getan
haben. Dann sollten wir als Gesellschaft auch ge-
meinsam und geschlossen den anderen Weg ge-
hen, ndmlich den niedersachsischen Weg fur mehr
Natur- und Artenschutz in unserem Land.

Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
der CDU)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Minister Lies.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, sodass
ich die Aktuelle Stunde der Fraktion der SPD
schliele.

Wir kommen jetzt zu dem Punkt

c) #blacklivesmatter - wo bleibt der verspro-
chene Aktionsplan Antirassismus? - Antrag der
Fraktion Bindnis 90/Die Grunen - Drs. 18/6874

Zur Einbringung erteile ich der Frau Abgeordneten
Menge das Wort. Bitte, Frau Kollegin!

Susanne Menge (GRUNE):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren!

»Ach, Entschuldigung, ,Negerkuss' darf man ja
nicht mehr sagen“ meint: Ich will aber eigentlich
doch sagen, dass es ein Negerkuss ist, weil es
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eine SuRigkeit ist, und ich doch keine Rassistin
bin.

Alle Bereiche unseres Lebens und unserer Wirk-
lichkeit werden durch Sprache strukturiert. Be-
griffsbildung ist somit Ordnung und Aneignung
unserer Wirklichkeit. Rassismus splren wir nur
manchmal nur deshalb nicht, weil es vollig normal
fur uns geworden ist, den Schokokuss als solchen
zu bezeichnen oder ,schwarzzusehen“ oder von
~Schwarzfahren“ oder von ,Schwarzarbeitern* zu
sprechen.

Negative Eigenschaften werden in vielen Spra-
chen, einschlieBlich der deutschen, mit der
schwarzen Farbe assoziiert, weil hingegen - z. B.
eine ,weille Weste" haben - ist grundséatzlich posi-
tiv besetzt und steht fiir das Unschuldige, fir das
Wabhre, fir das Gute.

Ein deutscher Konditor erfand brigens den Na-
men ,Mohrenkopf” zu einer Zeit, in der das zweite
Deutsche Kaiserreich in Afrika eine aggressive
Kolonialpolitik durchgesetzt hat und die einheimi-
sche Bevolkerung in Ost-, Stidwest- und Westafri-
ka unterwarf.

Wir alle kennen Fotografien von Vélkerschauen,
die vorgefuhrt wurden. Aus dieser Zeit stammen
Ubrigens der sogenannte Sarotti-Mohr, diverse
Mohren-Apotheken, Gasthauser namens ,Zu den
drei Mohren“ oder die bekannte Berliner Mohren-
stral3e.

(Unruhe - Glocke der Prasidentin)

,DU wirst immer auf die Hautfarbe reduziert" - so
die Historikerin Katharina Oguntoye. Das eigene
Denken zu hinterfragen und zu &ndern, muss aber
unser Ziel sein. Die Parole ,Black lives matter"
tragen gerade viele von Rassismus betroffene
Menschen. Sportlerinnen und Sportler Gben welt-
weit Solidaritat mit dieser Bewegung, die in
Deutschland fiir eine heftige Diskussion sorgt.

Ich zitiere AfD-Politiker:

.Die Evolution hat Afrika und Europa, verein-
facht gesagt, zwei unterschiedliche Repro-
duktionsstrategien beschert.”

Zitat 2:

.Man miuisste den Satz von Max Frisch,
demzufolge wir Gastarbeiter riefen, aber
Menschen bekamen, vielleicht korrigieren:
Wir riefen Gastarbeiter, bekamen aber Ge-
sindel.”

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Frau Kollegin Menge, darf ich Sie kurz unterbre-
chen? Herr Kollege Emden bittet darum, eine Zwi-
schenfrage stellen zu kénnen. Lassen Sie die zu?

Susanne Menge (GRUNE):
Bitte, Herr Emden!

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Danach fahren Sie fort. - Bitte, Herr Emden!

Christopher Emden (AfD):

Vielen Dank, Frau Kollegin, dass Sie die Zwischen-
frage zulassen.

Sie haben eben den Begriff ,Mohr* erwahnt. Ich
mdchte Sie fragen, ob Sie sich bei den Recher-
chen fur lhre Rede einmal damit befasst haben,
woher dieser Begriff eigentlich kommt.

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank.

Susanne Menge (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Emden, wenn Sie mir zugehort
héatten, dann hatten Sie gerade den geschichtli-
chen Abriss mitbekommen.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
von Wiard Siebels [SPD])

Das dritte Zitat:

,Die Leute finden ihn als Ful3baller gut, aber
sie wollen einen Boateng nicht als Nachbarn
haben.”

2000 bis 2007: Der NSU ermordet 9 Migranten und
eine Polizistin, veriibt 43 Mordversuche, 3 Spreng-
stoffanschlage und 15 Raubliberfélle. Verdachtigt
wurden zunachst die Familien der Opfer. Erst 2011
erfuhr die Offentlichkeit von den gezielten Tétun-
gen.

2013: Der SPD-Politiker Karamba Diaby wird we-
gen seiner Hautfarbe massiv bedroht und beleidigt,
bevor er in den Bundestag einziehen kann.

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Frau Menge, ich sehe es jetzt erst: Bitte hehmen
Sie den Schaumkuss vom Rednerpult. - Danke.

Susanne Menge (GRUNE):

2018: Drohungen gegen die Frankfurter Anwaltin
Seda Basay-Yildiz, die offenbar von einem Frank-
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furter Polizeirevier ausgingen. Ermittler stieRen auf
rechtsradikale Chatgruppen.

2020: In der hessischen Stadt Hanau erschief3t ein
Mann neun Menschen. Der Generalbundesanwalt
sieht gravierende Indizien fur einen rassistischen
Hintergrund.

2020: Der VW-Konzern bewirbt mit einem Video
den neuen Golf und ruft das Video wegen seiner
grenzwertigen und komplett rassistischen Wirkung
sofort wieder zurtick.

Dagegen stehen: die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den Landesaufnahmebehotrden, die ein
soziales Miteinander mit Menschen aus verschie-
denen Landern gestalten, Polizistinnen und Poli-
zisten, die sich gegen Rassismus stemmen, z. B.
die Autobahnpolizisten, die einen Frankfurter Ober-
kommissar anzeigen, der einen Mann als ,Nig-
gersau” und ,Tier" bezeichnet, die IG Metall, die
mit Aktionen dazu auffordert, gegen Rassismus
und Stammtischparolen aufzustehen, zivilgesell-
schaftliche Initiativen, die sich ehrenamtlich fur ein
gerechtes Miteinander engagieren, und die katho-
lische Kirche in Krefeld, die die Verbreitung eines
Malbuchs verhindert.

Gegen Rassismus wenden sich auch viele interna-
tionale Partnerschaftsprojekte, in denen wir uns
auf fremde Kulturen einlassen und sie verstehen
lernen.

Gegen Rassismus wendet sich, sehr geehrter Herr
Ministerprasident und sehr geehrte Kabinettsmit-
glieder, die Steuerungsgruppe aus Ministerien,
dem Praxisbeirat aus 20 zivilgesellschaftlichen
Organisationen und der Stadt Hannover. Sie alle
haben unter dem Slogan ,Wir sind Niedersachsen
- Flr Vielfalt, gegen Rassismus” ein Aktionspro-
gramm gegen Rassismus unterstiitzt. Dieser Akti-
onsplan sollte von allen Ministerien unterstitzt
werden und flir demokratiestarkende MafRnahmen
im Rahmen eines Finfjahresplans sorgen. Das
Vorhaben wird in organisatorischer Hinsicht mit der
MaRgabe unterstitzt - Zitat Staatskanzlei -, dass
die Stabsstelle nicht bei der Staatskanzlei, sondern
beim MJ angesiedelt wird.

Die vierte Saule in Ihrem 8,4 Milliarden Euro
schweren Nachtragshaushalt beschreibt gesell-
schaftliche Bereiche und Vorsorgemittel. Sie wei-
sen ihr 700 Millionen Euro zu. Das Finanzministe-
rium sieht aktuell aber kein Geld, um in diesen
Aktionsplan zu investieren.

Ich bitte Sie dringend, dass Sie es nachholen, den
Dialog mit der Steuerungsgruppe zu fihren, und
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wir bitten Sie dringend, dass es Nachbesserungs-
maglichkeiten in diesem Aktionshaushalt gibt.

Zum Schluss ein Zitat aus der Steuerungsgruppe:
Wir missen den strukturellen Rassismus angehen,
um Menschen, die betroffen sind, ein Signal zu
geben, dass sie zu Niedersachsen gehdren.

In diesem Sinne bitte ich dringend darum, dass Sie
noch einmal in sich gehen und gucken, welche
Nachbesserungen mdoglich sind.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Es folgt nun fir die FDP-Fraktion
Herr Kollege Dr. Genthe. Bitte, Herr Kollege!

Dr. Marco Genthe (FDP):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! In Artikel 3 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz und
auch in Artikel 3 Abs. 3 unserer Landesverfassung
heil3t es gegenwartig verkirzt: Niemand darf we-
gen seiner Rasse benachteiligt oder bevorzugt
werden. Damit soll Rassismus bekadmpft und ras-
sistische Diskriminierung ausgeschlossen werden.

Meine Damen und Herren, es ist sicherlich bei
allen anerkannt, dass das Konzept der Rasse, also
der Einteilung von Menschen in Rassen, voéllig
Uberholt ist. Es stammt schlicht und ergreifend aus
einer vollig anderen Zeit. Deshalb meinen wir, dass
dies auch in unserem Grundgesetz und in unserer
Niederséchsischen Verfassung abgebildet werden
muss. Der Begriff der Rasse gehdrt dort gestri-
chen.

In der letzten Legislaturperiode wurde das von uns
entsprechend beantragt. In der jetzt laufenden
Legislaturperiode haben die Griinen das getan. Ich
frage mich, warum wir in diesem Landtag an dieser
Stelle nicht einfach mal weiterkommen, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei den
GRUNEN)

Neben der Verfassungslage ist es jedoch unser
aller Aufgabe, auch den taglichen Rassismus zu
bekampfen. Die entsprechende gesellschaftliche
Diskussion ist durch die Vorkommnisse in den
USA wieder in den Vordergrund gerickt. Hinzu
kommen &auRerst absurde Verschworungstheorien
im Zusammenhang mit den Corona-bedingten
MaRRnahmen auf Demonstrationen und auch im
Internet. Auch hier zeigen sich deutliche rassisti-
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sche Tendenzen, denen entgegengetreten werden
muss.

Zudem zeigen sich in Deutschland und auch in
Niedersachsen ganz aktuell rechtsterroristische
Aktivitadten. Dem muss mit Aufklarung durch die
demokratischen Kréafte, aber letztendlich auch
durch ein konsequentes Vorgehen der Sicher-
heitsbehdrden begegnet werden. Die Sicherheits-
behérden - an vorderster Stelle die Polizei - brau-
chen dabei auch die Unterstiitzung der Politik.

Meine Damen und Herren, insoweit ist es aufRerst
bedauerlich, wenn die Bundesvorsitzende der SPD
der Polizei pauschal unterstellt, rassistisch zu sein.
Das ist die Polizei- gerade in Niedersachsen -
nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der AfD)

Solche pauschalen Unterstellungen, nur um sich
irgendwie personlich zu profilieren, schaden dem
Kampf gegen den Rechtsextremismus. Es hatte
sich gehort, dass sich die Dame spatestens bei
dem Besuch der Polizeiakademie in Nienburg bei
unseren Polizisten entschuldigt.

(Beifall bei der FDP und bei der AfD)

Meine Damen und Herren, es verbietet sich auch
jeder Vergleich unserer Polizei mit der in den USA.
Dort werden oft ehemalige Soldaten in gerade mal
durchschnittlich 19 Wochen zu Polizisten ausgebil-
det. Unsere Polizisten haben ein dreijahriges Ba-
chelorstudium hinter sich. Das ist eine véllig ande-
re Qualifikation, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Neben einer Starkung der Polizei ware es auch
sinnvoll, wenn die Landesregierung ein Konzept
fur einen Aktionsplan gegen Rassismus vorlegen
wurde. Ich habe der Presse entnommen, dass ein
solches Konzept zurzeit erarbeitet wird, und ich
habe dies bereits mit einer Anfrage erfragt. Offen-
sichtlich ist man sich aber innerhalb der Landesre-
gierung an dieser Stelle noch nicht einig. Das soll-
te man zligig erreichen, meine Damen und Herren;
denn die Bekampfung des Rassismus vertragt
keine kleinteiligen politischen Streitereien unter
demokratischen Kréften.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Prasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank, Herr Dr. Genthe.

Bevor wir fortfahren, nehmen wir einen Wechsel
der Sitzungsleitung vor. Ich bitte Sie um etwas
Geduld.

(Vizeprasidentin Petra Emmerich-
Kopatsch bernimmt den Vorsitz)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank. - Jetzt erhéalt das Wort Herr Abgeord-
neter Ahrends fur die AfD-Fraktion.

Jens Ahrends (AfD):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! ,Black lives matter* - das ist ohne Frage
richtig.

Am 25. Mai 2020 kam der Afroamerikaner George
Floyd bei seiner Festnahme in den USA, der er
sich korperlich widersetzte, ums Leben. Die ge-
nauen Umstande, die zu seinem Tod fihrten, sind
aktuell Gegenstand einer Untersuchung des ver-
haftenden Beamten.

Aber noch bevor diese Untersuchung abgeschlos-
sen ist, stand fir viele Menschen fest, dass dieser
Polizist aus rein rassistischen Motiven heraus
George Floyd getotet hat.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Sie miis-
sen sich mal das Video angucken!)

Infolgedessen kam es in 75 Stadten in den USA zu
gewaltsamen Demonstrationen, in vielen Stadten
zu Verwistungen und auch zu Toten. So erschos-
sen Plinderer den pensionierten Polizeichef David
Dorn, der 38 Jahre in der Polizei gedient hatte.
Dorn war ebenfalls Afroamerikaner, er hinterliel3
eine Witwe, funf Kinder und zehn Enkelkinder. Es
gab keine Proteste wegen seiner Ermordung.

Meine Damen und Herren, ich erzéhle lhnen das,
um zu zeigen, dass die Gewaltdimension in den
USA eine andere ist als hier in Deutschland. Gott
sei Dank! Es ist in den USA kinderleicht, in den
Besitz einer Waffe zu kommen, und die Polizisten
wissen, dass 83 % der ihnen gegenlberstehenden
Straftater bewaffnet sind.

(Zurufe von den GRUNEN)

Diese Beamten gehen also jeden Tag bewusst das
Risiko ein, erschossen zu werden, und vor diesem
Hintergrund ist die manchmal Ubertriebene Gewalt,
die wir von hier aus sehen, sicherlich nicht nur mit
Rassismus zu erklaren.

(Zurufe von den GRUNEN - Glocke
der Prasidentin)
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Die amerikanische Statistik Uber ,interracial violent
crime incidents* aus dem Jahr 2018 weist knapp
60 000 Félle von weiBer Gewalt gegen Schwarze
aus, aber im gleichen Zeitraum knapp 548 000
Falle von schwarzer Gewalt gegen Weil3e.

(Weitere Zurufe von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie den
Abgeordneten Ahrends bitte in Ruhe seinen Vor-
trag halten! Bei Ihnen war es ja auch still.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Zuru-
fe sind doch erlaubt! - Johanne Mod-
der [SPD]: Das ist aber echt schwer
ertraglich!)

Jens Ahrends (AfD):

Ja, das war schon immer schwer ertréglich, Frau
Modder. Aber so ist das im Parlament. Einer redet,
und die anderen héren zu. Vielen Dank, wenn Sie
das auch beherzigen!

Die statistischen Zahlen, die wir also aus den USA
sehen, lassen keinen Schluss auf eine Mehrzahl
rassistischer Gewaltverbrechen gegen Schwarze
zu. Es handelt sich vielmehr um ein vordergrindi-
ges Argument, das linksextremistische Organisati-
onen wie die Antifa in den USA, aber auch in Eu-
ropa dazu missbrauchen, das System anzugreifen.
Anstatt diese Gewalt aber zu verurteilen, gibt es in
Deutschland Politiker von den Griinen, von den
Linken und leider auch von der CDU, die teilwei-
se - wie in Salzgitter - mit der Antifa Seite an Seite
demonstrieren gehen.

(Zuruf von Susanne Menge [GRUNE])

Oder auch Frau Esken, die Parteivorsitzende der
ehemaligen Volkspartei der SPD, identifiziert sich
offentlich mit dieser Antifa und diffamiert unsere
Polizei mit Rassismusvorwirfen. Ein Rucktritt von
Frau Esken ist langst Uberfallig.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Herr Ahrends, gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Frau Menge?

Jens Ahrends (AfD):

Nein, danke.
Laut Welt vom 16. Juni 2020 gibt es statistisch so
gut wie keine Falle von Rassismus bei der Polizei.

In Bayern, Baden-Wirttemberg, Brandenburg, Bre-
men, Mecklenburg-Vorpommern und in Nieder-
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sachsen sind 2018 und 2019 kaum Beschwerden
bekannt. Es gibt keine offenkundigen oder gar
strukturellen rassistischen Tendenzen bei der Poli-
zei, sagt auch unser Innenminister.

Durch ranghohe Politiker und Medien aufgehetzt,
greifen linke Gruppen der Antifa trotz dieser Fakten
das Argument ,Rassismus" bei der Polizei auf und
nutzen dabei auch dankbar die BLM-Demos, um
die Gewalt gegen unsere Polizisten weiter eskalie-
ren zu lassen.

Zuletzt rotteten sich in Stuttgart Antifa und Migran-
ten zusammen, um ihren Hass auf diesen Staat
herauszulassen. Trotz birgerkriegsahnlicher Sze-
nen wurde der randalierende Mob als Party- und
Eventszene verharmlost, und seine ,Allahu Akbar*-
Rufe wurden uns als Ausdruck der Freude ver-
kauft.

(Zurufe von den GRUNEN - Unruhe -
Glocke der Préasidentin - Julia Willie
Hamburg [GRUNE]: Sie waren dabei
und haben es gesehen?)

Diese 500 Party-People haben Polizeiwagen und
die Innenstadt von Stuttgart in Schutt und Asche
gelegt, und es ist ein Wunder, dass niemand geto-
tet wurde.

In Berlin, aber auch in Bremen stellt die rot-rot-
grune Politik die Polizei unter Generalverdacht.
Das belegt eine negative Grundeinstellung der
Politik gegentber unseren Beamten. Das Antidis-
kriminierungsgesetz oder die Kontrollquittungen
zwingen Polizisten, sich fir ihre schwierige Arbeit
zu rechtfertigen und zu beweisen, dass sie nicht
von rassistischen Motiven geleitet wurden.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: In der
Schweiz ist das gang und gébe!)

Meine Damen und Herren, Polizisten sind Men-
schen, und Menschen machen auch mal Fehler.
Aber der Vorwurf des Rassismus bei unserer Poli-
zei ist mit aller Entschiedenheit zurtickzuweisen.
Unsere Beamten handeln besonnen und beispiel-
haft. Was sie brauchen, ist die volle Unterstitzung
der Politik, aber nicht deren Vorverurteilung.

In diesem Zusammenhang sei erwahnt, dass das
BKA erstmalig deutschfeindliche Straftaten in einer
eigenen Kategorie erfasst. Auch wenn der WDR
behauptet, Rassismus kénne sich niemals gegen
Weil3e richten, stellen wir fest, dass die Gewalt
gegen Deutsche generell zugenommen hat.

Statt eines Aktionsplanes gegen Rassismus brau-
chen wir vielmehr einen Aktionsplan gegen die



Niederséachsischer Landtag - 18. Wahlperiode - 79. Plenarsitzung am 1. Juli 2020

zunehmende Gewalt in unserem Land. Wer die
Polizei angreift, greift den Staat an, und das gilt
auch fur Politiker.

(Christian Meyer [GRUNE]: Wollen
Sie Frau Esken verhaften lassen?)

Unsere Polizisten und Rettungskrafte sind der
Garant fur die Sicherheit der Menschen in diesem
Land, und zwar fir alle Menschen in diesem Land;
denn all lives matter, auch in Deutschland.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke, Herr Ahrends. - Fir die SPD-Fraktion hat
sich der Kollege UIf Prange zu Wort gemeldet.

UIf Prange (SPD):

Frau Prasidentinl Meine Damen und Herren! Viele
Menschen in Deutschland erleben aufgrund ihrer
Herkunft, Hautfarbe oder ihrer Namen Diskriminie-
rung. Ob es der verweigerte Zugang zur Diskothek
ist, ob es Schwierigkeiten bei der Wohnungssuche
oder beim Abschluss einer Versicherung sind - sie
erleben Alltagsrassismus, Anspielungen auf Her-
kunft und Hautfarbe auf dem Ful3ballplatz oder auf
dem Schulhof. Auch in Deutschland werden Men-
schen ausgrenzt, ihnen wird das Gefuhl vermittelt,
nicht dazuzugehdéren. Die meisten von uns, die
solchen Zurlicksetzungen nicht selbst ausgesetzt
sind, kénnen allenfalls erahnen, was dies mit ei-
nem Menschen macht.

Aber es bleibt nicht bei Ausgrenzung, es bleibt
nicht bei Alltagsrassismus, in diesem Land gibt es
auch verbale und tatliche Ubergriffe auf Menschen,
weil sie vermeintlich anders sind. Hinzu kommen
das Internet und die sozialen Netzwerke. Auch dort
werden Hass und Hetze verbreitet. Wir haben ge-
rade eben erlebt, wie das funktioniert.

Die Verantwortung fir diese Entwicklung und den
zunehmenden Hass in unserer Gesellschaft tragen
insbesondere diejenigen, die Angst schiren vor
Uberfremdung, die Abschottung wollen und die
gegen Menschen, die nach ihrer Auffassung nicht
dazugehdren, hetzen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Solches Verhalten spaltet die Gesellschaft und
zerstort den gesellschaftichen Zusammenhalt.
Und wie man das macht, Herr Ahrends, haben Sie
uns eben vorgefiihrt. Alles zusammenwerfen, rela-

tivieren und politisch instrumentalisieren - ich glau-
be, das ist die Uberschrift, die man tber diese
Rede, die wir hier eben gehért haben, setzen
kann.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN sowie Zustimmung bei der
CDU und bei der FDP)

Wir sind da alle in der Pflicht, und ich bin den Gru-
nen sehr dankbar fir diesen Antrag zur Aktuellen
Stunde. Wir haben die Entwicklungen in den USA
zur Kenntnis genommen, die hier eine breite zivil-
gesellschaftliche Aktivitat unter der Uberschrift
.Black lives matter” ausgelost hat. Ich war in
Oldenburg auf einer Demonstration, bei der 1 500
Menschen auch unter Corona-Bedingungen un-
heimlich diszipliniert fir Gleichbehandlung, gegen
Rassismus und gegen Menschenfeindlichkeit de-
monstriert haben. Das war eindrucksvoll. Ich bin all
diesen Menschen sehr dankbar dafir, dass sie
mitgemacht haben.

Und ich will auch etwas zur Polizei sagen. Sie hat
diese Demonstration begleitet und dafir von den
Veranstaltern und den Teilnehmern auch viel Lob
bekommen. Das ist mein Eindruck - und das ist
auch der Eindruck meiner Fraktion - von der nie-
dersachsischen Polizei.

(Beifall bei der SPD)

Die AuRerung von Saskia Esken, die jetzt mehr-
fach genannt worden ist, ist, so nehme ich an,
unter dem Eindruck der Geschehnisse in den USA
gemacht worden. Ich halte sie trotzdem fir falsch.
Ich will das auch nicht schoénreden. Ich finde es
aber gut, dass sie der Einladung von Boris Pistori-
us gefolgt ist und sich in Nienburg angeschaut hat,
wie wir hier in Niedersachsen Polizistinnen und
Polizisten ausbilden.

(Dr. Marco Genthe [FDP]: Sie hatte
sich entschuldigen missen, statt es
sich nur anzugucken!)

Es gehort auch etwas dazu, so etwas zu tun. Ei-
gene Einschatzungen und Positionierungen zu
relativieren, ist auch nicht selbstverstandlich.

(Beifall bei der SPD)

Der Aktionsplan, der eben angesprochen worden
ist, ist ja noch nicht fertig. Die Ministerien haben
sich in einer Steuerungsgruppe - das ist eben ge-
sagt worden - auf den Weg gemacht. Sie haben
zivilgesellschaftliches Engagement eingebunden,
und da mussen wir jetzt sehen - die Haushaltsbe-
ratungen stehen ja noch vor uns -, wie das umge-
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setzt wird. Ich kann lhnen aber seitens der Sozial-
demokratie zusagen, dass wir uns in den Haus-
haltsverhandlungen dafiir stark machen werden.

Das haben wir ja auch in der Vergangenheit getan.
Ich erinnere an die letzte politische Liste, Uber die
wir fur die Extremismusbekdmpfung - fur das Pro-
gramm gegen rechts - 250 000 Euro zusatzlich
eingestellt haben,

(Glocke der Préasidentin)

damit das, was wir in der Koalition vereinbart ha-
ben, ndmlich auch andere Extremismusphdnome-
ne in den Blick zu nehmen, nicht zulasten der be-
stehenden Programme vorgenommen wird. Von
den 250 000 Euro wird auch ein Teil zur Rechts-
extremismuspravention eingesetzt. Da haben wir
geliefert.

Und wir haben auch geliefert, indem wir in Géttin-
gen eine Schwerpunktstaatsanwaltschaft gegen
Hate Speech eingesetzt haben. Ich habe es eben
gesagt. Die Hetze im Netz ist ein Beschleuniger in
diesem Prozess, und darum brauchen wir einen
gut funktionierenden Rechtsstaat. Die Strukturen,
die wir in Géttingen aufgebaut haben, sind gut und
richtig, und daran miissen wir weiter arbeiten.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der CDU)

Ich will hier aber nicht verschweigen, dass es noch
einen Punkt gibt, den wir zwischen den Koalitions-
fraktionen noch regeln konnten. Ich habe groRe
Erwartungen, lieber Christian Calderone, dass wir
dort zusammenfinden. Das betrifft das, was der
Kollege Genthe eben angesprochen hat, namlich
den Rasse-Begriff in der Verfassung.

(Glocke der Présidentin)

Ich kann mich erinnern, wie ich vor sieben oder
acht Jahren eine meiner ersten Reden hier im
Landtag - noch in der alten Einrichtung mit dem
griinen Teppichboden - gehalten habe. Da ging es
um den Antrag der FDP, die sexuelle Identitat in
die Verfassung zu schreiben - eine richtige und
wichtige Forderung, die auch eine Forderung von
SPD und Grinen ist. Das ist leider noch nicht in
unserer Landesverfassung enthalten.

Das gilt auch fiir eine Anderung mit Blick auf den
Begriff ,Rasse”, wobei ich den Vorschlag der FDP,
ihn zu streichen, falsch finde. Wir missen den
Begriff ,rassistisch” in die Verfassung schreiben,

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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weil wir sonst suggerieren, dass es diesen Ras-
sismus in Deutschland nicht gibt. Eine Streichung
setzt genau das falsche Signal. Ich weil3, dass Sie
das nicht wollen.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Herr Kollege Prange, Sie missten zum Schluss
kommen, bitte.

UIf Prange (SPD):

Das ist auch kein Vorwurf. Aber ich glaube, eine
solche Neu-Formulierung bzw. die Nicht-Formu-
lierung ist eine falsche Lésung fiur unsere Verfas-
sung.

Und deswegen mdchte ich hier ausdrtcklich dafir
werben, was wir im letzten Rechtsausschuss be-
sprochen haben, dass wir uns zusammensetzen
und dass wir hier eine Losung finden.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Herr Kollege Prange, jetzt missen Sie den Satz
beenden.

Ulf Prange (SPD):

Denn in der Verfassung sind die Grundwerte unse-
res Zusammenlebens geregelt, und dort missen
wir dieses klare Bekenntnis haben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Prange. - Fir die
CDU-Fraktion erhélt der Kollege Christian Calde-
rone das Wort.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Christian Calderone (CDU):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich bin dem Kollegen
Prange sehr dankbar, dass er in dieser Debatte
hier ausgewogene Worte gefunden hat. Ich war
etwas betroffen Uber einige Wortbeitrage zu Be-
ginn dieser Diskussion in der Aktuellen Stunde. Mir
scheint, dass es Stammtische unterschiedlicher
Farbgebung gibt. Ich glaube, diese Stammtische
unterschiedlicher Farbgebung helfen uns in dieser
Debatte in keiner Weise,

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Was
wollen Sie denn damit sagen, Herr
Calderone?)
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sondern wir brauchen Aufklarung, wir brauchen
Nuchternheit und eine ganzheitliche Betrachtung
der Problematik.

Ich moéchte darauf eingehen, was der Kollege
Prange in Sachen Verfassungsanderung gesagt
hat. Ich glaube, da sind wir gar nicht so weit vonei-
nander entfernt. Ich habe hier im Plenum ja auch
schon einmal formuliert, dass der Rasse-Begriff
aus heutiger Sicht sicherlich sehr problematisch ist
und dass wir uns, auch weil man die Verfassung
nur mit Bedacht andert, gemeinschaftlich tberle-
gen sollten, wie eine Formulierung aussehen kénn-
te.

Ich habe eben gesagt, dass wir aufklarend wirken
mussen, dass wir die Dinge sachlich betrachten
missen. Das trifft, glaube ich, nicht auf das zu - die
Vorredner haben es schon gesagt -, was die Vor-
sitzende der SPD Deutschlands in dieser Sache
gesagt hat. Das macht mich genauso betroffen.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Ich
glaube, die Menschen, die von Ras-
sismus betroffen sind, sagen etwas
dazu und nicht zur Polizei!)

Denn wer der Polizei einen latenten Rassismus
vorwirft, Frau Kollegin, der handelt nicht und der
klart tatséchlich nicht auf, meine sehr geehrten
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Und wer angesichts der Ereignisse in den USA die
sehr verstandliche und, soweit sie friedlich ist,
auch sehr nétige Bewegung ,Black lives matter”
zum Thema einer Aktuellen Stunde macht, der hat,
glaube ich, auch die Verpflichtung, die Dinge
ganzheitlich zu betrachten. Da sind wir aufgefor-
dert, nicht nur Richtung Rassismus, nicht nur Rich-
tung rechts oder Richtung links, sondern auch
Richtung Ausléanderextremismus, Richtung Anti-
semitismus und Richtung Islamismus zu blicken,
zumal Rassismus nicht automatisch einem be-
stimmten Phanomenbereich zuzuordnen ist, si-
cherlich im Grof3teil der Sachverhalte schon, aber
nicht automatisch.

Es ist, glaube ich, elementar, dass wir uns die
gesamten extremistischen Bewegungen anschau-
en, die wir in der Bundesrepublik haben, die mir
tatséchlich Sorge machen und die eine gemein-
same Herausforderung fir unseren Staat sind.
Deswegen ist es gut, dass das Justizministerium
und Barbara Havliza - Kollege Prange hat es ge-
sagt - die extremismuspraventive Arbeit des Lan-
despraventionsrates auf alle Phanomenbereiche

ausgeweitet haben. Denn die Beschréankung auf
lediglich den Rechtsextremismus, die wir in der
vergangenen Periode hatten, trifft nicht die gesell-
schaftliche Realitat. Immerhin ist die Halfte aller
extremismuspolitischen Straftaten in Niedersach-
sen eben nicht rechtsextremistischer Natur. Des-
wegen missen wir die MalRhahmen ausweiten und
haben sie mit 250 000 Euro aus der politischen
Liste ausgeweitet.

SchlieBlich arbeitet das Justizministerium an einem
umfassenden Aktionsplan gegen Rechtsextremis-
mus, der alle Ministerien umfassen soll. Das halte
ich ebenfalls fur erforderlich; denn Rechtsextre-
mismus, Rassismusbekdmpfung und Extremis-
musbeka&mpfung sind eine umfassende Herausfor-
derung und eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe
und missen deshalb auch durch alle Ministerien
bearbeitet werden.

Aber Rechtsextremismus ist nicht erst seit Novem-
ber 2017 ein Phanomen. Im Gegenteil. In den Jah-
ren 2015 und 2016 gab es in Niedersachsen sogar
deutlich mehr rechtsextremistische Straftaten als in
den Jahren 2018 und 2019.

Und wenn die Grinen in der Aktuellen Stunde
fragen, wo der Aktionsplan Antirassismus bleibt,
dann frage ich ebenfalls: Wo ist der Plan? Was hat
denn die grine Justizministerin in Sachen Aufkla-
rung und Handlung getan? Wo ist der Plan der
vergangenen Jahre?

(Helge Limburg [GRUNE]: Das Lan-
desprogramm Rechtsextremismus,
das Landesprogramm Demokratie!
Das wissen Sie genau!)

Die Arbeit des grinen Ministeriums war aus meiner
Sicht in dieser Frage nicht gentigend. Das haben
die Menschen gemerkt, und deswegen ist das
Ministerium nicht mehr grin.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Das
ist vollig abwegig!)

Ich mochte abschlieRend Barbara Havliza und das
Justizministerium auf dem Weg, den sie einge-
schlagen haben, bestérken und unsere Unterstit-
zung zusagen.

(Julia  Willie Hamburg [GRUNE]:
Schaffen Sie jetzt das Aktionspro-
gramm oder nicht?)

Die Ausweitung der Extremismuspravention im
Landespraventionsrat und auch der in Arbeit be-
findliche  ministerienibergreifende  Aktionsplan
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Rechtsextremismus sind wichtig und sind tberfal-
lig. Vielen Dank fir diese Arbeit!

(Beifall bei der CDU)

Mir macht Sorge, dass die linksextremistischen
Straftaten in Niedersachsen nach Zahlen des In-
nenministeriums im letzten Jahr um 44 % - um
44 %! - gestiegen sind. Mir macht Sorge, was wir
aus Stuttgart am vorvergangenen Wochenende
sehen mussten und wie schwer es uns fallt, die
Dinge klar zu benennen, und mir macht Sorge, wie
sich der Rechtsextremismus im Untergrund unse-
rer Gesellschaft auszubreiten scheint.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Wir
reden jetzt Uber Rassismus! Sie leider
nicht!)

Deswegen sind die Parlamente und die Regierun-
gen als Ganzes gefordert, und deswegen ist der
Weg des Justizministeriums, in der vorgetragenen
Weise vorzugehen, exakt der richtige. Wir haben
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Deswegen
bitte ich alle Beteiligten auch hier, weniger
~Stammtisch* und mehr an der Sache orientiert zu
reden.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU - Julia Willie
Hamburg [GRUNE]: Das hétten Sie in
lhrer Rede machen sollen, Herr Cal-
derone! Sie hatten etwas zum Ras-
sismus sagen sollen!)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon, Herr Abgeordneter Calderone. -
AbschlieRend zu diesem Tagesordnungspunkt hat
sich die Justizministerin, Frau Barbara Havliza, zu
Wort gemeldet. Bitte sehr!

Barbara Havliza, Justizministerin:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Landesregierung hat nicht nichts, son-
dern in den vergangenen zweieinhalb Jahren eine
Menge getan, um die Extremismuspravention wei-
terzuentwickeln, und hat z. B. im Mai dieses Jah-
res das Landesprogramm fir Demokratie und
Menschenrechte verabschiedet. Die Koordinierung
dieses Programms ist beim MJ, im Landespraven-
tionsrat, angesiedelt. Mit diesem Programm ist ein
tragfahiges Handlungskonzept fiir Niedersachsen
geschaffen worden, um die Ursachen von Extre-
mismus an der Wurzel zu packen.
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Mit dem Landesprogramm férdern und starken wir
das Bewusstsein fur freiheitliche demokratische
und menschenrechtsorientierte Einstellungen und
Verhaltensweisen. So wirken wir dem politischen
Extremismus aktiv entgegen.

Fur die Erweiterung des Landesprogramms wur-
den fur das laufende Jahr 2020 seitens der Frakti-
onen von SPD und CDU uber die politische Liste
250 000 Euro zusatzliche Mittel zur Verfligung ge-
stellt. An dieser Stelle noch einmal ganz herzlichen
Dank daftr! Das Programm ist damit aktuell mit gut
1,4 Millionen Euro ausgestattet. Mit diesen Mitteln
werden in den finf beteiligten Ministerien in Zu-
sammenarbeit mit der Zivilgesellschaft vielfaltige
MalRnahmen gegen Extremismus, Menschenfeind-
lichkeit, Diskriminierung und selbstverstandlich
auch Rassismus geférdert. Hier sind insbesondere
Zu nennen:

Erstens das Projekt Blickwechsel. Hierbei handelt
es sich um ein fundiertes padagogisches Einzel-
trainingsprogramm fir junge Menschen von 13 bis
24 Jahren, die demokratiefeindliche oder men-
schenverachtende Tendenzen zeigen und gefahr-
det sind, sich zu radikalisieren. Ziel des Projekts ist
die Fortentwicklung zentraler psychosozialer Kom-
petenzen.

Zweitens ein Mentorenprojekt. Hier findet eine
einjahrige wochentliche Begleitung von friih verhal-
tensauffalligen Kindern durch einen geeigneten
jungen Erwachsenen statt. Das Programm bewirkt
positive Verdnderungen der sozialen und emotio-
nalen Kompetenz und férdert die Fahigkeiten der
Perspektivibernahme und der Konfliktregelung.
Der frihen Verfestigung von Vorurteilen wird damit
so gut wie mdglich begegnet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unter
dem Eindruck der schrecklichen rechtsterroristi-
schen Gewalttaten von Halle und Hanau haben die
Mitglieder der von Frau Menge vorhin bereits an-
gesprochenen Steuerungs-AG dieses Landespro-
gramms im Marz dieses Jahres ein Konzept fir
einen Aktionsplan unter dem Arbeitstitel ,Wir sind
Niedersachsen, fiir Zusammenhalt - gegen Ras-
sismus” angedacht - nicht versprochen, wie die
Uberschrift des Antrags zur Aktuellen Stunde sug-
geriert. Der Aktionsplan sieht vor, neben den be-
reits bestehenden Projekten weitere Mal3hahmen
zur Bekdmpfung von Rassismus und antidemokra-
tischen Tendenzen zu entwickeln.

Bereits zuvor wurde das Biindnis ,Niedersachsen
packt an“ etabliert. Dabei handelt es sich um einen
Uberparteilichen Zusammenschluss von Politik und
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Zivilgesellschaft mit vielen relevanten Akteurinnen
und Akteuren. Es dient der Integration sowie der
Starkung des Zusammenhalts unserer Gesell-
schaft und deckt damit auch Aspekte unseres ge-
planten Aktionsplans ab.

Um inhaltliche und administrative Doppelstrukturen
zu vermeiden sowie angesichts der durch die Pan-
demie Uberaus angespannten Haushaltslage, der
wir uns ja stellen mussten, sind die Uberlegungen
hinsichtlich des Aktionsplans zunédchst einmal zu-
rickgestellt worden. Das heil3t aber nicht, dass
diese nicht zu einem spateren Zeitpunkt fortgesetzt
werden konnen, vor allem aber nicht, dass sie
nicht in die bereits von mir genannten bestehen-
den Initiativen einflieBen werden.

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen versi-
chern: Als Landesregierung werden wir in der Ex-
tremismuspravention mit allen jetzt schon zur Ver-
fugung stehenden Mitteln von Bund und Land da-
fur eintreten, jede Form von Rassismus, Diskrimi-
nierung und Menschenfeindlichkeit in Niedersach-
sen zu bekdmpfen. Wir missen und werden dazu
beitragen, den demokratischen Zusammenhalt in
unserem Land zu starken.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Um zusétzliche
Redezeit hat Kollegin Julia Willie Hamburg gebe-
ten. Eineinhalb Minuten, wirde ich sagen.

Julia Willie Hamburg (GRUNE):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Mir ist wichtig,
noch einige Dinge klarzustellen.

Ich finde es auRRerst bedauerlich, Herr Calderone,
dass Sie sich verweigert haben, hier auch zum
Thema Rassismus zu reden.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Sie haben vollig recht: Wir missen Uber die Polizei
reden, wir mussen ber Gewalt gegen die Polizei
reden, wir missen auch Uber Rassismus in unse-
rer Bevolkerung und damit auch in der Polizei re-
den. Aber heute wollten wir Uber ,Black lives mat-
ter* und Uber Rassismus reden und eben nicht
Uber all die anderen Themen, die Sie hier aufge-
macht haben. Das wird der Debatte nicht gerecht,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Und dann méchte ich Sie fragen: Was sagen Sie
denn den vielen Menschen, die von Rassismus
betroffen sind, Herr Calderone? Was sind denn
Ihre Antworten, dagegen vorzugehen? Wo bleibt
denn dieser Aktionsplan, zu dem Sie kein Wort hier
gesagt haben?

Und auch noch einmal in lhre Richtung, Herr
Ahrends: Sie zeichnen sich ja oft durch Unkenntnis
aus. Auch Deutsche werden Opfer von rassisti-
schen Ubergriffen, einfach weil sie vielleicht gar
nicht als deutsch assoziiert werden. Auch das ist
ein grofRes Problem in unserer Gesellschaft, Uber
das wir reden mussen.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Herr Calderone, Sie wissen, dass wir es waren, die
Uberhaupt ein Landesprogramm gegen Rechts-
extremismus auf den Weg gebracht haben. Dazu
hat Antje Niewisch-Lennartz eine Menge beigetra-
gen.

(Glocke der Prasidentin)

Sich hier hinzustellen und zu sagen, wir hétten
nichts getan, ist wirklich eine Frechheit.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Frau Hamburg, Sie mussen jetzt zum Schluss
kommen!

Julia Willie Hamburg (GRUNE):

Mein letzter Satz: Ich verstehe, dass es uns
schwerfallt, uns mit unserem eigenen Rassismus
auseinanderzusetzen; aber wir alle sind auf eine
Art Rassistinnen und Rassisten oder diskriminieren
Menschen. Damit missen wir uns hier auseinan-
dersetzen. Da braucht es Gegenstrategien, und
dartiber wollen wir mit Ihnen reden.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke sehr. - Herr Calderone bittet ebenfalls um
zusatzliche Redezeit.

Christian Calderone (CDU):

Auch eineinhalb Minuten? - Okay. Herzlichen
Dank, Frau Prasidentin.

Frau Kollegin Hamburg selbstverstandlich habe ich
Uber Rassismus geredet, sogar recht ausfihrlich;
denn Rassismus ist Teil jeder Extremismusform,
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die wir in Niedersachsen verzeichnen. Deswegen
ist es ja so richtig und so wichtig, dass das Justiz-
ministerium den Blick geweitet hat und eben nicht
mehr nur auf den Rechtsextremismus schaut, son-
dern alle politischen Extremismusphanomene be-
trachtet. Deswegen ist es so wichtig, dass wir die
Mittel Uber die politische Liste noch einmal deutlich
erhoht haben und dass dem Landespréaventionsrat
jetzt 250 000 Euro mehr fiir die Extremismuspra-
vention und auch die Rassismuspravention zur
Verfligung stehen.

Der Unterschied zu frilheren Regierungen ist, dass
jetzt alle Ministerien ermutigt werden, im Bereich
Rassismuspravention konzertiert vorzugehen, weil
ein alleiniges Vorgehen eines Ministeriums nicht
ausreicht.

Das haben das Justizministerium und diese Lan-
desregierung mit Unterstitzung der die Regierung
tragenden Fraktionen erreicht. Das mdchte ich hier
hervorheben und nicht kleingeredet wissen. Wir
sind auf dem Rassismusauge nicht blind, sondern
werden den Rassismus weiter gemeinschaftlich
bekampfen. Dazu rufe ich das ganze Haus auf.

(Lebhafter Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon.

Damit ist die Aktuelle Stunde fir diesen Tagungs-
abschnitt beendet.

Wir kommen zu dem

Tagesordnungspunkt 21:
Dringliche Anfragen

Es liegen drei Dringliche Anfragen vor.

Die fur die Behandlung Dringlicher Anfragen gel-
tenden Geschéaftsordnungsbestimmungen setze
ich als allgemein bekannt voraus. Ich weise wie
Ublich besonders darauf hin, dass einleitende Be-
merkungen zu den Zusatzfragen nicht zulassig
sind.

Um dem Prasidium den Uberblick zu erleichtern,
bitte ich, dass Sie sich schriftlich zu Wort melden,
wenn Sie eine Zusatzfrage stellen mdchten.
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Wir kommen jetzt zu

a) Wie geht es weiter mit den Schulen in
Corona-Zeiten im kommenden Schuljahr? -
Anfrage der Fraktion Bundnis 90/Die Griunen -
Drs. 18/6875

Sie wird eingebracht von Frau Julia Willie Hamburg
fur Bundnis 90/Die Grunen.

Julia Willie Hamburg (GRUNE):

Vielen Dank, Frau Prasidentin.

Wie geht es weiter mit den Schulen in Corona-
Zeiten im kommenden Schuljahr?

Der Kultusminister hat angekindigt, er werde bis
vor den Sommerferien mitteilen, wie es in den
Schulen nach den Sommerferien weitergehen
solle. Bislang hat er den Schulen noch keine Malf3-
gaben genannt. Schulverbanden zufolge beginnen
die Schulen normalerweise im Mai damit, das
kommende Schuljahr zu planen. Deshalb kommu-
nizieren die Verbande immer wieder die Erwar-
tung, endlich die Rahmendaten fiir die Planung zu
erhalten. Am 24. Juni 2020 wurden Erlasse des
Kultusministeriums bekannt, u. a. eine Anderung
zur Klassenbildung.

Eine Pressemeldung des VBE machte erneut deut-
lich, dass die Schulen vor allem auf konkrete Kon-
zepte fur die Zeit nach den Sommerferien und den
Dialog mit den Verbanden warten. Planungssi-
cherheit sei wichtiger als Schnellschiisse. Zur ge-
planten Veranderung bei den Poolstunden mahnt
die GEW in ihrer Pressemitteilung, dass nun viele
Kinder in den Jahrgangen 5 bis 10 auf ihre Forde-
rung verzichten mussten. Der VBE fragt im Hin-
blick auf die Poolstunden, was das Kultusministeri-
um mit ,Pflichtstunden* meine, und verweist auf die
gesetzlichen Bestimmungen, nach denen es einen
fur alle Kinder und Jugendlichen gleichberechtig-
ten und umfanglichen Grundbedarf sowie Zusatz-
bedarfe gibt (§ 4 NSchG). Auch die Interessenver-
tretungen der Schilerinnen und Schiler und der
Eltern betonen immer wieder, wie wichtig Klarheit
und Planungssicherheit seien und dass sie endlich
Antworten erwarteten.


http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06875.pdf
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Wir fragen die Landesregierung:

1. Wie sehen die derzeitigen Planungen des Kul-
tusministeriums fiir das kommende Schuljahr aus?

2. Welche Erlasse zu welchen Themen und mit
welchen inhaltlichen Anderungen fiur das kom-
mende Schuljahr, Unterricht und Schule betref-
fend, wurden in den vergangenen vier Wochen
erlassen?

3. Wie und wann wurden und werden die Lehrer-
verbande und andere Verbande und Interessen-
vertretungen, die in der Schulpolitik wirken, betei-
ligt und informiert?

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon. - Fir die Landesregierung antwortet
der Kultusminister, Herr Tonne.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ein- um es vorsichtig auszudriicken -
bewegtes Schulhalbjahr, wie wir es noch nie erlebt
haben und welches uns alle vor ganz besondere
Herausforderungen gestellt hat, geht in zwei Wo-
chen zu Ende.

Nach der vollstandigen SchlieBung der Schulen
am 16. Mérz, der Vorbereitung und der erfolgrei-
chen Durchfihrung der Abschluss- und Abiturpri-
fungen und einer Ubergangsphase der stufenwei-
sen Rickkehr aller Schilerinnen und Schiler in
den Prasenzunterricht sind die Planungen fir das
neue Schuljahr auf den Weg gebracht, trotz unkla-
rer Entwicklung der Infektionslage.

All dies stellt einen wahren Kraftakt fur alle Betei-
ligten dar. Ich nehme die Dringliche Anfrage gerne
zum Anlass, allen Beteiligten noch einmal ganz
ausdrticklich fur ihr Engagement zu danken.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wir werden vor Beginn
der Sommerferien, und zwar nachste Woche, das
Szenario vorstellen, von dem wir uns winschen
und erhoffen, dass es zum neuen Schuljahr eintritt.
Wir werden auch dartber unterrichten, welche
organisatorischen Voraussetzungen dafir erforder-
lich sind.

Drei Szenarien sind denkbar: erstens der einge-
schréankte Regelbetrieb - das ist abhangig vom
Schutz vulnerabler Gruppen -, zweitens ein hybri-
der Schulbetrieb unter einem erhdhten Infektions-

geschehen und drittens erneute komplette Schul-
schlieBungen aufgrund einer, gegebenenfalls regi-
onal, erheblich erhéhten Infektionslage.

Auf Ebene der KMK haben die Lander das ge-
meinsame Ziel formuliert, dass der Regelbetrieb,
soweit das Infektionsgeschehen es zulasst, mit
Beginn des kommenden Schuljahres wieder auf-
genommen werden soll. Dieses gemeinsame Vor-
gehen ist zu begrifRen. Es entspricht auch dem
niederséchsischen Wunsch nach so viel Normalitat
wie moglich. Daher wird auch auf der Basis von
Normalitdt geplant. Diese Klarheit, Handlungssi-
cherheit und Planbarkeit sind wichtig fur die Schu-
len, aber auch fur Schilerinnen und Schiler sowie
Eltern und Erziehungsberechtigte.

Ein Regelbetrieb ist allerdings nur dann mdéglich,
wenn die Infektionszahlen es zulassen und die
Abstandsregelung fir die Schilerinnen und Schu-
ler zugunsten sonstiger Hygienemafinahmen ent-
fallen kann. Das sind zwingende Voraussetzun-
gen.

Die KMK hat dafir einen Rahmen definiert, den wir
in Niedersachsen im Sinne der Schulen, der Lehr-
krafte, der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der
Schilerinnen und Schiler ausfiilllen werden. Dabei
geht es auch darum, wie die Risikogruppen wirk-
sam geschitzt werden kdnnen. Das Konzept gilt
es dabei stéandig zu Uberprifen und kontinuierlich,
soweit nétig, an die dynamischen Entwicklungen
anzupassen. Das wird auch Uber den Sommer
hinweg gelten. Wir werden daher das Szenario,
das nachste Woche vorgestellt wird, und den zu-
gehorigen Leitfaden vier Wochen und zwei Wo-
chen vor Beginn des Schuljahres 2020/2021 auf
Umsetzbarkeit auf Basis der jeweiligen Situation
Uberprufen.

Ich erlaube mir eine kurze Anmerkung: Beim Ver-
lesen der Dringlichen Anfrage hat die Kollegin
Hamburg gesagt, ,normalerweise” plane man im
Mai. Genau das ist der entscheidende Unter-
schied: Es ist eben nicht normal. Wir stehen vor
anderen Herausforderungen, die andere Ablaufe
erfordern.

Derzeit diskutieren wir mit den Beteiligten, den
Bildungsverbdnden und den Vertretungen der El-
tern und der Schuilerschaft Gber moglichst gute
und einvernehmliche Ldsungen. Hierzu gilt es
auch, die bisherigen Erfahrungen verninftig aus-
zuwerten, einen mutigen Blick nach vorne zu rich-
ten und vor allem die Expertise der Betroffenen
und Beteiligten selbst zu héren. Ich habe mich
deshalb sehr gefreut, dass die Verbande und Inte-
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ressenvertretungen sich auf meine Anfrage vom
15. Juni hin bereit erklart haben, Erfahrungen,
Winsche und auch Forderungen einzubringen. Sie
alle helfen uns, im Rahmen der Willensbildung der
Landesregierung zu einem maglichst einvernehm-
lichen Weg zu kommen.

Es war und es ist fiir mich wichtig, dass der Schul-
betrieb vorsichtig anlauft. Ziel muss zunachst sein,
Schilerinnen und Schilern ihren Pflichtunterricht
geman der Stundentafel zu erteilen. Mit Blick auf
die vulnerablen Lehrkrafte und die nicht lehrenden
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist das eine an-
spruchsvolle Aufgabe. Ubrigens gilt das selbstver-
standlich auch fur die vulnerablen Risikogruppen in
der Schilerschatft.

Besonders wichtig ist uns weiterhin, mdoglichst
schnell und umfassend mit Blick aufs neue Schul-
jahr die Verlasslichkeit der Grundschulen zu si-
chern. Gerade die ganz jungen Schulerinnen und
Schiler sind auf diesen verlasslichen Rahmen
besonders angewiesen. In einem weiteren Schritt
kénnen dann die Zusatzangebote, Wahlunterricht
und insbesondere der Ganztag, auf3erunterrichtli-
che Aktivitaten und die berufliche Orientierung in
den Blick genommen werden. All dies ist dann
auch Gegenstand der Szenarien.

Es muss dabei jedoch immer klar sein: Auch nach
den Sommerferien wird das Virus nicht ver-
schwunden sein. Fiur den Fall, dass sich die Infek-
tionszahlen wieder erhéhen, werden wir trotz des
Wunsches nach mdoglichst viel Normalitat auch
alternative Plane benétigen, um schnell und flexi-
bel reagieren und gegebenenfalls in ein anderes
Szenario zuriickfallen zu kénnen. In diesem Fall
werden dann wieder geeignete Malinahmen - wie
z. B. eine Kombination von Préasenzunterricht und
Lernen zu Hause und die Riickkehr zu geteilten
Lerngruppen - umzusetzen sein, auch um eine
flachendeckende SchlieBung der Schulen zu ver-
meiden. Die Regelungen, die sich bisher bewahrt
haben - seien es die Erlasse fur das Lernen zu
Hause oder die Vorgaben zur Leistungsbewer-
tung -, werden derzeit weiterentwickelt und auf das
kommende Schuljahr angepasst.

Meine Damen und Herren, es ist eine anspruchs-
volle Aufgabe, zu diesem Zeitpunkt die richtigen
Empfehlungen fir die Zeit nach den Sommerferien
zu geben. Hierzu gehort insbesondere, dass der
Prasenzunterricht der Schulen stets im Einklang
mit dem Infektionsschutz und den Hygienevor-
schriften stehen muss. Der Einhaltung der Hygie-
neplane kommt dabei eine besondere Bedeutung
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zu. Die Regelungen beispielsweise zur Handhygi-
ene oder zum Luften werden wir aufrechterhalten.
Je nachdem, wie wir den Schulbetrieb nach den
Sommerferien aufnehmen, werden wir den Rah-
men-Hygieneplan Corona Schule an das Infekti-
onsgeschehen anpassen.

Keiner von uns weil, in welcher Situation wir uns
Ende August befinden werden. Deshalb entwickeln
wir die verschiedenen Szenarien mit einer klaren
Préferenz fir das hdéchstmdgliche und zu verant-
wortende MalRR an Normalitdt. Es gilt aber auch
danach, regelméRig die Infektionslage zu bewerten
und nétigenfalls Konsequenzen zu ziehen.

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen
im Namen der Landesregierung wie folgt:

Zur Frage 1: Die derzeitigen Planungen beinhalten
drei verschiedene Szenarien.

Szenario A (Regelbetrieb/eingeschrankter Regel-
betrieb): Voraussetzung ist, dass das regionale
Infektionsgeschehen einen Verzicht auf den Min-
destabstand von 1,50 m zwischen Personen zu-
lasst. Da erst seit dem 15. Juni 2020 alle Klassen-
stufen wieder beschult werden, kann eine belast-
bare Einschatzung unter Berucksichtigung der
Inkubationszeit erst ab der 28. Kalenderwoche
erfolgen. Bei einer Beschulung vollstandiger
Schulklassen ist der Mindestabstand nicht mehr
einzuhalten. Zur Kompensation des Wegfalls des
Mindestabstands werden dann die tbrigen Hygie-
nemaflnahmen entsprechend deutlich anzupassen
sein.

Szenario B (Schulbetrieb unter einem erhdhten
Infektionsgeschehen): Wenn das regionale Infekti-
onsgeschehen den Regelbetrieb nicht mehr zu-
lasst - so wie wir es nach Wiedererdffnung der
Schulen erlebt haben -, sind die im Rahmen-
Hygieneplan Corona Schule vorgesehenen Ab-
stands- und Hygieneregeln wieder anzuwenden,
um den Infektions- und Gesundheitsschutz in ei-
nem umfassenderen Fall zu gewahrleisten, aber
gleichzeitig eine vollstandige SchlieBung von
Schulen zu vermeiden. Dann gilt u. a. wieder: Un-
terricht in geteilten Lerngruppen, Wechsel von
Prasenzunterricht und Lernen zu Hause sowie
entsprechende Mindestabstande.

Szenario C (komplette SchulschlieBungen): Sofern
wir uns in einer Situation dhnlich der im Marz be-
finden, sind auch komplette SchulschlieBungen -
zumindest lokal bzw. regional - nicht auszuschlie-
Ben. Das wirde nach demselben Verfahren statt-
finden, wie wir es bisher kennen, namlich nach
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Entscheidung des drtlichen Gesundheitsamtes.
Dann gilt wieder das Lernen zu Hause.

Zur Frage 2: Das Schuljahr 2020/2021 stellt das
Land durch den doppelten Abiturjahrgang bekannt-
lich vor grol3e Herausforderungen, die durch die
Corona-Pandemie verstarkt werden. Zur Sicherung
der Unterrichtsversorgung im kommenden Schul-
jahr wurden daher insgesamt funf Erlasse versen-
det:

Erlass 1 vom 23. Juni 2020 betrifft den Stunden-
pool in den Jahrgéngen 5 bis 10. Nach intensiver
Abwagung aller Argumente haben wir uns ent-
schieden, die Poolstunden fur das Schuljahr
2020/2021 um ein Funftel einzuschranken. Diese
MalRnahme dient einmalig dazu, die vorhandenen
Lehrkraftestunden stérker fur den Pflichtunterricht
nach Stundentafel einzusetzen. Bei der Verteilung
der den Schulen zur Verfigung stehenden Lehr-
kraftestunden setzen wir auf die bewéhrte Eigen-
verantwortung der Schulen. Die verbleibenden
Poolstunden, die u. a. der schuleigenen Schwer-
punktsetzung dienen, wie z. B. fur wabhlfreien Un-
terricht und Arbeitsgemeinschaften, kénnen die
Schulen weiterhin flexibel in den Schuljahrgangen
5 bis 10 einsetzen. Die Berechnung der Zusatzbe-
darfe insbesondere fir den Ganztag und fir die
Inklusion sind dabei nicht angetastet. Die Ressour-
cen stehen also zur Verfiigung und kénnen ent-
sprechend eingesetzt werden.

Erlass 2 vom 23. Juni 2020 betrifft die Klassen-
neubildung in allen Schuljahrgangen. Er hatte be-
fristet fur das Schuljahr 2020/2021 ermdglicht, in
allen Schuljahrgangen die Klassen nach der fiir die
jeweilige Schulform geltenden Schilerhdchstzahl
neu zu bilden, wurde jedoch durch den Folgeerlass
vom 26. Juni 2020 (Erlass 3) aufgehoben. Es gel-
ten somit die Regelungen zur Klassenbildung un-
verandert fort.

Nr. 4 vom 23. Juni 2020, der mit dem Schulverwal-
tungsblatt 08/2020 verdffentlicht wird, betrifft den
Quereinstieg. Er beinhaltet als wesentlichen Be-
standteil die Erleichterung des Quereinstiegs flr
das Lehramt an Haupt- und Realschulen fiir Absol-
ventinnen und Absolventen eines Masterstudien-
gangs einer staatlich anerkannten Fachhochschu-
le. Damit wird das Einstellungsverfahren unter-
stitzt.

Fur die Nachprifung von Schilerinnen und Schii-
lern bedurfte es dartiber hinaus einer klarstellen-
den Regelung, die ebenfalls per Erlass erfolgte.

Der Erlass 5 vom 4. Juni 2020 regelt daher den
Anspruch der Schilerinnen und Schiler auf Teil-
nahme an Nachprifungen in Abweichung zur Ver-
ordnung Uber den Wechsel zwischen Schuljahr-
gangen und Schulformen allgemeinbildender
Schulen auch fur Facher, in denen in den voraus-
gegangenen zwei Zeugnissen die Note ,mangel-
haft* oder ,ungenigend” erteilt wurde. Daneben
haben auch Schilerinnen und Schiler des 5. bis 9.
Schuljahrgangs, die bereits im vorausgegangenen
Schuljahr nicht versetzt worden sind oder bereits
einmal infolge einer Nachprifung versetzt worden
sind und die wegen mangelhafter Leistungen in
zwei Fachern nicht versetzt werden, einen An-
spruch auf Teilnahme an einer Nachprifung.

Dariliber hinaus erfolgte eine Ergdnzung zum Nie-
dersachsischen Rahmen-Hygieneplan Corona-
Schule fir den Sportunterricht. Das ist, formal be-
trachtet, kein Erlass, sei aber der Vollstandigkeit
halber trotzdem aufgefuhrt. Diese Ergdnzung wur-
de vom Kultusministerium gemeinsam mit dem
Landesgesundheitsamt in Abstimmung mit der
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenver-
bande Niedersachsens sowie den fur Schulen
zustandigen Tragern der Gesetzlichen Unfallversi-
cherung in Niedersachsen herausgegeben. Die
Ergdnzungen erlautern, dass der Sportunterricht
kontaktlos unter Beachtung von HygienemaRnah-
men durchzufihren ist. Sie fihren zudem aus,
welche Sportarten und Bewegungsformen in wel-
cher Form mdéglich sind und welche Einschrankun-
gen die Sportlehrkrafte beachten missen.

Zur Frage 3: Das Kultusministerium steht seit Be-
ginn der Corona-Pandemie in engem Austausch
mit den bildungspolitischen Verbanden und Inte-
ressenvertretungen. Insbesondere im Hinblick auf
die in der Beantwortung zur Frage 1 beschriebe-
nen Szenarien wurden die Verbande und Interes-
senvertretungen frihzeitig einbezogen. Darlber
hinaus gab es wiederholt Telefonate und Jour-fixe-
Termine zum Austausch.

Eine E-Mail-Abfrage des Ministeriums vom 15. Juni
2020 erbat sowohl Beurteilungen und Erfahrungen
als auch Empfehlungen der Verbande und Interes-
senvertretungen zu den bisher gewonnenen Er-
kenntnissen in der Corona-Zeit und auch zu zu-
kunftigen Szenarien nach den Sommerferien. Die
Ruckmeldungen der Verbande und Interessenver-
tretungen werden in der Entwicklung der Szenari-
en bericksichtigt und am 6. Juli in einer Videokon-
ferenz im Rahmen des Forums ,Eigenverantwortli-
che Schule" gemeinsam erdrtert werden. Unter
Einbeziehung dieser Rickmeldungen werden nach
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Abschluss der Willensbildung der Landesregierung
die Szenarien und ein dazugehériger Leitfaden
prasentiert.

Ich danke firr die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke sehr, Herr Minister. - Die erste Zusatzfrage
fur Bundnis 90/Die Grinen stellt Kollegin Julia
Willie Hamburg.

Julia Willie Hamburg (GRUNE):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Ich frage die Lan-
desregierung, welche Voraussetzungen mit Blick
auf das Infektionsgeschehen konkret erfillt sein
missen, damit die von ihr genannten Szenarien
jeweils eintreten.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich will mich sozusagen von hinten nach
vorne vorarbeiten. Die Entscheidung, Schulen
komplett zu schlie3en - Szenario C -, hat das ortli-
che Gesundheitsamt zu treffen. Im Méarz haben wir
diese MalRnahme landesweit getroffen - das wére
die letzte Eskalationsstufe -, davor liegen regionale
und lokale Entscheidungen aufgrund der jeweiligen
Infektionslage.

Derzeit befinden wir uns im Szenario B (Schulbe-
trieb unter einem erhdhten Infektionsgeschehen).
Der Wechsel zum Szenario A (Regelbetrieb/er-
weiterter Regelbetrieb) setzt eine landesweit stabi-
le niedrige Infektionslage voraus, so wie wir sie seit
langerer Zeit dankeswerterweise beobachten kon-
nen. Die Erfahrungen, die wir gemacht haben,
zeigen, dass wir mit den ergriffenen MaRnahmen
den Gesundheits- und Infektionsschutz in den
Schulen gewahrleisten kdnnen. Die Erfahrungen
sind bisher also positiv - wir warten die letzten
Ruckmeldungen noch ab. Wie gesagt: Auf dieser
Basis und bei einer stabil niedrigen Infektionslage
ist der Schritt in Richtung Regelbetrieb/erweiterter
Regelbetrieb moglich.

7520

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon, Herr Minister. - Die erste Zusatzfra-
ge fur die FDP-Fraktion stellt der Kollege Bjorn
Forsterling.

Bjorn Forsterling (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich frage die Landesregierung mit Blick auf
das kommende Schuljahr, wie die fur die Perso-
nalentwicklung relevanten Zahlen - Stellenbeset-
zungen und angestrebte Pensionierungen zum
31. Juli 2020 - zum jetzigen Zeitpunkt aussehen.

(Beifall bei der FDP und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Herr Minister antwortet.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich kann lhnen mitteilen, dass zum jetzi-
gen Zeitpunkt mehr als 1 660 der ausgeschriebe-
nen Stellen besetzt sind. Das sind ungefahr 75 %.
Das ist ein sehr guter Wert, auch im Vergleich zum
Vorjahr. Das ist sehr erfreulich. Ich will aber auch
nicht verschweigen, dass das in den néachsten
Wochen noch so weitergehen muss.

Die Zahl der Pensionierungen im zweiten Halbjahr
suchen wir noch heraus und reichen sie gleich
nach.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke sehr. - Die zweite Zusatzfrage fur die FDP-
Fraktion stellt ebenfalls der Kollege Fdorsterling.

Bjorn Forsterling (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich frage die Landesregierung vor dem
Hintergrund, dass uns einige Schulen, die noch
nicht Ganztagsschulen sind, aber den Ganztags-
betrieb beantragt haben, mitgeteilt haben, dass sie
bis zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Genehmi-
gung des Ganztagsbetriebs fur das kommende
Schuljahr erhalten haben, wann diese Genehmi-
gungen erfolgen und ob sie in gewohnter Weise
derart erfolgen, dass auch die Ressourcen fiur den
Ganztagsbetrieb mit Beginn des nachsten Schul-
jahres zur Verfliigung gestellt werden.

(Beifall bei der FDP und bei den
GRUNEN)
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Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Bitte sehr, Herr Minister!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zundchst mdchte ich noch die Zahl aus
der ersten Frage nachreichen: Es gehen 1 400
Lehrkrafte in den Ruhestand. Das heif3t, zum jetzi-
gen Zeitpunkt liegen wir schon um 260 Stellen
daruber.

Zu lhrer weiteren Frage: Die Genehmigungen wer-
den nachste Woche erfolgen. Und die Antwort auf
den letzten Teil Ihrer Frage ist ein Ja.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank. - Jetzt erteile ich Herrn Volker Bajus
fur Bundnis 90/Die Grunen das Wort.

Volker Bajus (GRUNE):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. - Meine Damen und
Herren! Ich frage die Landesregierung: Wie sieht
es mit der Ausstattung vor allem der alteren Schu-
lerinnen und Schiler, aber auch der Lehrkréafte mit
digitalen Endgeréten wie z. B. Laptops aus? Wann
ist damit zu rechnen? Sollte Szenario B oder C
eintreten - was hoffentlich aber nicht der Fall sein
wird -, wird das ja ein grof3es Thema sein.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Danke schon. - Herr Minister wird lhnen antworten.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Ich
muss jetzt einen Teil der Antworten auf die Uber-
nachste Dringliche Anfrage vorwegnehmen.

Der Bund hat im Zuge der Corona-Krise das So-
fortausstattungsprogramm aufgelegt. Ende April
hat man sich geeinigt, das Kabinett in Niedersach-
sen hat die Umsetzung beschlossen, und jetzt
befinden wir uns mit den kommunalen Spitzenver-
banden, die entsprechende Anhérungs- und Betei-
ligungsrechte haben, in der Abstimmung der Richt-
linie. Unser Ziel ist es, dieses Sofortausstattungs-
programm zum neuen Schuljahr umsetzen, sodass
Endgerate beschafft werden koénnen. Das ging
alles sehr schnell.

Trotzdem wollten wir nicht nur darauf warten und
haben deshalb auch sofort die Foérderrichtlinie zum
DigitalPakt Schule veréndert, und zwar dahin ge-
hend, dass die Beschaffung von Endgeraten nun

nicht mehr nachrangig ist. Bisher mussten die
Schulen z. B. erst eine WLAN-Ausriistung sicher-
stellen, bevor sie Endgerate beantragen konnten.
Jetzt sind diese verschiedenen Optionen gleich-
rangig. Es wurden auch schon Antrage gestellt und
Gelder ausgeschiittet.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Nur
2 % sind bisher abgeflossen!)

- Frau Kollegin Hamburg, das ist nicht korrekt. Ich
gebe lhnen die aktuellen Zahlen gerne gleich mit.
Aber dass nur 2 % abgeflossen sind, ist falsch.

Ich wirde Ihnen auch dringend empfehlen, sich
einmal anzugucken, nach welcher Pramisse wir
Gelder aus dem DigitalPakt Schule verteilen. Vor
Ort wird es durchaus als richtig angesehen, dass
nicht der ganze Betrag beantragt werden muss,
sondern dass ein gestuftes Verfahren mdoglich ist.
Wir haben in Niedersachsen Uber 1 000 Antrage.
Auch wenn ich mich von bundesweiten Umfragen
ansonsten eher fernhalte: Damit liegen wir bei der
Verteilung der Mittel aus dem Digitalpakt deutlich
vorne, und zwar im gesamten Bundesgebiet. Das
durfen wir uns doch nicht schlechtreden lassen!

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der FDP)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon. - Frau Hamburg hat jetzt die Gele-
genheit, noch eine Frage offiziell zu stellen.

Julia Willie Hamburg (GRUNE):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. - Vor dem Hinter-
grund, dass Herr Forsterling gerade eine Frage zu
den Einstellungszahlen gestellt hat, wirde mich
interessieren, wie Sie insbesondere die Sek-I-
Schulen unterstiitzen wollen, die ja eine auBerst
schlechte Unterrichtsversorgung haben und wahr-
scheinlich auch im kommenden Schuljahr haben
werden und in Corona-Zeiten dringend personelle
Unterstltzung brauchen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon, Frau Kollegin. - Der Herr Minister
wird Ihnen antworten.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Sehr geehrte Frau Hamburg, dass wir die
Schulen im Sekundarbereich | gezielt unterstiitzen
wollen, ist unstrittig. Ihre Verknipfung, dass die
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Unterrichtsversorgung dort im néachsten Schuljahr
schlecht sein wird, kann ich so nicht teilen.

Die Einstellungszahlen - auch dort- sind noch
nicht auf dem Niveau, auf dem wir sie haben
mochten; das ist in der Tat so. Wir haben aber
beispielsweise das Programm ,Starke Sek-I-
Schulen” angelegt, das insbesondere den Schulen
im Sek-I-Bereich sehr gezielt hilft. Auch haben wir
diverse Anreize gesetzt, um Lehrkréfte davon zu
Uberzeugen, dass eine Tatigkeit an diesen Schu-
len etwas sehr Wertvolles ist.

Wir haben uns, wenn ich es richtig vor Augen ha-
be, im letzten Plenum Gber Einstellungszahlen und
auch dber zur Verfiigung stehende Bewerberinnen
und Bewerber unterhalten. Diesen wird im Zuge
der weiteren Besetzung von Stellen nattrlich ein
Angebot gemacht, damit sie diese Stellen anneh-
men und so im niedersachsischen Landesdienst
eine Stelle als Lehrkraft antreten kénnen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke sehr. - Frau Hamburg, Sie haben noch eine
Wortmeldung angemeldet. Das klappt gleich. Zu-
nachst kommt aber fur die AfD die erste Zusatzfra-
ge von Herrn Abgeordneten Rykena.

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Ich frage die Lan-
desregierung vor dem Hintergrund, dass nach
einer Antwort auf eine Anfrage 20 % der Lehrkraf-
te - und 10 % davon nicht nur aufgrund des Alters -
zur Risikogruppe gehoren, wie Sie im Falle des
Szenarios A den Unterricht gewahrleisten wollen,
wenn allein schon 10 % der Lehrkrafte grundséatz-
lich nicht zur Verfligung stehen.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Danke. - Herr Minister wird erwidern.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zur Erklarung der 20 %: Das sind diejeni-
gen, die aus gesundheitlichen Griinden als Risiko-
gruppen gelten, aber auch diejenigen, die die Al-
tersgrenze von 60 Jahren Uberschritten haben,
und es gehéren auch diejenigen dazu, die mit ei-
nem Angehdrigen im Haushalt leben, der zur Risi-
kogruppe gehort.

In der Tat stellt sich die Frage, wie der Schutz von
Risikogruppen aussehen muss. Angesichts der
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Infektionslage ist das ein ganz entscheidender
Punkt und auch einer der schwierigsten Punkte,
die es zu bewerten gilt. Insofern ist die Bewertung,
in welchem Ausmal der Schutz von Risikogruppen
gewahrleistet werden muss, um kein unndétiges
Risiko fir diese einzugehen und insbhesondere sie
vor schweren Krankheitsverlaufen zu schitzen, mit
der berechtigten Erwartungshaltung, moglichst viel
Schulunterricht als Présenzunterricht stattfinden zu
lassen, in Einklang zu bringen. Das ist eine der
schwierigsten Fragen, deren Antwort austariert
werden muss. Daflir missen wir die weiteren Bera-
tungen mit einflieBen lassen, um - dbrigens im
Einklang mit anderen Bundesléndern - eine ge-
meinsame Bewertung hinzubekommen.

Klar ist, dass es dort, wo schwere Krankheitsver-
laufe im Rahmen einer Infektion drohen, eines
Schutzes bedarf. Wir missen uns auf der einen
Seite Uberlegen, ob das allgemein oder individuell
definiert werden muss, um auf der anderen Seite
zu schauen, wie wir den Lehrkréaften eine sichere
Arbeitsumgebung in den Schulen bieten kénnen.
Das muss zueinander gebracht werden. Aber noch
einmal: Die Beratung dazu ist noch nicht abge-
schlossen. Das wird nachste Woche so weit sein.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Die vorletzte Frage fiur Bindnis 90/Die Grinen
stellt jetzt der Kollege Stefan Wenzel.

Stefan Wenzel (GRUNE):

Sehr geehrter Minister Tonne, ich fahre haufig
morgens um 7 Uhr mit dem Schulbus, der dann so
voll ist, dass man in der Regel nur knapp einen
Stehplatz bekommt. Welche Uberlegungen gibt es
bei lhnen, um den Schilerbusverkehr zu entspan-
nen, um die Mdglichkeit zu erdffnen, die Abstands-
regeln einzuhalten und sicherzustellen, dass die
Schuilerinnen und Schiller diese Achtsamkeit auch
mit in den Schulalltag nehmen? Ich glaube, es
ware sehr merkwurdig, wenn man diese Regeln im
Bus ignorieren, aber dann in der Schule ihre Ein-
haltung erwarten wirde.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke, Herr Wenzel. Das war nur ganz knapp an
.Knapp und sachlich* vorbei. Aber Herr Minister
wird Ihnen trotzdem antworten.
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Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich erlaube mir, einen Teil lhrer Frage
allgemeiner zu beantworten.

Alle Beteiligte in unserer Gesellschaft darauf hin-
zuweisen, dass Achtsamkeit in dieser Situation
etwas Richtiges ist, gilt vollig unabhéngig der Fra-
ge Schilerbefoérderung, sondern es gilt, das an
jeder Stelle klarzumachen und zu verdeutlichen.
Das wurde ich insofern als Aufgabe von uns allen
betrachten.

Wir haben bei der Frage der Schiilerbeférderung
von Anfang an gesagt, dass gerade dort die Ein-
haltung von Abstandsregelungen extrem schwierig
ist, weswegen das Tragen eines Mund-Nase-
Schutzes dort besonders wichtig ist. Ansonsten
wirde uns in diesem Bereich, da er nicht in die
unmittelbare Zustandigkeit des Kultusministeriums
fallt, immer wieder nur der Dialogweg bleiben,
welchen wir aber mit allen Beteiligten beschreiten,
um Schilerverkehre insgesamt so zu entspannen,
dass auch dort ein Maximum an Sicherheit ge-
wahrleistet werden kann. Das geht nicht per Erlass
oder Verordnung, sondern das ist nur im Dialog
insbesondere mit den Verbinden und Organisatio-
nen vor Ort moglich.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon. - Die letzte Zusatzfrage fur Bind-
nis 90/Die Grinen stellt jetzt die Kollegin Julia
Willie Hamburg.

Julia Willie Hamburg (GRUNE):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. - Vor dem Hinter-
grund, dass Sie, Herr Tonne, ausgefiihrt haben,
dass Sie in Szenario A einen Regelbetrieb planen,
was bedeutet, dass insbesondere Schilerinnen
und Schiler aus Risikogruppen, aber auch Kinder
beispielsweise mit bestimmten Fdrderbedarfen -
die ja oft auch zu Risikogruppen gehdren - nicht
mehr am Unterricht teilnehmen kénnen, frage ich
die Landesregierung, welche Konzepte sie fur die
sogenannten vulnerablen Gruppen und Risiko-
gruppen unter den Schilerinnen und Schilern hat,
um ihnen trotzdem Schule und Teilhabe zu ermdg-
lichen und Inklusion weiter zu leben.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Danke vielmals. - Herr Minister!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Hamburg, erstens ist es in der Tat wichtig zu beto-
nen, dass in dem Moment, in dem wir es mit vul-
nerablen Personengruppen - auch bei den Lehr-
kraften - zu tun haben, auch Schilerinnen und
Schiler unter ihnen sein kdnnen und dass es sie
besonders zu schiitzen gilt. Wenn es sie beson-
ders zu schiitzen gilt, sie also nicht am Prasenzun-
terricht in der Schule teilnehmen kdnnen, ist das
nur moglich, indem man auch dort erst einmal
Einschrdnkungen in Kauf nimmt. Anderes ist nicht
organisierbar, weil das widerstreitende Interessen
sind: Sie sind zum Schutz aus einem Klassenver-
band herauszuholen, damit sie sich nicht infizieren;
gleichzeitig kann dann nicht das erreicht werden,
was wir mit einem gemeinsamen Lernen in einer
Klasse erreichen mochten.

Deswegen gilt es natirlich auch, sie im Blick zu
haben, und nicht - tiberzogen - ,Pech gehabt!* zu
sagen. Ganz im Gegenteill Das ist nicht unser
Anspruch. Es gilt vielmehr, sie mit einzubeziehen,
so gut das auf Distanz eben mdglich ist. Das kann
und muss zum einen auf der personlichen Schiene
zwischen Lehrkraften und der Schilerin bzw. dem
Schuler erfolgen. Auch dafiur gibt es klare Vorga-
ben. Aber zum anderen gilt es auch, diese Schile-
rinnen und Schiler in den Unterricht mit einzube-
ziehen, und sei es, dass man z. B davon Gebrauch
macht, sie dazuzuschalten, was Ubrigens schon
jetzt an vielen Schulen stattfindet, um sie zumin-
dest zum Teil in die Klasse zurtickzuholen, wenn-
gleich auch nicht physisch, sondern nur tGber die
Nutzung entsprechender digitaler Endgerate.

Aber es bleibt dort ein Delta, das nicht auflosbar
ist, weil der Gesundheitsschutz durch das Isolieren
von der Gruppe und der Bildungsauftrag, gemein-
sam zu lernen, nicht zusammenzuflihren sind.
Vielmehr bringt das eine Einschrankungen bei dem
anderen mit sich.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Also
keine Konzepte! - Christian Meyer
[GRUNE]: Das war sehr allgemein!)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke sehr. - Fur die FDP-Fraktion stellt jetzt der
Kollege Bjorn Forsterling eine Zusatzfrage.

Bjorn Forsterling (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich frage die Landesregierung, nachdem
der Erlass zur Klassenneubildung mit der Uber-
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schrift ,MaRnahme zur Sicherung der Unterrichts-
versorgung” jetzt ja doch nicht in Kraft tritt bzw.
innerhalb von 24 Stunden vom Minister zurlickge-
zogen worden ist, welche alternativen MaRnahmen
zur Sicherung der Unterrichtsversorgung es gibt
und ob die Schulen mit weiteren Erlassen dieser
Art zu rechnen haben.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Wohl
leider ja! Aber er wird es uns nicht sa-

gen!)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Bitte sehr, Herr Minister!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine Damen und Herren! Ich
glaube, wir sind uns relativ einig darin, dass Ver-
anderungen an dem System von Anrechnungs-
stunden, von Stunden, die zur Verfiigung stehen,
nie etwas sind, was man besonders gerne macht.
Vielmehr ist das immer eine Abwagungsfrage: Was
ist machbar, was ist auch vertretbar?

Wir haben diesen Erlass zuriickgezogen, weil er
unter den besonderen Bedingungen, die jetzt die
Corona-Situation bietet, in der Tat nicht mehr rich-
tig gewesen ist.

(Bjorn Faorsterling [FDP]: Er wére auch
sonst nicht richtig gewesen!)

- Das ist eine Frage der Abwéagung, Herr Forster-
ling, zwischen der Sicherung der Unterrichtsver-
sorgung und den Veranderungen, die es in dem
Bereich gibt.

Wir glauben, dass wir mit den getroffenen Mal3-
nahmen die Unterrichtsversorgung ausreichend
sicherstellen kdnnen, namlich in Kombination des
Erlasses, der herausgegeben worden ist, mit dem
Einstellungsdurchgang, den weiteren Mdoglichkei-
ten wie einer Erhéhung der Stundenzahl bei Teil-
zeitlehrkraften und den weiteren Anreizen, die wir
geben, um die Unterrichtsversorgung gewabhrleis-
ten zu kénnen.

Von daher ist die Antwort auf lhre Frage, ob die
Schulen mit weiteren Erlassen rechnen missen:
Mit Erlassen miissen Schulen immer rechnen.
Wenn Sie Erlasse meinen, die konkret auf Veran-
derungen bei den Anrechnungsstunden bezogen
sind: In dem Bereich ist derzeit nichts Weiteres
geplant.
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Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon. - Eine weitere Frage stellt jetzt der
Kollege Forsterling.

Bjorn Forsterling (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich frage die Landesregierung vor dem
Hintergrund, dass sie auf die Frage, wie die Unter-
richtsversorgung an den Gymnasien im Hinblick
auf den 13. Jahrgang im kommenden Schuljahr
sichergestellt werden soll, immer wieder geantwor-
tet hat, dass die derzeit an die anderen Schulen
des Sekundarbereichs | abgeordneten Gymnasial-
lehrer dann nicht mehr abgeordnet werden, in wel-
chem Umfang die Landesregierung aktuell fir das
kommende Schuljahr Lehrerabordnungen zwi-
schen den Schulformen plant.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Danke sehr. - Bitte sehr, Herr Minister!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Die
Frage des Umfangs von Abordnungen ist immer
erst im Laufe eines Einstellungsverfahrens serios
zu beantworten. Von daher ist er zum jetzigen
Zeitpunkt nicht zu beziffern, weil er ganz beson-
ders vom Ablauf des Einstellungsdurchgangs ab-
hangt. Aber zumindest einen Hinweis gibt eine
Zahl aus dem Einstellungsdurchgang, die sehr
konkret ist: Bei der Besetzung der Stellen im
Grundschulbereich liegen wir mittlerweile bei 80 %.
Das ist eine sehr erfreuliche Zahl, weil sich die
Lage beziglich der Zahl der Abordnungen von
Gymnasien insbesondere an Grundschulen - na-
turlich eine besonders relevante Frage - entspannt.
Dass es regional zu Abordnungen kommen wird,
ist aber, glaube ich, auch unstreitig. Dass es auch
Abordnungen von Gymnasien an die Sekundar-
schulen | geben wird, ist auch klar. Das genaue
Volumen kann man aber jetzt beim besten Willen
noch nicht beziffern.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke sehr. - Seine letzte Zusatzfrage stellt jetzt
der Kollege Foérsterling.

Bjorn Forsterling (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich frage die Landesregierung vor dem
Hintergrund, dass viele berufshildende Schulen
gerade die Sorge haben, dass es wegen mdglich-
erweise sinkender Auszubildendenzahlen schwie-
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rig sein wird, einzelne Ausbildungsgénge vollzube-
kommen, und vor dem Hintergrund der geplanten
Anderungen an der BbS-VO und an der EB-BbS-
VO mit der Absicht, Stundenzuweisungen zu bin-
deln und insgesamt weniger Stunden ins berufsbil-
dende System zu geben, ob sozusagen vor dem
Hintergrund einer mdglichen Verlagerung von der
teilzeitschulischen Ausbildung in die vollzeitschuli-
sche Ausbildung geplant ist, die geplante Ande-
rung an der BbS-VO und an der EB-BbS-VO hin-
auszuzogern bzw. diese dann im kommenden
Schuljahr flexibel in der Stundenzuweisung anzu-
wenden.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank. Das war wirklich ein sehr langer
Schachtelsatz.

(Bjorn Forsterling [FDP]: Daftr der
Beifall!)

Herr Minister!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Ich
hatte den Eindruck, dass da zwei oder drei Schlei-
fen drin waren. Dieses Eindrucks konnte ich mich
nicht erwehren.

Also: Wir planen keine Kirzungen der Stundenzu-
weisungen durch die Veradnderung der BbS-VO
oder der EB-BhS-VO. Das hei3t: Der Zusammen-
hang, den Sie gerade hergestellt haben, besteht
nicht.

Die Umsetzung macht nur dann Sinn, wenn man
sie gemeinsam mit den berufshildenden Schulen
vor Ort auch durchfiihren kann. Bedingt durch die
Situation in der Corona-Pandemie, waren diese
Veranstaltungen, auch die Informationen und die
Umsetzungen vor Ort in der Zeit nicht moéglich. Das
wird nach dem Sommer nachgeholt und findet
entsprechend statt. Dann wird gemeinsam ge-
schaut: Wie stellt man eigentlich die berufliche
Bildung zukunftsfest auf?

Die Veradnderungen sind keine Reaktion auf die
Corona-Situation. Sie haben einen entsprechen-
den Vorlauf. Die Umsetzung ist dadurch natirlich
auch mit in die Verzdgerung geraten. Das findet
statt. Es finden aber erst die Gesprache statt, und
dann kommen wir in die entsprechende Anwen-
dung. Es ist aber keine Kirzungsdebatte. Diesen
Zusammenhang herzustellen, ware falsch.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke vielmals. - Die zweite Zusatzfrage fur die
AfD-Fraktion stellt jetzt Herr Abgeordneter Rykena.

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Im laufenden
Schuljahr konnten Unterrichtsinhalte nicht vermit-
telt werden. Vor diesem Hintergrund frage ich die
Landesregierung: Wie sind die Uberlegungen,
dass diese Unterrichtsinhalte aufgeholt werden,
angesichts der Tatsache, dass die Lehrplane ei-
gentlich voll sind und vielleicht auch noch die Sze-
narien B und C drohen? Wie gedenkt die Landes-
regierung damit umzugehen?

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke. - Herr Minister wird erwidern.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine Damen und Herren! Wir
werden darauf in mehrfacher Hinsicht reagieren.

Erstens. Ich halte es fir angemessen, dass man,
bevor man feststellt, dass Defizite bestehen, sich
am Ende des Schuljahres auch einmal genau an-
schaut, ob sie denn tatséchlich da sind. Man sollte
also nicht etwas voraussetzen und versuchen,
einen Umfang zu erraten, sondern sich das mitei-
nander genau anschauen.

Zweitens. Es ist vollig klar, dass wir die Qualitat
dessen, was in Schule vermittelt wird, nicht schma-
lern werden. Aber ich halte es fir angemessen und
richtig, wenn fir die Jahrgdnge geschaut wird, ob
man, ohne die Qualitat zu mindern, die Quantitat
dessen, was vermittelt werden soll, herunterfahren
kann, insbesondere im Hinblick auf das neue
Schuljahr.

Dabei geht es um Folgendes: In den Kerncurricula
sind die Kernkompetenzen formuliert und darge-
stellt, die Schulerinnen und Schiler erwerben sol-
len. Man kann das auf sehr unterschiedliche Art
und Weise machen. Das haben die Schulen in
ihren schuleigenen Arbeitsplanen entsprechend
dargelegt. Wir haben jetzt die entsprechenden
Fachgruppen gebeten, sich fir die Jahrgéange an-
zuschauen: Was bedeutet das mit dem Blick aufs
neue Schuljahr? Kann man Themen herausneh-
men, ohne dass man die Qualitdit des Ganzen
schmalert?

Das wird jetzt Gegenstand der Beratungen der
nachsten Wochen sein. Es wird tbrigens auch mit
Blick auf Abschlussjahrgange sowohl beim mittle-
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ren Schulabschluss als auch beim Abitur so sein.
Die Qualitat bleibt 1:1 erhalten. Wir werden
schauen, ob wir die Quantitdt dessen vernlnftig
herunterfahren koénnen, sodass man die Schule
insgesamt mit demselben Stand verlasst.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke sehr. - Herr Rykena, Sie dirfen jetzt gleich
Ihre Anschlusszusatzfrage stellen.

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Es gibt Mitteilun-
gen, dass ein sehr grol3er Prozentsatz von Schu-
lern mit dem Homeschooling nicht zurechtgekom-
men ist und dort groRe Bildungsliicken aufgelaufen
sind. Welche Planungen gibt es vonseiten des MK,
um diese Kinder wieder verstarkt zu erreichen?

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Danke schon. - Bitte sehr, Herr Minister!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Zur
angeblichen Basis, dass es Berichte gibt, nach
denen viele nicht zurechtgekommen sind: Das ist
ein Bericht - ich weil3 nicht, woher Sie den haben -,
fir den es keine verniinftige Grundlage gibt.
Gleichwohl haben Schulen naturlich zuriickgemel-
det, dass Schuilerinnen und Schiiler unterschied-
lich gut erreichbar sind. Deshalb gilt es, die Erfah-
rungen, die wir gemacht haben, jetzt zu bindeln
und uns auch fur das neue Schuljahr entsprechend
auszurichten, falls es zu einer ahnlichen Situation
kommen sollte. Deshalb wird ja die Ausstattung mit
digitalen Endgeraten gerade massiv vorangetrie-
ben, um nicht wieder in eine solche Situation zu
kommen.

Deswegen werden wir auch die Fragen, wie Schu-
lerinnen und Schiler, die im Homelearning sind,
eigentlich zu begleiten und zu unterstiitzen sind
und wie dann auch eine Erreichbarkeit von Lehr-
kraften gesichert ist, bundeln und fur den Fall, dass
es notig ist, mit den Vorgaben entsprechend re-
geln. Aber auch hier gilt: Dass es eine grofR3e An-
zahl oder eine Mehrheit von Schilerinnen und
Schilern gab, die damit nicht zurechtgekommen
sind, entspricht nicht den Ruckmeldungen, die wir
erhalten haben. Die sind bedeutend differenzierter
als das, was Sie gerade dargestellt haben.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Herr Rykena moéchte noch eine Zusatzfrage stel-
len.
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Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Présidentin. - Dann muss ich
das noch ein wenig prazisieren. Natdrlich ist es
keine Mehrheit; vollig klar. Aber es gab beispiels-
weise auch in Kreistagen Rickmeldungen von
Schulleitern, dass sie 20 % ihrer Schilerschaft
nicht erreichen konnten - gar nicht erreichen konn-
ten; geschweige denn, dass dort sinnvolles
Homelearning stattgefunden hat. Das sind sicher-
lich Einzelfalle. Aber die gibt es. Ich habe auch aus
anderen Schulen &hnlich hohe Prozentzahlen ge-
hort.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Herr Rykena, Sie missen jetzt die Frage stellen.

Harm Rykena (AfD):

20 % sind doch immerhin - - - Wie wird mit 20 %
der Schiiler an manchen Schulen umgegangen?

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Bitte sehr, Herr Minister!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! In-
dem wir den Schulen unterschiedlichste Mdglich-
keiten an die Hand geben, bestmdglich an Schile-
rinnen und Schiler heranzukommen. Das klappt
unterschiedlich gut. Das ist schon immer so gewe-
sen. Wir missen schauen, dass wir dort, wo es
schwierig ist, viele entsprechende Angebote be-
reitstellen.

Wir haben Schulen in der jetzigen Phase der
SchulschlieBungen zu einem sehr friihen Zeitpunkt
z. B. ermdglicht, Schulerinnen und Schuler, die
nicht unter den strengen Kern der Notbetreuung
fallen, trotzdem in die Schule zu holen, weil wir
gesagt haben: Wenn Schulen sehen, dass dort
eine besondere Schwierigkeit der Erreichbarkeit
besteht und besondere Schwierigkeiten bei der
Umsetzung des Lernens zu Hause vorliegen, kdn-
nen sie diese Schilerinnen und Schiler in die
Notgruppen in die Schule hineinholen. - Solche
Moglichkeiten wird es weiterhin geben. Es gilt
auch, den Schulen weitere Angebote zu machen.

Ich darf aber auch auf das jlingst vorgestellte ge-
meinsame Projekt mit den Kirchen in Niedersach-
sen verweisen. Die ,LernRaume” legen einen ex-
pliziten Schwerpunkt darauf: Wie erreichen wir
Schulerinnen und Schiler, die Unterstitzungsbe-
darf haben, jetzt in der Sommerpause mit Angebo-
ten? Wie kdnnen wir sie aber auch, nachdem das
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Schuljahr wieder anfangt, begleiten und unterstit-
zen?

So gilt es, den Blick auf alle Schulerinnen und
Schuler zu richten, damit sie je nachdem, wie die
Maoglichkeiten zu Hause sind, Unterstiitzung erhal-
ten und es keine Unterschiede zwischen der Situa-
tion des Prasenzlernens und mdglichen Tagen, an
denen dann zu Hause gelernt werden muss, gibt.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke sehr, Herr Minister. - Seine letzte Zusatz-
frage fur die AfD-Fraktion stellt jetzt ebenfalls der
Abgeordnete Rykena.

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. - Ich wollte diese
Frage eigentlich zurtickstellen. Weil Sie jetzt die-
ses gemeinsam mit den Kirchen durchgefiihrte
Projekt angesprochen haben, frage ich Sie aber
konkret: Wie viele Lernpaten, die man dafiir bent-
tigt, haben sich bislang gemeldet?

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Seit
vorgestern oder was?)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Danke schon. - Bitte sehr, Herr Minister!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Ei-
nerseits erfolgt der Aufruf des Landes, sich zu
melden, in dieser Woche. Zu einem Aufruf, der
noch nicht erfolgt ist, kann man auch noch keine
Zahlung vornehmen.

Andererseits finden vor Ort die entsprechenden
Projekte bereits statt. Die Kirchen haben schon
darauf hingewiesen, dass es an diversen Orten
entsprechende ,LernRaume* gibt. Dort haben sich
auch Freiwillige gefunden. Es werden Ubrigens
nicht nur Freiwillige sein, die wir aus dem Schul-
system heraus gewinnen mussen. Vielmehr wer-
den auch die Kirchen mit ihren ehrenamtlichen
Unterstitzungen dort hineingehen und Angebote
machen.

Dafur will ich mich ganz herzlich bedanken. Es ist
ein fantastisches Projekt, dass sich alle Kirchen in
Niedersachsen, Diakonie und Caritas zusammen-
tun und gemeinsam mit dem Land das machen,
was dringend erforderlich ist, namlich sagen: Wir
stehen als Bindnis zusammen und richten den
Blick auf diejenigen, die einer besonderen Unter-
stlitzung bedirfen. - Daflr bedanke ich mich ganz

herzlich. Ich finde das ganz hervorragend. Man
kann nur dafiir werben, dass mdglichst viele die-
sen ,LernRaumen“ zum Erfolg verhelfen.

(Zustimmung von Helge Limburg
[GRUNE))

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Danke sehr, Herr Minister.

Zu Punkt a haben wir keine weiteren Zusatzfragen
mehr vorliegen.

Daher kommen wir zu Punkt

b) Welche Konsequenzen werden aus den
Rissereignissen auf zwei Hannoveraner gezo-
gen? - Anfrage der Fraktion der FDP -
Drs. 18/6872

Zur Einbringung der Frage meldet sich der Kollege
Hermann Grupe zu Wort. Bitte!

Hermann Grupe (FDP):
Vielen Dank, Frau Prasidentin.

Welche Konsequenzen werden aus den Risser-
eignissen auf zwei Hannoveraner gezogen?

Am 17. Juni 2020 haben die Pferdeland Nieder-
sachsen GmbH, die Deutsche Reiterliche Vereini-
gung e. V. und das Aktionsbiindnis Aktives Wolfs-
management im Landvolk Niedersachsen einen
Offenen Brief an Umweltminister Olaf Lies ge-
schrieben und um eine Priorisierung des Themas
Wolf und deutliche und schnelle Konsequenzen
gebeten.

Am 25. Juni 2020 berichtete die HAZ von einem
weiteren moglichen Rissereignis auf ein Pferd. In
diesem Fall wurde bei Lehrte ein Pony durch einen
Kehlbiss getotet.

Schon zuvor sind Einzelwolfe oder Wolfsrudel in
Niedersachsen in vielfaltiger Form verhaltensauf-
fallig geworden. So hatte sich das Cuxhavener
Rudel auf das Reilen ausgewachsener Rinder
spezialisiert. Vielfach wurde der sichere Grund-
schutz durch Wdlfe uberwunden, und mehrfach
sind Wélfe in Stallungen eingebrochen. In der
Amtszeit der derzeitigen Landesregierung wurde
bisher kein einziger Wolf entnommen.

Nach einer Studie im Auftrag des Bundesumwelt-
ministeriums ist in Deutschland Platz fir 14 000
Wolfe. Offiziell an die EU gemeldet hat die Bun-

7527


http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06872.pdf

Niederséchsischer Landtag - 18. Wahlperiode - 79. Plenarsitzung am 1. Juli 2020

desregierung derzeit 164 Wolfe fur Deutschland.
Nach Schatzung des Deutschen Jagdverbandes
gibt es aber aktuell etwa 1 800 Wdlfe in Deutsch-
land. Bei derzeitiger Ausbreitungsgeschwindigkeit
wéare die Zahl von 14 000 Wdlfen in acht Jahren
erreicht.

Am 1. Marz 2019 hat Umweltminister Lies in der
Debatte Uber den Antrag der Fraktion der FDP
zum Thema Wolfsverordnung eine eigene Wolfs-
verordnung angekindigt. Diese befindet sich der-
zeit in der Ressortbeteiligung und soll voraussicht-
lich im September 2020 erlassen werden.

Wir fragen die Landesregierung:

1. Inwiefern wird die Landesregierung nach diesen
Rissereignissen, bei denen Woélfe im Rudel eine
groRere Pferdeherde jagten, attackierten und meh-
rere Pferde verletzten und toteten, ein solches
Rudel zur Entnahme freigeben?

2. Welche MalRnahmen wird die Landesregierung
ergreifen, um die Bundesregierung zu veranlas-
sen, aktuelle Zahlen Gber den Wolfsbestand an die
EU zu melden?

3. Sollen sich die Wadlfe weiterhin unbegrenzt aus-
breiten, oder gibt es fir die Landesregierung eine
Obergrenze, die mit der Existenz anderer Wildar-
ten und mit der Nutztierhaltung im Hiutebetrieb
oder der Weidehaltung vereinbar ist?

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schoén, Kollege Grupe. - Fir die Landesre-
gierung antwortet der Umweltminister, Herr Olaf
Lies. Herr Minister, Sie haben das Wort.

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Thema Risse gerade groRer Huftiere hat uns
in der Region auch in der Vergangenheit schon
sehr intensiv beschéftigt und war damals Grundla-
ge fir die Ausnahmegenehmigung fur den soge-
nannten Rodewalder Ruden mit all den Schwierig-
keiten, die sich ergeben haben. Wenn man keine
Jager hat, die man einsetzen kann, ist man auf die
angewiesen, die man dann zur Verfigung hat. Die
Problematik haben wir alle erlebt. Wir haben dann
eine ganze Zeit lang in der Region keine Risse
gehabt. Das hat dazu geflihrt, dass die Ausnah-
megenehmigung fur den Rodewalder Riden nicht
verlangert worden ist, weil sie nattrlich im Zusam-
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menhang mit erneut stattfindenden Rissen stehen
muss.

Wir haben nach der Veranderung des Bundesnha-
turschutzgesetzes, die dringend notwendig war
und fir die wir schon sehr lange, seit Oktober
2018, geworben hatten, sehr zlgig gehandelt und
gerade fur den Landkreis Uelzen, fir Léningen,
Ausnahmegenehmigungen auf den Weg gebracht
und dort auch den Einsatz von Jagern mdoglich
machen konnen, die am Ende aber nicht zum Er-
folg der Enthahme geflhrt haben.

Wir haben aber auch erlebt, dass es im Landkreis
Uelzen Klagen gegeben hat, die zunachst vor dem
Verwaltungsgericht und in der nachsten Instanz
vor dem Oberverwaltungsgericht gelandet waren.
Das Oberverwaltungsgericht hat jetzt einen aus
meiner Sicht sehr wegweisenden Beschluss ge-
fasst. In der Begrindung ist sehr gut nachzulesen,
dass die Dinge, die wir fur die Ausnahmegenehmi-
gung angenommen haben, vom Gericht zutreffend
bewertet werden.

Im Grunde genommen bemangelt das Gericht eine
Stelle, bei der wir in Zukunft anders argumentieren
missen. Es thematisiert die Herstellung des raum-
lichen Zusammenhangs - den haben wir, wie ich
meine, sehr gut dargestellt - mit dem zeitlichen
Zusammenhang. Das Gericht bemangelt, dass die
Begrindung fiur den zeitlichen Zusammenhang
nicht ausreichend ist. Alle anderen Punkte, die wir
als Grundlage herangezogen haben, um eine ent-
sprechende Ausnahmegenehmigung auf den Weg
zu bringen, sind dort akzeptiert oder nachvollzogen
worden. Das lasst sich in dem Beschluss sehr gut
nachlesen. Das ist ganz wichtig fir die Frage, wie
wir weiter vorgehen.

Der zweite Punkt, der immer wieder thematisiert
wird, betrifft die Frage, wie es mit der Wolfsverord-
nung weitergeht. Wir kdnnen in einer Wolfsverord-
nung fur eine sinnvolle Umsetzung nur Dinge re-
geln, die am Ende Bestand und Rechtskraft haben
werden. Insofern haben wir in den vergangenen
zweieinhalb Jahren sehr intensive Erfahrungen
gesammelt, die in die Wolfsverordnung einfliel3en.
Im Moment gehen wir davon aus, dass wir nach
dem Abschluss der Ressortbeteiligung in der
nachsten oder Uberndchsten Woche in die Ver-
bandsbeteiligung eintreten kdnnen. Wenn die
Rucklaufe aus der Verbandsbeteiligung vorliegen,
werden sie ausgewertet, sodass der Zeitpunkt, den
wir uns vorgenommen haben, weiter passt.
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Dann ist es in der Region zu den Rissen gekom-
men. Diese Risse haben in der Offentlichkeit wie-
der groRBes Entsetzen hervorgerufen, weil die Op-
fer Pferde waren und weil die Rissbilder, ich glau-
be, fur alle erschreckend sind. Ich habe, nachdem
mich ,Pferdeland Niedersachsen“ angeschrieben
hatte, sowohl mit der Vorsitzenden von ,Pferdeland
Niedersachsen" gesprochen als auch mit dem
betroffenen Pferdehalter telefoniert, um mir auch
einen personlichen Eindruck von der Situation zu
verschaffen. Wir haben dann natirlich genauso,
wie wir es an anderer Stelle getan haben, DNA-
Proben eingesandt.

Ich komme nun zur Beantwortung lhrer Fragen.

Zur Frage 1: Die Prifung des Rissvorfalls hat er-
geben, dass das Rodewalder Rudel, wie vermutet,
die problematischen Jagdtechniken zum Té6ten von
ausreichend geschitzten groRen Huftieren vom
Riden ,GW 717m*“ Ubernommen hat und weiter
anwendet. Daher wird aktuell eine neue Ausnhah-
megenehmigung zur Enthahme des Riden vorbe-
reitet. Treten nach einer Entnahme weitere Uber-
griffe auf, kann jeweils ein weiteres Mitglied des
Rudels bis zum Ausbleiben von Schaden entnom-
men werden. Gegebenenfalls - das liegt daran,
welches das erste Tier war - wird man hierfir eine
weitere Ausnahmegenehmigung auf den Weg
bringen missen.

Zur Frage 2: Die Landesregierung stellt der Bun-
desregierung die im Rahmen der Berichtspflicht
notwendigen Daten fristgerecht zur Verfligung. Der
behoérdliche Meldeverzug entsteht durch die von
den Landern turnusgemafl nach Monitoringjahren
zu liefernden Zahlen. Hinzu kommt, dass aufgrund
der populationsbiologisch korrekten Zahlweise von
ausschlieB3lich adulten Individuen eine Diskrepanz
zur tatsachlich existierenden Zahl von Woélfen zu-
stande kommt. - Das empfinden wir als Landesre-
gierung als unbefriedigend, ist aber der Systematik
der Meldung geschuldet. Im Ergebnis lassen die
zeitlich verzégert gemeldeten Zahlen dennoch
exakte Ruckschlusse auf die Entwicklung der
Wolfspopulation zu. Fir die Ausnahmegenehmi-
gung - auch das ist im Beschluss des Oberverwal-
tungsgerichtes nachzulesen - ist nicht die Frage
der absoluten Zahl entscheidend, sondern die
Frage der positiven Populationsentwicklung, die
durch diese Entnahme nicht beeintrachtigt werden
kann. Insofern kénnen wir mit dem Ergebnis leben.

Gestatten Sie mir eine nahere Beschreibung, weil
das sonst schwer nachzuvollziehen ist: Wir melden
die erwachsenen Tiere, wir reden aber auch Uber

die Zahl der vorhandenen Tiere. Jetzt entwickelt
sich die Zahl der Rudel weiter. Es gibt Junge. Das
heif3t, in einigen Fallen werden aus den Paaren,
die wir noch zéhlen werden, wieder neue Rudel
entstehen. Lassen Sie uns von 30 Rudeln ausge-
hen, die wir hatten. Wenn wir bei jedem Rudel mit
8 Tieren rechnen wirden, missten wir davon aus-
gehen, dass es ungefahr 240 Wdlfe gibt. Trotzdem
wirden nur Ride und Fahe gezéhlt, sodass sich
60 adulte Tiere ergaben. Hinzu kommen die Paare,
die noch kein Rudel gebildet haben, oder die Ein-
zeltiere. Das ist sozusagen die stringent gewertete
Zahl. Ausgenommen ist die Zahl der Jungen, die
auch deshalb nicht ganz so sauber gewertet wer-
den kdnnen, weil nicht alle Jungen uberleben wer-
den. Insofern ist diese Zahl schwer zu greifen.

Folgendes muss uns klar sein: Wenn wir von der
gemeldeten Zahl von z. B. 65 oder 70 erwachse-
nen Tieren ausgehen, dann steht dahinter eine
gréRere Zahl von Wdlfen. Die erwachsenen Tiere,
d. h. die beiden erwachsenen Rudeltiere, die je-
weiligen Paare und die Einzeltiere werden einmal
im Jahr, am 30. April, gemeldet. Das ist im Moment
das Vorgehen, das abgestimmt ist.

Aber noch einmal: Entscheidend fiir die Entschei-
dung Uber eine Ausnahme ist die Frage der Popu-
lationsentwicklung und nicht die absolute Zahl.

Ich komme zur Frage 3: Aus der Sicht der Landes-
regierung ist eine unbegrenzte Ausbreitung des
Wolfes nicht sinnvoll. Ein Ausgleich insbesondere
mit den Interessen der Nutztierhalter bleibt daher
auch weiterhin das Ziel. Voraussetzung fir eine
flexiblere Anwendung der Ausnahmetatbestande
der FFH-Richtlinie und damit logischerweise in der
Konsequenz des Bundesnaturschutzgesetzes ist
das Erreichen des gunstigen Erhaltungszustandes.
Dieser soll langfristig - das ist dabei entscheidend -
das erneute Aussterben des Wolfes in Deutsch-
land verhindern und ist nach Einschatzung der
Bundesregierung noch nicht erreicht. Neben dem
Verbreitungsgebiet und der Qualitat des Habitats,
die bewertet werden muss, z&hlt insbesondere die
Populationsgréf3e zu den Kriterien fir die Beurtei-
lung des Erhaltungszustandes.

Ich wiirde die Frage an der Stelle vielleicht &ndern
wollen. Ich habe schon haufig den Begriff der
Obergrenze benutzt. Wenn man einen Moment
langer darlber nachdenkt, trifft der Begriff eher
eine gesellschaftspolitische Vorstellung als eine
naturschutzfachliche oder artenschutzfachliche
Bewertung.
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Insofern gilt es, die erforderliche Untergrenze zu
definieren und mittels eines landeribergreifenden
Managementplans eine Bestandsregulierung wie
bei anderen Wildarten zu entwickeln, die den Fort-
bestand der Art auf der Grundlage einer Unter-
grenze von Tieren und die Akzeptanz der Bevélke-
rung sichern. Deswegen ist das Thema der Popu-
lationsentwicklung ein ganz entscheidender Fak-
tor, den wir dabei in den Blick nehmen mussen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Herr Minister. - Eine erste Zusatzfra-
ge fir die FDP-Fraktion stellt Herr Kollege Her-
mann Grupe.

Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Herr Minister, nur
um sicherzugehen, dass ich Sie richtig verstanden
habe, was die Zahlen angeht; Wenn Sie mich fra-
gen, wie alt ich bin, und ich , 24" sage, dann ist das
nach lhrer Definition richtig, ich habe nur die Zahl
»40 Jahre" nicht aktualisiert?

(Heiterkeit bei der FPD und bei der
CDU)

Das war aber nicht die Frage, Herr Minister. Die
Frage ist: Wenn wir uns einig sind, dass es in Nie-
dersachsen 240 Woélfe gibt, und der Deutsche
Jagdverband sagt, es gibt 1 800 Wélfe - unabhén-
gig von dem Zahlenspiel an die EU -, dann wissen
wir, dass schon seitdem eine Anzahl von 1 000
Wélfen erreicht ist, schon eine gesicherte Popula-
tion vorhanden ist, dass die EU oder die Bundes-
regierung in Aktion mit der EU hatte schon langst
einen anderen Status feststellen kénnen - - -

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Herr Kollege Grupe, wirden Sie bitte die Frage
stellen!

Hermann Grupe (FDP):

Wirden Sie mir zustimmen, dass wir auf der realis-
tischen Basis von 1 800 Wélfen langst einen ande-
ren Status hatten und dann die Wolfsproblematik
ganz anders angehen kénnten?

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Bitte sehr, Herr Minister!
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Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Grupe, es steht mir nicht zu,
Uber Ihr Alter zu urteilen. Aber wahrscheinlich wr-
de Sie niemand fur Uber 24 schatzen; da bin ich
mir ziemlich sicher. Insofern passt das dann schon
zu der Zahl.

(Heiterkeit bei der FDP)

Ich méchte die Zahlen noch einmal darstellen. Die
Grundlage der Berechnung ist die Anzahl der er-
wachsenen Tiere. Das ist unproblematisch, weil
aus den heute noch nicht erwachsenen Tieren mit
zunehmender Zahl der Population erwachsene
Tiere werden.

Das Einzige, wortber wir reden kdnnten, ware die
Frage: Bildet der heutige Betrachtungszeitraum der
erwachsenen Tiere zusammen mit den heute
schon existierenden jungen Tieren nicht genau die
Situation ab, die wir in zwei oder drei Jahren oh-
nehin haben werden? Denn aus den Einzeltieren
werden Paare und diese bilden dann wiederum
Rudel. Man hat sich aber darauf verstandigt, die
erwachsenen und damit die eher (berlebensfahi-
gen Tiere als Grundlage der Bewertung zu neh-
men.

Ich betone noch einmal: Entscheidend ist nicht nur
die absolute Zahl - sie ist auch interessant, aber
nicht entscheidend -, sondern entscheidend ist
auch die Populationsentwicklung. Wenn es keine
positive Populationsentwicklung gabe, wirden wir
Gefahr laufen, dass sich der Bestand mdglicher-
weise wieder reduziert. Diese Zahl wird gemeldet.

Ich habe vorhin beschrieben, warum der Begriff
der Obergrenze in der Offentlichkeit eine Rolle
spielt, weil namlich eine Situation des Unwohlseins
entsteht. Die Frage nach der Untergrenze, um
einen gunstigen Erhaltungszustand zu sichern und
die Population nicht wieder zu geféhrden, spielt
eine ganz entscheidende Rolle.

Dann wird es aber ein bisschen komplizierter.
Wenn man die Untergrenze der Population sichert,
muss man berucksichtigen, dass wir eine zentral-
europaische Flachlandpopulation haben, die in
einem grol3en Bereich von Belgien bis Polen
reicht, und wirden wir dann Uberlegen, in welcher
Region wir uns befinden. Dabei muss man zwi-
schen den biogeografischen Regionen unterschei-
den. Dann stellt man fest: Es gibt eine biogeografi-
sche Region, die von Teilen Nordrhein-Westfalens,
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Ostwestfalens Uber Niedersachsen in Teile von
Schleswig-Holsteins reicht.

Genau in dieser Prifung befinden wir uns, welche
Zahl die entscheidende ist. Denn wenn wir z. B. die
Gesamtkriterien fur Deutschland nehmen wurden -
der Staat selber muss melden -, dann stellt man
fest, wenn man die flachige Ausbreitung des Wol-
fes nimmt, dass es in groRen Teilen Deutschlands
keinen Wolf gibt. Jetzt kann man sagen: Okay,
dann mdasst ihr in Niedersachsen damit leben, dass
die Population der Wdlfe extrem anwéchst, bis der
Wolf Uberall angekommen ist! - Das halten wir fur
falsch. Genau diese Abwéagung und diese Prifung
finden statt.

Noch einmal vollig losgeltst von der Frage, welche
Zahlen an dieser Stelle an die EU gemeldet wer-
den: Ich habe auch in den letzten Sitzungen immer
wieder gesagt, die Feststellung dieses gunstigen
Erhaltungszustands obliegt nicht der EU, sondern
die Feststellung dieses ginstigen Erhaltungszu-
standes kann - dabei bleiben wir erst einmal - der
Bund vornehmen. Insofern sind eigentlich nicht die
Zahlen entscheidend, die der Bund an die EU mel-
det, sondern die Zahlen, die der Bund zur Bewer-
tung dieses gunstigen Erhaltungszustandes her-
anzieht.

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke sehr, Herr Minister. - Seine zweite Zusatz-
frage stellt der Kollege Grupe fur die FDP-Fraktion.

(Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz
Ubernimmt den Vorsitz)

Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Herr Minister,
diese Obergrenze interessiert mich schon sehr.
Wir mussen ja von dem Bestand ausgehen, den
wir haben. Wir wissen, dass die Population um
etwa 30 % pro Jahr steigt. Wenn wir in Deutsch-
land jetzt 1 800 Wdlfe haben, dann werden wir
bereits in acht Jahren und nicht erst in 50 Jahren
14 000 Wolfe haben. Der Zuwachs pro Jahr wéren
in naher Zukunft, in acht Jahren, etwa 3 500 Wdlfe
pro Jahr. Deswegen stellt sich die Frage: Wann
glauben Sie, den Wolfbestand (berhaupt noch
regulieren zu kénnen, wenn er explodiert, weil sich
die Wolfe wie die Ratten vermehren?

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Grupe. - Herr Minister Lies ant-
wortet lhnen.

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Lieber Herr Grupe, es geht schon um
eine besondere Art. Bei aller Sorge, die in der Be-
volkerung und auch bei den Nutztierhaltern beste-
hen mag, sollten wir nicht den Eindruck erwecken,
als sei der Wolf keine schiutzenswerte Art. Er tragt
natirlich dazu bei, dass wir eine besondere Art der
Biodiversitat haben.

Es ist nur fur uns als Gesellschaft schwer zu be-
greifen, dass ein grofRer Beutegreifer wieder mitten
unter uns lebt; denn das kannten wir nicht. Wir
haben es zwar mit dem Luchs erlebt; da ist es
unproblematischer. Wir héren da sehr selten et-
was. Der Wolf als groRer Beutegreifer ist aber aus
vielféaltigen Griinden tatséchlich schwieriger.

Deswegen mussen wir den Schutz der Menschen
im Blick haben, der ohne Frage eine ganz grof3e
Rolle spielt. Ich werbe aber sehr dafir, den Ver-
such zu unternehmen, dabei sachlich zu bleiben.
Ich habe Verstandnis fiir die Sorge. Aber eine Dis-
kussion Uber wolfsfreie Dorfer hilft uns nicht weiter.
Denn was ist die Antwort darauf? - Ich weil3, wie
das ist. Ich erlebe die Emotionalitat jederzeit mit.
Meine Bitte ist aber, dass wir versuchen, es zu
versachlichen.

Der eine Aspekt betrifft den Schutz der Menschen.
Der zweite Aspekt ist: Wir missen daflr sorgen,
dass die Weidetierhaltung in unserem Land wei-
terhin erhalten bleibt und die Weidetierhalter nicht
sagen: Ich sehe keine Perspektive, keine Exis-
tenzgrundlage mehr, deswegen verlagere ich die
Tiere in den Stall und bewirtschafte nur noch die
Flachen! - Das darf uns nicht passieren. Das ist die
Grundlage.

Ich finde, dass wir an vielen Stellen des Landes
schon erhebliche Probleme haben. Wir sehen das
jetzt nach langer Zeit wieder bei dem Thema Pfer-
dehalter in Nienburg, wo wir handeln missen. Das
istim Moment die Maxime.

Meines Erachtens hilft es nichts, den Menschen zu
erklaren: Es gibt eine Zahl, die ich dir nicht genau
benennen kann, Uber die sich alle streiten, ob sie
eintritt. - Wir werden vielmehr mit der heutigen
Situation leben missen zu sagen: Wir handeln
erstens nach den Mdglichkeiten, die uns das Ge-
setz gerade im Rahmen der Verordnung bietet, die
wir umsetzen. Zweitens - das halte ich fur wichti-
ger - definieren wir eine Untergrenze fir einen
glnstigen Erhaltungszustand. Wir sagen nicht, wie
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viele Wdlfe es sein kénnen, sondern wir sagen -
darum haben wir den Bund gebeten, das zu kla-
ren -, was der giinstige Erhaltungszustand ist.

Dabei ist in einer wissenschaftlichen Untersu-
chung, in der das ausgerechnet worden ist, etwas
herausgekommen, was wohl uns alle gewundert
hat - wir haben dartiber schon diskutiert -: Ich lege
das einmal Uber ganz Deutschland und gucke
dann theoretisch, wie grol3 der Umkreis des Wolfes
ist, nehme dabei Miinchen und Berlin heraus, und
dann kommt eine bestimmte Zahl von Wdélfen her-
aus. - Diese Zahl habe ich verdréngt, weil sie ein-
fach unglaublich ist. - Das ist nicht gemeint. Das ist
kein glnstiger Erhaltungszustand. Das ist die theo-
retische Anzahl von Woélfen, die wir in unserem
Land haben. Die will ich gar nicht wissen, weil sie
vollig unrealistisch und véllig inakzeptabel ist.

Die Zahl, die wir brauchen und die auch fachlich
vom Bund bewertet werden muss, ist: Wie viele
Tiere brauchen wir, die sichert, dass die Population
und der Fortbestand des Wolfes nicht gefahrdet
sind?

Deswegen missen wir trennen zwischen der Fra-
ge, wie viele Wolfe es insgesamt sein durfen, und
der Frage, wie viele Wolfe es sein missen. Diese
Zahl méchte ich vom Bund haben. Ich mdchte
wissen, wie viele Wolfe es sein missen. Dann
kénnen wir auch darliber reden, wie wir diese Zahl
durch ein kluges Management gesichert halten,
wenn sie erreicht ist.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Minister. - Die néchste Zusatz-
frage kommt wiederum von Herrn Hermann Grupe
fur die FDP-Fraktion.

Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. - Herr Minister, Sie
wollen die Untergrenze klaren. Ich dachte, die
ware mit einer Population von etwa 1 000 Wdlfen
geklart, die weit Uber Deutschland hinausginge.
Wenn wir jetzt wissen, dass wir in Deutschland
selbst schon Uber 1 800 Wlfe haben, dann wissen
wir, dass die Untergrenze langst um das Doppelte
Uberschritten ist. Wenn es dabei noch Klarungsbe-
darf gibt, mochte ich Sie wirklich bitten, das zu
klaren.

Die Frage, die ich Ihnen gestellt habe, haben Sie
nicht beantwortet: Was ist denn, wenn diese Un-
tergrenze lange Uberschritten ist, wie wir anneh-
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men? Wie soll die Zahl der Wdlfe bei weiter expo-
nentiellem Wachstum irgendwann eingegrenzt
werden, damit andere Wildtierarten oder die Wei-
detierhaltung darunter nicht so leiden, dass sie
ausgerottet werden bzw. sie unmdglich wird?

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank. - Herr Minister Lies antwortet.

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Grupe, ich habe vorhin deutlich
zu machen versucht, die Zahl 1800 betrifft die
Gesamtzahl. Grundlage sind aber die erwachse-
nen Tiere. Wir haben naturlich nicht 1 800 erwach-
sene Tiere. Wenn wir 30 Rudel in Niedersachsen
haben, wie ich vorhin dargestellt habe, haben wir
vielleicht 70 oder 75 erwachsene Tiere. Das ist die
Grundlage. Es hilft nicht, immer zu sagen, es seien
ja mehr. Ich glaube, wir miissen uns irgendwann
auf dieses Level beschranken und sagen: Das ist
die Zahl, die wir werten.

Ich kann lhnen nicht sagen, wo der glnstige Erhal-
tungszustand liegt. Noch einmal: Ich habe gesagt,
das ist ein bisschen schwierig, weil das gemein-
same Populationsmonitoring von Polen und
Deutschland aus meiner Sicht gescheitert ist, weil
Polen kein Interesse an einem gemeinsamen Mo-
nitoring hat. Der Wert fir Deutschland ist vielleicht
noch gar nicht die alleinige Frage, weil wir die bio-
geografischen Regionen auch noch einmal trennen
mussen.

Genau diese Frage, wie gro3 die Zahl ist, die die-
sen glnstigen Erhaltungszustand, die Untergrenze
definiert - egal ob fur Deutschland, ob fiur Deutsch-
land und Polen insgesamt oder fur die biogeografi-
schen Regionen -, muss der Bund beantworten. Er
muss sie wissenschaftlich-fachlich beantworten.
Sie muss auch rechtssicher beantwortet werden,
weil sich davon die Aussage ableitet, die ich 2018
schon in der Bundesratsinitiative gefordert habe.
Dann mussen wir einen Plan fir ein Management
entwickeln.

Ich werbe an dieser Stelle noch einmal fir einen
weiteren Punkt, den ich auch schon 2018 in der
Bundesratsinitiative gebracht habe. Das machen
z. B. die Franzosen. Sie wollen sicherstellen, dass
die Population weiter anwachst. Sie haben defi-
niert, welches Ziel sie gemeinsam erreichen wol-
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len, aber sie entschleunigen das Anwachsen durch
den sogenannten franzdsischen Weg.

Das &ndert nichts daran, dass man nicht einfach
willkdrlich Waélfe erschielen kann. Das wird es
nicht geben. Man wird leichter zu Entscheidungen
und Ausnahmen kommen, um handeln zu kénnen,
wenn es zu Situationen wie einer Anndhrung am
Deich oder dem Riss von Schafen am Deich
kommt, die noch nicht als Grundlage fiir eine Aus-
nahmegenehmigung ausreichen. Das muss sauber
gemonitort werden, weil sichergestellt sein muss,
dass die Populationsentwicklung weiter positiv
bleibt.

Mit solchen Instrumenten werden wir arbeiten
muissen, und mit solchen Instrumenten werden wir
auch weiter im Bund diskutieren miissen, damit wir
das Thema Akzeptanz fur den Artenschutz, aber
auch den Artenschutz selbst wirklich auf einem
verninftigen Level halten kdnnen.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt der Abgeordnete Stefan Wirtz fur die
AfD-Fraktion.

Stefan Wirtz (AfD):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. - Sehr geehrter
Herr Minister Lies, zur 6ffentlich aufgestellten For-
derung der CDU, den Wolf 2021 in das Jagdrecht
zu nehmen, interessiert mich, ob das einvernehm-
lich und woméglich mit lhrem Umweltministerium
abgesprochen worden ist.

(Christian Meyer [GRUNE]: Er ist ein
starker und durchsetzungsfahiger Mi-
nister!)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Minister, bitte schon!

Olaf Lies, Minister fur Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe Ende 2018, Anfang 2019 schon einmal
gefragt: Ist es nicht sinnvoll, den Wolf in das Jagd-
recht zu nehmen? - Das ist damals ein bisschen
ungewdhnlich in dem Sinne interpretiert worden:
Aha, jetzt hat der Lies einen Weg gefunden, um
den Wolf loszuwerden! Er schiebt ihn einfach in
das Landwirtschaftsministerium! Dann ist er bei
seiner Kollegin und ist er das Problem los!

Nicht, dass das kein spannender Gedanke ware,
aber so funktioniert die Welt nicht. Das ware auch
unfair, liebe Béarbel. Das wirde ich natlrlich nicht
tun. Aber so funktioniert es ja nicht.

(Zuruf von der FDP: Nein!)

- Nein, in unserer Zeit nicht. Ich weil} ja nicht, wie
es vorher bei Ihnen war.

(Jorg Bode [FDP]: Damals hat sich die
Frage gar nicht gestellt!)

Aber jetzt im Ernst: Der Punkt dabei ist, dass sich
aktuell nicht irgendetwas erleichtern wiirde, wenn
der Wolf im Jagdrecht ware. Wir haben mit der
Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes er-
reicht, dass die Jager freiwillig - aber das bleibt
auch beim Jagdrecht so - die Entnahme des Wolfs,
also die Tétung, durchfiihren kénnen. Das ist Uber
das Bundesnaturschutzgesetz geldst. Deswegen
war ich mit meiner Idee ,Brauchen wir das nicht,
um schneller agieren zu kénnen?* eigentlich durch,
weil ich dafiir keine Notwendigkeit mehr sehe.

Jetzt ist der Vorschlag gemacht worden. Er ist
nicht mit mir abgestimmt worden, aber es steht
auch jeder Fraktion frei, Vorschlage zu erarbeiten.
Ich werbe nur sehr dafur, nicht nach au3en den
Eindruck zu erwecken, dass man iber die Losung,
den Wolf in das Jagdrecht aufzunehmen, etwas
anders machen konnte als jetzt. Trotzdem bedarf
es der einzelnen Ausnahmegenehmigung, trotz-
dem wird es zu Klagen kommen und stehen wir vor
Gericht, und trotzdem mussen wir erst einmal Ja-
ger haben, die auch bereit sind, das zu machen.

Rechtsstaatlich entscheiden wir Uber eine Aus-
nahmegenehmigung, dass ein Wolf enthommen
werden soll. Aber die gréRte Problematik wird es
sein, Jager zu gewinnen, die in der Erwartung
dessen, was auf sie zukommt - 6ffentlich benannt
zu werden, diskreditiert zu werden, beschimpft zu
werden -, Uberhaupt bereit sind, das offentlich-
staatliche Interesse, das vom Gericht inhaltlich
bestatigt wird - das Oberverwaltungsgericht hat nur
den einen Punkt kritisiert, hat das aber inhaltlich
bestatigt -, umzusetzen. Das treibt mich am meis-
ten um. Dabei wiirde uns das Jagdrecht auch nicht
helfen. Ich werbe deswegen sehr daftr: Wir sollten
offentlich nicht eine Lésung suggerieren, die es
nicht gibt. Mit dem Wolf im Jagdrecht &ndert sich
an der aktuellen Situation nichts.

Wenn wir noch zur Frage des ginstigen Erhal-
tungszustandes kommen, wird man sicherlich
Uberlegen missen, wie man damit umgeht. Aber
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auch der gunstige Erhaltungszustand bedeutet
nicht Willkar.

Wenn wir zu der Frage der Anhangsanderung im
europaischen Recht - also in der FFH-Richtlinie -
kommen, wirde ich sagen: Selbst die Jingeren
unter uns konnten Probleme haben, das hier im
Landtag noch zu erleben.

(Jorg Bode [FDP], auf Hermann Gru-
pe [FDP] deutend: Was? Der 24-
Jahrige?)

- Er nicht. Das stimmt. Hermann Grupe hat mit
24 Jahren noch beste Chancen.

(Heiterkeit)

Aber wir haben allesamt mit Blick auf die Erfahrun-
gen gesehen, dass die Anhangsanderung in der
EU am Ende eine Einstimmigkeit erfordert. Ich
befiirchte, es wird immer ein Land geben, das
einen guten Grund findet, um nicht dafuir zu sein.

Insofern setze ich jetzt wirklich darauf: Lasst uns
mit den rechtlichen Rahmenbedingungen, die wir
haben, aufzeigen, wie Lésungen aussehen kon-
nen, und diese dann hoffentlich auch umsetzen!
Der Blick ,Ware es nicht besser, wenn ... und dann
hatten wir eine Losung!” ist ganz geféhrlich, weil
wir den Menschen dann auch erklaren mussen:
Wir haben zwar eine Idee, am Ende hilft euch das
aber nicht weiter! - Deswegen mussen wir damit
sehr vorsichtig sein, finde ich.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nachste Zusatz-
frage stellt der Abgeordnete Christian Meyer fir die
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen. Bitte schon!

Christian Meyer (GRUNE):

Vielen Dank. - Frau Préasidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich komme auf die
Pferderisse zurlick, um die es eigentlich geht. Die
Zustandigkeit fur HerdenschutzmafRnahmen durch
die Landwirtschaftskammer ist ja jetzt an das
Landwirtschaftsministerium Ubergegangen. Der
Minister hat ja erklart, dass in besonderen Gebie-
ten der Schutz von Pferden und Rindern mdglich
ist. Ich frage die Landesregierung ganz konkret:
Wie waren die Pferde, die jetzt gerissen worden
sind, konkret geschutzt?

(Zustimmung bei den GRUNEN)
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Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Meyer. - Wie
schon gewohnt, wird Herr Minister Lies antworten.
Bitte schon!

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Meyer, ich gehe von guter fach-
licher Praxis aus. Das ist der Schutz, der gegeben
sein muss.

Weil der Pferdehalter auch Rinderhalter ist, gab es
von seiner Seite schon mal Antréage fur Rinder,
aber nicht fir Pferde. Das liegt daran, dass bei
Pferden eine Kulisse dann entsteht, wenn drei
Risse in einem Umkreis von 30 km binnen eines
Jahres vorkommen. Diese Kulisse rechtfertigt dann
die Bezahlung von Zaunen.

Warum ist das so? - Weil wir ansonsten in einer
Grolenordnung von mindestens einer viertel Milli-
arde Euro waren, wenn wir alle Zaune bezahlen
wirden. Ich bitte um Verstandnis, dass wir auch
haushaltstechnisch abbilden mussen, was wir tun.
Wir gehen in der Kulisse davon aus, dass groR3e
ausgewachsene Tiere wie Rinder und Pferde in
der Herde einen Schutz genief3en. Das ist auch
vom Gericht bisher nie angezweifelt worden. Inso-
fern ist das auch der richtige Weg. Nur dann, wenn
es ganz gehauft zu Rissen kommt, die eigentlich
gar nicht passieren sollten, weil wir dann mit ent-
sprechenden Ausnahmegenehmigungen arbeiten,
wirde eine Kulisse entstehen, die es dem Pferde-
halter ermdglicht, dass Zaune bezahlt werden.

Wenn wir das bei Pferden machen wurden, wéren
wir, ganz grob geschétzt, bei einer viertel Milliarde
Euro. Wenn wir es bei Rindern machen und alle
Rinder in Niedersachsen einzaunen, dann Uber-
steigen wir, glaube ich, am Ende vielleicht sogar
die Milliardengrenze deutlich. Das ist also keine
Antwort, die wir geben kdnnen. Das kann keine
Ldsung sein, die wir finanzieren kénnen.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Minister. - Fir die Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen spricht noch einmal der
Abgeordnete Meyer. Bitte!

Christian Meyer (GRUNE):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Wir kennen ja
diesen langen Antragsstau bei den Herden-
schutzmal3nahmen, die Sie angesprochen haben.
Wie ich hdre, hat dieser Landwirt zumindest fur die
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Rinder einen Antrag gestellt. Der Finanzminister ist
gerade im Raum. Deshalb frage ich die Landesre-
gierung, ob sie davon ausgeht, dass die jetzt im
Nachtrag stehenden Mittel ausreichen, damit zu-
lassige Antrdge der Landwirte auf Herdenschutz
noch in diesem Jahr bewilligt werden kénnen, oder
ob es dafir noch einen Nachschlag durch das
Parlament geben muss.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke Ihnen. - Wer mdéchte fiir die Landesregie-
rung antworten? - Bitte schon, Herr Minister.

Olaf Lies, Minister fur Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Meyer, Sie haben es gerade zu
Recht geschildert: Wir haben die Abwicklung tber
die Landwirtschaftskammer geldst. Das ist auch
klug, weil sie eng dran ist und dies Doppelbearbei-
tung verhindert. Wir monitoren sehr genau Uber die
Landwirtschaftskammer, wie viele Mittel noch zur
Verfugung stehen. Das Signal ist, dass wir die
Antrage, die gestellt werden, auch alle bedienen
kdnnen mussen und auch bedienen wollen. Wir
monitoren jederzeit, wie weit die Antrage sind,
wann die Antrdge umgesetzt werden kénnen und
wie der aktuelle Kassenstand ist. Es ist naturlich
vollig klar, dass diejenigen, die einen Antrag stel-
len, auch das Ziel haben, die MaRBhahme méglichst
schnell umzusetzen.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen, Herr Minister. - Fur die FDP-Fraktion
stellt die vierte Zusatzfrage der Abgeordnete Her-
mann Grupe.

Hermann Grupe (FDP):

Herr Minister, vor dem Hintergrund, dass Sie ja
selbst dargestellt haben, dass der Rodewalder
Rude sein Jagdverhalten auf das Rudel tibertragen
hat, Sie die Jagd aber ausgesetzt haben, nachdem
er beschlossen hatte: ,Jetzt gibt es mal ein halbes
Jahr lang Wild und keine Weidetiere!", frage ich
Sie: Hat man nicht billigend in Kauf genommen,
dass es zu diesen Pferderissen kommt? Nach
Darstellung der Experten hat ja ganz offensichtlich
das ganze Rudel gejagt, und es hat nicht ein ein-
zelner Wolf, auch wenn er noch so ein toller Hecht
ist, alle diese Pferde erlegt. Wenn Sie jetzt wieder
eine Einzelgenehmigung ausschreiben wollen, weil
Sie sagen, Sie mussen die gesetzlichen Grundla-
gen beachten, dann hat doch die Gesetzesande-

rung auf Bundesebene in der Substanz wirklich
Uberhaupt nichts gebracht.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen. - Auch hierauf antwortet Minister
Lies. Bitte schon!

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Grupe! Doch, sie hat sehr wohl
etwas gebracht. Die Ausnahmegenehmigungen,
die wir sowohl fir Léningen - wenige Tage nach
der Gesetzesanderung - als auch fir Uelzen erteilt
haben, wéren auf Grundlage des vorher bestehen-
den Bundesnaturschutzgesetzes nicht maoglich
gewesen. Soviel noch einmal zum Thema des
engen zeitlichen Zusammenhangs: Ansonsten sind
sie vom Gericht auch bestétigt worden. Insofern ist
das richtig so. Sie haben etwas gebracht.

Sie haben aber nicht die Vorstellung, das Gefiihl
vermittelt: Wenn es irgendwo Risse gibt, kann ich
ja das Rudel, das es da gibt, einfach enthnehmen. -
Es bedarf vielmehr weiterer Identifikationen. Die
haben wir im Fall der Pferderisse gemacht. Es
lasst sich kein Einzeltier nachweisen. Es sind meh-
rere Individuen, die dabei waren. Aber fur ein Ein-
zeltier wie den Ruden, bei dem wir einfach vom
Verhalten und von den Erfahrungen her relativ
prazise Risse vorhersagen konnen, kdnnen wir die
Ausnahmegenehmigung machen. Wenn sich die
Situation dann nicht verbessert - so sieht es auch
das Gesetz vor -, missen wir weiter agieren. Wir
werden also nicht willkiirlich Woélfe entnehmen
kénnen, sondern nur Einzeltiere. Ich glaube, dass
das ein kluger Ausgleich ist. Wir scheitern im Mo-
ment ja nicht daran, dass wir diese Ausnahmege-
nehmigung nicht haben.

Ich mochte kurz die Situation beschreiben: In Lo-
ningen hatten wir dreieinhalb oder vier Wochen,
die wir nutzen konnten. Es zeigte sich, wie schwie-
rig es fur die Jager ist, die entsprechende Entnah-
me durchzufiihren. Es klingt ein bisschen wie:
Wenn eine Entnahme ansteht, dann geht der Ja-
ger raus, und am nachsten Tag ist der Wolf tot. -
Das ist aber nicht so. Selbst in Mecklenburg-
Vorpommern, wo der Wolf sich immer wieder einer
Hindin genahert hat und man eigentlich wusste,
dass er jeden Abend an die gleiche Stelle kommt,
hat es vier Wochen gedauert, bis der Wolf getétet
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worden ist. Das zeigt die Schwierigkeit. Wir hatten
dort Zeit, und es ist nicht gelungen.

In Uelzen gab es eine andere Situation: Dort wa-
ren Storer, und wir sind vom Gericht ausgebremst
worden. Wenn wir Gber die Wolfsverordnung und
auch in die Frage der jeweils an die Entscheidung
der Gerichte angepassten Ausnahmegenehmigun-
gen - wir lernen ja aus Gerichtsentscheidungen,
wie im Artenschutz oder auch bei der Windenergie:
Sorgt daftr, dass die entsprechenden Entschei-
dungen bzw. Ausnahmegenehmigungen anders
aussehen! - in der Lage sind, in der Gesellschaft
eine Akzeptanz daflir zu erzeugen, ist rechtsstaat-
liches Handeln auch maglich.

Wir haben also auf dieser Grundlage entschieden:
Es gibt eine Ausnahme. Die Gesellschaft ist bereit,
das zu akzeptieren. Sie stort nicht und ist auch
bereit, das nicht jedes Mal vor Gericht zu bringen.
Wenn wir dann noch die Akzeptanz haben, sodass
die Jager, die die Aufgabe Gibernehmen, sich nicht
einer offentlichen Diffamierung ausgesetzt fuhlen,
dann kommen wir eine Situation - - -

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Aber wann
ist das denn der Fall?)

- Was die Gesellschaft angeht, kann ich Ihnen die
Frage nicht beantworten. Ich kann nur sehr daftr
werben, dass wir hier nicht versuchen, zu polarisie-
ren, sondern dafur, dass wir hier versuchen, ein
Stick weit zu vermitteln. Die rechtlichen Grundla-
gen sind gut. Die Umsetzungsmdéglichkeiten sind
vorhanden. Es scheitert aber daran - und dafur
habe ich groRes Verstandnis -, dass es Jéager gibt,
die sagen: Wissen Sie, Herr Lies, das mache ich
nicht. Was muss ich mir und meiner Familie gefal-
len lassen?

(Hermann Grupe [FDP]: Das wirde
ich auch nicht machen!)

Das kann ich rechtlich aber nur begrenzt |6sen. Es
sollten vielleicht nicht alle immer gleich mit der
Botschaft agieren: ,Das Gericht zeigt die rote Kar-
te!”, sondern vielleicht erst einmal lesen, was das
Gericht beschlossen hat. Ich schaue in Ihre Rich-
tung, Herr Meyer. Man sollte das einfach mal ak-
zeptieren. Die Dinge, die im Beschluss falsch sind,
kann man kritisieren. Da kann man auch sagen:
Das habt ihr nicht korrekt gemacht. - Das finde ich
alles in Ordnung. Damit lebe ich gerne.

Wenn auf vernlnftiger Grundlage eine Entschei-
dung getroffen wird, von der auch Gerichte am
Ende sagen, dass sie so, wie sie getroffen wurde,
in Ordnung ist, sollten wir nicht jedes Mal versu-
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chen, wieder eine o6ffentliche Diskussion auszul6-
sen nach dem Motto ,Muss das sein?”, sondern
sagen: Das ist eine Ausnahme. Das gilt fur Einzel-
falle, aber das muss jetzt auch verlasslich und
zeitnah umgesetzt werden. Dabei ist der Jager, der
das macht, ein Dienstleister fur den Staat, und es
wird respektiert. Dann kommen wir einen Schritt
weiter. Ich werbe sehr dafir, dass wir nicht allzu
lange dafiir brauchen. Sonst steigt der Unmut im-
mer weiter. Und dann kommen die Forderungen
nach immer mehr und sehr viel gréReren Mal3-
nahmen.

(Hermann Grupe [FDP]: Und dann
passiert wieder nichts!)

Ich finde, dass der Rechtsrahmen, den wir haben,
uns Moglichkeiten eroffnet.

(Hermann Grupe [FDP]: Nichts zu
tun!)

Wir scheitern aber im Moment nicht allein am
Rechtsrahmen. Wir scheitern auch an der Frage
der Akzeptanz in der Gesellschaft fur diese Mal3-
nahmen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank Ihnen. - Fiur die Fraktion Bundnis
90/Die Grunen der Abgeordnete Christian Meyer.
Die dritte Zusatzfrage. Bitte schon!

Christian Meyer (GRUNE):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Sie haben das Urteil angesprochen.
Vor dem Hintergrund des Urteils des OVG, das der
Klage stattgegeben hat, dass weitere Wdlfe nicht
getdtet werden dirfen - das steht hier so, es dir-
fen nur konkrete Problemwdlfe enthommen wer-
den -, frage ich Sie, welche Folgen das fir lhre
Planungen hat, nach der Wolfsverordnung ja ir-
gendwelche Wolfe oder ganze Rudel schie3en zu
lassen. Werden Sie dieses Urteil berticksichtigen?
Es ermdglicht Ihnen weiterhin nur das, was beim
Rodewalder Riden eben nicht geklappt hat. Sie
durfen nur einen klar identifizierten Taterwolf, ei-
nen Problemwolf, entnehmen, aber nicht irgend-
welche Rudel. Das hat das Gericht Ihnen nun ein-
mal klargemacht.

(Zurufe von der SPD)

Wenn Sie dort auch nur teilweise recht bekommen
hat, so haben Sie trotzdem illegal gehandelt.

(Beifall bei den GRUNEN)
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Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Meyer, ich glaube, der Herr Minister wird dar-
aus eine Frage machen und diese auch beantwor-
ten. Normalerweise ist hier kein Statement vorge-
sehen. Bitte, Herr Minister!

Olaf Lies, Minister fur Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Meyer, ich mache sogar eine Antwort
daraus.

Sie versuchen es schon wieder. Ich frage mich,
warum. Was ist das erklarte Ziel dieser Vorstel-
lung? Das Gericht hat bestatigt, dass die Griinde
fur die Ausnahmegenehmigung bestanden. Es hat
begrindet erklart, dass ein Punkt in der Begriin-
dung nicht ausreichend war. Wir haben einen zeit-
lichen Zusammenhang von drei Monaten herge-
stellt. Das Gericht hat an einer Stelle deutlich ge-
macht: Dieser zeitliche Zusammenhang ist nicht
ausreichend begrundet. - Das kann man erklaren.
Und Sie schiren - das ist einfach unverantwort-
lich - genau diese offentliche Debatte, die wir nicht
wollen. Sie machen es schon wieder. Immer wie-
der! Mit jeder Pressemitteilung. Immer wieder! ,Ich
bin jetzt Opposition. Ich trage keine Verantwortung,
und deswegen kann ich skandalisieren.”

(Beifall bei der SPD und bei der CDU
- Christian Meyer [GRUNE]: Das ist
mein gutes Recht!)

- Ja, das ist Ihr gutes Recht. Da haben Sie recht,
aber es hilft nicht weiter. Sie wissen doch selber,
dass wir dieses Problem noch viele Jahre vor uns
hertragen. Wir brauchen doch verniinftige Lésun-
gen. Deswegen ist es richtig: Das Urteil des Ge-
richtes ist nicht unerheblich, sondern im Gegenteil.

Jetzt haben Sie mir die Gelegenheit gegeben. Man
sollte mir nicht das Mikro Uberlassen, das ist immer
gefahrlich. Ich mdchte nur auf einige wenige Dinge
eingehen.

(Heiterkeit - Jorg Bode [FDP]: Das
haben wir schon gemerkt!)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:
Herr Minister, danke fir die Selbsteinschatzung!

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Es ist richtig: Das Gericht hat am Ende gesagt: So
koénnt ihr nicht weitermachen. - Die Frage ist aber
doch: Warum? Und was hat das Gericht noch fest-

gestellt? - Das ist fir unser weiteres Vorgehen
doch mindestens genauso interessant.

Das erste ist, dass das Gericht gesagt hat: Die
Umstande des vorliegenden Falles rechtfertigen
die Prognose, dass die beiden Wadlfe bei ungehin-
dertem Geschehensvorgang jeweils in naher Zu-
kunft eine gréRere Zahl von Schafen aus den Her-
den reiBen und somit erheblichen Eigentumsscha-
den herbeifihren. - Das ist die erste Botschaft.

Dann sind die Risse bewertet worden. Da ist man
in dem Gericht sogar eher auf die 1,20 m einge-
gangen und hat auch noch betont, dass zwar Ris-
se bei 90 cm da sind, dass aber sozusagen nicht
sicher ist, dass ein Zaun von 1,20 m Uberhaupt
helfen kénnte. Die Frage des ausreichenden Zau-
nes ist dort definiert worden: ,Das rechtfertigt aus
Sicht des Senats die Annahme, dass bei diesen
Tieren das Uberwinden derartiger Schutzzaune,
namlich 1,20 m, zum erlernten und gefestigten
Jagdverhalten gehdrt." Auch das ist die Botschaft.

Wir haben lange diskutiert: ,Geht das denn Uber-
haupt, und ist das nicht wichtig fur die Zukunft der
Arbeit?", genauso wie die Frage des Erlernens,
dass Wolfe Rudeltiere sind, bei denen soziales
Verhalten eine groRRe Rolle spielt. Es besteht die
Mdglichkeit, dass die beiden Elterntiere in ihrem
jeweiligen Rudel ihr erlerntes gefestigtes Beute-
verhalten an jungere Tiere weitergeben. Auch das
ist die Botschaft des Gerichtes.

Das mag fur Sie uninteressant sein, weil es sozu-
sagen einfacher ist, zu sagen: Es hat ja nicht funk-
tioniert. - Flr mich ist das aber ganz entscheidend,
weil es die Grundlage fur weitere Ausnahmege-
nehmigungen bildet, ndmlich aus der Entschei-
dung des Gerichtes Konsequenzen zu ziehen und
nattrlich nachzuvollziehen, was wir richtig gemacht
haben und wo wir Fehler gemacht haben. Die ge-
stehe ich auch zu. Ich will doch gar nicht sagen,
dass das alles richtig war.

Zumutbare Alternativen, die in gleicher Weise wie
die Ausnahme vom Tdétungsverbot geeignet sind,
den drohenden erheblichen Schaden abzuwenden,
bestehen hier nicht. Das ist die Botschaft des Ge-
richtes. Das muss man an der Stelle auch mal
sagen.

Man kann ja sagen: Es ist gescheitert. Aber greifen
Sie doch, bitte, auch diese Punkte mit auf, und
benennen Sie, warum es denn am Ende geschei-
tert ist. Dafur Ubernehme ich gern die volle Ver-
antwortung. Das ist dann auch so. Aber die ande-
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ren Punkte sind ebenfalls wichtig. Ich glaube, die-
se Punkte sind an der Stelle deutlich beschrieben.

Es geht weiter um die Bewertung: Somit erweist
sich nach summarischer Prifung die Ausnahme-
genehmigung zur Tétung beider Wolfe als recht-
mafig, so besteht auch ein besonderes offentli-
ches Interesse an der sofortigen Vollziehung die-
ses Bescheides, da aufgrund der gehauften Riss-
vorfalle im ersten Quartal zur Abwehr erheblichen
weiteren Schadens fir den Schafhaltungsbetrieb
des Beigeladenen schnelles Handeln erforderlich
ist.

Auch das bestétigt das Gericht an dieser Stelle.
Das halte ich fiir ganz wichtig bei diesem Punkt.

Klar ist allerdings - das will ich gern deutlich sa-
gen -: Es geht auch um die Frage, ob das, was wir
machen, eigentlich gerechtfertigt ist. Es gab eine
Verwaltungsgerichtsentscheidung, die sich Ubri-
gens nur auf die Frage bezog, ob man Uberhaupt
eine Antragsberechtigung habe. Da hat das Ge-
richt aber gesagt, wenn es sich diesen Fall schon
anguckt, kann es auch eine Aussage dazu treffen,
wie es das eigentlich findet. Das hat das Gericht
hier auch aufgegriffen. Das ist nicht bestatigt. Man
hat gesagt: Das ist eine Auslegungsfrage, die sie
beim Bundesnaturschutzgesetz sehen. Und was
ganz wichtig ist - das ist, glaube ich, entscheidend
fur die Diskussion -, dass sie auch schreiben:

Der Senat weist in diesem Zusammenhang
aber darauf hin, dass gemafR Artikel 103
Abs. 2 Grundgesetz der mdgliche Wortsinn
des Gesetzes

- alle sagen: ,Das steht nicht im Gesetz." Aber wir
sagen: Doch, das steht in der Begriindung, und
das hat der Bund uns noch einmal bestétigt. -

nur bei Strafnormen eine absolute Ausle-
gungsgrenze darstellt.

Dass ich mich damit einmal so sehr beschéftigen
wirde, hatte ich auch nicht gedacht.

Das ist genau der Punkt. Deswegen ist die Be-
grindung zum Gesetz so entscheidend fir die
Frage, wie wir damit umgehen.

Dann ist die Kritik gekommen. Die ist ja auch be-
rechtigt. Die nehme ich auf. Wir haben gesagt, wir
nehmen drei Monate, weil drei Monate fiir uns den
engen zeitlichen Zusammenhang darstellen. Dazu
schreibt das Gericht, dass der raumliche Zusam-
menhang hinsichtlich der erforderlichen Bestim-
mung des engen zeitlichen Zusammenhangs nicht
naher konkretisiert ist. Okay, das gebe ich zu. -
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Aber das ist der Punkt, der Ubrig geblieben ist, und
ich finde, wenn man Kritik Gbt, gehort es sich auch,
zu sagen: Der Minister - meinetwegen der Minister
personlich; kein Problem - hat einen Fehler ge-
macht, weil er den zeitlichen Zusammenhang nicht
naher konkretisiert hat. - Aber zu sagen, das sei
die Rote Karte, Entnahmen seien demnach nicht
maoglich und Ausnahmegenehmigungen seien
falsch, finde ich ein bisschen zu kurz gesprungen
und eigentlich schade. Ich dachte, wir wéren in
dieser Debatte schon ein bisschen weiter.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
der CDU)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Abgeordneter Meyer, Sie haben gesehen,
wenn man keine prazise Frage stellt, bekommt
man eine sehr umfassende Antwort. Ich weise aus
diesem Grund noch einmal darauf hin, dass die
Fragen zur Sache gehdéren und kurz, knapp und
sachlich sein sollen.

Als Nachstes haben wir eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Stefan Wirtz, AfD-Fraktion. Bitte!

Stefan Wirtz (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Ich versuche das
auch einmal.

Herr Umweltminister Lies, wir haben das OVG-
Urteil jetzt besprochen. Es war auch von lhnen von
sofortiger Vollziehung die Rede. Wie genau wer-
den Sie denn jetzt definieren, was konkret ein zeit-
licher und raumlicher Zusammenhang ist? Denn
Sie werden konkret werden muissen. Nennen Sie
uns, was von lhnen gerichtsfest festgelegt werden
soll!

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen. - Herr Minister Lies antwortet auch
lhnen.

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Den engen raumlichen Zusammenhang haben wir
sehr prazise begrindet. Der liegt im Umfeld des
Risses und ist raumlich sehr genau abgegrenzt.

Die Kritik ist auch nicht, dass die Festlegung auf
drei Monate fehlerhaft ist, sondern wir hatten erkla-
ren missen, warum drei Monate in einem zeitli-
chen Zusammenhang zum Riss die richtige Zeit-
spanne ist und warum Zeitrdume darliber hinaus
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moglicherweise andere Schliisse zulassen. Ich
gebe zu, das haben wir nicht begriindet bzw. nicht
naher ausgefiihrt. Das ist der Fehler, den wir fir
die Zukunft korrigieren mussen.

Aber die Kritik bestand nicht beziglich der Festle-
gung des zeitlichen Zusammenhangs und schon
gar nicht des raumlichen Zusammenhangs, son-
dern ausschlie3lich beziglich der Tatsache, dass
wir diese Festlegung von drei Monaten nicht naher
erklart und begriindet haben. Das muss man zur
Kenntnis nehmen.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke Ihnen, Herr Minister. - Die ndchste Zusatz-
frage - fur die CDU-Fraktion - stellt der Abgeordne-
te J6rn Schepelmann. Bitte!

Jorn Schepelmann (CDU):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Vor dem Hinter-
grund, dass im Landkreis Celle ehrenamtliche
Wolfsberater mangels Unterstiitzung und Wert-
schatzung sowie volliger Uberlastung im  wolf-
reichsten Landkreis Niedersachsens von ihrem
Amt zurlcktreten und zeitgleich an der Aufgabe
interessierte Personen aus nicht nachvollziehbaren
Grinden abgelehnt werden, frage ich Sie, ob es
nicht sinnvoll ware, das System der ehrenamtli-
chen Wolfsberater auf komplett neue FufRe zu
stellen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank fir Ihre Frage. - Bitte, Herr Minister!

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Schepelmann! Das habe ich
schon langer diskutiert und auch hier schon ange-
sprochen. Der Begriff Wolfsberater suggeriert et-
was anderes, als sie tatséchlich in ihrer Tatigkeit
machen. Sie kontrollieren Z&une, sie kontrollieren
Risse - - -

(Hermann Grupe [FDP]: Sie beraten
nicht?)

- Doch, das machen Sie tatsachlich.
(Jorg Bode [FDP]: Auch Wolfe?)

- Nein, das war jetzt sehr im Wortsinne. In einem
so engen Wortsinn sollte das jetzt nicht stattfinden,

sie sollten zum Wolf beraten und nicht den Wolf
beraten.

Die Aufgabe Ubrigens, die die Wolfsberater an
dieser Stelle ibernehmen - das zeigt sich auch in
unserer Debatte -, ist ja nicht unerheblich in der
Gesellschaft, in Vereine zu gehen, zu vermitteln,
was das eigentlich hei3t, wie der Umgang aus-
sieht, vielleicht auch, wenn die Wolfsverordnung
fertig ist, zu beschreiben, wie wir damit umgehen.
Diese Aufgabe halte ich fir richtig, weil wir auch
die Problematik haben, dass die Wolfsberater an-
sonsten immer leicht einer bestimmten Ecke zuge-
ordnet werden.

Ich habe im letzten Jahr gesagt- das wurde ja
auch heftig kritisiert -: Es kann nicht sein, dass
Wolfsberater, die ehrenamtlich fir das Umweltmi-
nisterium und damit fir das Land Niedersachsen
tatig sind, in der Ausiibung des Amtes - ansonsten
sind sie frei in ihrer Meinung, Gott sei Dank - eine
ganzlich andere Position vertreten. Das ist schwer
vermittelbar, finde ich. Es muss eine Haltung ge-
ben, die ich auch nachvollziehen kann. Das haben
wir auch mit den Wolfsberatern diskutiert. Genauso
achten wir auch bei den Wolfsberatern, die wir neu
auswahlen, darauf, ob sie in diesen Rahmen hin-
einpassen.

Wir werden parallel dazu insgesamt sehen mus-
sen, ob wir die Wolfsberater Gber diese Form der
Aufgabe nicht zu sehr mit Themen belasten, die
eigentlich gar nichts mit Beratung zu tun haben,
sondern eigentlich eher in anderen Strukturen
gefestigt werden kdnnen. Es ist aber in einem Fla-
chenland mit - sagen wir einmal - gewissen Rah-
menbedingungen nicht ganz so leicht, eine Losung
zu finden, die am Ende auch besser ist. Es hilft
nichts, eine andere L6ésung zu haben, die Losung
muss am Ende besser sein.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen, Herr Minister. - Jetzt kommen wir zur
letzten Zusatzfrage der FDP-Fraktion. Herr Abge-
ordneter Jorg Bode, bitte schon!

Jorg Bode (FDP):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. - Ich versuche es
mal mit einer Ja-Nein-Frage, vielleicht habe ich bei
der Antwort ja mehr Erfolg als Kollege Schepel-
mann.

Herr Minister, vor dem Hintergrund, dass es ohne
eine Besenderung nahezu unmdglich ist, identifi-
zierte Wolfe zu entnehmen, und daher auch die
Entnahme von nicht identifizierten Wolfen eine
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zwingende Notwendigkeit ist, wenn man erfolg-
reich sein will, und ihrer Darstellung der Entschei-
dung des Oberverwaltungsgerichts, dass es einen
engen zeitlichen und rdumlichen Zusammenhang
geben muss, und wir bei den Verfahren der Ge-
nehmigung und den Gerichtsprozessen gelernt
haben, dass diese sich Uber Monate hinziehen, bis
es zu einer Klarstellung kommt, und wie im Fall
Uelzen der eigentliche enge zeitliche Zusammen-
hang dann quasi gar nicht mehr gegeben sein
kann, frage ich: Ware es nicht sinnvoll, die Forde-
rung der FDP-Landtagsfraktion, eine Wolfsverord-
nung aufzusetzen, in der beim Eintreten eines
Ereignisses wie Uberwindung eines Schutzzauns
oder Besuch eines Kindergartens von einem Wolf -

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Kommen Sie jetzt bitte zur Frage, die Sie ange-
kiindigt haben!

Jorg Bode (FDP):

- eine jagdberechtigte Person automatisch eine
Entnahmegenehmigung hat und dies auf das Ru-
del ausweiten kann, aufzugreifen?

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Das war ja ein sehr langer Weg zur Frage. - Ver-
mutlich antwortet Herr Minister Lies. Ja. Bitte!

Olaf Lies, Minister fur Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Bode! Das waren ja zwei Fra-
gen, da ist es mit ,Ja oder Nein“ noch schwieriger.

(Christian Meyer [GRUNE]: Wieso?
Man kann dann Ja und Nein sagen!)

- Das stimmt.

Ich will noch einmal auf die Verordnung kommen.
Das, was wir heute im Einzelfall machen - also
jede Ausnahmegenehmigung, die wir heute ma-
chen -, kénnen wir auch ohne eine Verordnung
machen. Die Verordnung in der prézisierten Form
und mit einer Verbandsbeteiligung - Ubrigens be-
steht gegen die Verordnung, wenn sie denn erlas-
sen ist, ein Klagerecht - dient ja genau dazu - da
haben Sie recht -, sozusagen einen Rahmen zu
schaffen, in dem auf der Ebene der unteren Natur-
schutzbehorde, also des Landkreises, schneller
gehandelt werden kann. Dort kénnte man dann
zukinftig auf Grundlage der Verordnung handeln.
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Man hatte ein Raster, wirde sagen, dieses und
jenes sei eingetreten, und konnte auf dieser
Grundlage entsprechend handeln. Wobei wir mit
einem Raster vorsichtig sein missen. Ich glaube,
die Vielzahl der Félle, die eintreten kénnen, macht
es trotzdem schwierig.

Aber da liegen wir Uberhaupt nicht weit auseinan-
der. Die Verordnung ist ja fertig. Sie wird jetzt aus
der Ressortbeteiligung kommen, wird dann hoffent-
lich sehr zigig in Kraft treten und schafft fur die
Landkreise eine Handhabe zur Umsetzung. Im Mo-
ment liegt ja, genau genommen, alles bei mir. Die
Landkreise konnten das auch heute schon ma-
chen, aber es landet dann doch immer hier. Fir die
Landkreise wére die Verordnung, glaube ich, ein
Mehr an Rechtssicherheit.

Ihr zweiter Punkt ist damit aber nicht verbunden.
Ich kann nichts in die Verordnung schreiben, was
dem Gesetz widerspricht. Das ware ja sozusagen
Ihr Ansatz. Ich kann nicht in die Verordnung
schreiben: Wo es einen Riss gab, kann man das
Rudel entnehmen. - Das kann ich nicht, weil das
Bundesnaturschutzgesetz und darliber hinaus das
FFH-Recht weiterhin gelten. Das heif3t, die Rege-
lung, die wir jetzt angewandt haben, die wir jetzt
durch die Vielzahl der Ausnahmen und infolge der
Gerichtsentscheidung prazisiert haben, kann
Grundlage der Verordnung sein. Das heil3t, die
Verordnung kann nicht weiter gehen als die Ein-
zelentscheidung, die ich treffe, aber sie wird es
den unteren Naturschutzbehérden erleichtern - so
sehe ich das auch -, schneller und zielgerichteter
umzusetzen, sodass es, hoffentlich nicht immer
wieder neue Gerichtsverfahren gibt, die das Ganze
ausbremsen.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Minister. - Die zweite Zusatzfra-
ge stellt fir die CDU-Fraktion Herr Martin Baumer.
Bitte sehr!

Martin Baumer (CDU):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Herr Minister,
zunachst vielen Dank, dass Sie den Kollegen von
den Grinen das mit der Roten Karte noch einmal
erklart haben. Ich glaube, das war sehr hilfreich.

Vor dem Hintergrund, dass wir ja demnachst eine
Wolfsverordnung bekommen und dass Sie vorhin
sehr ausfuhrlich erklart haben, wie das mit dem
Gesetz ist, stelle ich mir als Sparkassenkaufmann
rein mathematisch die Frage: Wie geht das Spiel
am Ende aus, wenn ich acht Pferde und zehn W6l-
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fe habe? Es konnte ja sein, dass man immer war-
ten muss, ob weitere Risse erfolgen, und erst dann
wieder einen Wolf entnehmen kann. Das heif3t, am
Ende des Spiels werden alle Pferde tot, und zwei
Wolfe werden noch da sein.

Muss man nicht, wie es der Kollege Bode vorhin
angedeutet hat, daftr sorgen, dass man in der
Lage ist, mehr als nur einen Wolf zu schieRen?

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank. - Ich weil3 nicht, woran es liegt. Es
scheint bei dieser Materie wirklich schwer zu sein,
kurze, knappe und prazise Nachfragen zu stellen.

(Jorg Bode [FDP]: Die Antworten sind
ja auch nicht kurz und knapp!)

Vielleicht versuchen wir es zum Ende doch noch
einmal.

Bitte schon, Herr Minister!

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Baumer, ich will Ihr Zahlenspiel
nicht bewerten. Dies ist eine theoretische, eine
statistische Betrachtung. Klar ist: Wenn es uns
gelingt, nach eingetretenen Rissen sowohl rdum-
lich als auch zeitlich nah eine entsprechende Ent-
nahme umzusetzen, besteht durchaus die Chance,
das richtige Tier zu erwischen.

Und es ist nicht gesichert, dass alle Tiere eines
Rudels die gleichen Risseigenschaften haben.
Deswegen haben wir ja bei dem Rodewalder Ri-
den, als wir es festgestellt haben, gesagt, er muss
sehr schnell entnommen werden, damit das Ver-
halten nicht weitergegeben wird. Das ist auch das,
was das Gericht beschreibt. Das heil3t, der Fehler
besteht darin, dass wir damals nicht handeln konn-
ten, weil wir keine Mdglichkeit dazu hatten, und
damit sozusagen eine Weitervererbung an die
Jungtiere stattfindet, sodass wir am Ende nicht ein
Problem, sondern acht Probleme haben.

Es sind ja am Anfang nur die erwachsenen Tiere,
die dieses Verhalten an den Tag legen. Wenn wir
schnell handlungsfahig sind und diese erwachse-
nen Tiere zlgig entnehmen kdnnen, dann kénnen
wir auch sicherstellen, dass wir mit den Mal3nah-
men zurechtkommen und dass wir nicht in der
Form, wie wir sie zum Teil leider haben, eine ,Wei-
tervererbung” bzw. Weitergabe an die Jungtiere zu
verzeichnen haben.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Ich danke lhnen, Herr Minister. - Die nachste und
damit dritte Zusatzfrage kommt von der AfD-Frak-
tion. Herr Abgeordneter Stefan Wirtz, bitte!

Stefan Wirtz (AfD):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Konkret: Herr
Minister, Sie haben in den Entwurf Ihrer Wolfsver-
ordnung u. a. einen Passus eingezogen, demzu-
folge eine Annaherung an den Menschen unter
30 m eine Entnahme ermdéglichen soll. Der Wolf
hinterlasst in dem Moment keine DNA-Spur. Wie
schaffen Sie es in diesem Fall, in dem keine kon-
krete Identifizierung und Entnahme mdglich ist,
eine rechtssichere Einzelentnahme zu gewéhrleis-
ten - selbst das nur? Das wirde mich interessie-
ren.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Minister, Sie sind noch einmal gefordert.

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das sind die beiden Dinge, die man unterscheiden
muss. Bei Rissen bei Weidetierhaltung und bei
Anndherungen an den Menschen ist die Situation
rechtlich relativ klar. Wenn es zur Annaherung
kommt und in der Regel auch aulRerliche Merkmale
aufgrund der Nahe schon feststellbar sind, dann
werden diese auRerlichen Merkmale auch ausrei-
chen, entsprechende Ausnahmegenehmigungen
auf den Weg zu bringen.

Wir werden nicht, wie es damals war, immer si-
cherstellen kdnnen, dass man erst einmal eine
Besenderung macht, den Wolf wieder freilasst und
dann schaut, ob es zu einer Annadherung kommt.
Das wird nicht funktionieren. Vielmehr wird man
Uber die auBerlichen Merkmale in der Ausnahme
und mit den Jagern gemeinsam eine relativ prazise
Form der Entnahme sicherstellen kénnen.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Ich danke lhnen. - Nun folgt die vierte Zusatzfrage
der Fraktion Bundnis 90/Die Griinen. Sie wird ge-
stellt von Herrn Abgeordneten Christian Meyer.
Bitte schon!

Christian Meyer (GRUNE):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Eine ganz kurze
Frage: Herr Minister Lies, entsprechen alle Ihre
heutigen AuRerungen, die ich ja sehr begriiRe -
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dass es keinen Sinn hat, den Wolf ins Jagdrecht zu
Uberfuhren, dass der Erhaltungszustand noch nicht
erreicht ist; Sie sind ja ein starker Minister, wie wir
heute gelernt haben -, auch der Auffassung lhres
Koalitionspartners, ist es also die Haltung der ge-
samten Landesregierung, dass es nichts bringt,
den Wolf ins Jagdrecht zu tberfiihren?

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Ich danke lhnen.- Herr Minister, Sie haben das
Wort.

(Helge Limburg [GRUNE]: Kurze Fra-
ge, kurze Antwort! - Christian Meyer
[GRUNE]: Ein Ja reicht!)

Olaf Lies, Minister fur Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Sehr geehrte Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Sehr geehrter Herr Meyer, ich gebe
immer eine ausreichend prazise Antwort. Ich finde,
das Recht muss man haben.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Da-
ran werden wir Sie erinnern!)

Die Landesregierung und die sie tragenden Frakti-
onen eint das, was uns, glaube ich, alle eint, ndm-
lich die Sorge, dass, wenn wir nicht handlungsfa-
hig sind, die Akzeptanz fur den Artenschutz sinkt.
Das treibt uns um. Es sinkt Ubrigens auch die Ak-
zeptanz fur die Weidetierhaltung, und es geht um
die Frage: Kénnen wir Uberhaupt Weidetierhaltung
in der Form sicherstellen? Deswegen schauen wir
nach allen Méglichkeiten. Ich selbst habe schon im
Jahr 2018 oder im Jahr 2019 gesagt, wir werden
prufen mussen, ob das Jagdrecht eine Chance
eroffnet. Wir werden den Wolf, spatestens wenn
wir in eine Form der Regulierung kommen, sei es
in drei Jahren oder in sieben Jahren - ich kann
Ihnen auch nicht sagen, wann die Zahl erreicht
ist - - -

(Christian Meyer [GRUNE]: Die CDU
sagt: 2021)

- Nein, im Jahr 2021 kommt die Jagdrechtsnovelle.
(Christian Meyer [GRUNE]: Die Kom-
munalwahl! - Zuruf von der FDP: In
dem Jahr ist noch mehr!)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Bitte keine Dialoge! Herr Minister, Sie antworten
auf die Frage! - Bitte!
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Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Es geht darum, alle Moglichkeiten zu prifen. Ich
sage nur an der Stelle - darauf lege ich viel Wert -
Wir dirfen nicht Lésungen suggerieren, die keine
Losungen sind. Ansonsten kann man Uber alles
diskutieren und reden. Der Wolf wird, wenn er im
Jagdrecht ist, nicht bejagt. Der Wolf im Jagdrecht
bedarf genauso einer Ausnahmegenehmigung. Im
Grunde geht es dem Wolf dann wie dem Seehund,
nur dass der Seehund wohl etwas unproblemati-
scher fur unsere Gesellschaft ist. Er hat einen
ganzjahrigen Schutz, der nur im Einzelfall aufge-
hoben werden kann.

(Jorg Bode [FDP]: Der Seehund, der
Uber den Zaun springt!)

Und die Sorge bleibt - ich will sie noch einmal be-
nennen; diese Frage werden wir eng mit dem
Landwirtschaftsministerium, mit meiner Kollegin,
abstimmen -: Beschleunigt dies am Ende Prozes-
se, oder werden sie dadurch beschleunigt? Wir
sollten uns dartiber sachlich austauschen und
schauen, wie Ldsungen aussehen koénnten. Das
ergibt Sinn. Das kann man von einer Landesregie-
rung und den sie tragenden Fraktionen auch er-
warten.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Ich danke Ihnen. - Die dritte Zusatzfrage der CDU-
Fraktion stellt Herr Abgeordneter Jorn Schepel-
mann. Bitte schon!

Jorn Schepelmann (CDU):

Vielen Dank. - Herr Minister, ich frage Sie vor dem
Hintergrund des gestrigen Rucktritts eines Wolfs-
beraters im Landkreis Celle und der Tatsache,
dass wir im wolfreichsten Landkreis Niedersach-
sens jetzt noch vier Wolfsberater haben, von de-
nen einer dauerhaft krank ist und drei nur regional
und sehr beschréankt einsetzbar sind, und der Tat-
sache, dass eine interessierte Bewerberin als
Wolfsberaterin ohne Nennung von Griinden abge-
lehnt worden ist: Gibt es eine Liste mit Vereinen
und Institutionen, die zu einem generellen Nein
fuhren? Und wenn es sie gibt: Welche Vereine und
Verbénde stehen auf dieser Liste?

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)
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Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schepelmann.
Das waren eindeutig zwei Fragen. Aber das ist ja
kein Problem. Es besteht immer noch eine Frage-
maglichkeit fir Sie.

Olaf Lies, Minister fur Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Verehrter Herr Schepelmann, ich will ganz offen
sagen: Die Bewerberin hat sich um diese Aufgabe
mit dem Briefkopf der Initiative ,Fur wolfsfreie Dor-
fer* beworben. Ich habe vorhin relativ deutlich ge-
sagt, dass ich erwarte, dass jene, die eine ehren-
amtliche Funktion fur das Land wahrnehmen, diese
auch so wahrnehmen, dass sie objektiv und frei
einer Haltung sind. Ich nehme niemandem seine
private Meinung, aber das passt nicht ins System.
Ich bin nicht bereit, das zu akzeptieren. Ich brau-
che Objektivitat, ganz gleich Ubrigens ob der Be-
treffende die eine oder die andere Richtung vertritt.
Sonst hilft es mir nicht weiter, und ich habe sozu-
sagen den gesellschaftlichen Spagat auch noch im
Kreis der Wolfsberater.

(Zustimmung von Helge Limburg
[GRUNE))

Tatsache ist aber das, was Sie zu Recht anmer-
ken: Wir mussen handlungsféhig sein. Das eine ist
das, was wir hauptamtlich Gber das Wolfsbiro zur
Verfigung stellen. Das ist fur die Kolleginnen und
Kollegen - es sind sogar nur Kolleginnen - eine
extrem grofe Herausforderung. Auf jeden Fall
werden wir das unterstiitzen missen. Und wir wer-
den auch weiter daftr werben, Wolfsberaterinnen
und Wolfsberater fir uns zu gewinnen. Ich denke,
je klarer wir die zukinftige Aufgabe umreif3en und
je klarer wird, was eigentlich gemacht werden
muss, umso eher wird es uns auch wieder gelin-
gen, dieser ehrlichen Aufgabe der Beratung ge-
recht werdend, Menschen dafir zu gewinnen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Ich danke Ihnen. - Wir kommen zur funften und
damit letzten Zusatzfrage der CDU-Fraktion. Es
fragt der Abgeordnete Helmut Dammann-Tamke.
Bitte schon!

Helmut Dammann-Tamke (CDU):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Herr Minister, vor
dem Hintergrund Ihrer AuRRerung von eben, dass
man eine gewisse Objektivitdt von den Wolfsbera-

tern erwarten kann, und vor dem Hintergrund des
OVG-Urteils, dass die Entnahmen rechtmaRig
sind, frage ich Sie, ob Sie es in Zukunft tolerieren
werden, wenn sich Wolfsberater in offenen Briefen
offensiv gegen angeordnete Entnahmen ausspre-
chen. Das ist in meinen Augen mit der Objektivitat
nicht zu vereinbaren.

(Zustimmung bei der CDU und von
Jorg Bode [FDP])

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank. - Herr Minister antwortet. Bitte schon!

Olaf Lies, Minister fur Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Dammann-Tamke, das ist tat-
sachlich nicht vereinbar, und deswegen werden wir
das auch sehr genau prifen. Wir haben, wenn
solche Falle aufgetreten sind, die Wolfsberater
gebeten, dazu Stellung zu nehmen. Ich finde, es
gehort sich im Umgang miteinander so, dass das
passiert.

Aber ich halte es fiir ganz schwierig - ich will es
noch einmal von der anderen Seite beschreiben -,
wenn ich als ehrenamtlicher Wolfsberater ein
Stlick weit die Landesregierung, das Umweltminis-
terium vertrete und dann in Verbindung mit dieser
Funktion beklage, wenn das Umweltministerium
nach rechtsstaatlichem Handeln entsprechende
Ausnahmen macht.

Deswegen wird man dartber sprechen mussen. Es
ist der gleiche Fall wie der vorhin geschilderte: Ich
erwarte dann Objektivitdt. Und Objektivitat heilt,
den Sachverhalt zu akzeptieren und seine person-
liche Meinung nicht in die Aufgaben des ehrenamt-
lich téatigen Wolfsberaters einzubringen.

(Zustimmung bei der SPD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen, Herr Minister. - Wir kommen zur
vierten Zusatzfrage der AfD-Fraktion. Herr Abge-
ordneter Stefan Wirtz, bitte!

Stefan Wirtz (AfD):

Vielen Dank. - Vor dem Hintergrund, dass aus
Jungtieren erwachsene Tiere werden, eine Art, die
sich mit einer Zuwachsrate von 30 % jahrlich ver-
mehrt, alles Mdégliche ist, aber nicht akut vom Aus-
sterben bedroht, Ihr Koalitionspartner, die regie-
rungstragende Fraktion der CDU, offen von dem
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Beispiel und Vorbild Frankreich spricht, wo eine
Obergrenze - gleich Untergrenze - von 500 festge-
schrieben ist, und die FDP sogar angefuihrt hat, es
gibt vielleicht schon mehr als 1 800 - - -

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:
Herr Wirtz, kommen Sie jetzt bitte zur Frage!

Stefan Wirtz (AfD):

Wirden Sie vor dem Hintergrund zustimmen, dass
eine Obergrenze von 500, aber auf jeden Fall von
unter 1 000 schon langst erreicht ist und der gins-
tige Erhaltungszustand in dieser Dimension ge-
meldet werden sollte?

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:
Danke lhnen. - Herr Minister, bitte schon!

Olaf Lies, Minister fur Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe vorhin mehrfach gesagt, dass die er-
wachsenen Tiere die Grundlage der Bewertung
sind. Und von den erwachsenen Tieren - nehmen
wir einmal 30 Rudel im Land an! - haben wir viel-
leicht 70. Auf die Zahl, die Sie gerade genannt
haben, kommen wir nicht.

Es bleibt weiterhin dabei, dass es nicht um eine
Obergrenze geht, sondern um einen glnstigen
Erhaltungszustand. Der stellt die Grenze nach
unten dar, die gesichert sein muss, damit die Po-
pulation nicht geféhrdet ist.

Wir haben den Bund aufgefordert, das wissen-
schaftlich zu beurteilen. Es gibt keine Erfahrungs-
werte damit, weil es einige Hundert Jahre her ist,
dass wir die Situation in unserem Land - unter
ganz anderen Bedingungen - hatten. Deswegen
muss man wissenschaftlich erklaren, wie ein gins-
tiger Erhaltungszustand in unserer Situation - in
der Situation Deutschlands oder vielleicht auch der
biogeografischen Region, in der wir leben - aus-
sieht.

Abschlieend kann ich nur sagen: Das franzdsi-
sche Modell habe ich schon in der Bundesratsiniti-
ative, die wir auch hier im Parlament vorgestellt
haben, vorgeschlagen. Es definiert nicht im Sinne
einer Grenze - ,jetzt mussen wir handeln® -, son-
dern sieht vor, Akzeptanz in der Gesellschaft zu
sichern, indem das beschleunigte Anwachsen
reduziert und damit der Gesellschaft die Chance
gegeben wird, sich darauf einzustellen. Das ist die
Botschaft dahinter. Das habe ich schon 2018 be-
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gruit, ist aber bisher vom Bund nicht umgesetzt
worden.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Minister. - Somit kommen wir
zur funften und letzten Zusatzfrage der AfD-Frak-
tion. Ansonsten liegen uns keine weiteren Wort-
meldungen zu Zusatzfragen vor. Herr Abgeordne-
ter Stefan Wirtz, bitte!

Stefan Wirtz (AfD):

Vielen Dank. - Ganz konkret: Wird die kommende
Wolfsverordnung auch die rechtssichere Entnahme
nicht identifizierbarer Rudelmitglieder ermdéglichen,
ohne dass wir standig in Gerichtsverfahren ver-
strickt werden?

(Zustimmung bei der AfD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen. - Herr Minister, die voraussichtlich
letzte Antwort, zumindest zu diesem Themenkom-
plex.

Olaf Lies, Minister fir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ja, das ist das Ziel der Verordnung. Aber ob wir
dann nicht mehr in Gerichtsverfahren verstrickt
werden, kann ich nicht beurteilen. Das liegt an
denen, die dagegen klagen.

(Zustimmung bei der SPD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Minister.

Damit schliel3en wir diese Anfrage und kommen zu

c) Mobile Endgerate fir Schilerinnen und
Schiler nur bei Beibehalten des Corona-
Ausnahmezustands? - Anfrage der Fraktion der
AfD - Drs. 18/6877

Zur Einbringung hat sich der Abgeordnete Harm
Rykena gemeldet. Bitte schon!

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin.


http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06877.pdf
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Mobile Endgeréte fur Schilerinnen und Schiler
nur bei Beibehaltung des Corona-Ausnahmezu-
stands?

Am 22. Juni 2020 versandte das Kultusministerium
zur Unterrichtung gemaR Artikel 25 der Nieder-
sachsischen Verfassung den ,Zusatz zur Verwal-
tungsvereinbarung DigitalPakt Schule 2019 bis
2024 des Bundes und der Lander" an die Mitglie-
der des Kultusausschusses.

,Mit dem Sofortausstattungsprogramm sol-
len die Schulen in die Lage versetzt werden,
maglichst vielen Schilerinnen und Schillern
digitalen Unterricht zu Hause zu ermdgli-
chen. Dafiir sollen alle Kinder und Jugendli-
chen, deren Eltern sich keine eigenen Gera-
te leisten kénnen, mit mobilen Endgeraten
(Laptops, Notebooks und Tablets) ausge-
stattet werden."

So ist es auf der Internetseite der Niedersachsi-
schen Staatskanzlei zu lesen.

Von den insgesamt 500 Millionen Euro des Bun-
des erhalt Niedersachsen 47 049 650 Euro. Zu-
sammen mit dem Eigenanteil von 10 % stehen fir
die Erreichung des Ziels 52 Millionen Euro zur
Verfligung.

In § 2 ist der Zweck rechtlich bestimmt. Danach
stehen die Finanzmittel

.n der Zeit des Corona-bedingt einge-
schrénkten Schulbetriebes - bis zur Wieder-
aufnahme des Regelschulbetriebes -*

zur Verfiigung. Neben der Finanzierung von digita-
len Endgeraten fur den hauslichen Unterricht kann
nach Absatz 2 auch die erforderliche ,Ausstattung
der Schulen ... fur die Erstellung professioneller
Online-Lehrangebote* geférdert werden.

.Die aus den Mitteln dieses Sofortausstat-
tungsprogramms finanzierten schulgebun-
denen mobilen Endgerate werden nach von
den Landern zu erlassenden Regelungen
von diesen, von den Schultrdgern oder in
deren Auftrag beschafft.”

Danach sollen die Gerate den Schilern ,,im Wege
der Ausleihe zur Verfigung“ gestellt werden. So ist
es in 8 5 der Zusatzvereinbarung zu lesen.

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesre-
gierung:

1. Muss die Landesregierung aufgrund der Be-
stimmungen in 8§82 der Zusatzvereinbarung die
,Ccorona-Beschrankungen“ fur Schulen so lange

aufrechterhalten, bis die 47 Millionen Euro vom
Bund fiir die Anschaffung digitaler Endgerate aus-
gegeben sind?

2. Kénnen gemal § 2 Abs. 2 auch Arbeitslaptops
fur Lehrer beschafft werden, damit diese nicht mit
ihren privaten Computern arbeiten missen?

3. Wie viele digitale Endgerate wurden in Nieder-
sachsen auf Grundlage der Zusatzvereinbarung
bis zum heutigen Tag beschafft?

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Rykena. - Es antwortet Herr
Minister Tonne fir die Landesregierung auf die
Anfrage. Bitte schoén!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Corona-Pandemie hat uns vor ganz
besondere Herausforderungen gestellt und gleich-
zeitig auch sehr deutlich die Mdglichkeiten und
Chancen des Lernens mit digitalen Medien vor
Augen gefiihrt. Vielen Schulen ist es gelungen, mit
wirklich viel Engagement und Initiative die infekti-
onsbedingten Unterrichtsausfalle durch digitale
Losungen ein gutes Stlick weit zu kompensieren
und das Lernen sowie den Kontakt zu den Schile-
rinnen und Schilern aufrechtzuerhalten.

Ein gleichwertiger Ersatz fur realen Unterricht war
der digitale Unterricht aber nie und wir er auch
nicht sein kénnen. Deshalb ist es naturlich obers-
tes Ziel der Landesregierung, so viel regularen
Unterricht zu ermdglichen, wie dies aufgrund des
Infektionsgeschehens verantwortbar zugelassen
werden kann.

Sollte das Infektionsgeschehen jedoch dazu fiih-
ren, dass Schule Corona-bedingt nur einge-
schrankt stattfinden kann und auch auf digitale
Losungen ausgewichen werden muss, so haben
wir dafiir zu sorgen, dass alle Schilerinnen und
Schiler an digitalem Unterricht teilhaben kdnnen
und keine Nachteile dadurch erleiden, dass sie
oder ihre Eltern Uber kein hinreichendes digitales
Endgerat verfiigen.

Die Landesregierung hat deshalb bereits zu Be-
ginn der SchulschlieBungen im Marz Weichen
gestellt, damit digital unterstitzter Unterricht fir
alle Schulen und alle Schilerinnen und Schuler
ermoglicht werden kann.
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Erstens wurde die Niederséchsische Bildungscloud
fir Schulen ohne digitales Kommunikationssystem
als sichere Landeslésung kostenlos den Schulen
angeboten. Inzwischen sind Uber 1 000 Schulen
damit online. Weitere 600 werden voraussichtlich
in den nachsten Wochen hinzukommen.

Zweitens haben wir dafiir gesorgt, dass Schultra-
ger aus den Mitteln des DigitalPakts, die ihnen seit
August 2019 zur Verfugung stehen, kurzfristig und
vereinfacht mobile Endgerate anschaffen konnten.
Hierzu wurde mit dem Bund vereinbart, dass wéh-
rend der SchulschlieBungen die restriktiven For-
derbedingungen erleichtert werden.

Die WLAN-Ausleuchtung des Schulgebaudes, die
vorher zwingende Voraussetzung fir die Beschaf-
fung von mobilen Endgeraten war, kann Corona-
bedingt nun auch im Nachhinein hergestellt wer-
den. Dies gab den Tragern neue Spielrdume, die
sie nutzen konnten, um ihren Schulerinnen und
Schilern Leihgerate zur Verfliigung zu stellen.

(Unruhe)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Minister, warten Sie bitte kurz! - Hier laufen
gerade sehr viele Gesprache, rechts und links, und
es ist sehr laut. Bitte stellen Sie die Gesprache ein,
damit Sie alle die Antwort des Ministers horen
kénnen. - Jetzt geht es wieder.

Bitte!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Bisher wurden tber 300 Schulen Gelder im Um-
fang von rund 5 Millionen Euro fur mobile Endgera-
te aus der niedersachsischen Ausnahmeregelung
bewilligt. Ich betone: Das sind Gelder, die durch
die Veranderung der Reihung der Foérdermalinah-
men aus dem Digitalpakt kommen.

Wir haben erfreut zur Kenntnis genommen, dass
der Bund diesem Beispiel offenbar gefolgt ist, als
es darum ging, pragmatische Lésungen zu finden,
wie bedurftige Schilerinnen und Schiler mit End-
geraten ausgestattet werden kénnen.

Das Sofortausstattungsprogramm als Zusatzver-
einbarung zum DigitalPakt Schule, mit dem der
Bund und das Land zusatzliche 52 Millionen Euro
bereitstellen, entspricht im Wesentlichen der Idee
Niedersachsens, die wir bei der Veranderung der
Forderrichtlinie zum DigitalPakt zugrunde gelegt
haben:
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Die Schultrager stellen den Schulen aus einem
ihnen zugewiesenen Budget mobile Endgerate
bereit, die diese bedirftigen Schilerinnen und
Schilern leihweise zur Verfigung stellen - mog-
lichst unbirokratisch und nach tatséchlichem Be-
darf aufgrund der Kenntnisse und Erfahrungen der
Padagoginnen und P&adagogen vor Ort, die jeweils
am besten wissen, welche Schilerinnen und Schi-
ler Unterstitzung brauchen.

Nach der Corona-Pandemie kdnnen die Geréate in
die Schule zuriickkommen und dort langfristig und
nachhaltig weiter verwendet werden.

Da das Sofortausstattungsprogramm ebenso wie
der DigitalPakt den Schulen dient, kbnnen hieraus
allerdings keine Geréate fur Lehrkrafte finanziert
werden. Das gibt die Richtlinie des Bundes schlicht
nicht her. Hier werden wir andere Ldsungen finden
mussen. Die Lander befinden sich in Verhandlun-
gen mit dem Bund zur zweiten Zusatzvereinbarung
zum Digitalpakt. Dort ist es einer der Verhand-
lungspunkte. Der Ausgang ist allerdings offen.

Die in Kirze erscheinende Forderrichtlinie des
Sofortausstattungsprogramms befindet sich aktuell
in der Endabstimmung mit den kommunalen Spit-
zenverbanden Niedersachsens. - Damit ist wohl
auch klar, dass sie noch nicht wirksam sein kann
und man auch noch keine Antrage auf ihrer Grund-
lage stellen kann. - Sie stellt nur wenige Bedin-
gungen an die Antragsteller und sieht vor, dass die
Mittel far Investitionen rickwirkend ab dem
16. Mérz 2020 bereitgestellt werden. Die Schultra-
ger kénnen sofort nach Verdéffentlichung der Richt-
linie Antrage stellen und bereits beantragte Mittel
auf dieses Budget Ubertragen, sodass ihnen kein
Geld fur den Ausbau der IT-Struktur verlorengeht.
Nach einer noch nicht veroffentlichten Richtlinie
kénnen logischerweise auch noch keine Geréte
angeschafft werden. Das Programm wird bis zum
31. Dezember dieses Jahres laufen.

Meine Damen und Herren, bevor ich zur Beantwor-
tung der einzelnen Fragen komme, lassen Sie
mich noch mit wenigen Worten auf den Titel der
Dringlichen Anfrage eingehen.

Die Vorstellung der Antragsteller, dass die Offnung
der Schulen nun verzégert werde, um die Bun-
desmittel auszuschdpfen, ist nun wirklich véllig
absurd - und dazu auch vdllig Uberflissig. Denn
eines ist schon jetzt absehbar: Wir werden uns fir
das kommende Schuljahr auf verschiedene Szena-
rien vorbereiten missen und kénnen nicht so tun,
als sei die Pandemie schon vorbei. Wir missen
auch auf Phasen des Lernens zuhause - so es
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notwendig werden sollte - vorbereitet sein. Und
damit sich die Schulen hierauf vorbereiten kénnen,
brauchen wir das Sofortausstattungsprogramm fiir
mobile Endgerate. Eine Riuckkehr zu einem Regel-
betrieb mit keinerlei Einschrankungen ist in der
nachsten Zeit nicht in Sicht. Hierzu habe ich unter
Tagesordnungspunkt 21 a hinreichend ausgefuhrt.
Sollte es dennoch so kommen, so haben wir einen
groBen Schritt nach vorn gemacht und die Infra-
struktur fir das digitale Lernen deutlich verbessert.
Die Geréte bleiben schulgebunden.

Durch die Schaffung einer tragfahigen IT-Infra-
struktur in den Schulen sowie einer sicheren Lern-
und Arbeitsumgebung, durch die Bereitstellung
von Qualifizierungs- und Unterstlitzungsangeboten
jetzt auch online bereiten wir die Schilerinnen und
Schiler und unsere Lehrkrafte auf das kommende
Schuljahr vor. Nur so kann verantwortliches Regie-
ren auch in Zeiten von Corona gestaltet werden.

Dies vorausgeschickt, beantworte ich Ihre Fragen
wie folgt:

Zur Frage 1. Nein.

Zur Frage 2. Nein, wie in der Vorbemerkung aus-
geflhrt.

Zur Frage 3. Keine, wie in der Vorbemerkung aus-
geflhrt.

Vielen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der CDU)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank lhnen, Herr Minister. - Die erste Zu-
satzfrage der AfD-Fraktion stellt der Abgeordnete
Harm Rykena. Bitte schon!

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. - Herr Minister, Sie
haben gesagt, die Schulen entscheiden selbst, wer
eine Bedurftigkeit aufweist. Gibt es Vorgaben,
nach denen die Schulen das entscheiden sollen,
oder wird die Entscheidung Pi mal Daumen getrof-
fen?

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:
Danke. - Minister Tonne antwortet.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Es
findet keine Bedurftigkeitsprifung statt. Vielmehr
erfolgt die Zuweisung der Mittel an die Schulen

zum einen nach der Anzahl der Schulerinnen und
Schiler. Zum anderen werden wir die Daten des
Statistischen Landesamtes zu Hilfe nhehmen und
darauf basierend prufen, wie hoch der prozentuale
Anteil der Schilerinnen und Schiler mit Sozialhil-
febezug jeweils ist. Auf dieser Grundlage geben
wir die Mittel an die Schultréger, die sie wiederum
an die Schulen weitergeben. Vor Ort wird dann
gepruft, welche Schilerinnen und Schiler der Aus-
leihe eines digitalen Endgeréts bedurfen.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen. - Die erste Zusatzfrage der FDP-
Fraktion stellt Herr Abgeordneter Foérsterling.

Bjérn Forsterling (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vor dem Hintergrund, dass der Kultusmi-
nister sich angesichts der Corona-Pandemie mit
einem Brief an alle Schilerinnen und Schiiler
wenden will, der dann mit dem Zeugnis Gbergeben
wird, aber die Digitalisierung noch nicht so weit
vorangetrieben wurde, dass der Minister in der
Lage ware, jeden Schiiler per E-Mail zu erreichen,
frage ich die Landesregierung: Wie viele Seiten
Papier mussen die Schulen fur diese Malinahme
ausdrucken?

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen. - Herr Minister beantwortet die Pa-
pierfrage. Bitte!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine Damen und Herren! Die
Schulen verfahren im eigenen Ermessen. Sie kon-
nen den Brief dem Zeugnis beilegen, sie kénnen
sich aber ebenso daflir entscheiden, die Datei, die
sie erhalten, per Mail an die Schilerinnen und
Schiler weiterzuleiten.

(Beifall bei der SPD - Julia Willie
Hamburg [GRUNE]: Ach, so viel Fle-
xibilitat!)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen. - Die zweite Zusatzfrage der AfD-
Fraktion stellt der Abgeordnete Harm Rykena.
Bitte!

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Ich frage den
Minister nach seiner Einschatzung, wie viele Gera-
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te bendtigt werden, und danach, was passiert,
wenn die Summe, die derzeit zur Verfligung steht,
Uberschritten wird.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:
Danke. - Bitte, Herr Minister!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentinl Meine Damen und Herren! Ich
habe lhnen eben erlautert, was die Kriterien zur
Verteilung sind. Wenn man sich bei dem, was uns
landesweit zur Verfligung steht, auf eine Beddrftig-
keit zurtickzége, waren das 14,7 % der Schiilerin-
nen und Schiler. Mithin gehen wir angesichts der
Mittel, die wir aus dem Sofortausstattungspro-
gramm haben, plus den Mdoglichkeiten, die der
DigitalPakt selbst bietet, davon aus, dass wir das
auch abdecken kdnnen.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke. - Es folgt die dritte Zusatzfrage der AfD-
Fraktion. Herr Abgeordneter Rykena!

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Ich frage den
Herrn Kultusminister: Wird das Ausleihverfahren
vom Land geregelt? Denn immerhin handelt es
sich um Gerate im Wert von mehreren Hundert
Euro, und die gibt man ja nicht mal eben so aus
der Hand.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:
Herr Minister antwortet. Ich erteile Ihnen das Wort.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Das
Ausleihverfahren wird an den Schulen geregelt,
nichts seitens des Landes.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke. - Die erste Zusatzfrage der CDU-Fraktion
stellt der Abgeordnete Lasse Weritz.

Lasse Weritz (CDU):

Frau Prasidentin, vielen Dank. - Ich frage die Lan-
desregierung vor dem Hintergrund, dass der Digi-
talPakt und die Zusatzprogramme ja bundesweit
auf den Weg gebracht werden, wo Niedersachsen
im bundesweiten Vergleich beim Erreichen der
Schilerinnen und Schiiler steht.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Das
hat er doch vorhin schon beantwortet!
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Spitzenreiter! Aber nur bei den Antréa-
gen!)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen. - Herr Minister antwortet dem Abge-
ordneten Weritz. Bitte schon!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es gab vor Kurzem eine Umfrage unter
den Bundeslandern. Zu diesem Zeitpunkt lagen in
Niedersachsen 740 Antrage vor. Im Bundesland,
das danach kam - ich weil3 jetzt nicht, welches es
war -, lagen 156 Antrage vor. Mittlerweile kann ich
Ihnen fir Niedersachsen sagen, dass uns 1049
Antrage vorliegen.

Wichtig in diesem Zusammenhang ist: Wir haben
uns entschieden, keine Gesamtsummen auszu-
kehren, sondern schrittweise vorzugehen. Schulen
kénnen auch Teilsummen beantragen, diese sozu-
sagen in den Schulalltag einflieRen lassen, sich
konzeptionell weiterentwickeln und dann weitere
Summen beantragen. Die Anzahl der Antrage -
1049 - und der deutliche Abstand zu anderen
Bundeslandern belegen, dass das in Niedersach-
sens Schulen ankommt und gut umgesetzt wird.

(Zustimmung von Johanne Modder
[SPD] und Jérg Hillmer [CDU])

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen. - Wir kommen zur vierten Zusatzfra-
ge der AfD-Fraktion. Herr Abgeordneter Rykena,
bitte schon!

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Ich frage den
Herrn Kultusminister vor dem Hintergrund, dass wir
Uber mehr als 100 000 Rechner sprechen und in
§ 3 der Zusatzvereinbarung ausdriicklich untersagt
ist, die Bundesmittel fir Wartung und Betrieb zu
verwenden: Wer wird fir Wartung und Betrieb der
Uber 100 000 Computer aufkommen?

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen. - Herr Minister antwortet. Bitte
schon!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Ers-
tens gibt es eine Vereinbarung zwischen dem
Land und den Kommunen uber die Systemadmi-
nistration. Diese ist in der letzten Wabhlperiode
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getroffen worden. Darin ist enthalten, dass das
Land den First-Level-Support {bernimmt - ich
glaube, in H6he von 5 Millionen Euro - und dass
die Kommunen Zuschisse zum Second-Level-
Support in Hohe von 11 Millionen Euro bekommen.

Zweitens gibt es im Rahmen des 2. Nachtrags-
haushalthaushalts den Vorschlag der Landesregie-
rung, hierfiir weitere Mittel vorzusehen.

Daruber hinaus hat der Koalitionsausschuss auf
Bundesebene - ich meine, am 3. Juni- den Be-
schluss gefasst, dass es eine weitere Zusatzver-
einbarung zwischen Bund und Landern geben
wird. Danach wird der Bund zur Unterstiitzung der
administrativen Aufgaben weitere Mittel bereitstel-
len.

Mithin kdénnen wir durch die Schritte, die wir auf
Landesebene gegangen sind, und die, die auf
Bundesebene angekindigt sind, die Kommunen in
deutlich héherem MaRe bei der Ubernahme admi-
nistrativer Aufgaben unterstitzen.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank lhnen. - Die erste Zusatzfrage der
Fraktion Bindnis 90/Die Grinen stellt der Abge-
ordnete Stefan Wenzel.

Stefan Wenzel (GRUNE):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Sehr geehrter Herr
Minister! Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass
Ihr Haus im Ausschuss mitgeteilt hat, dass zum
Stand 22. Juni erst 998 000 Euro im Rahmen des
DigitalPakts Schule abgeflossen sind, frage ich
Sie, ob Sie noch einmal prazisieren konnen, in
welcher Hohe schon Mittel fir die Anschaffung
digitaler Endgerate bei den Schulen angekommen
bzw. erstattet worden sind und wie viel bisher le-
diglich beantragt worden ist. Ich hére zum Teil,
dass die Schultrager europaweite Ausschreibun-
gen machen mussen, was naturlich etliche Monate
dauern wirde.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:
Herr Minister, bitte schon!

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine Damen und Herren! Zum
letzten Punkt: Es wird in der Tat auch europaweite
Vergabeverfahren geben, und es liegt auch nicht in
den Héanden des Kultusministeriums, andere Rege-
lungen zu treffen. Aufgrund der Volumina haben
die Kommunen nach dem Vergaberecht so zu
verfahren.

Die exakte Summe der abgeflossenen Mittel liegt
mir aktuell nicht vor; die reichen wir nach. Ich kann
Ihnen aber sagen, dass die Summe der bewilligten
Mittel 30,6 Millionen Euro betragt. Beantragt sind
nach meiner Kenntnis insgesamt 37,3 Millionen
Euro.

(Stefan Wenzel [GRUNE]: Ich habe
nach den abgeflossenen Mitteln ge-
fragt!)

- Das sagte ich ja gerade: Die Summe der abge-
flossenen Mittel reichen wir nach, sodass man das
dann nebeneinander legen kann. Ich kann Ihnen
anhand der mir jetzt vorliegenden Daten nur sa-
gen, welche Summen beantragt und bewilligt sind,
aber nicht, wie viel abgeflossen ist.

Und auf das Vergaberecht habe ich nun wirklich
keinen Einfluss.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke Ihnen. - Wir kommen zur zweiten Zusatz-
frage der FDP-Fraktion. Herr Abgeordneter Bjorn
Forsterling!

Bjérn Forsterling (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich frage die Landesregierung: Wie viele
Schilerinnen und Schiler in Niedersachsen haben
bereits ein aus Bundes- oder Landesmitteln finan-
ziertes digitales Endgerat bekommen?

(Beifall bei der FDP und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Minister antwortet.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Diese
Zahl liegt nicht vor, und sie wird auch nicht erho-
ben. Von daher kdnnen wir keine Auskunft dartiber
geben, aus welchen Mitteln welche Gerate ange-
schafft wurden. Wir kdnnen lhnen nur sagen, wel-
che Mittel den Schulen fur die Beschaffung von
Endgeraten zur Verfigung gestellt worden sind.
Diese Zahl habe ich Ihnen vorhin schon genannt:
5 Millionen Euro sind fur die Schulen bereits aus-
gekehrt worden. Die Gerate kdénnen zum Teil
schon beschafft worden sein, und sie kénnen zum
Teil noch beschafft werden. Aber eine konkrete
Zahl kann ich Ihnen dazu nicht vorlegen.
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Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke Ihnen. - Der Abgeordnete Bjérn Forsterling
stellt auch die dritte Zusatzfrage der FDP-Fraktion.
Bitte schon!

Bjorn Forsterling (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Dann frage ich die Landesregierung: Fur
wie viele Geréte, die dann Schilerinnen und Schi-
lern zur Verflgung gestellt werden, sind in den
bisher erfolgten Bewilligungen Gelder enthalten?

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke schon. - Herr Minister Tonne antwortet.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Wie
gesagt: Die Summe, die fur die Beschaffung von
digitalen Endgeraten zur Verfigung gestellt wor-
den ist, betragt 5 Millionen Euro. Welche Gerate
die Schulen davon genau beschaffen, liegt in der
Freiheit der Schulen. Sie beschaffen ja nicht immer
dasselbe Gerat, sondern es koénnen durchaus
auch unterschiedliche Geréate beschafft werden.
Daraus ergibt sich, dass die Geréte, die beschafft
werden, unterschiedlich teuer sind. Und daraus
ergibt sich, dass aus der Summe nicht auf die An-
zahl der Gerédte geschlossen werden kann. Das
sind immer nur Circa-Angaben. Insofern ist die
Frage nur insofern beantwortbar: fir 300 Schulen
5 Millionen Euro aus dem DigitalPakt fur die An-
schaffung digitaler Endgerate.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank lhnen. - Die vierte Zusatzfrage der
FDP-Fraktion stellt ebenfalls der Abgeordnete
Bjorn Forsterling.

Bjorn Forsterling (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vor dem Hintergrund, dass das Land
Nordrhein-Westfalen angekindigt hat, die Lehrer
mit Laptops auszustatten, frage ich die Landesre-
gierung, ob uber diese MaRRnhahme auch fiir Nie-
dersachsen nachgedacht worden ist, was sie kos-
ten wirde und warum sich gegebenenfalls das
Kultusministerium beim Entwurf des Nachtrags-
haushalts in dem Bereich nicht durchgesetzt hat.

(Beifall bei der FDP und bei den
GRUNEN)
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Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke lhnen. - Herr Minister Tonne antwortet.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunéachst noch zur vorherigen Frage: Es gibt natir-
lich eine Berichtspflicht. Die Zahl, die Sie gerne
wissen mdochten, ist im Nachgang zum DigitalPakt
also darstellbar.

Zu lhrer weiteren Frage: Die Beschaffung digitaler
Endgerate fiur Lehrkrafte wirde im Haushalt mit
ungefahr 40 Millionen Euro zu Buche schlagen. Ich
hatte bei der Beantwortung der Frage ausgefihrt,
dass wir derzeit mit dem Bund in Gesprachen dar-
Uber sind, ob es entsprechende Lésungen Uber die
weiteren avisierten Zusatzvereinbarungen gibt,
sodass wir auch auf diesem Themenfeld Fortschrit-
te erzielen konnten. Das ist aber noch in der De-
batte; da gibt es noch kein Ergebnis.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank.

Uns liegen keine weiteren Zusatzfragen vor. Damit
ist die Behandlung der Dringlichen Anfragen been-
det.

Wir haben eine Punktlandung hingelegt. Vorgese-
hen war die Mittagspause ab 13.15 Uhr. Ich wiin-
sche lhnen eine gute Mittagspause. Wir sehen uns
um 14.30 Uhr sehr plnktlich wieder. Dann werden
wir mit der Beratung der Eingaben beginnen.

(Unterbrechung der Sitzung von
13.15 Uhr bis 14.31 Uhr)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich er-
offne die Sitzung in der zweiten Halbzeit, wie ich
es formulieren will.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 22:

23. Ubersicht iiber Beschlussempfehlungen der
standigen  Ausschiisse zu Eingaben -
Drs. 18/6830 - strittige und unstrittige Eingaben -
Anderungsantrag der Fraktion der FDP -
Drs. 18/6886 - Anderungsantrag der Fraktion der
AfD - Drs. 18/6891 - Anderungsantrag der Fraktion
der Blindnis 90/Die Griinen - Drs. 18/6892


http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06830.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06886.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06891.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06892.pdf
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Wir kommen zunéchst zu den unstrittigen Einga-
ben aus der Drucksache 18/6830, zu denen keine
Anderungsantrage vorliegen. Demzufolge kénnen
wir gleich abstimmen.

Wer zu diesen Eingaben der Ausschussempfeh-
lung zustimmen mochte, den bitte ich jetzt um ein
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Das ist einstimmig. Den Empfehlungen wurde ent-
sprechend gefolgt.

Wir kommen nun zur Behandlung der strittigen
Eingaben.

Ich rufe diejenigen Eingaben aus der 23. Einga-
benubersicht aus der Drucksache 18/6830 auf, zu
denen die eben schon vorgetragenen Anderungs-
antrage vorliegen.

Ich méchte zunéchst der Kollegin Viehoff das Wort
fur die Fraktion Bindnis 90/Die Grinen zum The-
ma Theaterfinanzierung geben, wenn wir das rich-
tig herausgesucht haben. Bitte schén, Frau Kolle-
gin!

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Das
haben Sie richtig herausgesucht!)

- Sehen Sie!

Eva Viehoff (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich
spreche hier zur Petition, die im Jahr 2018 von
19 000 Menschen unterzeichnet und von der Initia-
tive ,Rette dein Theater* eingebracht worden ist.
Die Forderung war die Erhéhung der Finanzierung
der niedersachsischen kommunalen Theater.

Diese Petition ist erneut - wie sie schon am Jahr
2018 hoéren kdnnen - nicht fristgerecht verabschie-
det worden und soll heute mit einer Erledigung
verabschiedet werden. Fir uns ist aber nicht alles
erledigt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Denn obwohl es 2019 Uber die politische Liste und
2020 verstetigt 3 Millionen Euro mehr fiir die kom-
munalen Theater gegeben hat und - wieder nur
Uber die politische Liste - die Tariferhéhungen
anteilig Ubernommen worden sind, reicht diese
Forderung so nicht aus, um unsere niedersachsi-
sche Theater- und Orchesterlandschaft dauerhaft
und vollumfanglich zu unterstitzen.

Dazu braucht es die anteilige und vollumféangliche
Ubernahme der Tarifsteigerungen und eben die
von den kommunalen Theatern geforderte Summe
von 9 Millionen Euro, damit die kiinstlerische Arbeit

an den kommunalen Theatern in unserem Fla-
chenland weitergefuhrt werden kann und Geld, das
fur kinstlerische Projekte genutzt werden soll,
nicht andauernd in Verwaltung und Tarifsteigerun-
gen geht.

(Beifall bei den GRUNEN)

Auch im Corona-Nachtragshaushalt gehen die
kommunalen Theater leer aus, obwohl auch sie
Einnahmeausfalle haben und man hier hatte er-
warten kénnen, dass sich das Land anteilig an
diesen Einnahmeausfallen beteiligt, weil sie diese
Ausfédlle an die schwer durch die Corona-Krise
gebeutelten Kommunen weiterreichen, die jetzt die
Verantwortung haben, genau diese Einnahmeaus-
falle vollumfanglich zu tbernehmen. Wie das funk-
tionieren soll, bleibt offen.

Andere Bundeslander tun da deutlich mehr. Auch
bei der Forderung von Kultur ist Niedersachsen
einfach nur ein Schlusslicht. Dies muss endlich
beendet werden.

Wir begrifRen, dass SPD und CDU fir das Votum
.Material* bezlglich der Tarifsteigerungen ge-
stimmt haben, weil wir jetzt ja Zielvereinbarungen
haben, die tatsachlich nur auf Druck der kulturpoli-
tischen Sprecherinnen und Sprecher von CDU und
SPD - daflir noch einmal ein Dank an alle, die da-
fur gekéampft haben - unterzeichnet worden sind.
Trotzdem bleibt weiterhin offen, ob die Tarifsteige-
rungen anteilig ibernommen werden. Fir uns ist
das der Grund, an der Beschlussempfehlung ,Be-
ricksichtigung” festzuhalten.

Danke.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Vielen Dank, Frau Kollegin Viehoff. - Zu dieser und
einer weiteren Eingabe hat sich fur die SPD-
Fraktion der Kollege Zinke gemeldet. Bitte schén,
Herr Kollege!

(Unruhe bei der SPD)

Sebastian Zinke (SPD):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! In der SPD-Fraktion gibt es Streit, wer hier
reden darf. Es gibt viele Kollegen, die von diesem
Thema betroffen sind.

Das ist ein Thema, dass sich durch die Zeit zieht.
Man denkt eigentlich, dass man nach einer gewis-
sen Zeit ein Thema abgearbeitet hat, aber es
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kommt immer wieder. So ist es auch bei den kom-
munalen Theatern.

Ich erinnere mich daran, dass es dem damals griin
gefihrten Haus in der vergangenen Wahlperiode
nicht gelungen ist, dort zu einer auskdmmlichen
Finanzierung zu kommen. Deshalb hat man hierbei
immer wieder Uber die politische Liste nachge-
schoben.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Weil es
Altlasten aus der Wahlperiode zuvor
gab!)

- Ja, immer alles Altlasten! Wir haben jetzt die
Altlasten aus griiner Zeit.

Meine Damen und Herren, die kommunalen Thea-
ter sind Teil einer bunten Kulturlandschaft in unse-
rem Land. Sie sind wichtig fur die kulturelle Vielfalt
und fur den Bildungsauftrag, den unsere Kultur-
landschaft ibernimmt; denn - das sage ich jetzt fur
meine Kollegen aus dem Arbeitskreis - wir sind
froh, dass viele dieses Angebot wahrnehmen und
nicht nur AstroTV schauen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, deshalb haben wir -
Frau Viehoff hat es ja eigentlich gesagt - das diffe-
renzierte Votum abgegeben. Insofern verstehe ich
nicht, warum Sie das hier strittig stellen. Wir haben
bezilglich der Steigerungen, die wir Gber die politi-
sche Liste eingebracht haben, gesagt, dass sich
diese Petitionen erledigt haben; das ist auch so.
Ferner haben wir bezlglich der Tarifsteigerungen
gesagt, dass die Eingaben als Material an die
Landesregierung gegeben werden sollen. Wir ge-
hen davon aus, dass es in den weiteren Beratun-
gen Berucksichtigung findet.

Beziglich der Corona-Hilfen haben Sie gesehen,
dass die Staatstheater bertcksichtigt werden. Sie
haben im Entwurf der Landesregierung aber auch
gesehen, dass Kofinanzierungen in Hohe von
10 Millionen Euro fir den Bereich Kultur enthalten
sind; denn wir alle hoffen, dass die Corona-
Milliarde irgendwann hier ankommt und dass man
jetzt in den Gespréchen zwischen Bund und Lan-
dern zur genauen Ausgestaltung der Fdrderung,
die der Minister fuhrt, auch einen Betrag fur die
kommunalen Theater vorsieht.
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Deshalb, meine Damen und Herren, bleiben wir bei
unserem sehr klugen und sehr ausdifferenzierten
Votum.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Zinke. - N&chster
Redner ist der Kollege Dr. Marco Genthe fir die
Fraktion der FDP zum Thema StralRenausbaubei-
trage.

(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Das
Thema auch noch heute?)

- Das Thema haben wir heute auch noch, Frau
Kollegin, jawonhl.

Bitte schon!

Dr. Marco Genthe (FDP):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich
spreche zu der Petition 01394/11/18. Der Petent
mdochte die Abschaffung der StralBenausbaubei-
tragssatzungen erreichen. Wir als FDP-Fraktion
pladieren insofern auf ,Berlicksichtigung".

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, die Grol3e Koalition hat
vermutlich gedacht, dass sie mit ihrem Refoérm-
chen vom Oktober 2019 diese Angelegenheit mog-
lichst noch vor den Kommunalwahlen vom Tisch
bekommt. Das ist ganz sicher ein Trugschluss.

Die  StralRenausbaubeitragssatzungen bleiben

unsozial, und sie bleiben ungerecht.

Sie sind unsozial, weil keinerlei Riicksicht auf die
individuelle Leistungsfahigkeit eines jeden Be-
troffenen - ganz anders als beispielsweise bei den
Steuern - genommen wird und - dariiber haben wir
in diesem Plenum schon sehr oft gesprochen - weil
jetzt wahrend der Corona-Zeit, in der viele Men-
schen von Kurzarbeit und Ahnlichem betroffen sind
und Einnahmeverluste zu verzeichnen haben,
auch viele Hausbesitzer nicht in der Lage sind, mal
eben 10 000, 20 000, 30 000 Euro - ich habe sogar
Falle von 100 00 Euro gesehen - zu zahlen, ohne
die Immobilie an sich zu geféhrden.

(Zuruf von der SPD: 100 000 Euro?)

Die StralRenausbaubeitrage bleiben weiterhin un-
gerecht, weil namlich nur Anlieger kommunaler
Stral3en von diesen Beitragen tatsachlich betroffen
sind, Anlieger von Landes- und Bundesstralen
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aber nicht. Warum das so ist, konnte mir bisher
niemand erklaren.

Hinzu kommt, dass der jeweils Betroffene noch
nicht einmal einen Einfluss darauf hat, was vor
seiner Tur tatsachlich gebaut wird. Er hat also
auch wberhaupt keinen Einfluss darauf, wie teuer
es am Ende wird.

Meine Damen und Herren, der jetzige Minister
Althusmann hat am 11. Oktober 2017, also direkt
vor der letzten Landtagswahl, im NDR-Radio ver-
sprochen, die StraBenausbaubeitragssatzungen
abzuschaffen. Die Burgerinitiativen in Niedersach-
sen und auch der Petent warten darauf immer
noch.

Sie nehmen jetzt 8 Milliarden Euro fir diesen
Nachtragshaushalt in die Hand. 8 Milliarden Euro!
Und da haben Sie keine 50 Millionen Euro, um die
Birger an dieser Stelle zu entlasten und um vor
allen Dingen auch bei den Kommunen fir eine
Entlastung zu sorgen, damit sie ihre Wirtschaft vor
Ort ankurbeln kdnnen und verninftig bauen koén-
nen?

Meine Damen und Herren, viele Bundeslander
haben die StralRenausbaubeitragssatzungen be-
reits abgeschafft. Ich prophezeie lhnen: Sie wer-
den das nicht durchhalten. Sie werden sie am En-
de ebenfalls abschaffen miissen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Herzlichen Dank, Herr Dr. Genthe. - Zum selben
Thema hat sich fur die CDU-Fraktion der Kollege
Lasse Weritz gemeldet. Bitte schén!

Lasse Weritz (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Herr
Dr. Genthe, was Sie gerade gemacht haben, war
nicht in Ordnung. Sie haben den Eindruck vermit-
telt, dass die Menschen Uberhaupt kein Mitspra-
cherecht hétten, welche StraBe oder wie die Stra-
Re ausgebaut wird. Das haben sie sehr wohl, nam-
lich Uber ihre kommunalen Parlamente, wo die
Ratsherren und Ratsdamen sitzen, um genau auch
Uber diese Fragen zu entscheiden; denn dafir
werden sie gewahlt.

Sie haben im Ubrigen auch die Mdglichkeit, die
StraRenausbaubeitrage vor Ort abzuschaffen. Ich
weil3 nicht, wie Sie das in Ihrer Kommune gehand-
habt haben. Bei uns wurde dariiber debattiert. Wir

haben uns aufgrund der Einnahmesituation fir
einen anderen Weg entschieden. Das Gesetz, das
Sie zu Recht angesprochen haben und das die
Grol3e Koalition verabschiedet hat, gibt den Kom-
munen genau dafir mehrere Handlungsmaglich-
keiten an die Hand, damit die Menschen vor Ort
gut entscheiden kdénnen, was fir ihre Kommune im
Einzelfall das Richtige ist. Deswegen war dieser
Weg klug, und deswegen werden wir den Weg
weiter beschreiten.

Dass Sie jetzt den Corona-Nachtragshaushalt in
einer Notsituation des Landes, in der lhre Fraktion
parallel dartber streitet, wie viel Geld wir zu viel
ausgeben wollen, auch noch eine Mehrausgabe
fordern, passt nun beim besten Willen nicht zu-
sammen. Das ist absolut unseriés.

Deswegen bleiben wir bei ,Sach- und Rechtslage”.
(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Vielen Dank, Herr Kollege Weritz. - Fur die AfD-
Fraktion hat sich der Kollege Stefan Wirtz zu Wort
gemeldet. Bitte schén, Herr Kollege!

Stefan Wirtz (AfD):

Vielen Dank, Herr Prasident. - Ich spreche zu einer
anderen Petition, die wir hier strittig gestellt haben.
Ich will namlich Uber die Petition 01535/11/18 re-
den, die den Green New Deal auf EU-Ebene be-
trifft. Wir schlagen vor, diese Petition zukinftig als
~Material“ zu verwenden.

Der Petent moniert, dass hier immer als zukunfts-
weisend oder als zukunftsfahig bezeichnete Tech-
nologien meistens maximal als Pilotanlagen oder
Projekte oder Experimente bestehen, aber langst
noch nicht serien- oder massenreif sind.

Auch haben die im Green New Deal und in ande-
ren Vereinbarungen, z. B. im Pariser Abkommen,
eingegangenen Verpflichtungen nach seiner An-
sicht unverbindlich zu sein. Sie wissen, dass die
USA aus dem Pariser Abkommen ausgestiegen
sind, und zwar folgenlos fir die USA. Das ist si-
cherlich maglich.

Der Petent aufRert sich ebenfalls - und diese Kritik
teilen wir - zu unverantwortlichen Aussagen, z. B.
Uber die Durre. Wir erleben heute wieder einen
Tag der nassen Dirre. Auch Herr Meyer hat vor
einigen Wochen im Ausschuss nach einem Gewit-
terwochenende von der Dirre gesprochen. Da
haben viele gelacht, die an dieser Ausschusssit-
zung teilgenommen haben - parteilibergreifend.
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(Julia Willie Hamburg [GRUNE]: Auch
wenn es einmal gewittert, ist es in
Summe immer noch zu trocken!)

Wir kénnen also von dieser Petition einiges lernen.
Es wére schon, wenn die dort aufgefihrten zwolf
Fragen als Leitfaden zukiinftig bei Entscheidungen
dieser Landesregierung bzw. dieses Parlaments
mitbertcksichtigt werden kénnten.

Zum einen geht es um die sprachliche Unscharfe,
die hier auch gerne gepflegt wird, zwischen Euro-
pa und EU. Der Green New Deal ist als die CO2-
neutrale Gestaltung des ganzen Kontinents Euro-
pa angesetzt. Nun gehort ein grof3er Teil der Euro-
paer nicht zur EU. Dann ist natirlich die Frage
gerechtfertigt: Wie wollen Sie sie aus der EU her-
aus eigentlich zwingen, EU-Vereinbarungen ein-
zuhalten, die fir ganz Europa den Anspruch ha-
ben, aber bei Weitem nicht bindend sind?

Viel wichtiger ist allerdings - das hatte ich schon
angerissen -, welche Technologie eigentlich funkti-
oniert, was man in groRem Maflstab einsetzen
kann und was so skalierbar ist, dass Energien, die
wir brauchen, tatsachlich verwendbar sind. Wir
haben immer wieder das Beispiel der erneuerba-
ren Energien. Wie schaffen Sie es, damit kom-
plette Sektoren oder mehr als die Stromerzeugung
Uberhaupt abzudecken? Wie unendlich viel Strom
meinen Sie, erzeugen zu kdnnen?

Das Thema Wasserstoff haben wir gestern schon
recht ausfuhrlich behandelt. Es hat etwas Philoso-
phisches, dass Sie alle auf den flichtigsten Stoff,
den unsere Welt kennt, lhre Zukunft aufbauen
wollen und dass Sie bei unserer Energieversor-
gung darauf setzen wollen. Wasserstoff diffundiert
durch alle Metalle, ist sehr schwer aufzubewahren
bzw. zu lagern und gehdrt zu maximal 2 % in unser
Gasnetz. Wir hatten das schon.

Der Petent moniert auch Folgendes: Wir wech-
seln - und das ist ein Paradigmenwechsel - vom
Bedarfsstrommarkt, in dem wir das an Strom be-
ziehen, was wir auch brauchen, zum Angebots-
strommarkt, in dem wir nur das an Strom bekom-
men, was gerade erzeugt wird.

Wenn Sie lhre Energiewende so fortsetzen, kommt
es zu Lastabwiirfen. Das klingt ganz harmlos. Aber
dann wird abgeschaltet - und Uber Smart Grids
zukiinftig auch in Privathaushalten.

Ist das die Zukunftstechnik? Sie haben gestern
moniert, mit der AfD wére man vielleicht nicht aus
der Hohle herausgekommen. Aber mit Ihren Zu-
kunftsvisionen kommt man ganz sicher in die H6h-
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len zuriick. Das sollten Sie durch zukinftige Ent-
scheidungen verhindern. Dabei ist lhnen diese
Petition eine grof3e Hilfe.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:
Vielen Dank, Herr Kollege Wirtz.

Bevor ich dem néchsten Redner das Wort erteile,
mdchte ich auf Folgendes hinweisen: Wir haben
zehn strittig gestellte Eingaben und demzufolge
zehn Themen, Uber die wir hier debattieren. Wenn
Sie Ihre Wortmeldezettel rechtzeitig einreichen und
darauf vermerken, worum es geht, kann man es
inhaltlich ein bisschen zuordnen.

Wir machen jetzt mit dem Kollegen Limburg von
Biindnis 90/Die Grinen zur Wegstreckenentscha-
digung fir private Fahrrader weiter. Bitte schon,
Herr Kollege!

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Président! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! In der Tat geht es in der Eingabe um
die Anhebung der Wegstreckenentschadigung
nach der Niedersachsischen Reisekostenverord-
nung.

Nach der gegenwartigen Rechtslage bekommen
Sie, vereinfacht gesagt, fir einen auf einer Dienst-
fahrt gefahrenen Kilometer, den Sie mit dem Fahr-
rad zuricklegen, 5 Cent Wegstreckenentschadi-
gung und fir einen mit dem Pkw zuriickgelegten
Kilometer in den meisten Fallen 20 Cent; wenn ein
besonderes dienstliches Interesse an der Nutzung
des Privat-Pkw besteht und die grol3e Wegstre-
ckenentschadigung greift, sind es sogar 30 Cent.

Das klingt auf den ersten Blick ungerecht, liebe
Kolleginnen und Kollegen, und das ist es auch.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Richtig!)

Denn die 5 Cent, die die Radfahrerinnen und Rad-
fahrer in diesem Land dafir bekommen, decken
mitnichten die Kosten fur Verschleil3, Unterhalt,
Reparatur, zusétzliche Fahrradkleidung etc. pp. ab.
Das ist tatsachlich nur ein Tropfen auf den hei3en
Stein und daher - Entschuldigung - ein Witz. Mit
einer solchen Wegstreckenentschadigung fordert
man die Nutzung des Radverkehrs jedenfalls nicht,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den GRUNEN)
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Der Kollege Detlev Schulz-Hendel hat mit einigen
weiteren meiner Fraktionskolleginnen und -kolle-
gen einmal abgefragt: Von welchen Summen re-
den wir hier eigentlich? Wie viel Geld gibt das Land
Niedersachsen denn fir Dienstfahrten mit dem
Fahrrad auf der einen Seite und mit dem Pkw auf
der anderen Seite aus?

Im Jahr 2018 betrugen die Gesamtausgaben der
Reisekostenvergitung fir Fahrten mit dem Fahr-
rad 1,6 Millionen Euro. Im Jahr 2019 ist die Vergu-
tung der Kosten fiirs Fahrrad immerhin schon auf
2,1 Millionen Euro angestiegen. Im Vergleich dazu
beliefen sich die Vergutungen, die fur Fahrten mit
dem Pkw gezahlt worden sind, 2018 auf 8,7 Millio-
nen Euro und 2019 auf 8,44 Millionen Euro.

Auch an diesen Zahlen sieht man ganz deutlich,
dass das Land uberhaupt keine Anreize daflr
setzt, dass die Landesbediensteten und die kom-
munalen Bediensteten da, wo es vor Ort geht,
tatsachlich ihr Fahrrad nutzen. Vielmehr wird durch
diese Reisekostenentschadigung der monetare
Anreiz gesetzt, selbst auf kurzen Strecken, selbst
auf innerstadtischen Strecken doch, bitte schon,
das Auto zu verwenden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie kénnen nicht
immer nur von der Férderung des Fahrradverkehrs
reden. Sie kénnen nicht immer nur von der erneu-
erten Mobilitdt sprechen. Vielmehr mussen Sie
auch handeln. Hier ist ein ganz kleiner Teilbereich,
in dem es in Ihrem eigenen Bereich mdglich ist, zu
handeln! Sie kdnnen die niederséachsische Reise-
kostenentschadigungsregelung anpassen.

Wir pladieren dafir, dass diese Eingabe der Lan-
desregierung zumindest als ,Material* Giberwiesen
wird - das war ja schon unser Kompromissange-
bot -, damit sie mit einbezogen wird. Tun Sie doch
die Schritte, die Sie hier unmittelbar tun kénnen,
und férdern Sie den Radverkehr in Niedersachsen!

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Danke schon, Herr Kollege Limburg. - Zum selben
Thema mdchte fir die SPD-Fraktion der Kollege
Volker Senftleben sprechen. Bitte schon, Herr
Kollege!

Volker Senftleben (SPD):

Sehr geehrter Herr Prasident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Diese Petition zielt auf die Erhéhung
der Wegstreckenentschadigung ab. Im Kern ist sie

auch nachvollziehbar. Die Bemessung - das ist von
dem Kollegen Limburg bereits richtigerweise erlau-
tert worden - der Wegstreckenentschadigung er-
folgt natirlich unter Berlcksichtigung der ange-
messenen und notwendigen Kosten. Naturgemaf
unterscheiden sich diese Kosten bei den unter-
schiedlichen Verkehrsmitteln. Sicherlich mag man
da zu anderen Schliissen kommen, wenn man das
sehr subjektiv betrachten méchte. Aber grundsatz-
lich gilt das Fortbewegungsmittel Fahrrad gegen-
Uber einem Mittelklasse-Personenkraftwagen von
den Kosten her sicherlich als niedriger zu bewer-
ten.

Das Land Niedersachsen hat, wie Sie richtiger-
weise gesagt haben, die Entschadigung fur das
Fahrrad auf 5 Cent pro Kilometer festgesetzt. Im
Vergleich zu anderen Bundeslandern - wir haben
das ja bei den vorigen Einlassungen lhrer Fraktion
zu einer anderen Petition gehort - liegen wir an der
Stelle durchaus im oberen Drittel. Insofern besteht
aktuell kein Grund zu der Annahme, dass die zu-
grunde gelegten Kosten nicht sachgerecht oder zu
gering bemessen sein kénnten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, daher darf ich
darum bitten, dass Sie unserer nur folgerichtigen
Beschlussempfehlung ,Sach- und Rechtslage”
folgen, weil ich durchaus auch das Vertrauen in die
Arbeit dieser Landesregierung unterstellen darf,
dass bei gravierenden Anderungen in der Sachla-
ge eine entsprechende Uberarbeitung der Rechts-
normen erfolgen wird.

Insofern bedanke ich mich fir Ihre Aufmerksamkeit
und dafiir, dass Sie sich dem anschliel3en. Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der CDU)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Vielen Dank, Herr Kollege Senftleben. - Ebenfalls
fur die SPD-Fraktion hat sich nun der Kollege
Rudiger Kauroff zu Wort gemeldet, und zwar zur
Eingabe 01536/11/18 betreffend ,Windenergie®“.
Bitte schon, Herr Kollege!

Rudiger Kauroff (SPD):

Ich will nicht zur Windenergie sprechen, sondern in
Erwiderung auf Herrn Wirtz zu der Eingabe 01535
sprechen.

Herr Wirtz, ich weil3 nicht, ob Sie die Unterlagen,
die zu dieser Petition gehdren, richtig gelesen ha-
ben. Die Landesregierung begrif3t ausdricklich
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die Zielsetzung und die Ausrichtung des New
Green Deals und arbeitet meines Wissens schon
seit etwas langerer Zeit an der Umsetzung. Fir die
Dauer der Legislaturperiode ist bereits eine Len-
kungsgruppe des Landes Niedersachsen einge-
setzt worden. Unter der Leitung des Staatssekre-
tars des MU sind die Staatssekretarinnen und
Staatssekretdre der Staatskanzlei und aller ande-
ren Ministerien vertreten, um an dieser Umsetzung
zu arbeiten.

Deshalb ist diese Petition eigentlich zu spat ge-
kommen und hat der Petitionsausschuss in seiner
letzten Sitzung mit grof3er Mehrheit die Beschluss-
empfehlung ,Sach- und Rechtslage” beschlossen,
um den Petenten mitzuteilen, dass das umgesetzt
werden soll.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Vielen Dank, Herr Kollege Kauroff. Ich bitte um
Nachsicht, dass wir das falsch dargestellt haben.
Aber Sie haben nicht ,,1535" geschrieben, sondern
»,1536"; das ware zur Windenergie gewesen. Die
Schriftfihrerin ist somit nicht schuld. Ich wollte das
nur klarstellen, Herr Kollege.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine
weitere Wortmeldung liegt vom Kollegen Helge
Limburg vor. Wozu, weif3 ich nicht; das hat er nicht
aufgeschrieben.

Bitte schon, Herr Kollege!

(Wiard Siebels [SPD]: Missen wir dir
denn das alles noch beibringen? -
Jorg Bode [FDP]: Eigentlich geht es
jetzt um das Pferdeland!)

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank, Herr Prasident. - Es geht nicht um
das Pferdeland, sondern um den Wortbeitrag des
Kollegen Senftleben zum Thema Wegstreckenent-
schadigung.

Die Wegstreckenentschadigungsregelung fir Fahr-
rader ist schon deshalb ungerecht, weil sie nicht
differenziert, ob Sie ein klassisches oder ein
E-Bike nutzen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir alle sind uns doch einig, dass Elektromobilitat
auch im Bereich des Fahrradverkehrs einen hohe-
ren Stellenwert einnehmen muss. Nur, das muss
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dann doch auch Konsequenzen dafiir haben, wie
viel dem Nutzer im Ergebnis erstattet wird. Sie alle
wissen, dass sowohl die Anschaffungskosten als
auch die Unterhaltungskosten bei einem E-Bike
deutlich Uber dem eines klassischen Fahrrads
liegen.

(Zuruf von Wiard Siebels [SPD])

- Herr Kollege Siebels, das muss fir die Bedienste-
ten in diesem Land, die Menschen, die fir dieses
Land und die Kommunen in Niedersachsen arbei-
ten, doch auch angemessen entschadigt werden.

Es geht nicht darum, die Nutzungserstattung fur
Fahrrader pauschal auf den gleichen Betrag wie
fur den eines Pkw anzuheben, sondern es geht
darum, dass es einen angemessen Betrag geben
muss. Den kann es, Herr Siebels, nicht nur bei
Pkw geben. Diese Pkw-Fixiertheit missen wir los-
werden, Herr Siebels - Sie und lhre Fraktion auch.
Diese Angemessenheit muss doch auch bei Fahr-
radern und bei E-Bikes gelten.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN - Zurufe von
Wiard Siebels [SPD] und Ulrich Wa-
termann [SPD])

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Vielen Dank, Herr Kollege Limburg. - Diese Zwi-
schenrufe von der linken Seite bestatigen mich in
meiner Auffassung, die ich auch gegenuber der
Frau Prasidentin vertreten habe. Ich war dafir,
auch die vorderen Kabinen mit ganzflachigen
Scheiben zu versehen.

(Heiterkeit - Jorg Bode [FDP]: Viel-
leicht noch ein Dach, Herr Prasident!)

- Am besten noch mit Dach, genau!

(Johanne Modder [SPD]: Nicht immer
so pauschal!)

- Nicht immer pauschal! Diese Zwischenrufe gin-
gen eben von lhnen aus. Aber Frau Staudte war
vorhin auch schon gut dabei. Nach rechts habe ich
nicht so sehr geguckt. Da wird es auch nicht bes-
ser sein.

(Heiterkeit)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, weitere
Wortmeldungen liegen uns hier oben nicht vor.

Dann kommen wir zur Abstimmung Uber die stritti-
gen Eingaben, zu denen Anderungsantrage vorlie-
gen.
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Ich rufe die Eingaben einzeln auf. Wir stimmen
zunéchst tber die Anderungsantrage und, falls
diese abgelehnt werden, Uber die Ausschussemp-
fehlungen ab. Ich bitte daftir um Ihre Aufmerksam-
keit. Wir missen jetzt Gber zehn Eingaben befin-
den.

Ich rufe die laufende Nr. 2 der Eingabeniibersicht
auf: Eingabe 01500/11/18. Sie betrifft Regelungen
fur Wohnnutzung im Umfeld von landwirtschaftli-
chen Betrieben.

Wir stimmen jetzt (iber den Anderungsantrag von
Bundnis 90/Die Grunen ab, ,Material* zu beschei-
den. Wer dem Anderungsantrag der Fraktion
Biindnis 90/Die Grunen folgen mochte, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Der Anderungsantrag ist mit gro-
Rer Mehrheit abgelehnt worden.

Wir kommen zur Abstimmung Uber die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses, die auf ,Erwagung”
lautet. Wer mdchte dem folgen? - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Die groRe Mehrheit ist der Emp-
fehlung des Ausschusses gefolgt.

Ich rufe die laufenden Nrn. 5 bis 7 der Eingaben-
Ubersicht auf: Eingabe 00647/11/18 und Folgesét-
ze 001 und 003. Sie betreffen: Finanzierung von
Theatern in Niedersachsen.

Hierzu liegt ein Anderungsantrag der Fraktion
Biindnis 90/Die Grinen auf ,Bericksichtigung” vor.
Wer dem so folgen méchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Meine Damen und Herren, der Anderungsantrag
ist mit grol3er Mehrheit abgelehnt worden.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung Uber die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses:

,Die Eingabe wird hinsichtlich der im Jahre
2020 ff. zusatzlich bereitgestellten Haus-
haltsmittel fur die kommunalen Theater als
erledigt erklart. Die Eingabe wird beziglich
der gewiinschten Dynamisierung der Férde-
rung mit Hinblick auf zukinftige Tarifsteige-
rungen der Landesregierung als Material
uberwiesen. Im Ubrigen sind die Einsender
Uber die Sach- und Rechtslage zu unterrich-
ten.”

Wer mdchte dem so folgen? - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Der Ausschussempfehlung wurde mit
groRer Mehrheit gefolgt.

Ich rufe die laufende Nr. 8 der Eingabeniibersicht
auf: Eingabe 00660/11/18. Sie betrifft: Forderung

einer langfristigen Erhéhung der Fordermittel des
Landes Niedersachsen fir alle Theater.

Hierzu liegt der Anderungsantrag der Fraktion
Biindnis 90/Die Grinen vor, der auf ,Bericksichti-
gung“ lautet. Wer mdchte dem so folgen? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Anderungsantrag
von Bundnis 90/Die Griinen ist abgelehnt worden.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung Uber die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses. Sie lautet
wie folgt:

,Die Eingabe wird hinsichtlich der im Jahre
2020 ff. zusatzlich bereitgestellten Haus-
haltsmittel fir die kommunalen Theater als
erledigt erklart. Die Eingabe wird bezuglich
der gewiinschten Dynamisierung der Férde-
rung mit Hinblick auf zukiinftige Tarifsteige-
rungen der Landesregierung als Material
tiberwiesen. Im Ubrigen ist die Einsenderin
Uber die Sach- und Rechtslage zu unterrich-
ten.”

Wer dem so folgen méchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Der Ausschussempfehlung ist mit grof3er Mehrheit
gefolgt worden.

Ich rufe die laufende Nr. 34 der Eingabentbersicht
auf: Eingabe 01357/11/18. Sie betrifft: Justizvoll-
zug; Lockerungen (offener Vollzug, Ausfiihrungen).

Hierzu liegt der Anderungsantrag von Biind-
nis 90/Die Grunen vor. Er lautet auf ,Berucksichti-
gung“. Wer mochte dem so folgen? - Gegenprobe!
- Enthaltungen? - Der Anderungsantrag ist mit
groRer Mehrheit abgelehnt worden.

Wir kommen zur Abstimmung Uber die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses, die auf ,Sach- und
Rechtslage” lautet. Wer moéchte dem so folgen? -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses ist mit grol3er Mehr-
heit gefolgt worden.

Wir kommen zur laufenden Nr. 35 der Eingaben-
Ubersicht: Eingabe 01358/11/18. Sie betrifft: Anre-
gung zu offentlichen Grundstiicken und Liegen-
schaften.

Hierzu gibt es den Anderungsantrag von Biind-
nis 90/Die Grunen. Er lautet auf ,Berucksichti-
gung“. Wer mochte dem so folgen? - Gegenprobe!
- Enthaltungen? - Der Anderungsantrag der Grii-
nen ist mit groRer Mehrheit abgelehnt worden.

Wir stimmen jetzt Gber die Beschlussempfehlung
des Ausschusses ab, die auf ,Sach- und Rechtsla-
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ge" lautet. Wer mdchte dem so folgen? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Ausschussempfeh-
lung ist mit groBer Mehrheit gefolgt worden.

Ich rufe die laufende Nr. 46 der Eingabenibersicht
auf: Eingabe 01394/11/18. Sie betrifft: Beschwerde
Uber die Erhebung von StralRenausbaubeitrédgen
durch die Stadt Hannoversch Minden.

Hierzu liegt ein Anderungsantrag der Fraktion der
FDP vor, der auf ,Berlicksichtigung” lautet. Wer
mochte dem so folgen? - Danke schon.

(Christian Grascha [FDP] schaut sich
um - Zuruf: Es werden nicht mehr
Stimmen!)

- Nicht dass wir das noch verwechseln! Es werden
dadurch nicht mehr, Herr Kollege Grascha!

(Heiterkeit)

Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Meine Damen
und Herren, der Anderungsantrag ist mit groRer
Mehrheit abgelehnt worden.

Wir stimmen jetzt tGber die Beschlussempfehlung
des Ausschusses ab. Sie lautet auf ,Sach- und
Rechtslage“. Wer moéchte dem so folgen? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses wurde mit groBer Mehr-
heit gefolgt.

Ich rufe die laufende Nr. 61 der Eingabenibersicht
auf: Eingabe 01501/11/18. Sie betrifft: Forderung
von Mikro- und Kleinwindanlagen.

Ich lasse (iber den Anderungsantrag der Fraktion
Bindnis 90/Die Grinen abstimmen, der auf ,Mate-
rial* lautet. Wer mochte dem so folgen? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Anderungsantrag
wurde mit gro3er Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen jetzt Gber die Ausschussempfehlung
ab. Sie lautet auf ,Sach- und Rechtslage”. Wer
mochte dem so folgen? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses wurde mit grol3er Mehrheit gefolgt.

Wir kommen zur laufenden Nr. 70 der Eingaben-
Ubersicht: Eingabe 01535/11/18. Sie betrifft: Kli-
maschutz ,Green New Deal".

Hierzu liegt ein Anderungsantrag der Fraktion der
AfD vor. Er lautet auf ,Material“. Wer ihm folgen
mochte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Anderungsantrag
wurde mit gro3er Mehrheit abgelehnt.
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Wir kommen jetzt zur Abstimmung Uber die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses, die auf
.Sach- und Rechtslage" lautet. Wer ihr folgen
mdchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen?- Der Ausschussemp-
fehlung wurde mit gro3er Mehrheit gefolgt.

Ich rufe die laufende Nr. 80 der Eingabeniibersicht
auf: Eingabe 01588/11/18. Sie betrifft: Reisekosten
- Anhebung der Wegstreckenentschadigung fir
Fahrten mit einem privaten Fahrrad.

Hierzu liegt ein Anderungsantrag der Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen vor, der auf ,Material” lau-
tet. Wer mdchte ihm folgen? - Gegenprobe? - Ent-
haltungen? - Der Anderungsantrag ist mit groRer
Mehrheit abgelehnt worden.

Wir kommen zur Abstimmung Uber die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses, die auf ,Sach- und
Rechtslage” lautet. Wer mdchte ihr folgen? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Ausschussemp-
fehlung ist mit groRBer Mehrheit gefolgt worden.

Wir kommen zur laufenden Nr. 90 der Eingaben-
Ubersicht: Eingabe 01561/11/18. Sie betrifft Rege-
lungen zu Feuerwerken.

Hierzu liegt ein Anderungsantrag der Fraktion
Bindnis 90/Die Grinen vor, der auf ,Bericksichti-
gung® lautet. Wer dem Anderungsantrag zustim-
men mdchte, den bitte ich um ein Handzeichen. -
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Ande-
rungsantrag wurde abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung Uber die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Sie lautet:

.Der Landtag sieht keine Mdglichkeit, sich
fur das Anliegen der Einsenderin zu ver-
wenden. Die Eingabe wird an den Deut-
schen Bundestag weitergeleitet.”

Wer moéchte dem zustimmen? - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Der Beschlussempfehlung des
Ausschusses wurde mit gro3er Mehrheit gefolgt.

Eine Eingabe haben wir noch. Wir kommen zur
laufenden Nr. 107 der Eingabenubersicht: Eingabe
01536/11/18. Sie betrifft: Energiewende, Nutzung
von Windenergie.

Hierzu liegt ein Anderungsantrag der Fraktion der
AfD vor, der auf ,Material* lautet. Wer mdchte dem
Anderungsantrag folgen? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Der Anderungsantrag ist mit groRer
Mehrheit abgelehnt worden.
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Wir stimmen jetzt Uber die Ausschussempfehlung
ab. Sie lautet wie folgt:

,Der Landtag sieht keinen Anlass, sich fir
das Anliegen des Einsenders zu verwenden.
Im Ubrigen soll die Stellungnahme des
Fachministeriums dem Einsender Ubersandt
werden.”

Wer mochte dieser Empfehlung folgen? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Ausschussempfeh-
lung wurde mit groRer Mehrheit gefolgt.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt abgeschlos-
sen. Vielen Dank fir die Disziplin bei der Abstim-
mung.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 23:

AbschlieRende Beratung:

Den Wirtschaftsfaktor Pferd starken: Das Pfer-
deland Niedersachsen noch attraktiver gestal-
ten - Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion
der CDU - Drs. 18/4838 - Beschlussempfehlung
des Ausschusses fur Wirtschaft, Arbeit, Verkehr
und Digitalisierung - Drs. 18/6537

Der Ausschuss empfiehlt lhnen, den Antrag in
geanderter Fassung anzunehmen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Im Altestenrat waren sich die Fraktionen einig,
dass uber diesen Tagesordnungspunkt ohne Aus-
sprache abgestimmt wird. - Ich hére auch jetzt
keinen Widerspruch. Daher lasse ich gleich ab-
stimmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen und damit den Antrag der Fraktion der
SPD und der Fraktion der CDU in der sich aus der
Beschlussempfehlung ergebenden geadnderten
Fassung annehmen will, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Meine Damen und Herren, der Beschlussempfeh-
lung wurde einstimmig gefolgt.

Die beiden folgenden Tagesordnungspunkte rufe
ich vereinbarungsgemaf zusammen auf:

Tagesordnungspunkt 24:
Abschlielende Beratung:
Fluchtfolgenbekdmpfung - niederséachsische
Partnerregionen in Afrika starken - Antrag der
Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU -

Drs. 18/6215 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses fur Bundes- und Europaangelegenheiten
und Regionale Entwicklung - Drs. 18/6547

Tagesordnungspunkt 25:

AbschlieRende Beratung:

Verbesserung der wirtschaftlichen, 6kologi-
schen und humanitaren Lage der Menschen im
globalen Siiden heil3t, Fluchtursachen bekamp-
fen - Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen -
Drs. 18/5636 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses fur Bundes- und Europaangelegenheiten
und Regionale Entwicklung - Drs. 18/6786

Der Ausschuss empfiehlt Thnen, den Antrag in der
Drucksache 18/6215 unverandert anzunehmen
und den Antrag in der Drucksache 18/5636 abzu-
lehnen.

Eine Berichterstattung ist zu den beiden Antragen
nicht vorgesehen.

Ich erdffne die Beratung zu beiden Tagesord-
nungspunkten zusammen. Die erste Wortmeldung
liegt mir von der CDU-Fraktion vor. Das Wort erhalt
die Kollegin Veronika Koch. Bitte schon, Frau Kol-
legin!

Veronika Koch (CDU):

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Schon seit zehn Jahren
betreibt Niedersachsen mit dem afrikanischen
Staat Tansania eine fruchtbare Entwicklungszu-
sammenarbeit.

Ich darf in diesem Zusammenhang auch berichten,
dass z. B. die Bundeslehranstalt der Burg Warberg
in meinem Wabhlkreis in Helmstedt auch Projekte in
Tansania begriindet hat und hier gemeinsam mit
den beiden groRen christlichen Kirchen zusam-
menarbeitet. Hieraus ergeben sich durchaus gute
Verbindungen. Wenn sich das Verstandnis firein-
ander entwickelt, dann hilft man sich auch gegen-
seitig. Was im Kleinen gilt, gilt natdrlich auch im
Grol3en.

Ich bitte Sie daher um lhre Zustimmung zu einer
EntschlieBung mit dem Ziel, die Zusammenarbeit
in dieser Entwicklungsarbeit auf eine nachste Stufe
zu heben durch gezielte Projekte wie die Ma-
nagementfortbildung fir Nachwuchskréfte im Was-
sersektor, die Unterstiitzung bei der Errichtung von
Wassertanks, in der Gesundheitsversorgung vor
Ort, die Grundung von Schulpartnerschaften, die
Aufklarungsarbeit zum Schutz von Madchen und
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Frauen sowie die Versorgung von Betreuungsein-
richtungen behinderter Kinder. Hierdurch ist es
gelungen, mit Tansania in der wirtschaftlichen,
sozialen und 6kologischen Entwicklung einen gro-
Ren Schritt nach vorne zu kommen.

Das ist auch wichtig und dringend nétig; denn das
politisch stabile Land steht vor einem rasanten
Bevdlkerungsanstieg. Zwischen 2019 und 2029
wird sich die Bevolkerung um mehr als ein gutes
Drittel von heute 55 Millionen auf knapp 77 Millio-
nen Einwohner erhéhen.

Zum eigenen Bevolkerungswachstum kommt ein
anhaltender Strom von Schutzsuchenden vor allem
aus den Nachbarlandern Ruanda, Burundi und der
Demokratischen Republik Kongo hinzu. Mehr als
330 000 Menschen suchten 2018 in Tansania
Schutz und sind auf der Flucht aus einem anderen,
weniger stabilen afrikanischen Land.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dank der
Zusammenarbeit mit langjahrig erfahrenen und vor
Ort gut vernetzten Organisationen braucht es we-
nig Geld, um breit und nachhaltig wirksame Projek-
te anzustoRRen.

Als Landtag haben wir mit dem Haushalt 2020
beschlossen, die Mittel fur die Entwicklungszu-
sammenarbeit um 100 000 Euro zu erhdhen.

Mit dem nun vorliegenden EntschlieBungsantrag
fordern CDU und SPD die Landesregierung in
einem konsequenten zweiten Schritt auf, diese
Mittel zielgerichtet und zweckgebunden fir Projek-
te mit unserer Partnerregion Tansania einzuset-
zen.

Angesichts des beschriebenen Bevdlkerungs-
wachstums ist gerade die Sicherstellung der Er-
nahrung der Bevdlkerung vor Ort von besonderer
Bedeutung. Kleinbauern sollen daher weiterqualifi-
ziert und in die Lage versetzt werden, die vorhan-
denen Ressourcen besser zu nutzen. Potenzielle
Kooperationspartner haben mit anderen Projekten
bewiesen, dass Ertrage deutlich gesteigert werden
kénnen, wenn Flachen planvoller bewirtschaftet
und Fruchtfolgen besser aufeinander abgestimmt
werden.

Nach den Erfahrungen dieser Partner sind Projekte
in der landwirtschaftlichen Entwicklungszusam-
menarbeit eine wichtige Initialzindung fir Bil-
dungsangebote, die sich an den Problemen und
Aufgabenstellungen vor Ort orientieren und Zug
um Zug immer weiteren Teilen der landlichen Be-
volkerung zugutekommen.
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Essenziell ist es in diesem Zusammenhang, vor
allem den Ausbau der Wasser- und Energiever-
sorgung stabil und verlasslich zu stellen und die
Nutzniel3er dieser Technologien in der Wartung
und Pflege dieser Maschinen und Anlagen zu un-
terrichten.

Die Fokussierung, die mit dieser EntschlieRung
beabsichtigt ist, soll unsere Partnerregion stérken,
um auf die lokalen Herausforderungen besser
reagieren zu kénnen.

Die Arbeit vor Ort ist zielfihrend. Eine wichtige
Zielgruppe sollten dabei die jungen Menschen
sein. Dies zeigen auch die Erfahrungen beispiels-
weise aus dem Projekt Agri-Connect in Tansania,
in dem es darum geht, junge Menschen aus der
Agrar- und Erndhrungswirtschaft mit Know-how
und Mikrokrediten zu unterstitzen. Ziel ist es ins-
besondere, dass dadurch kleine unternehmerische
Aktivitaten und damit auch Arbeitsplatze entste-
hen.

Genauso soll Niedersachsen einen grol3eren Bei-
trag leisten, um die Ziele der Vereinten Nationen
bei Nachhaltigkeit und Entwicklung schneller zu
erreichen. In diesem Zusammenhang bringt die
EntschlieBung zum Ausdruck, dass der Landtag
die Wiederaufnahme des Runden Tisches ,Ent-
wicklungspolitische Leitlinien des Landes Nieder-
sachsen” begruf3t und eine regelméRige und zeit-
nahe Unterrichtung Uber den Fortgang dieser Ar-
beit des Runden Tisches ausdrucklich einfordert.

Meine Damen und Herren, wir als CDU md&chten,
dass sich Landtag und Landesregierung Schulter
an Schulter effektiv fir eine gute Entwicklung un-
serer Partnerregion Tansania engagieren. Lassen
Sie uns gemeinsam diese fruchtbare Zusammen-
arbeit nun auf eine neue Ebene heben! Daher bitte
ich Sie, der Empfehlung des Ausschusses zu fol-
gen und unseren Antrag anzunehmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Vielen Dank, Frau Kollegin Koch. - Nachster Red-
ner ist der Kollege Stefan Wirtz fir die AfD-Frak-
tion. Bitte schon, Herr Kollege!

Stefan Wirtz (AfD):

Danke sehr. - Herr Prasident! Sehr geehrte Damen
und Herren! 100 000 Euro fur Tansania - wir sind
ja eigentlich andere Zahlen gewohnt. Man wundert
sich schon ein bisschen, dass dieses Projekt so
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grol3 beworben wird und so lange diskutiert wird.
Na ja, so lange war es vielleicht doch nicht.

In Ihrem Antrag - ich spreche SPD und CDU an -
finden sich viele schon realisierte Projekte, Versu-
che oder Ahnliches: Nachwuchsfortbildung fiir das
Wassermanagement, Aufklarung gegen Genital-
verstimmelung, Verbesserungen fur Alte und Be-
hinderte vor Ort, Schulpartnerschaften, Photovolta-
ik und Warmwasser fur Projekte und die Unterbrin-
gung von behinderten Kindern.

Ein paar Zahlen haben wir auch gehdort. Sie kom-
men auch in dem Antrag vor: 58 Millionen Einwoh-
ner hat das Partnerland Tansania jetzt. 330 000
afrikanische Binnenflichtlinge sind registriert. Die
entscheidende Zahl wurde bei der Vorstellung des
Antrags auch noch genannt: In weniger als zehn
Jahren wéchst diese Bevolkerung auf 77 Millionen
Einwohner.

100 000 Euro? - Ich weif3 nicht genau, welchen
Effekt Sie sich versprechen. Ich weil3 auch nicht
genau, warum Sie den Antrag mit ,Fluchtfolgenbe-
kdmpfung” betitelt haben. Ich habe Sie im Aus-
schuss dazu befragt. Wir haben da tber Fluchtur-
sachen gesprochen. Das ist der Titel des Antrags
der Grunen. Aber welche Fluchtfolgen bekampfen
Sie mit dem, was Sie tatsachlich beantragen, ndm-
lich mit der Qualifizierung von Kleinbauern? Sind
das welche, die vorher gefliichtet sind und jetzt in
Tansania leben, oder sind das welche, die viel-
leicht noch fliehen kdnnten? Dann waren Sie wie-
der bei den Fluchtursachen.

Was genau haben Sie damit vor? Natirlich geht es
dabei auch ein bisschen um Wassermanagement,
um Photovoltaik und um einen Runden Tisch, der
hier wieder eingesetzt werden soll. Aber wie und
welche Fluchtfolgen bekampfen Sie dort mit
100 000 Euro? Das ist zugegebenermalRen wenig.
Welches sind lhre Ziele?

Ich denke, Nachhilfe in der Bewirtschaftung des
Landes ist eine heikle Sache. Oft genug wird gera-
de in letzter Zeit viel Uber Kolonialismus gespro-
chen. Aber diese Einstellung, nach Afrika zu gehen
und den Leuten, die dort schon seit Generationen
ihre Felder bewirtschaften, zu sagen, wie sie es zu
machen haben, ist ein problematischer Anspruch.
Ich hoffe, das gelingt vor Ort. Aber auch da muss
ich sagen, dafir sind 100 000 Euro nicht viel. Das
ist kein grof3er Mitteleinsatz.

Sie haben selbst zugegeben, Sie sind nicht die
Bundesebene. Dafiir ware eigentlich die Entwick-
lungshilfe der Bundesebene zustandig. Nieder-

sachsen kann nur einen kleinen Anteil leisten.
Aber wenn Sie schon einen kleinen Anteil leisten,
dann sollten Sie beim Thema Fluchtfolgen oder
meinetwegen auch bei der Fluchtursachenbe-
kampfung auf die Probleme eingehen, die gerade
massiv anstehen.

Ich habe Sie gefragt, ob Sie das Geld nicht zur
Corona-Bekampfung einsetzen wollen. Nein, das
wollten Sie nicht. Dartiber haben wir dann nicht
weiter gesprochen.

Aber das eigentliche Problem steckt in lhren eige-
nen Zahlen: Bei einem Bevodlkerungsanstieg um
ein Drittel - und zwar nicht durch Flucht, sondern
durch offensichtlich gesunde Lebensbedingungen -
auf 77 Millionen geht es um Geburtenkontrolle.
Das ware eine Fluchtursachenvermeidung. Das
ware vielleicht auch Fluchtfolgenbekampfung. Was
tun Sie in dieser Hinsicht? Wieso sprechen Sie
nicht Gber Geburtenkontrolle? - Einen Zuwachs um
fast 20 Millionen Personen in zehn Jahren wird
kein Land verkraften kdnnen, schon gar nicht mit
100 000 Euro, die wir ihm génnen. Das ist eigent-
lich das Hauptthema, das lhnen auf den Nageln
brennen misste. Keinen Ton dazu von lhnen -
leider!

Der Antrag der Grunen ist véllig anders. Er ist sehr
bunt. Die Grunen haben all-in geboten: Ristungs-
begrenzung, zivile Konfliktmechanismen - ich neh-
me an, Sie meinen Konfliktvermeidungsmechanis-
men; denn ,Konfliktmechanismen* klingt so, als
wollten Sie Konflikte -, 0,7 % der Wirtschaftsleis-
tung - ich nehme an, Sie meinen das Bruttoin-
landsprodukt -, Nachhaltigkeit, Klima - alles rein!
Aber auch da mussten Sie selbst feststellen, man-
che reden doch lieber auf der Bundesebene dar-
Uber, sogar von der SPD.

Dem Antrag der Griinen kdnnen wir nicht zustim-
men. Beim Antrag von SPD und CDU werden wir
uns wegen des guten Willens enthalten missen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Vielen Dank, Herr Kollege Wirtz. - Die nachste
Rednerin ist Kollegin Eva Viehoff fur Bind-
nis 90/Die Griinen. Bitte schon, Frau Kollegin!

Eva Viehoff (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Vor dem Hintergrund
der Diskussion auch heute Vormittag tber ,Black

7561



Niederséchsischer Landtag - 18. Wahlperiode - 79. Plenarsitzung am 1. Juli 2020

lives matter" ist unser Antrag ,Verbesserung der
wirtschaftlichen, ©kologischen und humanitéaren
Lage der Menschen im globalen Siden heif3t
Fluchtursachen bekampfen* aktueller denn je.

Warum? - Die Diskussion des Antrags im Aus-
schuss hat dies deutlich gemacht. Sie hat gezeigt,
dass es bei der Frage von Entwicklung immer noch
um die Gegenuberstellung von Unterentwicklung
und Entwicklung geht und nicht darum, auf Augen-
héhe zu diskutieren. Es geht also immer noch um
die Uberlegenheit des globalen Nordens gegen-
Uber dem globalen Suden, gleich: Der weile, rei-
che globale Norden weil3 ganz genau, was der
arme globale Siden braucht! - Das ist, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, gelinde gesagt eine kolonial-
konotierte Haltung.

(Beifall bei den GRUNEN)

Diese Haltung findet sich eben auch im Antrag der
Grol3en Koalition wieder, da er sich allein auf die
gewahrte finanzielle Unterstiitzung Niedersach-
sens in den Partnerregionen beschrankt. Halt!
Nein, er beschrankt sich auf die Férderung von
einer Partnerregion, namlich Tansania. Eastern
Cape wird gerade noch mal in der Begriindung
erwahnt.

Diese Mittel sind sicher hilfreich, und sie sind auch
nicht grundséatzlich falsch.

(Zuruf: Aber?)

Gerade das Wiedereinsetzen des Runden Tisches
fur die entwicklungspolitischen Leitlinien ist ja auch
Teil unseres Antrags. Wir werden diesem Antrag
deshalb zustimmen.

Der Antrag negiert allerdings vollstéandig die eigene
Verantwortung hier vor Ort in Niedersachsen. Nach
dem Motto: ,Geben wir das Geld mal da hin, doch
hier vor Ort andern wir nichts.” Goethe hat einmal
gesagt: Jeder kehre vor seiner eigenen Tur, und
die Welt bleibt sauber. - Da ist, liebe Kolleginnen
und Kollegen, viel Wahres dran; denn die Ursa-
chen fir Flucht und Migration liegen in unserem
Konsum, im hegemonialen Verhalten des Globalen
Nordens, genau vor unserer Tdr.

(Beifall bei den GRUNEN)

Unser Ziel muss es doch sein, dass die Menschen
gar nicht erst zur Flucht gezwungen werden, weder
zur innerafrikanischen Binnenflucht noch zur Flucht
nach Europa, dass sie nicht gezwungen werden,
ihre Heimat zu verlassen. Deshalb ist es doch so
wichtig, sich mit den Ursachen zu beschaftigen
und eben nicht mit den Folgen. Diese Ursachen
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liegen nicht zuallererst in Tansania, in Eastern
Cape oder einem anderen Land des Globalen
Sidens. Diese Ursachen liegen in Niedersachsen,
sie liegen in Deutschland, sie liegen im Globalen
Norden. Das machen die Vertreterinnen und Ver-
treter der Zivilgesellschaft, die NGOs und Kirchen
auch immer wieder deutlich. Aber der Ausschuss
hat es abgelehnt, sie anzuhdren.

Sie betonen doch auch immer wieder deutlich,
Uberdeutlich, wie Fluchtursachen reduziert werden
kénnen, nadmlich dadurch, dass es Faire-Liefer-
ketten-Gesetze gibt, dass es eine konsequente
Umsetzung der SDGs gibt, dass all dies unmittel-
bare Auswirkungen auf die Verbesserung der Le-
bensverhéltnisse im Globalen Siden hat. Dazu
gehdren eben auch, Herr Wirtz, konsequenter
Klimaschutz hier bei uns und Rustungsexportkon-
trolle, die ihren Namen auch verdient, namlich
keine Exporte in Krisengebiete.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es gehort dazu - wie auch im Antrag der GroKo
beschrieben - die Weiterentwicklung der entwick-
lungspolitischen Leitlinien. Und es gehért auch
dazu - wie in unserem Antrag gefordert- ein Global
Footprint fir das Vergabegesetz. Versuchen wir
doch endlich mal, eine Entwicklungszusammenar-
beit zu entwickeln, die unsere eigene Verantwor-
tung in den Blick nimmt!

Dies alles nimmt unser Antrag in den Blick, aber
das ist dann doch ein bisschen zu viel des Guten
fur SPD und CDU. Das ist tatsachlich schade.
Deshalb werden wir die Ausschussempfehlung
ablehnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Ganz herzlichen Dank, Frau Kollegin Viehoff. - Fir
die SPD-Fraktion hat sich nun die Kollegin Claudia
SchiBler zu Wort gemeldet. Bitte schon!

Claudia SchuBler (SPD):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Eigentlich hatte ich gedacht - nachdem
meine Kollegin Frau Koch so intensiv erzahlt hat,
was wir mit diesem Antrag vorhaben -, dass mein
Redebeitrag im Wesentlichen (berflissig sein
wirde. Ich wollte das dann auch auf das Wesentli-
che beschranken. Nun bin ich doch ein bisschen
erstaunt Uber den Vortrag von lhnen, Frau Viehoff,
weil wir natlrlich nicht mit dem anderen Antrag
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Uberfordert sind, sondern es wohl begriindet ha-
ben, warum wir dem Antrag der Grinen nicht zu-
stimmen. Ich werde das im Folgenden auch noch
ausfihren.

Ich moéchte darauf zurickkommen, weshalb wir
den Antrag gestellt haben. Es ist namlich so, dass
wir im vergangenen Jahr einen Betrag von
100 000 Euro zusatzlich - also nicht irgendwie,
sondern zuséatzlich - zu den bereits vorhandenen
Mitteln flr Entwicklungshilfe in den Haushalt ein-
gestellt haben. Es ist nicht so, dass wir gesagt
hatten: 100 000 Euro - egal, wir erhéhen den Be-
trag mal pauschal. - Es war vielmehr unser Anlie-
gen, dass wir diese Haushaltsmittel in irgendeiner
Form ,beackern”, dass wir uns da einmischen.

Ich freue mich, dass wir jetzt endlich zu der ab-
schlieBenden Entscheidung kommen. Wir haben
uns Uberlegt, dass wir die Haushaltsmittel planvoll
fur unser Partnerland Tansania einsetzen wollen.
Weil das offensichtlich in den vielen Beratungen
doch noch nicht angekommen ist: Naturlich ist
Entwicklungshilfe fir uns als Land Niedersachsen
auf unsere Partnerregionen und Partnerlander
beschrankt, in dem Fall Tansania. Der Bund hat
andere Aufgaben. Die Lander sollen sich in diesem
Bereich ,tummeln®.

Frau Koch, Sie haben sehr gut erlautert, welche
Projekte es schon gibt. Das werde ich jetzt nicht
wiederholen. Natirlich gibt es auch jetzt schon
eine sehr breite Zusammenarbeit zwischen der
Staatskanzlei, die in diesem Bereich federfihrend
ist, und NGOs, engagierten Vereinen, Kirchen und
sonstigen Antragstellern. Es gibt da immer einen
Dialog, und die Mittel werden auch jetzt schon sehr
zielgerichtet eingesetzt. Daran wollen wir auch
nicht ritteln.

Wir haben nur 100 000 Euro. Herr Wirtz, ich habe
Ihren Beitrag so verstanden, dass wir diesen Be-
trag zukinftig erhéhen. Diese 100 000 Euro wollen
wir eben auch sehr gezielt einsetzen. Da haben wir
Uberlegt: Wie kdnnen wir es schaffen, dass dieses
Geld nicht irgendwo hingeht und sozusagen als
Steuermittel versickert? Es muss schon so sein,
dass es einen Ansprechpartner fir die Mittel gibt
und dass das dann eben auch verniinftig gemacht
wird.

Das hat auch gar nichts damit zu tun, dass wir in
irgendeiner Form arrogant sagen: lhr sollt dieses
Geld so oder so einsetzen. - Das kann vor Ort
entschieden werden. Uns ist es vielmehr ein Anlie-
gen, dass genau in diesem Bereich investiert wird.
Und warum? Damit die Fluchtfolgen - ich komme

noch einmal darauf zurlick, warum wir den Antrag
so genannt haben - bekampft werden kénnen. In
guten Jahren - das heif3t, wenn es ausreichend
regnet - reicht in Tansania das, was dort an land-
wirtschaftlichen Produkten erwirtschaftet wird, aus,
um die Bevolkerung zu ernahren. In schlechten
Jahren ist es nicht so. Das heil3t, in dieser bauerli-
chen Wirtschaft kann durchaus noch etwas passie-
ren. Das betrifft eben auch die Wasserversorgung,
und das betrifft auch die Energieversorgung.

Haben Sie gewusst, dass nur 20 % der Menschen
in Tansania Uberhaupt einen Zugang zu Energie
haben? Ein kleiner Landwirt in Tansania braucht
nattirlich auch Energie, um seine Landereien be-
stellen zu kénnen. Das sind alles Dinge, die dort
erst gemacht werden mussen. Es muss erst einmal
eine vernunftige Infrastruktur geben, bevor es so-
weit sein kann, dass die Menschen dort mehr er-
wirtschaften und sich der Aufgabe widmen kénnen,
die groRer werdende Bevélkerung zu ernahren.

Ja, ich kann mir ganz viele Felder vorstellen, auf
denen wir uns in Tansania - gerade dort - engagie-
ren kdnnen. Das ist ein Land, in dem es sehr viel
zu tun gabe, wo sehr viele Menschen an Malaria
erkranken und daran sterben, wo im Ubrigen nur
20 % der Frauen Zugang zu VerhUtungsmitteln
haben. Deshalb wirde ich mich hier nicht mit einer
solchen Arroganz hinstellen und sagen, dass da
vielleicht noch viel anderes zu tun wére. Es gibt
dort auch einen ganz hohen Grad an Gewalt, ge-
rade gegen Frauen.

Wir haben uns fur ein Projekt entschieden - das
haben wir gemeinsam getan -, das wir fir zu-
kunftsweisend halten und mit dem man anfangt, zu
helfen. Das kann nicht der Abschluss sein. Das ist
auch allen klar. Es soll aber weder arrogant sein,
noch soll es so sein, dass wir irgendjemanden
bevormunden wollen. Wir wollen damit in erster
Linie Gutes tun. Deshalb hatte ich mir auch eine
breite Zustimmung in diesem Haus zu diesem
Antrag erhofft.

Noch einmal zu lhrem Antrag, Bindnis 90/Die
Grinen: Ich finde, dass Sie nach wie vor sehr viele
Themen behandeln, die uns nicht betreffen. Da
geht es um den Bund, da geht es um Europa. Uns
ging es darum, einen sehr konkreten Antrag zu
formulieren, einen Antrag, der weniger Prosa ent-
halt, aber ein konkretes Projekt. Wir wollen aus
dem wenigen Geld, das wir hier zur Verfiigung
haben, das Beste herausholen. Dass die Mittel
begrenzt sind, ist klar. Ich glaube aber, wir haben
etwas Gutes ausgewabhilt.
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Wir haben im Ausschuss dafiir geworben, dass
man vielleicht einen Punkt, der lhnen besonders
am Herzen liegt, herausnimmt und noch in den
Antrag einarbeitet. Dazu ist es nicht gekommen.
Deshalb werden wir lhren Antrag an dieser Stelle
ablehnen.

Ich freue mich aber, dass der Runde Tisch fortge-
setzt wird. Und ich freue mich auch, dass es uns
gelungen ist, mit diesem Antrag dafir zu sorgen,
dass die Parlamentarierinnen und Parlamentarier
Uber die Arbeit informiert sind und entsprechende
Gesetzesinitiativen starten kénnen.

Vielen Dank fiirs Zuhéren.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Vielen Dank, Frau Kollegin SchifBller. - Es liegt
eine Wortmeldung zu einer Kurzintervention der
Kollegin Viehoff vor. Bitte sehr!

Eva Viehoff (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Liebe
Frau SchiRler, dass Sie 100 000 Euro fir weitere
Projekte lockermachen - sage ich jetzt einmal ein
bisschen flapsig -, ist okay. Das habe ich ja deut-
lich gesagt. Es ist richtig. Deshalb stimmen wir
Ihrem Antrag ja auch zu.

Aber unabhéangig davon haben wir hier in Nieder-
sachsen ganz viele Bereiche - im Ministerium fir
Wirtschaft, in der Staatskanzlei, im Landwirt-
schaftsministerium -, in denen wir ganz gezielt vor
Ort etwas tun kénnen. Fangen wir mit dem Export
von Hihnerteilen nach Afrika an, der letztlich bau-
erliche Landwirtschaft behindert! Nehmen wir die
Tatsache, dass wir ganz viele Ressourcen ver-
brauchen, was letztlich dazu fihrt, dass unsere
Umwelt und auch die Umwelt in Afrika zerstort
werden!

Hier, an dieser Stelle, kdnnen wir selbst etwas tun.
Wir brauchen gar nicht 100 000 Euro zu nehmen.
Die sind vdllig gut investiert, aber was mir fehlt, ist
die Erkenntnis, dass wir hier, in Niedersachsen, in
Deutschland, im Globalen Norden, endlich auch
Verantwortung dafir Gbernehmen missen, dass
es im Globalen Siden zu Entwicklungen kommt
und zu einer Zusammenarbeit, die tatsachlich auf
Augenhdhe passiert.

(Beifall bei den GRUNEN)
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Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Vielen Dank, Frau Kollegin Viehoff. - Frau Kollegin
SchuBler mochte nicht antworten.

Dann spricht als N&chster der Kollege Thomas
Bruninghoff, Fraktion der FDP. Bitte schén, Herr
Kollege!

Thomas Bruninghoff (FDP):

Sehr geehrter Herr Prasident! Mein sehr geehrten
Damen und Herren! Wie bereits im zurtickliegen-
den Plenarsitzungsabschnitt erwahnt, enthalt der
EntschlieBungsantrag von Biindnis 90/Die Griinen
einige sinnvolle Ideen und Anséatze.

Leider zeigte sich durch die Unterrichtung und in
den Beratungen im Ausschuss, dass der Antrag
der Griinen in einigen Punkten zu weit greift und
Forderungen enthalten sind, die wir als Freie De-
mokraten nicht unterstitzen kénnen, beispielswei-
se die Einsetzung von Global-Footprint-Analysen
als Vergabekriterium im Vergabegesetz, welche
burokratische Hirden aufbaut und fir kleine und
mittelstdndische Unternehmen mit einem erhebli-
chen Aufwand verbunden wére.

Wir Freien Demokraten halten es fir wichtig, dass
Entwicklungshilfe ganzheitlich gedacht und ress-
ortiibergreifend, also mit der AuBen-, Sicherheits-,
Wirtschafts-, Handels-, Agrar- und Umweltpolitik,
abgestimmt wird. Statt die Einfiihrung eines Liefer-
kettengesetzes zu befiirworten, welches meiner
Meinung nach in keiner realistischen Weise um-
setzbar ware, haben wir Vertrauen in unsere Wirt-
schaft, das sich beispielsweise Uber Vereinbarun-
gen mit einem Code of Conduct auf3ert. Hier sollte
weder mit Misstrauen, noch mit groRerem birokra-
tischen Aufwand oder Sanktionen reagiert werden.
Dies sind einige Griinde, warum wir den Antrag der
Grunen in dieser Form leider ablehnen missen.

Dem Antrag der GroKo zum Thema Fluchtfolgen-
bekdmpfung kann ich eigene Punkte entnehmen,
die sich auch im Antrag von Bindnis 90/Die Gru-
nen wiederfinden lassen, z. B. die Wiederaufnah-
me des Runden Tisches. Durch einen solchen
Runden Tisch kénnte man meiner Kenntnis nach
einige kritische Punkte des Antrages von Bind-
nis 90/Die Grunen Uberprifen und Uberarbeiten
lassen. Allerdings frage ich mich, welche Ergeb-
nisse er beim damaligen Einsatz erbracht hat bzw.
warum er denn damals aufgeldst wurde, wenn er
heute wieder eingesetzt werden soll.
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Dariliber hinaus halten wir die Férderung der Quali-
fizierung von Kleinbauern und die Entwicklung
landlicher Raume durch bessere Bildungschancen
sowie die Sicherstellung einer verlasslichen Was-
serversorgung und den Ausbau erneuerbarer
Energien fur sinnvoll. Trotzdem habe ich den Ein-
druck, dass es in dem Antrag vorwiegend um die
Konkretisierung der Verwendung der bereits ein-
gestellten Mittel geht.

Dies sind einige der fur mich unklaren und bisher
ungeklarten Inhalte des Antrages. Vor diesem
Hintergrund werden wir uns beim Antrag der Gro-
Ko enthalten.

Ich bedanke mich fur IThre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Brininghoff. - Das
Wort hat Herr Ministerprasident Weil fur die Lan-
desregierung. Bitte schon, Herr Ministerprasident!

Stephan Weil, Ministerprasident:

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Namens der Landesregierung méchte ich mich fur
die Initiative, die hier diskutiert wird, ausdriicklich
bedanken.

Damit keine Missverstandnisse entstehen: Das
sind nicht die ersten 100 000 Euro, sondern damit
werden die vorhandenen Mittel auf 860 000 Euro
erweitert, und das, finde ich, ist ausdriicklich rich-

tig.

Ich war jetzt ein wenig Uberrascht. Wenn ich es
richtig mitbekommen habe, wurde in der Diskussi-
on kritisiert, ein solches Vorhaben und die Begriin-
dung atmeten so etwas - ich sage das jetzt gewiss
Uberspitzt - wie eine postkoloniale Haltung. Das ist
ganz sicher nicht so gemeint. Ich kann mir das gar
nicht vorstellen. Denn das finde ich einigermafen
fernliegend, wenn ich das einmal so sagen darf.

(Stefan Wenzel [GRUNE] meldet sich
zu einer Zwischenfrage)

Und - er meldet sich gerade - ich habe auch zwei
Zeugen, die ich dafir aufrufen mdchte. Es handelt
sich um Freunde von mir: den ehemaligen und den
amtierenden stellvertretenden Ministerprasidenten.
Lassen Sie mich mit demjenigen beginnen, der
sicherlich in den Reihen der Grinen eine noch
héhere Glaubwirdigkeit genief3t!

(Helge Limburg [GRUNE] lacht)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Herr Ministerprasident, das zu klaren, ware sicher-
lich spannend, aber ich frage zun&chst einmal, ob
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Wenzel zu-
lassen.

Stephan Weil, Ministerprasident:

Ich bin ganz sicher: Der Kollege mdchte mich erst
zu Ende ausfuhren lassen.

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Okay, gut. - Sind Sie auch sicher, Herr Kollege
Wenzel? - Alles klar, Herr Ministerprasident, bitte!

Stephan Weil, Ministerprasident:

Ich meine, das habe ich an seiner Mimik abgele-
sen. Ich wirde es ihm auch empfehlen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Denn in seiner Zeit als Umweltminister hat Stefan
Wenzel die Entwicklungszusammenarbeit insbe-
sondere mit Eastern Cape in Sidafrika in beein-
druckender Art und Weise vorangetrieben.

Ein sehr schoénes Projekt - ich kann es nur empfeh-
len; Sie sitzen ja nebeneinander, vielleicht lasst
sich das ja direkt klaren - ist Blink Water. Dort soll-
te ein wirklich weit abgelegenes Dorf in Eastern
Cape, Sudafrika, mit regenerativer Energie ver-
sorgt werden. Damit ist den Bewohnern eine ganz
andere Lebensperspektive erdffnet worden und
eben auch die Motivation, dort zu bleiben, wesent-
lich gestarkt worden. Denn in Eastern Cape ist
z. B. Landflucht ein riesiges Problem.

Das habe ich gesehen. Ich muss sagen, ich war
sehr beeindruckt davon. Und ich war auch beein-
druckt, welche Resonanz das vor Ort in Eastern
Cape gefunden hat. So stelle ich mir Zusammen-
arbeit vor. Und - mit allem Respekt - eine postko-
loniale Haltung wird niemand hier im Raum dem
Kollegen Wenzel vorhalten wollen.

In der gleichen Zeit war der heutige stellvertreten-
de Ministerprasident, Bernd Althusmann, gewis-
sermafen im Exil - ich darf das so sagen, er hat es
mir bestatigt - in Namibia und hat fur die Konrad-
Adenauer-Stiftung gréRere Teile Afrikas betreut.
Und - er hat es mir gerade noch einmal bestatigt -
die praktische Entwicklungszusammenarbeit vor
Ort zeichnet sich selbstverstandlich dadurch aus,
dass nicht aus Deutschland heraus bestimmt wird,
was genau, wie und in welchen Schritten passiert,
sondern dadurch, dass man uberall kompetente
und glaubwiirdige Partner vor Ort benétigt. Das ist
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doch eigentlich selbstverstandlich. Und dass das
auch die Grundlage dieses hier jetzt zu diskutie-
renden Antrages ist, versteht sich fiir mich - ehrlich
gesagt - von selbst.

Das wird dann auch reflektiert in der Zusammen-
arbeit hier vor Ort in Niedersachsen - Stichwort
Runder Tisch. Das ist eine verdienstvolle Einrich-
tung. Und ware nicht die Corona-Pandemie auch
bei diesem Vorhaben dazwischengekommen,
dann hatten wir schon im Marz - es war namlich
schon dazu eingeladen - die Beratung entspre-
chend aufgenommen, und zwar ganz betont in
einer engen und vertrauensvollen Zusammenarbeit
mit den NGOs.

Denn auch wir haben als Landesregierung in Nie-
dersachsen selbstverstandlich nicht den Anspruch,
besser zu wissen, wie genau man den Betroffenen
in diesen Regionen helfen kann, sodass sie es als
Unterstitzung empfinden und nicht als Bevormun-
dung. Das ist- wie gesagt- jetzt nicht mdglich
gewesen, aber wir werden diesen Beschluss zum
Anlass nehmen, sehr schnell zu versuchen, wieder
personlich zusammenzukommen. Das geht inzwi-
schen, und hilfsweise probiert man es eben mit
dem beliebten Instrument der Videokonferenz.

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Herr Ministerprasident, Entschuldigung, gestatten
Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Viehoff?

Stephan Weil, Ministerprasident:
Ja, gern.

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:
Bitte schon, Frau Kollegin Viehoff!

Eva Viehoff (GRUNE):

Herr Ministerprasident, ich habe die Frage, wie Sie
sich erklaren - wenn denn die Zusammenarbeit mit
den Kirchen und NGOs gerade auch in den Projek-
ten in Eastern Cape und Tansania so gut ist-,
dass der Ausschuss eine Anhorung dieser Kirchen
und der NGOs abgelehnt hat. Ich hatte das bean-
tragt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:
Bitte schon!

Stephan Weil, Ministerprasident:

Frau Kollegin, hier steht gerade der Vertreter der
Exekutive vor Ihnen. Ich wéare der Letzte, der die
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konkrete Arbeitsweise im Ausschuss zu bewerten
héatte. Das kann nicht Aufgabe der Exekutive sein.

(Beifall bei der SPD - Zuruf von Eva
Viehoff [GRUNE])

Um also darauf zuriickzukommen: Wir sind uns
sehr wohl bewusst, dass wir als Landesregierung
nicht automatisch Uber die Kernkompetenz, wie
Entwicklungszusammenarbeit in der besten Art
und Weise mit solchen Regionen zu konzipieren
ist, verfigen. Wir haben sie auch nicht. Wir sind
uns im Gegenteil sehr wohl bewusst, dass wir so-
wohl dort als auch hier in Niedersachsen entspre-
chende Partnerschaften brauchen. Diese werden
wir eingehen.

Selbstverstandlich wird die Landesregierung dann
im Ausschuss sehr gerne weiter Uber die Fort-
schritte in dieser Hinsicht berichten.

Herzlichen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:
Vielen Dank, Herr Ministerprasident.

Weitere Wortmeldungen liegen uns hier oben nicht
vor. Deswegen beenden wir die Beratung und
kommen zu den Abstimmungen.

Wir stimmen zunachst zu Tagesordnungspunkt 24,
also Uber den gemeinsamen Antrag von SPD und
CDU, ab.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion der SPD
und der Fraktion der CDU in der Drucksache
18/6215 unverandert annehmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Meine Damen und Herren, der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses wurde mit grofRer
Mehrheit gefolgt.

Wir kommen zur Abstimmung zu Tagesordnungs-
punkt 25, also Uber den Antrag der Fraktion Bind-
nis 90/Die Griunen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion Blndnis
90/Die Grinen in der Drucksache 18/5636 ableh-
nen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Meine Damen und
Herren, der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses wurde mit groRer Mehrheit gefolgt.

Damit haben wir die Tagesordnungspunkte 24 und
25 beraten.
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Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 26:

AbschlieRende Beratung:

a) Nachhaltige und standortnahe Holzprodukti-
on im Landeswald sichern - Flachenkulisse fur
natirliche Waldentwicklung realistisch darstel-
len - Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/641 -
b) Wald im Klimastress: Naturnahen Waldum-
bau beschleunigen, Dialog uber die Zukunft
des Waldes férdern - Antrag der Fraktion Bindnis
90/Die Grinen - Drs. 18/4481 - c¢) Niedersach-
sens Walder fur die Zukunft wappnen! - Antrag
der Fraktion der FDP - Drs. 18/4492 - d) Wald im
Wandel - Niedersachsische Walder anpassen,
schutzen und als CO,-Senke nutzen! - Antrag
der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU -
Drs. 18/6229 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses fir Erndhrung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz - Drs. 18/6661

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag der
Fraktion SPD und der Fraktion der CDU unveran-
dert anzunehmen und die Antrage der Fraktion der
FDP und den Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die
Grinen abzulehnen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Ich erdffne die Beratung. Zunéchst hat sich fur die
Fraktion Bundnis 90/Die Grinen die Kollegin
Miriam Staudte gemeldet. Bitte schon!

Miriam Staudte (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Im vergangenen Jahr haben wir
unseren Antrag hier eingebracht und gesagt: Der
Klimawandel ist in den norddeutschen Waéldern
angekommen. Heute kann man wohl sagen: Er hat
sich manifestiert. Wer mit offenen Augen durch die
Welt geht, sieht Uberall abgestorbene Baume an
den Waldréandern und in den Waldern. Immer wie-
der stiirzen wirklich riesige Baume um. Man muss
sagen, der Klimawandel setzt dem Wald zu wie
noch nie.

Daran andert sich auch nichts, nur weil es heute
regnet, liebe AfD. Wenn Sie die Bodenmonitore
betrachten, sehen Sie, dass sich die Diirre unten
im Boden fortsetzt. Das belastet eben unseren
Wald.

Das, was wir als Griine fordern, ist ein Paradig-
menwechsel in der Waldpolitik. Heute kann man

keine eindeutigen Vorhersagen treffen. Bei den
heutigen Entscheidungen zum Wald geht es da-
rum, welche Baume in 30, 40, 50 oder 80 Jahren
dort stehen werden. Heute kann noch keiner mit
hundertprozentiger  Sicherheit sagen, welche
Baumarten sich durchsetzen werden und welche
nicht, weil es unterschiedliche Klimaszenarien gibt
und wir noch nicht wissen, wohin es sich entwi-
ckelt.

Es wird aber zu einer Verscharfung der Problema-
tik kommen. Insofern ist das, was wir wirklich brau-
chen, eine Risikostreuung. Dann wird aber - das
findet sich auch im Antrag der GroKo wieder -
schnell gesagt, wir brauchten klimatolerante
Baumarten. Der Fokus wird nicht, wie in unserem
Antrag, darauf gelegt, dass es auch europaische
klimatolerante Baumarten sein sollen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir muissen verschiedene Aspekte zusammen-
denken. In diesem Haus haben wir schon intensiv
Uber das Thema Artenschutz diskutiert, Uber den
Niedersachsischen Weg. Sowohl im Volksbegeh-
ren als auch im Niederséachsischen Weg finden
sich Aspekte zum Artenschutz im Wald, und es
wird auch in dem, was die Landesregierung mit
dem Landvolk verhandelt hat, darauf hingewiesen,
dass kinftig nur noch europaische Baumarten
gefdrdert werden sollen.

In lhrem Antrag findet sich dazu nichts mehr. Inso-
fern verstehen Sie uns bitte, wenn wir immer wie-
der Zweifel hegen und denken, dass die Umset-
zung dieser Absichtserklarung ,Niedersachsischer
Weg" noch weit entfernt ist, sodass wir weiterhin
Druck ausiiben missen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es gibt noch viele andere Themen, bei denen wir
sagen, dass wir einen Paradigmenwechsel brau-
chen. Bisher wurde immer gesagt: Wenn irgendwo
ein Baum gefallt wird, kommt viel Licht in den
Wald; dann wéachst sehr viel Masse nach, sehr viel
CO:2 wird gebunden. - Die Problematik bei diesen
trockenen, heiRen Sommern besteht darin, dass
an den Stellen, an die pl6tzlich viel Licht und viel
Sonne kommen, gar nichts mehr wachst; dort ver-
trocknet alles. Das bisherige Vorgehen nach dem
Motto ,viel Einschlag, viel Nachwuchs" funktioniert
also nicht mehr.

Bei den vielen groRen Diskussionsveranstaltun-
gen, die in der Vor-Corona-Zeit stattgefunden ha-
ben, habe ich vermisst, dass das aufseiten der
Forstwirtschaft verinnerlicht worden ist. Ich glaube,
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dass dieser Prozess noch lange anhalten wird und
dass diese Fachdiskussionen intensiv gefihrt wer-
den mussen, weil wir es uns nicht leisten kénnen,
heute gravierende Fehler zu machen.

Das ist auch ein Grund dafir, dass wir die Antrage
der FDP ablehnen werden. Sie pflegt regelrecht
ein Feindbild gegeniber den Naturdynamik-
Flachen, also den Flachen, auf denen man den
Wald sich selbst Uberlasst. Man muss aber heute
sagen: Wir wissen nicht hundertprozentig, was
richtig ist. Insofern ist es gut, dass wir auch diese
Naturdynamik-Flachen haben, um zu beobachten,
wie sich der Wald am besten entwickelt.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Unserem Antrag werden wir zustimmen und die
anderen Antrdge ablehnen und noch haufig zu
diesem Thema diskutieren.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:
Herzlichen Dank, Frau Kollegin Staudte.

Frau Kollegin Guth, zu Beginn der Rede der Kolle-
gin Staudte haben Sie sich zu Kollegen umgedreht
und sich an den Kopf gefasst. Das kann man viel-
seitig deuten. Ich mdochte darum bitten, solche
Gesten vielleicht doch zu unterlassen. - Vielen
Dank.

Meine Damen und Herren, fur die FDP-Fraktion
hat sich der Kollege Hermann Grupe gemeldet.
Bitte schon! - Entschuldigung, Herr Kollege Grup-
pe!

Frau Kollegin Guth, wenn Sie meinen, sich mit
lhrem Parlamentarischen Geschéftsflihrer Uber die
Sitzungsleitung lustig machen zu muassen, kdnnen
wir das gern an anderer Stelle noch mal diskutie-
ren. Ich mochte Sie darauf aufmerksam machen,
dass ich das so nicht hinnehmen werde.

(Dana Guth [AfD]: Jetzt ist es aber
mal gut!)

- Ob das jetzt gut ist oder nicht, werden mit Sicher-
heit nicht Sie entscheiden, sondern im Zweifelsfalle
ich. Das sagt die Geschéaftsordnung so.

Bitte schon, Herr Kollege Grupe!

Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Die Kollegin Staudte
hat es angesprochen: Die Walder haben in den
letzten Jahren aufgrund extremer Trockenheit gro-
Be Schaden erlitten. In der Folge ist ein Schad-
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lingsbefall wirksam geworden, wie wir ihn bisher
noch nie gesehen haben. Das bestarkt uns in der
Auffassung, dass wir jetzt naturbelassene Flachen
leider in einem Mal3e vorfinden, wie wir uns das
nie gewinscht hatten. Denn wir alle wissen, dass
es geraume Zeit brauchen wird, bis wir die Scha-
den wieder in Ordnung gebracht haben und dass
viele Flachen leider nicht mehr wirtschaftlich nutz-
bar sind.

Wir haben mit unserem Antrag schon Anfang die-
ser Wahlperiode gefordert, genau solche Flachen
zu nehmen, die fir eine wirtschaftliche Nutzung
wenig effizient, aber unter Naturschutzaspekten
wertvoll sind. Zum Beispiel im Nationalpark. Aber
auch weitere 1400 ha Landeswald koénnen zu
diesen Zwecken zur Verfigung stehen. Wir haben
gefordert, die Gbrigen Flachen dann entsprechend
zu reduzieren, um die Mindestzahl, die wir haben
wollen, zu erfllen.

Es sollen also durchaus auch Flachen genutzt
werden, die aufgrund des Geléndereliefs schwer
zu bewirtschaften sind. Wir haben in dieser Krise
gelernt, dass nicht einmal die Schaden beseitigt
werden kénnen. Wenn im Harz geseilt werden
muss, dann liegen die Erntekosten weit Uber dem,
was man Uberhaupt erlésen kann.

Deswegen haben wir gar keinen Mangel an Fla-
chen fir naturbelassene Walder. Wir wollen ja
keinen Raubbau betreiben, sondern wollen eine
naturnahe Bewirtschaftung. Das sagen wir in unse-
rem anderen Antrag. Da gibt es auch sehr viel
Ubereinstimmung, gar keine Frage.

Die Forstwirte selber sagen uns, dass sie aus den
momentanen Extremsituationen mehr lernen, als
sie zuvor in Jahren und vielleicht Jahrzehnten ge-
lernt haben. Frau Staudte hat es gesagt: Man
muss erst einmal sehen, welche Baumarten damit
klarkommen. Aber es geht nicht nur um die Baum-
art an sich. Uns wurde erklart, dass Fichten aus
der Liineburger Heide, die man irgendwann einmal
im Harz angesiedelt hat, wegen ihrer Herkunft und
ihrer speziellen Ausgestaltung fiir den Harz nicht
geeignet sind. Deswegen ist es natirlich sehr
sinnvoll, jetzt zu gucken, welche Bdume wohin am
besten passen. Und dabei sollte man keine Schere
im Kopf haben. Baumarten wie die Douglasie, die
an vielen Standorten als sehr widerstandsféhig
und anpassungsfahig gilt, sollte man nicht von
vornherein ausschlief3en.

Wir sind dartiber hinaus der Meinung, dass wir
diese Aspekte auch im internationalen Zusam-
menhang starker einbeziehen sollten. Wir schlagen
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deshalb Bundesratsinitiativen vor, wonach bei
internationalen Vereinbarungen auch die Entwick-
lungen in anderen Landern ins Auge gefasst wer-
den sollen. Sie merken, ich komme langsam in
Richtung Mercosur. Wenn in Stdamerika grof3e
Regenwaldbestande abgeholzt werden, um dann
subventionierten Zucker auf unsere Markte zu
spulen, dann ist das nicht in unserem Sinne.

Wir Freien Demokraten wollen keine Windenergie
im Wald; das ist der Hauptgrund, warum wir den
Antrag der GroKo ablehnen. Und wir wollen keine
weitere Ausdehnung von Stilllegungsflachen; des-
wegen kénnen wir auch dem Antrag der Grinen
nicht zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Frank Oesterhelweg:

Herzlichen Dank, Herr Kollege Grupe. - Meine
Damen, meine Herren, fir die Fraktion der SPD
hat sich der Kollege Karl Heinz Hausmann gemel-
det. Vorher werden wir - Herr Busemann ist schon
im Anmarsch - noch kurz den Platz hier tauschen.

(Vizeprasident Bernd Busemann
Ubernimmt den Vorsitz)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Haus-
mann, das Warten hat sich gelohnt. Sie sind dran.
Bitte sehr!

Karl Heinz Hausmann (SPD):

Da Sie von Prasident zu Prasident gewechselt
haben, muss ich meine Rede nicht umschreiben.
Das ist auch schon etwas Schones.

Herr Préasident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!
Ein Drittel der deutschen Landflache ist bewaldet.
Das entspricht einer Flache von 11,4 Millionen ha.
Auf ihnen wachsen pro Jahr 122 Millionen m3 Holz.
Jahrlich werden 76 Millionen m3 geerntet. Das
heif3t, wir ernten nicht einmal zwei Drittel des nach-
wachsenden Holzes. Da kann man sehr gut von
nachhaltiger Forstwirtschaft sprechen.

Was leisten unsere Walder? - Das zu wissen, ist
ganz wichtig, wenn es darum geht, wie wir die
Walder fur die Zukunft aufstellen wollen.

Waélder sind CO2-Speicher. Sie kompensieren ca.
14 % der Treibhausgasemissionen in Deutschland.
Das ist ein Riesenanteil. Sie sind Sauerstoffliefe-
ranten, Wasserspeicher, Lieferanten nachwach-

sender Rohstoffe, Luftreiniger. Sie sind Gebiete fur
Erholung, Naturschutz und vieles andere mehr.

Bedroht werden unsere Walder vom Klimawandel.
Sturme, Hitze, Dirre und der Borkenkafer haben
allein in Niedersachsen schon Uber 30 000 ha
Wald vernichtet. Ich muss dazu sagen: Das ist eine
von mir gegriffene Zahl. Es kénnten sogar etwas
mehr als 30 000 ha sein. Mir wurde immer gesagt:
10 000 ha in den Landesforsten, 10 000 ha in den
Privatforsten, und die kommunalen Forsten sind
auch noch da. Da koénnen wir noch einmal
10 000 ha draufrechnen. Dann sind es mindestens
30 000 ha. Und die Tendenz ist nach wie vor stei-
gend.

Wenn ich durch den Harz fahre und die Walder
sehe, dann fallt mir immer ein Lied ein - ein Lied
der tollen Sangerin Alexandra aus dem Jahre 1968
mit dem Titel ,Mein Freund, der Baum*. Darin heif3t
es: ,Mein Freund, der Baum, ist tot.” So sieht es im
Harz heute aus, und so sieht es auch in vielen
anderen Waldern heute aus. Dieser Titel ist aktuel-
ler denn je.

Die Forstwirtschaft steht schon seit Gber zwei Jah-
ren vor groRen Herausforderungen. Sie muss die-
se Herausforderungen meistern. Wir tragen eine
groRe Verantwortung dafiir, dass unsere Walder
auch kinftig und dauerhaft ihre vielfaltigen Funkti-
onen im Interesse der Menschen erfillen kénnen.
Die Grundlage hierfur bildet seit fast 30 Jahren das
niederséchsische Programm ,Langfristige Okologi-
schen Waldentwicklung®, kurz LOWE-Programm
genannt und seit September 2017 zum Programm
LOWE-+ weiterentwickelt.

In Niedersachsen betragt die Waldflache ca.
1,1 Millionen ha. Davon sind 335 000 ha Landes-
wald, 107 000 ha Wald von Kérperschaften, Kom-
munen und Stiftungen und 665 000 ha Privat- und
Genossenschaftswald.

Es wurden bereits viele Mallhahmen zur Beseiti-
gung der Schaden in unseren Waldern auf den
Weg gebracht. Im Jahre 2020 stehen hierfur
29 Millionen Euro bereit; 14 Millionen Euro wurden
bereits von Waldbesitzern beantragt.

Unser Antrag soll dazu beitragen, dass unsere
niedersachsischen Walder in Zukunft vor den
Auswirkungen des Klimawandels geschitzt und
den neuen Herausforderungen angepasst werden.
Unser Antrag enthalt ein MalBnahmenpaket mit 21
Punkten, mit denen wir unsere Waélder fir die
nachsten ca. 80 bis 100 Jahre zukunftsfahig um-
bauen wollen. Bei der Erstellung dieses Antrages
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haben wir mit der Nordwestdeutschen Forstlichen
Versuchsanstalt zusammengearbeitet, die uns
sehr viele gute Tipps gegeben haben. Wir haben
auch mit den Landesforsten und den Privatforsten
zusammengearbeitet. Auf diese Weise ist unser
Antrag entstanden.

Aus Rucksicht auf meine Redezeit kann ich hier
nur einige Punkte aus unserem Antrag anspre-
chen:

Die forstliche Forderung soll so aufgestellt werden,
dass insbesondere im Hinblick auf die klein struk-
turierten Privatwalder ein zeitnaher bis mittelfristi-
ger Mittelabfluss gewahrleistet werden kann.

Das Antragsverfahren soll unbirokratisch gestaltet
und ein vorzeitiger MaBnahmenbeginn ermdglicht
werden. Ein vorzeitiger Mafl3nahmenbeginn ist
wichtig, da wir sehr schnell handeln mussen. Da,
wo es Schaden - und zwar Borkenkéaferschaden -
gibt, muss schnell aufgeraumt werden; denn sonst
vernichtet die ndchste Generation Borkenkéafer das
gute Holz, das im Wald steht.

Ferner bitten wir die Landesregierung, zu prufen,
ob die GAK-Mittel nicht nach dem GAK-Schlussel,
sondern nach dem jeweiligen Schadensumfang an
die Lander verteilt werden konnen. L&nder, die
keine Schaden verzeichnen, missen keine GAK-
Mittel bekommen. Die sollten dahin gehen, wo sie
gebraucht werden. Ich glaube, das ist ein guter
Ansatz.

Wir bitten weiterhin darum, darauf hinzuwirken,
dass die De-minimis-Regelung - Deckelung der
Forderung forstwirtschaftlicher Zusammenschlis-
se - gestrichen wird. Ich habe mit fir kommunale
Forsten Verantwortlichen gesprochen, und die
haben mir gesagt, dass es die De-minimis-Rege-
lung manchmal fast unmdoglich macht, Antrage zu
stellen und Geld zu bekommen. Das darf meines
Erachtens nicht sein. Wir missen alle mithehmen.
Alle Walder miissen wiederaufgeforstet werden.

(Beifall bei der SPD)

Wir fordern auch, die Niedersachsischen Landes-
forsten zur Fortsetzung des klimaresistenten und
standortgemaRen LOWE+-Waldbaus finanziell zu
unterstiitzen. Bei den GAK-Mitteln sind die Lan-
desforsten leider nicht dabei. Es sind aber unsere
Landeswalder, und wir missen dafiir sorgen, dass
das Geld auch dorthin hinflieRt. Wir kénnen unsere
Walder nicht ohne Geld dastehen lassen, wahrend
alle anderen welches bekommen. Ich glaube, auch
unsere Landesforsten haben es verdient, finanziel-
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le Mittel zu bekommen, um ihren Wald umzubau-
en.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe gerade vom Rohstoff Holz gesprochen.
Wir fordern, eine Holzbau-Offensive fir Nieder-
sachsen - ,Bauen mit Holz ist aktiver Klima-
schutz* - zu starten. Im Jahr 2018 wurden ca.
1 558 Holzh&auser gebaut. Holz ist ein toller Werk-
stoff. Ich glaube, da kann man noch vieles bewe-
gen. Im Moment liegt das Holz zum Teil im Wald,
zum Teil in Lagerstellen und wird fir so gut wie
kein Geld verkauft. Wenn es eine grof3ere Nach-
frage nach Holz gibt, geht auch der Preis wieder
nach oben.

(Glocke des Prasidenten)

Wir fordern, die finanziellen Mittel fir eine Steige-
rung der flachendeckenden Standortkartierung im
Privatwald zu erhéhen. Wenn wir den Wald neu
aufforsten wollen - darauf hatte ich schon hinge-
wiesen -, dann ist es wichtig, dass es eine vernunf-
tige Standortkartierung gibt, damit wir wissen, wel-
che Baume wir pflanzen miissen. Es geht nicht an,
dass wir jetzt Baume pflanzen, die dem Klimawan-
del in den nachsten 80 bis 100 Jahren nicht stand-
halten kénnen. Bei dieser Standortkartierung kon-
nen wir sehr gut mit der Nordwestdeutschen Forst-
lichen Versuchsanstalt zusammenarbeiten.

Vizeprasident Bernd Busemann:

Herr Kollege Hausmann, Sie missen zum Ende
kommen.

Karl Heinz Hausmann (SPD):

Ja.

Der letzte Punkt: Wir fordern, eine weitere Offnung
des Waldes fur Windenergieanlagen zu ermdogli-
chen. Die erste Windkraftanlage - die im Ubrigen in
Niedersachsen gebaut wurde; ich habe mich mit
Stefan Wenzel dariiber unterhalten - hat im Harz
gestanden, und zwar an der Stieglitzecke. Das
liegt auch im Wald. Deshalb verstehe ich den An-
trag der FDP-Fraktion nicht, die sagt, dass sie
keine Windkraftanlagen im Wald will.

Vizeprasident Bernd Busemann:

Herr Kollege, Sie sind mehr als 1:30 Minuten tber
der Zeit. Letzter Satz!
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Karl Heinz Hausmann (SPD):

Ich komme jetzt zum Schluss, wobei ich weil3,
dass ich eigentlich noch ein bisschen mehr hétte
sagen mussen.

Unser Antrag ist sehr gut. Wir haben ihn gemein-
sam mit den Fachverbanden und Organisationen
bei der Anh6rung noch einmal erganzt. Er ist der
bessere Antrag. Darum kann ich nur dafur werben,
dass Sie ihm alle zustimmen. Die anderen Antrage
lehnen wir ab, weil wir uns immer flr das Bessere
entscheiden.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD
und Zustimmung bei der CDU)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Kollege. Sie haben die Grolimut
des Prasidiums reichlich in Anspruch genommen. -
Auf &hnliche GroBmut hofft wahrscheinlich der
Kollege Dorendorf fur die CDU-Fraktion. Bitte sehr!

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Uwe Dorendorf (CDU):

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen!  Kulturlandschaft, Okosystem, Wirt-
schaftsfaktor, Rohstofflieferant, Wasserspeicher,
Kohlenstoffsenke, nationales Sinnbild, Erholungs-
und Freizeitraum oder schlicht Lebensgrundlage -
das alles ist unser Wald. Ein Viertel der nieder-
sachsischen Landesflache ist bewaldet, und kaum
ein anderer Landschaftsraum hat eine solche
Bandbreite an Funktionen zu bieten.

Besonders herausragend ist die Bedeutung des
Waldes fir den Klima- und Umweltschutz. Der
deutsche Wald ist unsere groéf3te und wichtigste
Kohlenstoffsenke. Pro Jahr bindet die wirtschaftli-
che Waldnutzung rund 127 Millionen t Kohlenstoff.
Das ist fast ein Sechstel der jahrlichen Emissionen
in Deutschland. Damit tragen Wald- und Forstwirt-
schaft erheblich zum Klimaschutz bei.

Gleichzeitig ist der Wald durch den Klimawandel
aber auch akut belastet. Klimaverdnderungen sind
schon heute deutlich spurbar. Wir erleben mehr
und heftige Extremwetterereignisse wie Starkregen
und Stirme. Niederschlagsmuster verandern sich.
Die Winter werden nasser, die Sommer dagegen
heiBer und trockener. Fur den Wald als standort-
gebundenes und langlebiges Okosystem sind die-
se Veranderungen eine grol3e Herausforderung.
Die Waélder in Niedersachsen haben in den letzten

Jahren massiv unter den Stirmen und der Diirre
gelitten.

Dazu kommt der Borkenkéafer, der in Baumen unter
Trockenstress und Bruchholz ideale Bedingungen
vorfindet und deswegen zur Plage geworden ist.
Die Fichtenbestande sind besonders stark betrof-
fen. Mittlerweile leiden aber auch Buche, Esche
und Larche unter den Wetterextremen und dem
Schadlingsbefall. Wenn Sie heute durch den Nati-
onalpark Harz fahren, sehen Sie, wie ein Fichten-
forst aussieht, der sich selbst und dem Borkenka-
fer Gberlassen wird: Baumleichen, soweit das Auge
reicht.

Der Wald steht unter Stress. Das hat nicht nur
Okologische, sondern auch 6konomische Folgen.
Wegen des Borkenkaferbefalls und des Wind-
bruchs sind die Waldbesitzer gezwungen, Millionen
von Festmetern Schadholz zu entnehmen. Das
fihrt zu einem solchen Uberangebot, dass der
Markt fur Rundholz véllig zusammengebrochen ist.
Die Verkaufserlose decken vielerorts nicht einmal
mehr die Aufarbeitungskosten. Das setzt Forstbe-
triebe wirtschaftlich massiv unter Druck. Dazu
kommt eine enorme Arbeitsbelastung. Denn neben
der Schadholzaufbereitung miissen die Schadfla-
chen auch wieder aufgeforstet werden. Das wird
den forstlichen Alltag noch viele Jahre pragen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, den
Wald zu schiitzen, ihn an den Klimawandel anzu-
passen und als Kohlestoffsenke zu erhalten, ist
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Die Leistung der Waldbesitzer, gerade der privaten
Waldbesitzer, darf deshalb nicht einfach nur abge-
golten werden, sondern wir miissen Anreize und
Rahmenbedingungen daflr schaffen, dass die
Walder erhalten und weiter ausgebaut werden.

Unser EntschlieBungsantrag beinhaltet dazu drei
Bausteine: erstens die finanzielle Forderung, zwei-
tens die nicht monetare Forderung der Forstwirt-
schaft und drittens die Forderung von Beschafti-
gung, Ausbildung und Know-how.

Kommen wir zunachst zur finanziellen Férderung:

Wir wollen, dass der wertvolle Beitrag der Forst-
wirtschaft zum Klima- und Umweltschutz entspre-
chend vergiitet wird, u.a. durch eine CO2- und
Wasserabgabe zugunsten des Waldes und durch
die Ubernahme der Kosten fiir Schadholzraumung
und Wiederbewaldung.
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Wir wollen die Fordermittel fir Forstwirtschaft er-
héhen und am Schadensumfang orientieren - das
hat Kollege Hausmann schon gesagt- und das
Antragsverfahren schneller und weniger burokra-
tisch gestalten.

Wir wollen die Niedersachsischen Landesforsten
finanziell dabei unterstiitzen, den klimaresistenten
und standortgemaRen LOWE+-Waldbau fortzuset-
zen.

Wir wollen die Versorgung mit Saat- und Pflanzgut
klimatoleranter Baumarten sicherstellen und die
Zusammenarbeit zwischen Waldbesitzern, Klen-
gen und Baumschulen finanziell férdern.

Wir wollen mehr finanzielle Mittel bereitstellen, um
eine flachendeckende Standortkartierung im Pri-
vatwald zu erreichen.

Der zweite Baustein ist die nicht monetare Forde-
rung der Forstwirtschaft:

Hier wollen wir fir die Verbesserung der forstlichen
Infrastruktur sorgen und die Holzlogistik unterstut-
zen.

Wir wollen eine Holzbauoffensive fiir Niedersach-
sen initiieren gemaf dem Motto: Bauen mit Holz ist
aktiver Klimaschutz.

Wir wollen auf vorbelasteten Flachen eine weitere
Offnung des Waldes fiir Windenergieanlagen er-
maoglichen - nattrlich mit Augenmalf3.

Und wir wollen einen verwaltungsiubergreifenden
Krisenstab auf Landesebene etablieren, um im
Katastrophenfall schnell handlungsféhig zu sein.

Der dritte Baustein betrifft Personal und Know-
how:

Wir wollen einen Prozess zum Aufbau von Arbeits-
platzen im Wald einleiten.

Wir wollen eine qualifizierte, laufende und neutrale
forstfachliche Beratung und Betreuung mit kompe-
tentem Fachpersonal sicherstellen.

Wir wollen die Forschungszweige Klimawandel,
Naturschutz und Waldschutz an der Nordwest-
deutschen Forstlichen Versuchsanstalt weiter aus-
bauen.

Und wir wollen prifen, inwieweit die wissenschaft-
liche Arbeit an den forstlichen Hochschulen in Nie-
dersachsen gefordert werden kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, wir haben unseren
EntschlieBungsantrag eingebracht, um die gesell-
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schaftlichen, 0©kologischen und 6konomischen
Zielsetzungen in der Forstwirtschaft in Einklang zu
bringen - ganz im Sinne des Niedersachsischen
Wegs. Die Waldbesitzer sind wirtschaftlich schwer
gebeutelt. Vor ihnen liegt die Aufgabe, unsere
Waélder in Zeiten des Klimawandels zu schitzen,
sie fur die Zukunft fit zu machen und als Kohlen-
stoffsenke zu erhalten - eine Mammutaufgabe.
Helfen wir ihnen dabei, sie zu schultern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Kollege Dorendorf.
(Unruhe)

- Wenn sich die Fankurve da hinten beruhigt hat,
darf ich Frau Kollegin Guth, AfD-Fraktion, aufrufen.
Bitte sehr!

Dana Guth (AfD):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Der Wald. Es ist vollbracht: Heu-
te beraten wir abschlieBend Uber gesammelte
Werke aus mehr als zwei Jahren Parlamentsarbeit.
Der Senior dieser mittlerweile vier Antrdge stammt
aus dem Marz 2018 von der FDP. Alle Antrage eint
der gleiche Tenor: Der Wald ist wichtig, und Forst-
besitzer leisten tolle Arbeit. - Dem ist nichts hinzu-
zufigen. Wir brauchen den Wald fur den Klima-
schutz, als CO2- und Wasserspeicher und natrlich
auch als Ort fur die Naherholung.

Und weil der Wald so wichtig ist, braucht der Land-
tag mehr als zwei Jahre, um irgendetwas zu ver-
abschieden. Das kénnte natirlich damit zusam-
menhéangen, dass es die GroKo erst im April 2020
geschafft hat, einen Antrag zum Wald einzubrin-
gen - so wichtig war es dann wohl doch nicht. Las-
sen Sie uns raten, welcher der vier inzwischen
vorliegenden Antrage angenommen wird! - Ich
hatte da eine Idee, aber das werden wir gleich
wissen.

Im Wesentlichen ist man sich einig. Der Wald hat
Probleme: Sturmschaden, Dirre und zuletzt der
Borkenkafer. Teile des Harzes sehen aus wie
Mondlandschaften. Es ist wirklich furchtbar, das zu
sehen, wenn man da hochfahrt. Das ist kein scho-
ner Anblick. Die Begriindung dafir ist ganz klar: Es
ist der Klimawandel. Die Rolle der monokulturellen
Bewirtschaftung und fehlender Schadlingsbekamp-
fung - teils mangels geeigneter Mittel, teils auf-
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grund von Verboten - wird dabei eher randstandig
ins Auge gefasst.

Auch die Forderungen gleichen sich - wie sollte es
auch anders sein? -: Wir wollen mehr fir den Wald
tun; wir brauchen Aufforstungsprogramme; wir
wollen die Forstbesitzer unterstutzten; wir brau-
chen mehr Wald fur den Klimaschutz und weniger
Burokratie; wir missen Forderrichtlinien anpassen
und vieles mehr. Einiges davon wird zwischenzeit-
lich bereits angedacht oder sogar umgesetzt. Was
mit den restlichen Forderungen passiert, werden
wir im Laufe der Zeit sehen.

Bei vielen vernlnftigen Forderungen findet sich im
Antrag der GroKo zumindest ein Punkt, dem wir
absolut nicht zustimmen kénnen: Man fordert doch
ernsthaft, Windenergieanlagen in den Wald zu
bauen. Abgesehen davon, wie viel Platz ein Wind-
rad bendtigt, dass riesige Fundamente in den Bo-
den eingebracht werden und nattirlich auch Zuwe-
gungen fur schweres Gerat errichtet werden mus-
sen: Jeder von uns hat wohl noch die Bilder von
brennenden Windradern und abstiirzenden Roto-
ren im Kopf. Was so ein Ereignis im ohnehin viel
zu trockenen Wald anrichten wiirde, mag man sich
nicht vorstellen. Die Folgen fiir Vogel- und Arten-
schutz sind ebenfalls nicht von der Hand zu wei-
sen.

Deswegen lehnen wir den Antrag der GroKo trotz
ansonsten verninftiger Forderungen ab. Zumin-
dest einem Antrag der FDP werden wir zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Aus dem Plenum
liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor,
sodass jetzt die Landesregierung das Wort neh-
men kann. Frau Ministerin Otte-Kinast, Sie haben
das Wort. Bitte!

Barbara Otte-Kinast, Ministerin fur Erndhrung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Vielen Dank. - Herr Prasident! Verehrte Damen
und Herren! Der Wald ist uns allen wichtig - das
zeigen die vielen Antrage -, und der Wald ist im
Mittelpunkt der 6ffentlichen Wahrnehmung.

Die multifunktionalen Anspriiche unserer Gesell-
schaft - sei es an die hohe Biodiversitat oder die
Erholung in Corona-Zeiten - missen von einem
Wald erfullt werden, der aufgrund der Klimaverén-
derung mit fortschreitender Trockenheit und Hitze

ein fur alle Bulrgerinnen und Burger sichtbar
schwer kranker Patient ist.

Im dritten Jahr der Extremwetterereignisse stehen
wir nun vor mehr als 25 000 ha gelichteten Freifla-
chen, vielen aufgelichteten und zerstérten Wald-
bestanden und Millionen kranken Baumen. Nicht
nur die Fichte, auch unsere sonst so standfesten
Eichen und Buchen sind geschwécht und sterben
in zunehmendem MalRe ab. Was friiher griinte,
wird plétzlich welk und braun.

Handeln auf allen Ebenen tut not. Darum bin ich
auch sehr froh dariiber, dass das mir personlich
sehr am Herzen liegende Thema heute auf der
Tagesordnung steht.

Mit lhren EntschlieBungsantragen haben Sie viele
richtige Anséatze formuliert, und auch der so wichti-
ge Blick tber den Tellerrand in Richtung Bundesrat
und EU fehlt nicht. Neue Denkansétze sind not-
wendig; denn nur so wird man dieser immensen
Herausforderung gerecht.

Mein Haus hat sich in den letzten Jahren der Auf-
gabenfille rund um den Wald mit hohem Engage-
ment angenommen und an einer Vielzahl von L6-
sungsansatzen gearbeitet. Deutliche Schritte nach
vorn sind beispielsweise bei der forstlichen Forde-
rung fir die Waldbesitzenden und die forstwirt-
schaftlichen Zusammenschliisse geschaffen wor-
den: Verdreifachung der Fordermittel, deutlich brei-
ter angelegter Forderrahmen, hdhere Fordersatze,
klima- und standortangepasste Baumartenwahl,
Vereinfachungen bei der Bewilligung von Forder-
antragen und schnellerer Mittelabfluss. Mit ande-
ren Worten: Das Geld kommt auf der Flache an.

Im Herbst dieses Jahres wird zudem ein neues,
deutlich modernes Forstférderprogramm fir Wie-
deraufforstungsmalRnahmen freigeschaltet werden.

Auch bei der Waldbrandvorsorge und -lber-
wachung sind wir tatig und werden unser System
schrittweise modernisieren.

Allerdings - das sei deutlich gesagt - befinden wir
uns mitten im Klimawandel. Daher werden wir in
den nachsten Jahren noch viele neue Herausfor-
derungen meistern missen. Den Verantwortlichen
im Wald, in den Forstbetrieben und forstwirtschaft-
lichen Zusammenschlissen fehlen nicht nur voll-
standig die Gewinne aus dem Holzverkauf. Die
nachhaltige Waldbewirtschaftung ist aktuell durch-
weg defizitar. Womit also zukinftig die Personal-
und Sachkosten fur Holzernte, Wiederaufforstung
oder Waldpflege bezahlen?
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Meine Damen und Herren, ich bin fest davon tUber-
zeugt, dass hier die Honorierung der Okosys-
temdienstleistungen des Waldes oder die Nachfra-
gesteigerung durch vermehrten Holzbau richtige
und wichtige Losungsansétze sind, fur die wir uns
mit Nachdruck einsetzen.

Auch die Forschung muss intensiviert werden, um
den zukunftigen Problemstellungen mit neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnissen begegnen zu
kénnen.

Meine Damen und Herren, wir fangen nicht erst
jetzt mit unserer Arbeit an, sondern sind bereits
mitten in der Erarbeitung und Umsetzung von In-
strumenten fir den Aufbau und Erhalt klimatoleran-
ter Walder. Der Wald braucht hierbei auch weiter-
hin unsere volle Unterstiitzung im Zusammenspiel
aller beteiligten Akteure; denn die Zukunft unserer
Walder kann nur gemeinsam gestaltet werden, und
daflr werbe ich hier heute ganz eindringlich.

Frau Staudte, gestatten Sie mir noch eine Anmer-
kung: Die Landesregierung verhandelt den ,Nie-
dersachsischen Weg" nicht nur mit dem Landvolk.
Wir verhandeln diesen Weg mit der Landwirt-
schaftskammer, mit dem BUND und mit dem
NABU.

Vielen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Bernd Busemann:
Vielen Dank, Frau Ministerin.

Nun liegen keine weiteren Wortmeldungen zu die-
sem Tagesordnungspunkt vor, sodass wir die Be-
ratung abschlieBen kdnnen und zu den Abstim-
mungen kommen.

Ich rufe zunachst die Abstimmung zu Nr. 1 der
Beschlussempfehlung auf. Das ist der Antrag der
Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU.

Wer also der Nr. 1 der Beschlussempfehlung des
Ausschusses folgen und damit den Antrag der
Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU in der
Drucksache 18/6229 unverandert annehmen will,
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Mit den Stimmen von SPD und
CDU ist der Antrag der Fraktion der SPD und der
Fraktion der CDU mit grof3er Mehrheit angenom-
men.

Ich komme zu den Abstimmungen zu Nr.2 der
Beschlussempfehlung. Da ist zunéachst der Antrag
der Fraktion der FDP in der Drucksache 18/641.
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Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion der FDP
in der Drucksache 18/641 ablehnen will, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Das Erste war die Mehrheit. Somit ist der
Antrag der Fraktion der FDP abgelehnt.

Ich komme zum Antrag der Fraktion Bind-
nis 90/Die Griinen, Drucksache 18/4481.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion Bind-
nis 90/Die Grinen in der Drucksache 18/4481 ab-
lehnen will, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen.
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das Erste war
auch hier die Mehrheit. Damit ist der Antrag der
Fraktion Bundnis 90/Die Griinen in der Drucksache
18/4481 abgelehnt worden.

Schlussendlich der Antrag - nochmals - der Frakti-
on der FDP, Drucksache 18/4492.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion der FDP
in der Drucksache 18/4492 ablehnen will, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Das Erste war auch hier die Mehrheit.
Damit ist der Antrag der Fraktion der FDP in der
Drucksache 18/4492 abgelehnt worden.

Dieser Tagesordnungspunkt ist damit insgesamt
abgehandelt worden.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 27:

Abschliel3ende Beratung:

Das Agrarpaket der Bundesregierung und die
Verscharfung der Dingeverordnung stoppen -
Niedersachsen muss sich unterstitzend hinter
seine Landwirte stellen! - Antrag der Fraktion der
FDP - Drs. 18/4830 - Beschlussempfehlung des
Ausschusses fur Ernahrung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz - Drs. 18/6737

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Wir treten in die Beratung ein. Zu dem Antrag
mdchte der Kollege Hermann Grupe von der FDP-
Fraktion vortragen.


http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04501-05000/18-04830.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06737.pdf
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Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank, Herr Prasident. - 7,8 Milliarden Euro
an neuen Schulden zum Ausgleich der Corona-
Folgen soll dieser Landtag in Kiirze beschliel3en -
eine gigantische Neuverschuldung, die noch zu-
kunftige Generationen werden zuriickzahlen mus-
sen!

Gleichzeitig figen Sie dem wichtigsten Wirt-
schaftszweig im landlichen Raum, der Land- und
Erndhrungswirtschaft, vollig unndétige Milliarden-
schaden zu. Regelungen zur Mangelernédhrung
von Kulturpflanzen sollen verabschiedet werden.
Mittel zur Gesunderhaltung unserer Kulturpflanzen
sollen in Schutzgebieten verboten werden. Von der
immer wieder angemahnten einheimischen Ei-
weilRversorgung entfernen wir uns immer weiter,
weil sich der Rapsanbau aufgrund fehlender Mittel
in diesem Lande in den letzten Jahren mehr als
halbiert hat. Obwohl standig das Gegenteil propa-
giert wird, werden hier genau diese Anbauflachen
vermindert.

Auf 39 % der niedersachsischen Flache soll nur
noch eine Mangelerndhrung der Pflanzen maéglich
sein. Dabei sind die in Deutschland ermittelten
Nitratwerte im Grundwasser mit keinem anderen
EU-Land vergleichbar. In Deutschland misst man
anders, meine Damen und Herren! Man misst nur
in den oberflachennahen Grundwasserstockwer-
ken. Das wird nirgendwo sonst so gemacht. Und
man weil3, dass in den oberflachennahen Grund-
wasserstockwerken, die sich nahe an unseren
hoffentlich fruchtbaren Bdden befinden, natirlich
hoéhere Werte anzutreffen sind als in den mittleren
und unteren Grundwasserstockwerken. Deshalb
sind die Werte in keinster Weise vergleichbar.

Aber diese Vergleichbarkeit ist die einzige Forde-
rung, die die EU 1991 gestellt hat: Es sollen ver-
gleichbare Werte ermittelt werden, damit man
sieht, wo man am ehesten Probleme hat.

Insofern stelle ich hier klipp und klar fest: Diese
Probleme sind herbeigemessen. Das andert iber-
haupt nichts daran, dass wir in manchen Regionen
gravierende Probleme haben, die wir entspre-
chend angehen wollen, um zu Verbesserungen zu
kommen. Aber zum Vergleich, der in Form dieser
sogenannten Malta-Statistik hergestellt wird, in der
Deutschland in der EU den vorletzten Platz - nur
vor Malta; mit vollig unvergleichbaren Werten -
einnimmt, hat uns in den Ausschussberatungen
auch das Umweltministerium bescheinigt, dass er
nicht hilfreich ist, weil er keinerlei Aussage enthalt.

Es ist genauso wenig irgendeine Aussage gegen-
Uber anderen EU-L&andern abzuleiten.

Das bedeutet nichts anderes, als dass Deutsch-
land im oberen Mittelfeld l&age, wenn hier so wie im
Schnitt der EU-Lander gemessen wirde. Dann
waren ungefahr 15 andere Lander eher mit einem
Verfahren dran als Deutschland; dort gibt es gro-
Rere Probleme.

Von daher wollen wir unsere Probleme angehen,
aber hier wird mit falschen Werten gearbeitet. Das
geht in den Auswirkungen, wie sie hier jetzt ins
Auge gefasst werden, in die Milliarden - véllig un-
notigerweise!

Wenn man dann, wie Sie das fir die ,roten“ Gebie-
ten vorgesehen haben, in Regionen - das betrifft
viele Regionen - mit sehr niedrigen Grundwasser-
belastungswerten auch noch eine Mangelernéh-
rung der Pflanzen vorschreibt, dann ist das absolu-
ter Irrsinn, dann ist das Nonsens, dann ist das
Uberhaupt nicht mehr nachvollziehbar. Es nutzt der
Umwelt in keinster Weise, und Sie richten hohe
wirtschaftliche Schaden an.

Die Landwirtschaft hat aber - das wissen Sie - in
den letzten Jahren auf die ganze Debatte schon
sehr stark reagiert. Wenn ich es richtig erinnere,
gab es in Niedersachsen vor nicht allzu langer Zeit
einen Nahrstoffbilanziiberschuss in Hohe von
80 000 t. Der ist jetzt bei O t.

(Miriam  Staudte
stimmt nicht!)

[GRUNE]: Das

Innerhalb von vier Jahren hat die Landwirtschaft
ihn durch eine bessere Verteilung so stark zuriick-
gefahren. Er liegt bei O t! Dann derart scharfe Res-
triktionen zu erlassen, als wéare nichts passiert!
Man musste mir mal erklaren, warum man jeman-
den, der schon das freiwillig tut, was man von ihm
will, noch solche Strafen auferlegen will.

Deswegen, meine Damen und Herren, haben Sie
die Landwirtschaft an lhrer Seite bei der Beseiti-
gung von Problemen und Missstdnden. Gar keine
Frage! Wir wollen das so sauber wie mdglich ma-
chen. Wir wollen Spitze sein in Europa, gar keine
Frage! Aber gegen pauschale Restriktionen, die
viel Geld kosten und in der Sache nichts bringen,
werden wir uns mit allen Mitteln zur Wehr setzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)
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Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Grupe. - Es geht weiter mit
Bundnis 90/Die Grunen: Kollegin Staudte, bitte
sehr, Sie sind dran.

Miriam Staudte (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Gefiihlt haben wir jetzt schon fiinf-
mal hier Gber diesen Antrag diskutiert. Ich glaube,
es liegt daran, dass Sie immer wieder &ahnliche
Antrage einbringen.

(Zuruf von der SPD)
- Das geht auch der SPD scheinbar so.

Deswegen mdchte ich meine Ausfiihrungen relativ
kurz halten.

Die FDP dbt immer viel Kritik, zeigt aber keine
eigenen Loésungsansatze auf. Das ist das Grund-
problem. Sie erweisen der Landwirtschaft damit
einen Barendienst.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir brauchen keine Schulddebatte, aber wir brau-
chen eine Veranderungsdebatte. Es ist eben nicht
so, wie Sie es darstellen, dass der Nahrstoffbericht
zeige, wir seien jetzt bei einem Nahrstoffbilanz-
Uberschuss von 0t, alles gehe also auf. Demnach
missten wir nur abwarten, bis die Verbesserung
im Grundwasser ankommt.

Nein, wir haben, was den Stickstoffiberschuss
angeht, es immer noch mit 31 000t zu tun, der
Phosphatiiberschuss ist sogar von 24 000 auf
33000t im Vergleich zum Vorjahresbericht ange-
stiegen. Insofern ist das Problem weiterhin grof3.

Nun ist es vielleicht nicht Ihre Aufgabe, hier die
Lésungsansatze aufzuzeigen, sondern eher die
der Landesregierung. Von dort, muss ich aber
sagen, kommt aber tatsdchlich auch nicht viel.
Ganz im Gegenteill Wenn wir in Richtung Friesoy-
the schauen, sehen wir, dass Sie Giullefabriken
unterstitzen, die dieses Problem durch die angeb-
liche Aufbereitung der Gille letztendlich zementie-
ren. Schauen wir mal in die Niederlande! Dort wer-
den bis zum Jahr 2030 2 Milliarden Euro zur Ver-
figung gestellt, um Stélle sozusagen herauszu-
kaufen, um also Perspektiven fir die Reduzierung
der Tierbestdnde aufzuzeigen. Aber bei uns pas-
siert sozusagen genau das Gegenteil: teure, ener-
gieintensive Gullefabriken.
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Zusammengefasst: Der Antrag der FDP ist also
keine Hilfe. Er wiederholt Parolen, wonach alles so
bleiben kann wie bisher. Uber die Aspekte Arten-
schutz und Agrarpaket haben wir heute ja schon
viel diskutiert. Dazu warten wir letztendlich eigent-
lich auf die Umsetzung; bislang liegt ja nur eine
Absichtserklarung vor. Wir Griine wollen den Auf-
bruch in der Landwirtschaft fir die Landwirte und
Landwirtinnen, fiir die Natur und auch fur die Tiere.

Danke.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Staudte. - Es gibt den Wunsch
auf eine Kurzintervention vom Kollegen Grupe.
Herr Grupe!

Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank, Herr Prasident. - Liebe Kollegin
Staudte, Sie haben gesagt, der Bilanziiberschuss
betrage immer noch 31 000 t. Das ist richtig; das
ist die letzte gemeldete Zahl. Der Wert ging von
80 000 uber - ich glaube - 54 000 auf 31 000t
zuriick. Die neuen Zahlen, die jetzt noch nicht ver-
offentlicht sind, liegen bei O t.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Das haben
Sie auch schon das letzte Mal ge-
sagt!)

Deswegen habe ich das deutlich gesagt.

Sie weisen ja zu Recht darauf hin, dass diese Linie
nur fortgesetzt wird. Bei Phosphat gibt es durchaus
Probleme. Ich habe gesagt, dass man da, wo
Probleme sind, gezielt angreifen soll. Aber dass
man ,rote" Gebiete schafft - zu denen Bereiche um
Pattensen gehtren, um einmal ein Beispiel zu
nennen, wo noch nie Viehhaltung war -, die ausge-
laugte Bdden haben, und dort trotzdem eine Un-
terdiingung verhangt, ist Gberhaupt nicht nachzu-
vollziehen. Da sind diejenigen noch besser dran,
die viel Gille ausgebracht haben; denn dort ist
wenigstens noch etwas im Boden. Aber es wird
teilweise auch auf Flachen verlangt, die ausge-
laugte Boden haben. Das ist Uberhaupt nicht
nachvollziehbar.

Wir arbeiten lieber - das ist richtig - mit Anreizen
als mit Verboten, Frau Kollegin Staudte. Und wenn
die Landwirtschaft selber in den letzten vier Jahren
so sensationell reagiert hat, dass sie von 80 000
Uber 56 000 oder 54 000 und 31 000 auf Ot ge-
kommen ist, muss ich doch einmal zur Kenntnis
nehmen, dass wir das Ziel erreicht haben, und
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brauche die Landwirtschaft nicht durch unsinnige
Mafinahmen zusatzlich abzustrafen.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Bernd Busemann:
Frau Staudte, bitte!

Miriam Staudte (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Grupe, dann wundert es mich
eigentlich, dass Sie uns nicht unterstitzen, wenn
wir sagen: Ja, wir wollen bei den ,roten“ Betrieben
genauer hinschauen. - Klar ist, dass es pauschal
mit den ,roten" Gebieten tatsachlich oft den Fal-
schen trifft. Die DUngeverordnung ist also nicht der
Weisheit letzter Schluss. Aber bitte unterstiitzen
Sie uns, wenn wir sagen: Die Kontrollen miissen
verscharft werden. Es muss dann auch wirklich
einmal Sanktionen geben, und zwar nicht solche,
die im Prinzip noch zu Grenzlberschreitungen
animieren.

Und wie ist denn die Position der FDP dazu, die
Dungebehdrde dem Umweltministerium zu unter-
stellen? Mich wiirde einmal interessieren, ob Sie
da auch mitgehen wirden.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank. - Als N&achste rufe ich fur die AfD-
Fraktion Frau Dana Guth auf. Sie haben das Wort.

Dana Guth (AfD):

Vielen Dank, Herr Prasident. - ,Das Agrarpaket der
Bundesregierung und die Verscharfung der Din-
geverordnung stoppen - Niedersachsen muss sich
unterstitzend hinter seine Landwirte stellen!*: Wir
behandeln heute einen Antrag der FDP, der wie so
oft in diesem Hause langst von der Realitat tber-
holt wurde.

Die Verscharfung der Dingeverordnung hat seit
Monaten die Landwirte bewegt, Trecker-Demos
und Kundgebungen ausgel6st und neben der ver-
standlichen Empérung auch viele Fragen und
Angste bei den niedersichsischen Bauern mit sich
gebracht. Die griinen Kreuze sind noch heute
uberall auf den Ackern zu sehen - ein Hilferuf!

Neben vielen warmen Worten und Solidaritatsad-
ressen, die teilweise wahrscheinlich sogar ehrlich
gemeint waren, kam aber in allen Diskussionen ein
Grundtenor zum Tragen: Die EU verbietet ..., die
EU erwartet ..., die EU hat beschlossen ... - Selten

trat die Hilfs- und Entscheidungslosigkeit der Lan-
desparlamente deutlicher zutage.

Der Antrag wurde im Ausschuss diskutiert und
schlussendlich von CDU, SPD und Griinen abge-
lehnt. Was war der Gegenstand dieses Antrags?

.Der Landtag fordert die Landesregierung
auf, sich auf Bundesebene dafir einzuset-
zen,

1. dass die Inhalte und die Kernaussagen
des Agrarpakets (berarbeitet werden.
Pflanzenschutz und Dingung miuissen
weiterhin in praxis- und bedarfsgerechter
Form auch in Schutzgebieten sicherge-
stellt sein,

2. dass im Natur- und Umweltschutz zu ei-
nem Kurs der Kooperation mit der Land-
wirtschaft zuriickgekehrt wird ..."

Das sind zwei verniinftige Forderungen, bei denen
man sich wirklich fragen muss: Was lauft in der
Politik schief, dass eine Landesregierung die Bun-
desregierung dazu auffordern muss, sich dafir
einzusetzen, dass Pflanzenschutz und Diingung
praxis- und bedarfsgerecht erfolgen kénnen?

Alle betonen gerne und regelmé&Rig, wie sehr sie
den Fachverstand unserer Landwirte schéatzen.
Immer wieder wird darauf hingewiesen, wie toll und
qualitativ hochwertig unsere Nahrungsmittel pro-
duziert werden, und das schon seit Jahrzehnten.
Trotz allem traut man den Landwirten nicht zu,
selbst zu entscheiden, was auf ihrem Acker richtig
ist.

Sie fordern naturlich, dass ,Verbote und Ein-
schréankungen ausschlieR3lich faktenbasiert und auf
wissenschaftlicher Grundlage festgelegt werden”.
Das ist eine vollig berechtigte und richtige Forde-
rung. Dies ist aber schon lange nicht mehr die
Realitdt. Denn man muss feststellen, dass mittler-
weile rein durch Berichterstattung Dinge ohne je-
den wissenschaftlichen Hintergrund kaputtge-
schrieben werden kénnen.

Wenn Sie es ehrlich meinen, dann lassen Sie die
Landwirte doch einfach ihre Arbeit machen! Aber
natirlich ist das nicht so einfach, weil hier schon
lange nichts mehr entschieden werden darf.

Sie haben eine weitere Forderung gestellt, nam-
lich:

»3. dass die Dingeverordnung ihre Wirkung
entfalten kann, ehe zusatzliche Verschar-
fungen beschlossen werden. Eine Man-
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gelerndhrung von Nutzpflanzen deutlich
unter dem Bedarf ist abzulehnen.*

Auch hier gilt: Hatte man doch gerade erst eine
Dungeverordnung auf den Weg gebracht, musste
diese dann nur zwei Jahre spéater erneut verscharft
werden. Statt wie immer erst einmal abzuwarten,
wie sich die Verscharfung langfristig in der Praxis
auswirkt, wird hektische Betriebsamkeit entwickelt,
immer getrieben von dem Damoklesschwert ,Ver-
tragsverletzungsverfahren und Strafzahlungen®.
Statt sich hier auf die Seite der eigenen Landwirte
zu stellen, macht man sich zum willféahrigen Erful-
lungsgehilfen von EU-Géangeleien.

Zu guter Letzt soll der Landtag die Landesregie-
rung auffordern, ,die Gebietskulisse fir die ,roten’
Gebiete zu Uberprifen und gemeinsam mit der
Landwirtschaft gezielte wirkungsvolle MaRnhahmen*
zu entwickeln. Das musste wohl eine Selbstver-
sténdlichkeit sein. Wenn es ein Problem gibt, sollte
der erste Schritt sein, zu schauen, ob dieses Pro-
blem wirklich existiert. Das hei3t: Messstellen
Uberpriifen; wenn es existiert, Ursachen ermitteln;
wenn Ursachen gefunden werden, den Problembe-
reich abgrenzen; dann Lésungen finden.

Ein bisschen Summ und Brumm ist in dem Antrag
auch noch dabei: Zusatzliche Insektenschutzpro-
gramme sollen angeboten werden.

Die Entwicklung in der Landwirtschaft ist sympto-
matisch fur viele Branchen in unserem Land. Eine
zunehmende Ungerechtigkeit zwischen den Pro-
duktionsbedingungen schrankt die Wetthewerbs-
fahigkeit unserer Betriebe immer weiter ein. Impor-
te aus anderen Landern, die das nicht so eng se-
hen, ersetzen dann unsere Produktion.

Wir werden dem Antrag der FDP zustimmen.
Vielen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Guth. - Jetzt folgt fur
die CDU-Fraktion Kollege Helmut Dammann-Tam-
ke. Bitte sehr, Sie haben das Wort.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Helmut Dammann-Tamke (CDU):

Herr Prasident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Verehrter Kollege Grupe, in der Tat haben wir
Uber die Thematik ,Grundwasser und Dingung" in
diesem Landtag in den letzten Wochen und Mona-
ten haufig debattiert. Man ist der Auffassung: Es ist
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im Grunde genommen schon alles gesagt; die
Thematik ist klar.

Gleichwohl liegt dieser Antrag heute zur abschlie-
Benden Beratung vor. Er ist Uberschrieben: ,Das
Agrarpaket der Bundesregierung und die Ver-
scharfung der Dingeverordnung stoppen - Nieder-
sachsen muss sich unterstutzend hinter seine
Landwirte stellen!*

Ich werde mich in meinen AuRerungen und in mei-
nem Redebeitrag heute im Wesentlichen am Kol-
legen Grupe abarbeiten. Zwar finde ich es bemer-
kenswert, Kollege Grupe, wie Sie hier fir die
Landwirtschaft und lhre Berufskollegen kampfen.
Aber wenn man im politischen Raum unterwegs
ist, sollte man einen Fehler nicht begehen: die
Augen vor der Realitat verschlieBen.

(Beifall bei der CDU und bei den
GRUNEN sowie Zustimmung bei der
SPD)

Das Agrarpaket der Bundesregierung umfasst im
Wesentlichen zwei Punkte. Der eine nimmt bei
Ilhren Redebeitragen und bei Ihren AuRerungen
immer fast keinen Platz ein. Da geht es um ein
eine Reduzierung von Pflanzenschutzmitteln, um
ein Insektenschutzprogramm und um die Reduzie-
rung des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln in
Schutzgebieten. Kollege Grupe, ich empfehle
Ihnen einfach einmal einen Blick in den ,Nieder-
sachsischen Weg“. Dort sehen Sie, was lhre Be-
rufskollegen, das Landvolk Niedersachsen und der
Vertreter der Landwirtschaftskammer Niedersach-
sen, mit dieser Landesregierung vereinbart haben
und gemeinsam mit BUND und NABU unterschrie-
ben haben.

Darin steht explizit die Reduzierung des Einsatzes
von Pflanzenschutzmitteln in Schutzgebieten -
zugegeben bezogen auf Grinland und nicht auf
Ackerland. Insofern kann man aber nicht derart
pauschal in Bausch und Bogen sagen, es sei
Quatsch, was die Bundesregierung da mit ihrem
Agrarpaket - das im Ubrigen ein Arbeitspapier ist -
vorgelegt habe. Sie sollten schon bereit sein, da
einmal etwas genauer hinzuschauen und zur
Kenntnis zu nehmen, was lhre eigenen Berufskol-
legen bereits vereinbart haben. Die sind in dieser
Hinsicht schon viel weiter als Sie, Kollege Grupe.

Jetzt kommen wir zum Thema ,Grundwasserbelas-
tung mit Nitrat“. Herr Kollege Grupe, Sie haben
hier in lhrer Rede gesagt, dass Probleme herbei-
gemessen wurden und dass wir uns als Bundesre-
publik Deutschland mit dieser Art der Betrach-
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tungsweise, mit diesem Messsystem, was die ver-
schiedenen Horizonte angeht, in denen gemessen
wurde, im bildlichen Sinne selbst ins Knie ge-
schossen haben. Herr Kollege Grupe, auch da
empfehle ich Ihnen einfach einmal den Blick fir die
Realitat. Denn andere EU-Mitgliedstaaten, wie
beispielsweise die Niederlande und Dé&nemark,
haben diesen beschwerlichen Weg der Reduzie-
rung der Stickstoffdingung, um die entsprechen-
den Nitratwerte in ihrem Grundwasser in einen ver-
ninftigen Bereich - sprich: unter 50 mg - zu krie-
gen, schon hinter sich. Die sind wesentlich friiher
gestartet als wir in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Deshalb ist das Thema bei denen weitge-
hend aus der politischen Debatte heraus.

Bei uns in Deutschland brennt dieses Thema nach
wie vor. Warum? - Weil wir verschiedene Diinge-
verordnungen unter verschiedener politischer Ver-
antwortung hatten. Auch die Griinen haben zu
Zeiten einer Renate Kiinast mal eine neue Dinge-
verordnung auf den Weg gebracht. Wir in Deutsch-
land haben hier nach wie vor dicke Bretter zu boh-
ren.

Sie haben die Statistik bemuht, wonach wir in der
Bundesrepublik Deutschland auf dem vorletzten
Platz vor Malta seien, und haben gesagt, dass wir
dann, wenn wir genauso wie die anderen messen
wirden, im gesunden Mittelfeld landen wirden.
Zur Ehrlichkeit gehort auch, dass es unter den 16
Bundeslandern in der Bundesrepublik Deutschland
14 gibt, die mit dem Zeigefinger im Wesentlichen
auf zwei Bundesléander zeigen, namlich auf Nord-
rhein-Westfalen und Niedersachsen, weil naturlich
in diesen Bundeslandern die Viehhaltung bzw.
Tierhaltung eine besondere Rolle spielt und damit
ganz mafRgeblich zu dem Wirtschaftsfaktor Wert-
schopfung Erndhrung hier in Niedersachsen bei-
tragt. Die Vorgehensweise, dieses Thema mit dem
Blick auf den Durchschnitt der Bundesrepublik
Deutschland zu betrachten, ist ein wenig zu fokus-
siert und lenkt den Blick ein wenig von der Ge-
samtproblematik weg.

.Niedersachsen muss sich unterstitzend hinter
seine Landwirte stellen!” - so formulieren Sie es in
der Uberschrift. Ja, das tut Niedersachsen, weil -
das wissen Sie - wir, die regierungstragenden
Fraktionen im Parlament - in dieser Hinsicht muss
ich auch ein wenig Eigenlob in Richtung meiner
eigenen Fraktion aussprechen -, daftr gekampft
haben, eine am Verursacherprinzip orientierte Bin-
nendifferenzierung in den roten Gebieten herbeizu-
fuhren. Frau Kollegin Staudte, ich glaube, da sind
Sie mit Ihren Ausfiihrungen ganz nah bei uns, weil

Sie auch von einer gewissen Gerechtigkeit ge-
sprochen haben und dass man nicht alle Gebiete
pauschal Uber einen Kamm scheren sollte, son-
dern dass man schon genau hinschauen sollte,
wer in der Vergangenheit mit seiner Dingungspra-
xis zu diesem Problem erheblich beigetragen hat
und wer dort heute vielleicht im griinen Bereich
unterwegs ist. Wir liegen da mit unserem Ba-
sisemissionsmodell und der am Verursacherprinzip
orientierten Binnendifferenzierung zu 100 % rich-

tig.

Herr Kollege Grupe, ich méchte lhnen im Vorfeld
etwas verraten: Die Spatzen zwitschern im Mo-
ment von den Déachern, dass es durch die Bund-
Lander-ubergreifende Arbeitsgruppe unter Einbe-
ziehung von Umweltpolitikern und Agrarpolitikern
gelungen ist, genau diesen Weg, eine am Verur-
sacherprinzip orientierte Binnendifferenzierung,
herbeizufiihren. Wenn wir das geschafft haben,
haben diese regierungstragenden Fraktionen in
diesem Niedersachsischen Landtag mit Ministerin
Bérbel Otte-Kinast und Minister Olaf Lies mehr fir
die Landwirtschaft erreicht als alle Ihre Antrage
zusammen.

Denn eines muss ich auch sagen: Sie haben hier
heute ausgefuhrt, Probleme wiirden herbeigemes-
sen, Probleme sollten gelést werden. - Es gibt
auch einen Landwirtschaftsminister im Konzert der
16 Bundeslander in der Bundesrepublik Deutsch-
land, der ein FDP-Parteibuch hat. Wenn Sie der
Auffassung sind, dass man Probleme angehen
soll, dann hétte zumindest dieser in den Kreis der
Agrarminister eine verniinftige Lésung in Ihrem
Sinne einbringen kénnen. Von der Seite habe ich
leider bis heute nichts erfahren.

Insofern ist hier gute Arbeit geleistet worden, und
von daher haben wir heute nur die Alternative,
Ihren Antrag abzulehnen.

Ich danke fir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Dammann-Tamke. - Es gibt den
Waunsch nach einer Kurzintervention. Herr Kollege
Grupe, Sie haben wieder die freie Auswahl: das
Mikrofon rechts oder links. - 90 Sekunden. Bitte
sehr!

(Hermann Grupe [FDP] geht zum
rechten Saalmikrofon)
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Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank. Ich komme dem Kollegen Dammann-
Tamke mal entgegen - zumindest raumlich.

Herr Kollege Dammann-Tamke, wir héren positive
Nachrichten sehr gerne. Wenn es so kommt, wie
Sie es hier angekindigt haben, und etwas Positi-
ves bewegt werden konnte, dann haben wir die
geringsten Probleme, das zu loben und herauszu-
stellen. Denn es ist der Zweck von Antragen der
Opposition, die Regierung dahin zu bewegen, et-
was in ihrem Sinne, in diesem Fall im Sinne der
Landwirte, zu erreichen. Wenn das geschehen
sein sollte, ist das sehr positiv.

Sie haben sich an mir abgearbeitet. Deshalb
mochte ich Sie etwas fragen. Die Landwirtschaft
hat in dieser Debatte gesagt, es gebe einen Bi-
lanziberschuss. Sie haben gesagt, die anderen
Lander zeigten auf Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen. Aber der Uberschuss von 80 000 t ist in
den vier bis fiinf Jahren nicht gestiegen. Das ist ja
auch eine Aussage. Muss man das nicht wenigs-
tens wirdigen?

Wenn die Landwirtschaft das, was sie tun soll,
namlich gerade in den Problemgebieten deutlich
einzusparen, besser zu verteilen und dadurch den
Gesamtiuberschuss zu reduzieren, so nachhaltig
macht, dann muss man das doch mit einbeziehen!
Dann kann man doch nicht in den Gebieten, in
denen wenig Nahrstoffe im Boden sind, noch eine
Unterdiingung wollen! Insofern hoffe ich, dass Sie
mit der Ankiindigung recht haben. Der Zweck un-
serer Intervention ist es doch, dass wir hier zu
besten Ergebnissen kommen.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Grupe. - Sie kdnnen gleich erwi-
dern, Herr Dammann-Tamke. Bitte sehr!

Helmut Dammann-Tamke (CDU):

Herr Grupe, ich glaube, wir alle sind sehr dartiber
erfreut, dass die Stickstoffiberschisse in Nieder-
sachsen seit Jahren rucklaufig sind. Gleichwohl ist
das Grundwasser ein sehr trdges System. Von
daher wird es noch eine Weile dauern, bis wir die-
sen Effekt messen kdénnen.

Sie sagten, wir sollten das honorieren. Ja, der
Ansatz einer am Verursacherprinzip orientierten
Binnendifferenzierung ist die Honorierung. Denn
jemand, der in einer Gemarkung, in einer Gemein-
de arbeitet und diingt und nachweisen kann, dass
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seine Dungung nicht zu der Problematik beitragt,
misste nach unserer Auffassung in dem Sinne
honoriert werden, dass er nicht durch Restriktionen
eingeengt wird.

Es steht auRer Frage, dass das ein Prozess ist,
den wir nicht von heute auf morgen herbeifiihren
kénnen, und die Datenlage vermutlich zu Beginn
etwas grober ist. Aber dass es uns gelungen ist,
Bewegung in dieser Hinsicht insbesondere auf
europaischer Ebene hinzubekommen, dass die EU
bereit ist, diesen bundesweit einheitlichen Ansatz
zu akzeptieren - die Forderung der EU war ja:
kommt uns nicht mit einer Lésung fur Niedersach-
sen, Bayern, Nordrhein-Westfalen und Baden-
Wadrttemberg, sondern macht einen bundesweit
einheitlichen Ansatz! -, dass uns das aus einem
der beiden Bundeslander, die hier am meisten am
Pranger stehen, durch unsere Initiative gelungen
ist, ist in meinen Augen ein wunderbarer politischer
Erfolg.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank. - Die Debatte geht weiter. Es folgt fur
die SPD-Fraktion Kollegin Thordies Hanisch. Bitte!

(Beifall bei der SPD)

Thordies Hanisch (SPD):

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Geehrte Kolleginnen und Kol-
legen der FDP-Fraktion, wenn Sie in Ihren Land-
wirtschaftsantrdgen schreiben wirden, was Sie
wollen, dann kdnnten wir auch daruber diskutieren
und wussten alle hier, was wir beschlieRen.

In Ihrer ersten Forderung fordern Sie, die Diingung
und den Pflanzenschutz weiterhin praxis- und be-
darfsgerecht auch in Schutzgebieten sicherzustel-
len. Die Betonung méchte ich hier mal auf ,weiter-
hin“ legen. Wahrend also in der Offentlichkeit die
Birgerinnen und Burger aufstehen und fur mehr
Biodiversitat und Artenschutz auf die Stralle ge-
hen, fordern Sie ein ,Weiter so!". Vermitteln Sie
doch bitte einmal den Burgerinnen und Burgern,
dass das heildt, dass bisher in Schutzgebieten
Herbizide und biodiversitatsschadigende Insektizi-
de angewendet werden durften und Sie das wei-
terhin tun mochten!

Wir kénnen hier nicht mit einem ,Weiter so!" rea-
gieren. Wir mussen die Problematik sehen und
eine Losung finden, die auch fir unsere Landwirte
und Landwirtinnen vertretbar ist. Mit einem ,Weiter
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so!“ schiiren Sie wieder einmal den Konflikt zwi-
schen Verbrauchern und Verbraucherinnen und
Landwirten und Landwirtinnen. Es muss darum
gehen, Losungen zu finden und anzubieten. Leider
und doch nicht wirklich tberraschend kann ich die
in lhrem Antrag nicht wirklich finden.

Sie fordern zwar auch eine Kooperation von Natur-
schutz, Umweltschutz und Landwirtschaft - ein
durchaus verninftiger Lésungsvorschlag -, aber im
weiteren Antrag ist dazu nichts zu finden. Sie stel-
len sich jedenfalls nicht vermittelnd zwischen Na-
turschutz und Landwirtschaft auf.

In den Forderungen geht es darum, Verbote und
Einschrankungen ausschlief3lich faktenbasiert und
auf wissenschaftlicher Grundlage festzulegen. Ich
bin dafur sehr zu haben. Nur, es gibt im Bereich
Glyphosat tatséchlich auch unterschiedliche Stu-
dienlagen. Falls Sie in dieser Forderung Glyphosat
meinen, das Sie in Einleitungen und Begriindun-
gen immer wieder zum Thema machen, dann
mdchte ich Sie bitten, im Antrag zu schreiben: Die
FDP-Fraktion spricht sich fur ein ,Weiter so!* im
Bereich Glyphosat aus.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Nun méchte ich die Gelegenheit nutzen, um darauf
hinzuweisen, dass etliche Ihrer Ansatze, wie schon
mein Vorredner Herr Dammann-Tamke betont hat,
auf Regierungsseite bereits in Arbeit sind.

Bei der Gebietskulisse fur die ,roten* Gebiete wer-
den Verhandlungen mit dem Ziel gefiihrt, Restrikti-
onen dort anzulegen, wo es zu Uberschreitungen
bei der Dungung kommt. Im ,Niedersachsischen
Weg" sind weitere Insektenschutzprogramme an-
gedacht, von denen wir ohnehin schon einige ha-
ben.

Witzig finde ich, dass Sie zusétzliche Insekten-
schutzprogramme fordern und gleichzeitig das
Agrarpaket der Bundesregierung stoppen wollen.
Im Agrarpaket sind namlich auch 100 Millionen
Euro jahrlich fur mehr Insektenschutz vorgesehen.

Es ist den meisten Beteiligten doch inzwischen
klar, dass sich Okosystemdienstleistungen auch
fur die Landwirtschaft lohnen mussen. Ohne die
Landwirtschaft werden wir das nicht schaffen.

Es wirde sich lohnen, Titel der Antrdge so zu for-
mulieren, dass sie mit dem Inhalt Gbereinstimmen.
Der Titel des Antrags lasst sich aber gut bei lhrer
Zielgruppe verkaufen; das kann ich irgendwie ver-
stehen.

Es gibt aus verschiedenen Griinden ein bedrohli-
ches Hofesterben: Zwischenhandel, Einzelhandel,
Globalisierung, Birokratie, Umweltbelange, Kon-
sumverhalten, Flachenfrald und Flachenspekulati-
on. Alle diese Bereiche tragen dazu bei, dass nicht
auskdmmlich gewirtschaftet werden kann.

Wenn Sie aber hier mit lhrer Verhinderungstaktik
verkaufen wollen, den Status quo erhalten zu kén-
nen, dann machen Sie den Landwirtinnen und
Landwirten etwas vor - und die haben Besseres
verdient.

Wir brauchen eine gesellschaftlich vertretbare und
auf nachhaltigem Fundament gegriindete Land-
wirtschaft, die sich auch fur die Landwirtinnen und
Landwirten lohnt. Es ist mir vollig ratselhaft, welche
Ansatze Sie dabei verfolgen, die dazu beitragen
sollen.

Sie merken gar nicht, wie Sie hier immer wieder Ol
ins Feuer gielRen und die Kluft zwischen Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sowie Landwirtinnen
und Landwirten vertiefen, wenn Sie mit solch ein-
fachen Forderungen wie ,Agrarpaket stoppen!”
oder einem ,Weiter so!* fur Pestizide in Schutzge-
bieten versuchen, bei den Landwirtinnen und
Landwirten zu punkten. Versuchen Sie bitte lieber,
zu vermitteln und Ldsungen zu Uberlegen, die
dann tatsachlich tragen!

Ich erlaube mir, noch einmal auf den ,Niederséach-
sischen Weg" hinzuweisen. Das ist historisch ein-
malig und vor allem ein gro3er Erfolg des Mitei-
nanders. Zusammen mit den Beteiligten ist es
gelungen, eine Rahmenvereinbarung zwischen
Naturschutz und Landwirtschaft zu unterzeichnen.
Wir haben die Aufgabe, das zu unterstiitzen und
umzusetzen.

Ich bin stolz, hier dabei sein zu durfen, und wurde
mir solche Kooperationen in allen gesellschaftli-
chen und politischen Bereichen wiinschen. Es geht
namlich nicht mehr darum, die eigene Lobbygrup-
pe zu bedienen, sondern mit den Beteiligten zu-
sammen reale Losungen fiir gesellschaftliche Her-
ausforderungen zu finden.

Ihr Antrag ist ein ,Weiter so!“, das wir uns nicht
erlauben kénnen. Wie dieses ,Weiter so!* mit den
Herausforderungen im Naturschutz, dem Verbrau-
cherinteresse und der Landwirtschaft Ubereinge-
hen sollen, ist mir vollig ratselhaft.
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Deswegen werden wir dem Antrag nicht zustim-
men. Die SPD in Niedersachsen steht hinter unse-
ren Landwirtinnen und Landwirten und dem Natur-
schutz.

Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
der CDU)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Hanisch. - Aus dem
Plenum gibt es keine weiteren Wortmeldungen.
Die Landesregierung méchte aber das Wort ergrei-
fen. Bitte sehr, Frau Ministerin Otte-Kinast! Sie
haben das Wort.

Barbara Otte-Kinast, Ministerin fir Ernéhrung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Vielen Dank. - Verehrte Damen und Herren! Der
Agrarausschuss und auch der Umweltausschuss
sind zu dem Ergebnis gekommen, dem Landtag
die Ablehnung des Antrags der FDP-Fraktion zu
empfehlen. Warum die Ablehnung des Antrags? -
Weil der EntschlieBungsantrag in Teilen Forderun-
gen enthalt, fur die sich die Landesregierung oh-
nehin starkmacht bzw. die bereits umgesetzt wer-
den, und in anderen Teilen Forderungen formuliert,
auf die die Landesregierung zum gegenwartigen
Zeitpunkt faktisch gar keinen Einfluss nehmen
kann. Lassen Sie mich dies anhand der einzelnen
Punkte des EntschlieBungsantrags naher erlau-
tern.

Zu Nr. 1: Aufgrund der Formulierung im Antrag
gehe ich davon aus, dass die FDP-Fraktion insbhe-
sondere auf das umstrittene Aktionsprogramm
Insektenschutz abzielt. Das Aktionsprogramm
Insektenschutz ist zum gegenwartigen Zeitpunkt
noch kein Gesetz, sondern eine Zielvereinbarung
der Bundesregierung, wie Insektenschutz umge-
setzt werden soll. Die Niedersachsische Landesre-
gierung wird sich in einem spateren Gesetzge-
bungsverfahren natirlich dafir einsetzen, dass
dabei neben den o6kologischen Zielen auch die
okonomischen Belange der landwirtschaftlichen
Betriebe hinreichend berucksichtigt werden. - Auf
die angesprochene Diungung gehe ich gleich ge-
sondert ein.

Zu Nr. 2 mochte ich kurz und knapp Folgendes
feststellen: Diese Forderung, meine Damen und
Herren, entspricht dem Vorgehen der Niedersach-
sischen Landesregierung und bedarf keines Land-
tagsbeschlusses.
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Zu Nr. 3: Wie Sie wissen, ist die Anderungsverord-
nung zur Dingeverordnung am 27. Méarz im Bun-
desrat verabschiedet worden. Die Anderungsver-
ordnung ist bereits seit 1. Mai in Kraft. Wenn sich
auch Niedersachsen mit seinen konstruktiven An-
derungsantragen fur mehr Transparenz und Ge-
rechtigkeit im Bundesratsverfahren nicht vollstan-
dig durchsetzen konnte, so wurde zumindest ein
wichtiger Teilerfolg erzielt. Mit der schriftlichen
Zusage des Bundes an die Lander, in der zur bun-
desweit einheitlichen Abgrenzung der Gebietsku-
lissen zu erlassenden Verwaltungsvorschrift auch
landwirtschaftliche Emissionsdaten zu berucksich-
tigen, ist es Niedersachsen gelungen, eine zentra-
le und von Anfang an vertretene Forderung durch-
zusetzen,

(Zustimmung bei der CDU)

die eine Verankerung des Verursacherprinzips
bedeutet.

Mit der vorliegenden Fassung der Verwaltungsvor-
schrift, die am vergangenen Donnerstag den L&n-
dern und Verbanden zur Stellungnahme bersandt
wurde, wird die Zusage des Bundes umgesetzt.

Dies leitet mich Gber zu der Nr. 4. Auch diese For-
derung wird bereits umgesetzt. Die Landesregie-
rung ist sich dessen bewusst, dass eine am Verur-
sacherprinzip orientierte Ausweisung gefahrdeter
Gebiete, basierend auf Nitratmesswerten fehlerfrei
funktionierender  Grundwassermessstellen, die
Grundvoraussetzung fur eine Akzeptanz der ,ro-
ten* Gebiete im Berufsstand ist. Die Landesregie-
rung hat daher eine auRerplanmaRige Uberpriifung
aller fur die Abgrenzung der geféahrdeten Gebiete
herangezogenen Messstellen vorgenommen, da-
mit diese wichtige Voraussetzung hierzulande
auch sicher gewabhrleistet ist.

Zu der Nr. 5: Niedersachsen erarbeitet derzeit ein
Aktionsprogramm Insektenvielfalt. Dies wird ein
wichtiges Element sein, um die Vereinbarungen
zum ,Niedersachsischen Weg" umzusetzen. Das
Aktionsprogramm umfasst die unterschiedlichsten
Ziele und MaRnahmen zum Erhalt, zum Schutz
und zur Férderung der Insektenvielfalt sowohl in
der freien Landschaft- und zwar innerhalb und
aulRerhalb von Schutzgebieten - als auch in Stad-
ten und in Dorfern. Selbstverstandlich findet der
Berufsstand, der ja auch den ,Niedersachsischen
Weg" mitverhandelt und unterschrieben hat, bei
der Erarbeitung des Aktionsprogramms Gehor.
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Meine Damen und Herren, aus den genannten
Grinden ist der vorliegende EntschlieRungsantrag
der FDP-Fraktion aus der Sicht der Landesregie-
rung abzulehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizeprasident Bernd Busemann:
Vielen Dank, Frau Ministerin.

Meine Damen und Herren, dann kann ich die Bera-
tungen schlieBen. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion der FDP
in der Drucksache 18/4830 ablehnen will, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Das Erste war die eindeutige Mehrheit.
Damit ist der Antrag der Fraktion der FDP abge-
lehnt.

Wir setzen unsere Beratungen fort mit dem

Tagesordnungspunkt 28:

AbschlieRende Beratung:

Forderungen an die deutsche EU-Ratsprasi-
dentschaft - Antrag der Fraktion der SPD und der
Fraktion der CDU - Drs. 18/6476 - Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses fiir Bundes- und Euro-
paangelegenheiten und Regionale Entwicklung -
Drs. 18/6785 - dazu: Anderungsantrag der Fraktion
Bundnis 90/Die Grunen - Drs. 18/6833 - Ande-
rungsantrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/6852 -
Anderungsantrag der Fraktion der AfD -
Drs. 18/6880

Der Ausschuss empfiehlt lhnen, den Antrag unver-
andert anzunehmen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Alle drei Anderungsantrage zielen auf eine An-
nahme des Antrages in einer jeweils geanderten
Fassung.

Wir treten in die Beratungen ein. Einbringen méch-
te zugleich fir die SPD-Fraktion und die GroRe
Koalition Kollegin Immacolata Glosemeyer. Bitte
sehr!

(Beifall bei der SPD)

Immacolata Glosemeyer (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen! Heute Gbernimmt die Bun-

desrepublik Deutschland fiir die kommenden sechs
Monate den Vorsitz im Rat der Europaischen Uni-
on. Das ist eine groRe Ehre, die mit groRer Ver-
antwortung verbunden ist.

Wir wollen zum Erfolg der deutschen EU-Rats-
prasidentschaft beitragen und heute unseren An-
trag ,Forderungen an die deutsche EU-Ratsprasi-
dentschaft* ganz unter dem Motto der Bundesre-
gierung ,Gemeinsam Europa wieder stark machen*
zur abschlieRenden Beratung einbringen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland hat
die historische Verantwortung, Europa in der Krise
zusammenzuhalten. Die Wirtschaft wieder anzu-
kurbeln, ist eine der wichtigsten Aufgaben, die es
anzupacken gilt. Ansonsten droht Europa ein ver-
lorenes Jahrzehnt. Wenn die Europaische Union
nicht wieder auf die FiRe kommt, dann wird uns
das in Deutschland auch nicht gelingen. Wir sind
Exportregion und brauchen die Belebung des eu-
ropdischen Binnenmarktes. Gemeinsam mit ande-
ren proeuropdischen Landern muss Deutschland
eine Schlisselrolle bei der Bekampfung der CO-
VID-19-Pandemie und beim Klimaschutz einneh-
men.

Nie zuvor war die Ratsprasidentschaft so bedeu-
tend wie heute. Corona und seine medizinischen,
sozialen und wirtschaftlichen Folgen stellen alle 27
EU-Mitgliedstaaten vor gewaltige Herausforderun-
gen.

Den Vorschlag von Bundeskanzlerin Merkel und
Bundesfinanzminister Scholz, einen europaischen
Wiederaufbaufonds einzurichten, unterstutzen wir
mit Nachdruck. Ich hoffe, dass sich alle EU-Mit-
gliedstaaten auf die Plane der Kommission -
750 Milliarden Euro fur den Wiederaufbaufonds
und 1,1 Billionen Euro fir den Mehrjahrigen Fi-
nanzrahmen - verstandigen werden.

Das schuldenbasierte Programm der EU-Kommis-
sion soll die vom Coronavirus und dessen wirt-
schaftlichen Folgen besonders hart getroffenen
EU-Staaten wiederaufrichten. Italien und Spanien
sind die am starksten von der Pandemie betroffe-
nen Lander und hoffen zu Recht auf unsere Soli-
daritat. Ich glaube, niemand wird jemals die Bilder
von den vielen Menschen vergessen, die zu Grabe
getragen worden sind. Wir werden alles dafur tun,
um zu verhindern, dass die gemeinsame Wirt-
schafts- und Wéahrungszone zerbricht.

Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, das wird fir
alle Nationen ein gewaltiger Kraftakt werden. Aber
nur mit gemeinsamer Solidaritdt werden wir diese
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Krise bewadltigen kénnen und die Zukunft Europas
sichern.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen,
das Schengener Abkommen hat am 14. Juni sei-
nen 35. Geburtstag gefeiert- und die Grenzen
waren zum ersten Mal wieder geschlossen. Die
Pandemie hat uns auf eine harte Bewahrungspro-
be gestellt. Das zeitweise erforderliche Schliel3en
der Grenzen zu unseren Nachbarlandern hat zu
Verunsicherung und Vertrauensverlust gefihrt.
Erstmals haben wir gespiirt, wie verletzlich wir sind
und wie sehr wir unsere europaischen Nachbarn
brauchen.

Vor diesem Hintergrund stellen wir konkrete Forde-
rungen an die deutsche EU-Ratspréasidentschatft.
Mit Flei3 und Engagement muss Deutschland Eu-
ropa zusammenhalten, damit wir gemeinsam die
Herausforderungen unserer Zeit meistern kénnen.

Das Vereinigte Konigreich ist zum 31. Januar die-
ses Jahres aus der EU ausgetreten. Die Gefahr
eines ungeregelten Brexits konnte zunéchst ge-
bannt werden. Der Juli durfte ein entscheidender
Monat fur die zukiinftigen Beziehungen werden. Es
steht die vorerst letzte Verhandlungsrunde zwi-
schen beiden Seiten an.

Die EU muss dem britischen Premierminister wah-
rend der deutschen Ratsprasidentschaft selbstbe-
wusst gegenlbertreten und einen fur beide Seiten
O6konomisch vertraglichen Deal aushandeln. Die
Bedeutung einer fairen Verstandigung Uber die
Fischereirechte fur den Fortbestand der nieder-
sachsischen Hochseefischerei muss dabei ange-
messen Beriicksichtigung finden.

Eine Pandemie zeigt Probleme wie unter einem
Brennglas, sagte unsere Sozialministerin. In Euro-
pa und in Deutschland waren Schutzanziige und
Masken Mangelware. Gesundheitspersonal muss-
te geschitzt werden, und der Markt sollte es an-
geblich richten. Allerdings war der leergefegt. Der
Markt bestimmt den Preis. Eine Maske, die vorher
35 Cent kostete, konnte man bei Ebay fir 50 Euro
erwerben. Ein Wahnsinn!

Zeitweise war ein Engpass bei Arzneimitteln zu
spuren. Die Abhangigkeit vom asiatischen Markt
hat zu besorgniserregenden Lieferengpassen ge-
fuhrt. Wir missen bei unserer Arznei- und Medi-
zinversorgung darauf achten, dass sie wieder hier
in Europa einen Standort findet. Nur so kénnen wir
verhindern, dass wir noch einmal in eine solche
Situation kommen und wir unser Gesundheitsper-
sonal nicht schitzen kénnen.
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(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei der CDU)

Der Friedensnobelpreistrdger und einstige Bun-
deskanzler Willy Brandt soll einmal gesagt haben:

~Wir brauchen die Herausforderungen der
jungen Generation, sonst wirden uns die
FuRe einschlafen.”

Wie recht er doch hatte! Das gilt insbesondere im
Hinblick auf die européische Umweltpolitik. Dem
Engagement von Fridays for Future ist es mit zu
verdanken, dass sich die EU ein ehrgeiziges Ziel
gesetzt hat und bis 2050 klimaneutral werden will.

Wir stehen an der Seite der Jugend und fordern,
dass die Bundesregierung die EU-Kommission bei
ihren Bemihungen um den Green Deal weiterhin
aktiv unterstiitzt. Wir missen zum Wohle Europas
und seiner kommenden Generationen investieren.
Nur so hinterlassen wir unseren Kindern keine
neuen Schuldenberge, sondern Markte, Arbeits-
platze,

(Glocke des Prasidenten)

Innovationen und damit die Grundlage fir den
Wohlstand von morgen. Dies gilt fir alle Mitglied-
staaten.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen,
die Koalitionsfraktionen CDU und SPD fordern
neben den bereits genannten Punkten mit Blick auf
die anstehende deutsche EU-Ratsprasidentschaft,
sich fur die Starkung des Europdischen Zentrums
fur die Pravention und die Kontrolle von Krankhei-
ten sowie der Europaischen Arzneimittel-Agentur
einzusetzen.

(Glocke des Prasidenten)

Wir fordern, dass auch die jungen Menschen wei-
terhin in Europa reisen kénnen und das Programm
Erasmus ausgeweitet wird. Ich bin mir sicher, dass
mein Kollege noch viel mehr aus dem Antrag zitie-
ren wird.

(Zuruf von Dr. Stephan Siemer [CDU])
- Doch, bestimmt ist noch etwas Ubrig!

Eines mochte ich aber trotzdem noch sagen: Uns
ist es ganz wichtig, dass wir eine breite Zustim-
mung zu unserem Antrag bekommen, auch wenn
ich weil3, dass es andere Antrdge dazu gegeben
hat.
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Vizeprasident Bernd Busemann:

Frau Kollegin, von der Redezeit ist aber nichts
Gbrig!

(Heiterkeit)

Immacolata Glosemeyer (SPD):
Ja.

Wir héatten Sie gerne mit eingebunden, aber auf-
grund der Zeit konnten wir das vorher schon nicht,
und jetzt, wie Sie horen, kénnen wir es auch nicht.
Es tut mir leid.

Ich bitte Sie um Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank. Jetzt haben Sie Herrn Siemer doch
noch etwas ubrig gelassen. - Jetzt ist Herr Kollege
Dragos Pancescu von Bindnis 90/Die Grlinen
dran. Herr Kollege Pancescu, Sie haben das Wort.

Dragos Pancescu (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Prasident Busemann! Meine
Damen und Herren! Wir begrif3en die Initiative von
SPD und CDU, die heute beginnende deutsche
EU-Ratspréasidentschaft mit Leben zu fullen und
mit einem Impuls aus Niedersachsen in die richtige
Richtung zu lenken.

Wesentliche Punkte vermissen wir jedoch im An-
trag der GroRRen Koalition, sodass wir Anlass se-
hen, diese Punkte durch unseren Anderungsantrag
beizusteuern.

Die deutsche EU-Ratsprasidentschaft ist eine be-
sondere Gelegenheit. Deutschland und Nieder-
sachsen konnen es sich nicht leisten, diese ver-
streichen zu lassen. Zu viele grundlegende und
zukunftsentscheidende Probleme stehen an.

So muss die Europdaische Union dringend zu einer
Einigung hinsichtlich der Neuausrichtung des ge-
meinsamen européischen Asylsystems kommen.
Diese Frage droht die Union wirklich zu spalten.
Der Stillstand in dieser Sache schadet nicht nur
der EU, sondern den Menschenrechten, den Milli-
onen Gefllichteten und auch dem internationalen
Ansehen der EU.

Gerade den Schwachsten unter den Gefliichteten,
namlich den Kindern, droht weiterer Schaden,
wenn das Kindeswohl zukinftig nicht bei allen
Entscheidungen durch die Behdérden vorrangig
berlicksichtigt wird.

Wir fordern die Vermeidung von Haft und freiheits-
beschrankenden MaRnahmen fur Kinder und Ju-
gendliche, eine beschleunigte inneneuropéische
Familienzusammenfihrung, eine unverzigliche
Verteilung von unbegleiteten minderjahrigen
Flichtlingen, Schulungen fiir Grenzbeamte in Kin-
derschutz und die Einfihrung eines unabhéngigen
Monitoring-Mechanismus zum Kinderschutz.

(Beifall bei den GRUNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, ein weiteres
zentrales Thema ist die Gemeinsame Agrarpolitik
der EU (GAP). Innerhalb des Mehrjahrigen Finanz-
rahmens der EU fir die Jahre 2021 bis 2027
braucht es konkrete Vorgaben zur Umsetzung des
Green Deals in der GAP. Der Anteil der zweiten
Saule des GAP-Haushalts ist deutlich zu steigern.
Daruber hinaus sind wirksame Instrumente zur
Verhinderung von Milchmarktkrisen zu schaffen,
die nicht auf eine Einlagerung von Milchprodukten
setzen, sondern zu einer Reduzierung der Produk-
tionsmengen fihren.

Im Rahmen der Ausgestaltung der GAP muss eine
wesentlich gerechtere Verteilung der Zahlungen
auf die Betriebe erfolgen. Langfristig sind 60 % der
Direktzahlungen fir die Eco-Schemes aufzuwen-
den. Flankierend ist eine starkere finanzielle Aus-
stattung der zweiten Sé&ule fur die spezifischen
FordermalRnahmen fir Umwelt-, Natur-, Klima- und
Tierschutz sowie besonders fur den Ausbau der
Okologischen Landwirtschaft nétig.

(Beifall bei den GRUNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, insgesamt muss
sich Deutschland fir eine sozial-6kologische euro-
paische Wirtschaft starkmachen und dieses Ziel
breit gefachert in den Bereichen der Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik sowie der Klima- und Natur-
schutzpolitik nach vorne bringen. Hinsichtlich der
Biodiversitat hilft das Volksbegehren Artenvielfalt
der Naturschutzinitiativen ja gerade der Nieder-
sachsischen Landesregierung auf die Spriinge.

In diesem Sinne gilt es auch, sich im Rahmen der
Verhandlungen uber die Post-Brexit-Beziehungen
mit dem Vereinigten Konigreich von Grof3britanni-
en und Nordirland fiir die Verankerung von umfas-
senden Umwelt-, Verbraucherschutz-, Sozial- und
Arbeitnehmer-Rechtsstandards einzusetzen.
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Ich bedaure deshalb sehr, dass die GroRRe Koaliti-
on nicht bereit ist, unsere Vorschlage in den heuti-
gen Beschluss aufzunehmen. Wir brauchen in
dieser Zeit alle an Bord.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Kollege Pancescu. - Es kann
gleich weitergehen. Es darf sich schon fiur die
CDU-Fraktion Dr. Stephan Siemer in Bewegung
setzen. Sie haben das Wort. Bitte sehr!

Dr. Stephan Siemer (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Heute geht durch die Nachrichten, dass
die Vereinigten Staaten von Amerika das Medika-
ment Remdesivir, das im Zusammenhang mit
Corona positive Wirkung haben soll, weltweit auf-
gekauft haben und dass sie das Medikament nur
fur die USA haben wollen. Das widerspricht voll-
kommen den Grundsétzen, die wir hier mit unse-
rem Antrag verfolgen; denn wir wollen, dass wir
sicher und gesund leben. Unsere MalRnahmen
sollen zukunftsorientiert sein und ein starkes Han-
deln ermdglichen. Und wir wollen ein kooperativer
und zuverlassiger Partner sein. Das zeigen die
USA durch ihr heutiges Handeln nicht. Ein solches
Handeln lehnen wir ab.

(Beifall bei der CDU sowie Zustim-
mung bei der SPD, bei den GRUNEN,
bei der FDP und bei der AfD)

Unsere Leitlinien sind - wie ich ausgefuhrt habe -
.Sicher* und ,gesund“. Das spiegelt sich in der
MaRnahme wider, die schon meine Kollegin Glo-
semeyer genannt hat, dass wir das Gesundheits-
system starken wollen. Deshalb auch mein Bei-
spiel zu Beginn der Rede. Wir missen auch im
Hinblick auf zukinftige Krisen im Gesundheitswe-
sen generell mit der Produktion von Arzneimitteln
und Medizinprodukten deutlich starker auf unsere
Kréfte hier in Europa setzen. Deshalb machen wir
diesen Vorschlag fur die deutsche Préasidentschaft
beim Européaischen Rat, sodass diese MalBhahmen
auch europaweit umgesetzt werden kénnen.

Der Mehrjahrige Finanzrahmen ist angesprochen
worden. Es wird ein wichtiges Thema fir die Rats-
prasidentschaft sein, hier zu einer Ldsung zu
kommen, da wir auch fir die Forderprojekte, die
Niedersachsen betreffen, sehr schnell eine ver-
lassliche Perspektive brauchen. Und wir wollen -
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das ist in dem Antrag auch erwahnt - européische
Industrien vor dem Zugriff aus dem Ausland schiit-
zen. Da hat es ja in der Vergangenheit - auch was
die USA angeht - einige negative Nachrichten ge-
geben.

Klimaschutz und Green Deal sind uns weiterhin
wichtig. Das wird ja in den Antragen einer anderen
Partei vollkommen abgelehnt. Wir unterstitzen
insofern die Initiativen, die dort von der EU und
auch von Ursula von der Leyen bereits eingeleitet
wurden.

Der Kollege von den Grinen, Herr Pancescu, hat
angesprochen, dass im Antrag der Griinen einige
weitere Punkte stehen, die Uber diesen Antrag
hinausgehen. Wir glauben nicht, dass wir in der
deutschen EU-Ratspréasidentschaft das Thema
Asyl l6sen kénnen.

(Helge Limburg [GRUNE]: Nicht so
kleinmtig! Trauen Sie der Ratsprasi-
dentschaft doch mal was zu!)

Das ist ja auch bereits auf der Agenda von Angela
Merkel und der deutschen Bundesregierung. Das
werden wir sicherlich nicht schaffen. Wir wollten
uns hier auf Punkte konzentrieren, die auch wirk-
lich direkt etwas mit der Ratsprasidentschaft im
nachsten halben Jahr zu tun haben.

Sie hatten das Thema GAP angesprochen. Das ist
ein sehr landwirtschaftliches Thema. Das verfolgen
Sie auch im Landwirtschaftsausschuss. Dort haben
wir Position bezogen. Green Deal hatte ich bereits
besprochen.

Wichtig ist uns auch, dass die Fischerei in Nieder-
sachsen durch den Brexit keine Nachteile erfahrt.
Deshalb ziehen wir hier, glaube ich, alle an einem
Strang, dass die Folgen durch den Brexit fur Nie-
dersachsen abgemildert werden. Allerdings stellen
die Briten und ihre interne Diskussion die gréRere
Herausforderung dar. Wir sind uns in Deutschland
einig und hoffen auf das, woflr GroRbritannien und
die Briten eigentlich bekannt waren, namlich dass
sie pragmatisch handeln. Danach sah es in der
Vergangenheit leider nicht immer aus.

Mit diesem Antrag wollen wir erreichen, dass vom
Niedersachsischen Landtag eine klare Botschaft
an die deutsche Ratsprasidentschaft ausgeht und
wir insofern das deutsche Handeln in Europa un-
terstutzen.
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Deshalb wirde ich mich - unsere Fraktion und die
Regierungskoalition insgesamt - (ber eine breite
Zustimmung aus dem Landtag freuen.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Dr. Siemer. - Es kann sich
schon der Kollege Wirtz, AfD-Fraktion, in Bewe-
gung setzen. Herr Stefan Wirtz, Sie haben das
Wort.

Stefan Wirtz (AfD):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Ich glaube, wir kén-
nen zigig weitermachen. Herr Dr. Siemer, Sie
haben es geschafft. Kraft lhres Willens haben wir
heute finf Antrage hier liegen. Sie wollten es so.
Die Vorschlage der nicht ganz so oppositionellen
Grunen und Gelben im Ausschuss konnten Sie
leider nicht wahrnehmen. Sie kamen zu kurzfristig.
Also war es Ihr innigster Wunsch, doch bitte Ande-
rungsantrage zu erhalten. Richtige Anderungen
sind bei FDP und Grinen nicht enthalten. Wirklich
oppositionell ist nur unser Antrag. Sie haben ihn
gerne gelesen, wie ich gemerkt habe.

Aber gehen wir kurz auf lhren Antrag ein! Einge-
stiegen sind Sie mit der besseren finanziellen Aus-
stattung der EMA, der Européischen Arzneimittel-
Agentur. Die macht Arzneimittelzulassungen. In
der akuten Pandemie niitzt es Uberhaupt nichts,
wenn diese Behorde schneller arbeitet oder
schneller arbeiten kdnnte. Noch nicht so schnell
zugelassene Medikamente sind da das kleinste
Problem. Wir hatten das im Ausschuss kurz ange-
rissen, aber Sie sind bei dieser Linie geblieben.

Weiterhin gehen Sie darauf ein, dass die Beach-
tung des Rechtsstaatsprinzips auch in Pandemie-
Notfallsituationen natirlich gewahrt sein muss. Ich
denke, Sie oder lhre Fraktion meinten damit eher
so jemanden wie Ungarn. Ich weise hier aber da-
rauf hin: Zur Wahrung des Rechtsstaatsprinzips
gehort auch unser Artikel 16 a, die Drittstaaten-
regelung. Dazu gehért auch Dublin-Ill, und dazu
gehort auch die Sicherung der Aul3engrenzen.
Auch das ist einzuhalten, und Sie haben gemerkt:
Die Sicherung der Aullengrenzen ist tatsachlich
mdglich und hat stattgefunden. Am besten ware es
nattrlich, wenn es weitergeht; denn das ist keine
Petitesse, sondern das ist eine Vereinbarung, die
eingehalten werden muss.

Dann wird es ein bisschen allgemeiner: angemes-
sene Ausstattung des MFR. Klar, das ist eine wun-
derbare Vokabel. Kommt immer: ,angemessen®“.
Da sage ich schon: Eigentlich brauchten Sie diese
Zeile gar nicht zu schreiben; denn angemessen ist
ungefahr alles.

Ihr alter Wunsch von den Jugendlichen und jungen
Erwachsenen bis 25 Jahre, die moglichst alle mal
auf einem Austausch gewesen sein sollten: Das
walzen Sie jetzt auf Erasmus + ab. Dafir sollen ja
auch die Mittel verdreifacht werden, so sie denn
vorhanden sind; denn wir haben, glaube ich, in der
Krise andere Probleme, als die Mittel fir Eras-
mus + aufzustocken. Deshalb haben wir auch da
die Aussetzung beantragt. Das finden Sie auch in
unserem Anderungsantrag.

Die Verfugbarkeit von Medizinprodukten haben
alle gerne aufgenommen. Die FDP hat es sogar
um die Vorratshaltung erweitert. Gute ldee! Die
kam von uns. Sie erinnern sich. Naturlich ist das zu
begrifRen. Auch diesen Punkt haben wir im We-
sentlichen nicht geéndert.

Schon gestern hatten wir allerdings immer wieder
den Begriff der Solidaritat in der EU. Ich weil3 nicht,
wann Sie das letzte Mal die Definition dieses Be-
griffes nachgeschlagen haben. Solidaritat (ibt man
aus zu Gleichgesinnten, und die unterstiitzt man
dann. Was passiert eigentlich mit den Nicht-
Gleichgesinnten? Meinen Sie auch Ungarn und
Viktor Orban mit Ihrer Solidaritat? Ich glaube nicht.

Wenn Sie etwas fir die Solidaritat in der EU tun
wollen, dann gibt es doch ganz einfache Méglich-
keiten. Dann sorgen wir dafir, dass nicht nur um-
verteilt wird mit ganz wahnsinnig grof3en Summen,
mit Billionen, die inzwischen im Gesprach sind.
Dann sorgen wir doch dafir, dass in Deutschland
das Renteneintrittsalter wie in Frankreich ist. Dann
sorgen wir doch dafir, dass das Kurzarbeitergeld
im Gesamtvolumen so wie in Spanien ist. Da ist es
wesentlich héher. Dann sorgen wir doch dafir,
dass die deutschen Privatvermégen nicht hinten
dranhdngen, sondern so grof3 sind wie in Italien
und Griechenland. Ist das nicht eine Solidaritat, die
Sie anstreben und fordern sollten?

(Beifall bei der AfD)

Und dann erwarten Sie hier in Ihrem Redebeitrag
allen Ernstes, dass die Deutschen fiir Zusammen-
halt sorgen werden? - Ihnen bluht der weitere An-
kauf von Anleihen, die Transferunion, die Kredit-
verschuldung durch die EU - und das soll die
Deutschen zusammenhalten? - Vielleicht sollten
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Sie sich da wirklich erst um die eigenen Leute
kiimmern und die entsprechenden Forderungen in
der EU stellen. Den Wiederaufbau sollte man be-
treiben, aber dann bitte als Erstes bei den deut-
schen Sparguthaben, die durch Negativ- und Null-
zinsen in Grund und Boden beférdert wurden, wo-
bei wir neulich noch gelesen haben, es sei gar
nicht so wichtig, wenn die Leute jetzt noch mehr
Geld verlieren wiirden. Bauen Sie so etwas zuerst
wieder auf - und dann kdnnen Sie an die anderen
denken und Solidaritat Gben.

(Beifall bei der AfD)

Und dann vielleicht noch: Wenn Sie - wie es ges-
tern angeklungen ist - unter Solidaritat ,Kaufkraft-
erhalt bei den Nachbarn“ verstehen: Wir geben
denen Geld, damit sie bei uns einkaufen kdnnen,
und den Leuten, die hier schon viele Steuern zah-
len, wird das dann wieder abgenommen, damit der
Kreislauf weiterlauft. - So funktioniert es auf Dauer
naturlich nicht.

(Zuruf von Frauke Heiligenstadt [SPD])

Sie haben gestern den New Deal angefihrt, heute
heil3t es ja Green New Deal. Da sollten Sie viel-
leicht einmal hineinschauen. Das heif3t, da werden
neue Karten gegeben. Das ist wieder einmal ein
Begriff aus der Casino-, aus der Zockerszene.
Beim Green New Deal schmei3en wir einfach alles
hin, unsere ganze bisherige Okonomie, und hof-
fen, dass wir mit den neuen Karten, mit dem Bau
von Windradern und Windkraftanlagen, eine neue
Okonomie haben und den anderen eine Nasen-
lange voraus sind. Das wollen Sie tatsachlich.
Dafur werden Sie viele Hundert Milliarden Euro,
wahrscheinlich sogar Billionen Euro einsetzen.
Und auch da muss ich wieder jemanden von ges-
tern zitieren. Die Wirtschaftskrise ist entstanden,
hat jemand formuliert.

(Helge Limburg [GRUNE]: Sie zitieren
ja héaufig Leute von gestern, Herr
Wirtz!)

- Ja, genau. Das sind aber lhre Leute, die ich zitie-
re. Die Wirtschaftskrise ist nicht entstanden. Die
haben Sie gemacht - mit Fehlentscheidungen, mit
drastischen Verfehlungen, mit spatem Reagieren,
mit Uberzogenem Reagieren.

(Beifall bei der AfD - Helge Limburg
[GRUNE]: Was haben wir denn noch
alles gemacht, Herr Wirtz? - Wiard
Siebels [SPD]: Wir haben bestimmt
auch den Virus erfunden!)
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Und ich darf Sie noch einmal mit einem Zitat zum
Vaterland, auf das Sie sich hier immer wieder be-
rufen - auch dieses Wort fiel gestern - behelligen.
Sie sollen Schaden vom deutschen Volk abwen-
den und seinen Nutzen mehren. Sie machen es
umgekehrt - mit diesen Forderungen erst recht.
Nur unser Antrag ist entsprechend ausgerichtet.

Danke sehr.

(Beifall bei der AfD - Frauke Heiligen-
stadt [SPD]: Sie haben es mit lhrem
Antrag ja noch nicht einmal ernst ge-
meint!)

Vizeprasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Kollege. - Es geht weiter in der
Debatte, und es folgt der Kollege Thomas Briining-
hoff, FDP-Fraktion. Bitte sehr, Herr Briininghoff!

Thomas Briininghoff (FDP):

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Prasident! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Der europai-
sche Zusammenhalt ist in diesen herausfordern-
den Zeiten wichtiger als je zuvor. Die Corona-
Pandemie stellt die Menschen in der EU, auch in
Deutschland und in Niedersachsen, jeden Tag vor
neue Herausforderungen. Deutschland Gbernimmt
am heutigen Tage fur einen Zeitraum von sechs
Monaten den Vorsitz im Rat der EU. Daher - ich
muss mich jetzt korrigieren - begrif3ten wir, dass
die GroKo-Fraktionen ihre Vorstellungen hierzu in
einem Antrag formuliert haben. Ziel der Ubung war
es, grundlegende Inhalte in dem EntschlieBungs-
antrag zu erganzen. Exemplarisch werde ich Ihnen
Ergdnzungen vorstellen, die uns besonders am
Herzen liegen.

Wir finden, dass die Fortfihrung bestehender IN-
TERREG-Programme und der Ausbau der Zu-
sammenarbeit in den Grenzregionen heute wichti-
ger denn je sind. In Zeiten des Lockdowns muss-
ten besonders die Bewohnerinnen und Bewohner
der Grenzregionen erfahren- ich wohne einen
Steinwurf von den Niederlanden entfernt -, was
eine Beschrankung der europdaischen Freizugigkeit
zur Folge hat und wie wichtig die Zusammenarbeit
in den Grenzregionen ist.

Auch eine Reform des GEAS, des Gemeinsamen
Europaischen Asylsystems, halten wir fir unerlass-
lich, um die Blockaden bei der Losung der Migrati-
ons- und Integrationsfrage zu Uberwinden. Da wir
die Europdische Union, ihre Institutionen und Ver-
trage weiterentwickeln mochten, sollte die Konfe-
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renz zur Zukunft Europas - gern auch digital - ab-
gehalten werden.

(Vizeprasidentin Petra Emmerich-
Kopatsch bernimmt den Vorsitz)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Aus-
schuss haben SPD und CDU die vorliegenden
Anderungsantrage, zunichst die von Biind-
nis 90/Die Griinen und der FDP-Fraktion, abgebii-
gelt mit der Begrindung: zu kurzfristig. Jetzt sind
einige Tage und N&achte vergangen. Es ist immer
noch zu kurzfristig, stellen wir fest.

Das finde ich nach wie vor sehr bedauerlich. Wir
hatten an dieser Stelle gern gemeinsam mit den
demokratischen Fraktionen im Landtag einen sinn-
vollen und vollstédndigen Antrag verabschiedet, der
gezeigt hatte, wie Landesregierung und Opposition
im Niedersachsischen Landtag effizient zusam-
menarbeiten, anstatt sich gegenseitig das Wasser
abzugraben.

Auch wenn wir den Grundtenor des Antrages der
GroKo befurworten, werden wir diesen Antrag
schlie8lich ablehnen, da uns zu viele elementare
Punkte und Konkretisierungen fehlen. Uber einen
gemeinsamen Weg hétten wir uns gefreut.

Vielen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Herzlichen Dank fur Ihren Beitrag. - Abschliel3end
hat sich zu diesem Tagesordnungspunkt die Minis-
terin Frau Birgit Honé gemeldet.

Birgit Honé, Ministerin fir Bundes- und Europaan-
gelegenheiten und Regionale Entwicklung:

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Das Jahr 2020, in dessen
Mitte Deutschland die EU-Ratspréasidentschaft
Ubernimmt, fihlt sich wie ein Schicksalsjahr der
Europaischen Union an. Die Corona-Pandemie hat
uns alle unvermittelt getroffen. Die ersten be-
schlossenen Mal3nahmen waren eher national und
nicht europaisch koordiniert - auch in Deutschland.
Die Europaische Kommission ist spat gestartet.
Dann aber hat sie in kirzester Zeit gemeinsam mit
dem Europdaischen Parlament einige wichtige Vor-
haben verabschiedet wie die Investitionsinitiative
mit einem Volumen von 37 Milliarden Euro.

Neben der gemeinsamen Bewadltigung der wirt-
schaftlichen und sozialen Folgen der Corona-
Pandemie stehen viele weitere Themen an, die

darauf warten, europaisch geldst zu werden. Hier-
zu gehoéren u. a. der rasche Abschluss der Ver-
handlungen zum Mehrjahrigen Finanzrahmen fir
die Jahre 2021 bis 2027, die rasche Beschlussfas-
sung Uber einen starken Wiederaufbaufonds, der
zielgerichtet Investitionszuschiisse und Kredite fir
die besonders von der Krise betroffenen Mitglied-
staaten mobilisiert - dies Ubrigens nicht zuletzt in
unserem eigenen wirtschaftlichen Interesse als
exportorientiertes Land -, die Einfihrung von effek-
tiven Verfahren, um Mitgliedstaaten, bei denen die
Rechtsstaatlichkeitsgrundsatze nicht eingehalten
werden, sanktionieren zu kodnnen, fir mehr Zu-
sammenarbeit und soziale Gerechtigkeit zu sor-
gen, z. B. durch die Einflihrung einer européischen
Arbeitslosenriickversicherung und nationaler Min-
destldhne, zu unterstitzen, dass die Verhandlun-
gen zum Brexit unter Wahrung der européischen
Standards und der Integritat des Binnenmarktes -
Stichwort ,Level Playing Field“ - zu einem erfolg-
reichen Abschluss kommen, und last but not least
Vorkehrungen fir eine européische Resilienz fir
Krisenfalle wie die COVID-19-Pandemie voranzu-
treiben.

Viele dieser Themen sind in dem vorliegenden
Entschlielungsantrag beschrieben und decken
sich insofern mit unseren Vorstellungen fur die Zeit
der deutschen Ratsprasidentschaft. Die Erwartun-
gen an Deutschland fur die ndchsten sechs Mona-
te sind zweifelsohne hoch. Es muss gelingen,
Kompromisse zu schmieden und die EU voranzu-
bringen. Um es mit BundesauBenminister Heiko
Maas zu formulieren: Wir missen Motor und Mo-
derator sein. In diesem Zusammenhang freue ich
mich Gber die aktuell demonstrativ dargestellte
enge Zusammenarbeit von Frankreich und
Deutschland. Die beiden Mitgliedstaaten miissen
Lokomotiven im Aufbauprozess der EU sein.

In der Krise kann auch die Chance liegen, nicht
nur die wirtschaftliche Basis, sondern auch die
soziale Gerechtigkeit und den sozialen Zusam-
menhalt in Europa dauerhaft zu starken.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich kurz auf die aus meiner Sicht drangends-
ten Themen und niedersachsischen Erwartungen
eingehen.

Wichtig ist - ich sagte es bereits -, dass eine mog-
lichst rasche Einigung zum Mehrjahrigen Finanz-
rahmen gelingt. Gerade fiir unseren Mittelstand, fir
unsere KMU, fiir die vielen Projekttrager in Nieder-
sachsen und unser engagiertes Ehrenamt ist es
von zentraler Bedeutung, gerade auch nach den
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Belastungen durch die COVID-19-Pandemie,
schnellstméglich Planungssicherheit fir die kom-
menden Jahre zu erhalten.

Heute Morgen habe ich im Plenum des Ausschus-
ses der Regionen den Entwurf einer Stellungnah-
me zu einem Fahrplan fiir den Einsatz von Griinem
Wasserstoff vorgestellt. Morgen wird er verab-
schiedet. Damit wird die von mir Ubernommene
Berichterstattung  erfolgreich  abgeschlossen.
Nachste Woche wird die Kommission auch auf
Basis dieser Berichterstattung ihren Strategieplan
fur die Nutzung von Griinem Wasserstoff vorlegen.
Auch hier lasst sich ein Bezug zur deutschen
Ratsprasidentschaft feststellen.

Durch die Unterstitzung des Green Deals mit dem
Ziel eines klimaneutralen Europas im Jahr 2050
ergeben sich mit neuen, klimafreundlichen Techno-
logien gerade hier, im Windenergieland Nummer
eins, fir unsere Region Niedersachsen, ungeheure
Chancen, wirtschafts- und umweltpolitisch zu profi-
tieren.

(Beifall bei der SPD)

Die deutsche EU-Ratsprasidentschaft wird wichtige
Impulse setzen. Da bin ich mir sicher. Ob alle Er-
wartungen erfillt werden kdénnen, liegt jedoch nicht
allein in der Verantwortung der Bundesregierung.
Wir werden nur gemeinsam daflir Sorge tragen
kénnen, dass die Europaische Union gestarkt aus
der Krise hervorgeht. Anders, mit dem Motto der
deutschen Ratsprasidentschaft gesagt: Gemein-
sam Europa wieder stark machen.

Vielen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Vielen Dank, Frau Ministerin.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich gehe von
Ihrem Einverstéandnis aus, dass wir tber die vorlie-
genden Anderungsantrage in der Reihenfolge Ih-
res Eingangs abstimmen. Sollten diese Ande-
rungsantrage abgelehnt werden, stimmen wir an-
schlieBend Uber die Beschlussempfehlung ab.

Wir kommen zur Abstimmung iber den Ande-
rungsantrag der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen.

Wer dem Anderungsantrag der Fraktion Biindnis
90/Die Griinen in der Drucksache 18/6833 zu-
stimmen will, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. - Zustimmung bei Blndnis 90/Die Griinen.
Wer ist dagegen? - Das scheinen alle anderen zu
sein. Ich frage dennoch: Enthalt sich jemand? -
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Das ist nicht der Fall. Dem Anderungsantrag wurde
nicht gefolgt.

Wir kommen zur Abstimmung uber den Ande-
rungsantrag der Fraktion der FDP.

Wer dem Anderungsantrag der Fraktion der FDP in
der Drucksache 18/6852 zustimmen mdchte, den
bitte ich nun um das Handzeichen. - Das ist die
Fraktion der FDP. Wer ist dagegen? - Das sind
scheinbar alle anderen. Ich frage vorsichtshalber:
Wer enthdlt sich? - Das ist Bundnis 90/Die Griinen.
Somit wurde auch diesem Anderungsantrag nicht
gefolgt.

Nunmehr kommen wir zur Abstimmung Uber den
Anderungsantrag der Fraktion der AfD.

Wer dem Anderungsantrag der Fraktion der AfD in
der Drucksache 18/6880 zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Das ist die Fraktion der
AfD. Wer ist dagegen? - Das sind offenbar alle
anderen. Dennoch frage ich: Enthalt sich jemand?
- Das ist nicht der Fall. Auch diesem Anderungsan-
trag wurde nicht gefolgt.

Wir kommen zur Abstimmung Uber die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion der SPD
und der Fraktion der CDU in der Drucksache
18/6478 unverandert annehmen will, den bitte ich
nunmehr um das Handzeichen. - Das sind CDU,
SPD und Biindnis 90/Die Griinen. Wer ist dage-
gen? - Die Fraktion der AfD und die Fraktion der
FDP. Enthélt sich jemand? - Das ist nicht der Fall.
Der Beschlussempfehlung des Ausschusses wur-
de gefolgt.

Somit kdnnen wir in unserer Tagesordnung fortfah-
ren.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 29:

Abschliel3ende Beratung:

a) Offensive fur Lesekompetenz - Antrag der
Fraktion der FDP - Drs. 18/5065 - b) Schreiben,
Lesen und Rechnen als Grundkompetenzen in
der Grundschule stédrken - Antrag der Fraktion
der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/6735
- Beschlussempfehlung des Kultusausschusses -
Drs. 18/6787


http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05001-05500/18-05065.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06735.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06787.pdf
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Der Ausschuss empfiehlt lhnen, den Antrag der
Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU un-
verandert anzunehmen und den Antrag der FDP
abzulehnen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Somit kommen wir zur Beratung. Zunéchst hat sich
fur die CDU-Fraktion Herr Kollege Lasse Weritz
gemeldet. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Lasse Weritz (CDU):

Herzlichen Dank. - Frau Prasidentin! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Dass der Iglu nicht
nur ein Schneehaus ist und Pisa nicht nur eine
Stadt in Italien, wissen alle an Kultuspolitik interes-
sierten Menschen. Bei anderen Studien, die die
Bildungsqualitat in unserem Land messen, sieht es
schon ein bisschen anders aus. Die TIMSS-Studie
und IGLU sind schon eher Fachbegriffe.

Die IQB-Studie, die in den vergangenen Wochen
auf den Markt gekommen ist, zeigt uns, dass 28 %
der Schulerinnen und Schuler in Niedersachsen
am Ende der 4. Klasse nicht die Standards errei-
chen, die wir erreichen wollen. Darauf folgt norma-
lerweise immer das politische Kalkul: Die Oppositi-
onsfraktionen sagen, der Minister habe viel zu
wenig gemacht, und die Regierungsfraktionen
verteidigen ihn. Ich bin sehr dankbar dafir, dass
wir das in diesem Fall nicht gemacht haben, son-
dern dass wir uns als Parlament gemeinsam ange-
sehen haben, wo es hapert und wo Probleme be-
stehen.

Deswegen bin ich - das méchte ich an dieser Stelle
explizit erwahnen - dem Kollegen Forsterling fir
den Antrag zur Lesekompetenz, den er einge-
bracht hat und den wir heute mit beraten, sehr
dankbar. Aber uns, den regierungstragenden Frak-
tionen, ging er nicht weit genug. Wir finden eben
nicht nur, dass die Lesekompetenz ganz entschei-
dend fir die Bildung junger Menschen ist, sondern
wir finden auch, dass die Mathematik ganz wichtig
ist und dass diese Grundkompetenz ebenfalls mit
aufgenommen werden sollte, weshalb wir Ihnen
heute den in der Drucksache 6735 vorliegenden
Antrag prasentieren.

Meine Damen und Herren, gute Bildung von Be-
ginn an ist den regierungstragenden Fraktionen ein
stetes Ziel, weshalb wir IThnen, sehr geehrter Herr
Minister, in einem Acht-Punkte-Programm mehrere
MalRnahmen mit auf den Weg gegeben haben, um
dieses Ziel auch in Zukunft zu erreichen. Ich bin

mir ganz sicher, die Kollegin Liebelt von der SPD-
Fraktion wird noch viele Punkte darstellen. Lassen
Sie mich meine Redezeit daflr nutzen, auf einige
Punkte besonders einzugehen.

Wir sind ganz beim Kollegen Forsterling, wenn er
meint, dass der Aufbau von Bibliotheken bei uns
im Land weiter zu fordern ist. Gerade Schulbiblio-
theken bilden fir junge Menschen einen Zugang
zu Lesestoff, der spannend und attraktiv sein kann.
Wir sind bei ihm, das zu fordern. Er geht etwas
weiter als wir. Das ist ihm unbenommen. Wir se-
hen hierin vor allen Dingen eine kommunale Auf-
gabe, die es zu unterstiitzen gilt, und sind uns
sicher, dass das Kultusministerium in den néchs-
ten Jahren die Weichen stellen wird.

(Zustimmung bei der CDU)

Im Fach Mathematik méchten wir die Schulen da-
bei unterstitzen, spezielle Materialbdnde anzu-
schaffen, die sie dann auch als Multiplikatoren
nutzen kdnnen, um weitere Kolleginnen und Kolle-
gen Lehrkrafte selbststandig in der Schule fortzu-
bilden, um Aufgaben, die in der heutigen Zeit
sachgerecht sind, stellen zu kénnen. Wir wollen
dadurch eine bessere Mathematikférderung an
unseren Schulen erreichen, und das auch gerne
mit der Niedersachsischen Bildungscloud, die jetzt
auf den Weg gebracht ist, mit der dann auch die
Mdoglichkeit eines breit aufgestellten Tools in der
Mathematik gegeben ist.

Besonderes Anliegen ist uns als CDU-Fraktion
allerdings der zweite Punkt des Antrags. Ich weil3,
didaktisch nach Herrn Briigelmann heif3t es: Lesen
durch Schreiben. - Lassen Sie es mich etwas deut-
licher sagen: Mit dieser Forderung wollen wir in
Niedersachsen die Methode ,Schreiben nach Ge-
hor* abschaffen.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
von Bjorn Forsterling [FDP])

Das ist fur uns eine ganz wichtige Aufgabe. Wir
verhindern dadurch namlich, dass die Reinform in
Niedersachsen durchgefiihrt werden kann. Wir
wollen dies dadurch erreichen, dass Fehler, die
beim Lernen gemacht werden, von den Lehrerin-
nen und Lehrern im Deutschunterricht korrigiert
werden mussen, weshalb die Reinform der Metho-
de nach Herrn Briigelmann in Niedersachsen eben
nicht mehr méglich ware. Wir wissen, sie wird nicht
sehr oft in Niedersachsen angewandt; die Fibelme-
thode ist die durchaus verbreitetere Methode. Aber
durch diese neue Mdéglichkeit wollen wir den Schu-
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len den Ricken dabei starken, die Fibelmethode in
Ganze zu benutzen.

Dadurch, meine Damen und Herren, werden gera-
de benachteiligte Schilerinnen und Schuler beim
Lernen nicht mehr benachteiligt. Ich méchte Ihnen
dazu ein Beispiel aus der Praxis nennen: Versu-
chen Sie einmal, einem Funftklassler, der stets
gelernt hat, dass das Wort ,Kuh* als Buchstabe Q
geschrieben wird, beizubringen, dass das falsch
ist. Wenn das vier Jahre so erlernt wurde, ist dies
ein enormer Aufwand; denn das muss erst einmal
korrigiert werden. Diese Korrekturzeit wirde in
Zukunft wegfallen und damit wirden wir den Kin-
dern mit der Fibelmethode eine bessere Bildungs-
chance geben.

(Beifall bei der CDU)

Aufgabe der Grundschule ist es, alle Basiskompe-
tenzen, also Lesen, Rechnen und Schreiben, von
Anfang an richtig zu lehren. Es ist eine Frage von
Bildungsgerechtigkeit, dass dies von Beginn an
gemacht wird und dass wir nicht unnétig Zeit ver-
lieren, um falsch Erlerntes zu korrigieren. Wir glau-
ben, dass wir damit auch fur die weitere Entwick-
lung der Kinder an unseren Schulen die richtige
Basis setzen, und bitten Sie deswegen, diesem
Antrag zuzustimmen.

Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Herr Weritz. - Jetzt kann sich der
Kollege Volker Bajus fur Bundnis 90/Die Griinen
auf den Weg machen.

Volker Bajus (GRUNE):

Vielen Dank. - Frau Préasidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Lesen, Schreiben und
Rechnen, diese Grundkompetenzen sind nicht nur
fur den Bildungsweg und den folgenden Berufsweg
von entscheidender Bedeutung; diese zentralen
Kulturtechniken sind auch Voraussetzung fir so-
ziale Teilhabe in modernen Gesellschaften uber-
haupt. Deswegen - so weit reicht der Konsens in
jedem Fall - ist es aller Ehren wert, dass wir uns
darum auch politisch kimmern.

Wir missen allen Kindern so frih wie mdglich
Freude am Lernen, am Lesen, am Schreiben, am
Rechnen beibringen. Denn dann ist es noch einfa-
cher. Nicht umsonst heif3t es im Volksmund: ,Was
Hanschen nicht lernt ...*"
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Der Hauptgeschéftsfuihrer der Stiftung Lesen, Jorg
Maas, fordert darum zu Recht:

»,Man kann nicht frih genug [mit dem Vorle-
sen] anfangen. Schon mit Babys sollten El-
tern regelméaRiger Bilderblicher anschauen
und dazu erzdhlen. Unser Rat lautet, jedem
Kind jeden Tag mindestens eine Viertel-
stunde lang vorzulesen bzw. sich gemein-
sam mit Bilderbiichern zu beschéaftigen.”

Klar ware es wlnschenswert, dass es keine bu-
cherlosen Haushalte in diesem Land gibt. Ange-
sichts von uber 6 Millionen funktionalen Analpha-
beten ist das aber zurzeit noch ein Wunschtraum.
Es gilt daher, sich die Bedingungen im Lernumfeld
von Kindern ganz genau anzuschauen, ja das
Gesamte in den Blick zu nehmen: frihkindliche
Hilfen, die Alphabetisierung der Eltern, die Kita, die
Grundschule und last, but not least auch die sozia-
le Lage der Familien.

Bei aller Einigkeit Uber das Ziel: Was CDU und
SPD hier vorlegen, beschreibt zwar ganz treffend
im Problemaufriss, worum es geht; die MalRnah-
men aber greifen doch zu kurz.

Auch das Programm ,Lesen macht stark”, das der
Minister jingst an den Start gebracht hat, hat nur
wenig Strukturverbesserungen im Blick. Nun ja, es
hat selbst auf die Regierungsfraktionen offensicht-
lich keinen Eindruck gemacht. Es wird im Antrag
nicht einmal erwahnt. - Ich kann es verstehen.

Viele Ihrer Antragsforderungen wiederum bleiben
im Vagen und sehr allgemein, oder Sie arbeiten
sich - wie gerade wieder der Kollege Weritz - an
der Vergangenheit ab. Okay, das Konzept ,Lesen
durch Schreiben* hat viel Kritik erfahren. Doch
langst ist die Fibelmethode wieder der Standard.
Aber je nach individueller Problemlage konnen
doch auch Mischformen sinnvoll sein. Dogmati-
sche Ausschlie3eritis, nur um in einer verkirzten
offentlichen Debatte gut dazustehen, hilft betroffe-
nen Kindern nicht weiter. Ich will Ihnen sagen: Ich
finde es nicht okay, das dann so zu machen.

Stichwort ,Invidualitéat*: Mehr individuelles Lernen
zu ermdglichen, wirde beim Lesen, Schreiben und
Rechnen sehr helfen. Aber genau darauf verzich-
ten Sie in Ihrem Antrag. Denn das wirde etwas
kosten. Gute Ziele, viele Worte, aber keinen Cent?
Sorry, so weit reichen meine Rechenkompetenzen
dann doch noch: Ohne echtes Geld, ohne Res-
sourcen keine gute Bildung. - Ohne finanzielle
Deckung kénnen wir diesen lhren Antrag nicht
mittragen.
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Die FDP, Herr Forsterling, ist da deutlich weiter
und schon mittendrin in MaBnahmen, die sie auch
finanzieren will. Das ist zumindest finanzpolitisch
ehrlich. Deswegen werden wir diesem Antrag zu-
stimmen, auch wenn es auch in ihm naturlich viele
Licken gibt, die wir gerne gefillt hatten.

Insofern hoffe ich, dass wir bei diesem Thema
irgendwann wirklich gemeinsam vorankommen.

Vielen Dank fiur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung von Bjorn Forsterling [FDP])

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Ihnen auch vielen Dank. - Jetzt tragt Frau Kerstin
Liebelt fir die SPD-Fraktion vor.

Kerstin Liebelt (SPD):

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Der Antrag der Fraktionen
der SPD und der CDU ,Schreiben, Lesen und
Rechnen als Grundkompetenzen in der Grund-
schule starken“ und der Antrag der FDP-Fraktion,
Uber den wir hier auch beraten, haben die gleiche
Zielsetzung: Wir alle moéchten Schilerinnen und
Schiler darin unterstiitzen, die Grundfahigkeiten
zu erlangen, die unabdingbar fur einen erfolgrei-
chen weiteren Bildungsweg sind.

In den Vorschlagen, wie wir zu diesem Ziel gelan-
gen, unterscheiden sich unsere Antrége in einigen
Punkten. Unser Antrag geht insofern weiter, als wir
uns nicht auf das Lesen beschrénken, sondern
auch auf die anderen Grundfertigkeiten eingehen.

In den niederséachsischen Grundschulen leisten
unsere Lehrerinnen und Lehrer taglich hervorra-
gende Arbeit. Sie setzen sich daftr ein, Schulerin-
nen und Schilern bestmdgliche Startvorausset-
zungen zu geben, die ihnen weiteren Bildungser-
folg garantieren.

Wie aber schon von meinen Vorrednern ausgefiihrt
wurde, erreichen leider nicht alle Schulerinnen und
Schiller am Ende der vierten Klasse ein sicheres
Umgehen mit diesen Grundfertigkeiten. Etwa 28 %
haben Probleme mit dem richtigen Schreiben,
13 % mit dem Lesen, 16 % haben unzureichende
Mathematikkenntnisse. Diese Zahlen kénnen uns
nicht zufriedenstellen. Hier wollen wir ansetzen,
um allen Kindern gute Bildungschancen zu ermdg-
lichen.

Denn entscheidend dafir, wie erfolgreich Kinder
sind, sind haufig nicht die Intelligenz und die eige-

nen Fahigkeiten, sondern welche Unterstitzung
sie aus ihrem Elternhaus erhalten. Das haben uns
die letzten Wochen eindringlich gezeigt. Kinder,
die von ihrem Elternhaus unterstiitzt werden, sind
gut durch die Corona-Zeit gekommen. Andere
Kinder brauchen jetzt noch mehr Unterstiitzung
von uns, damit wir sie nicht endgliltig verlieren.

(Beifall bei der SPD)

In ihrem Antrag méchte die FDP-Fraktion als Ers-
tes verpflichtend eine zusatzliche Stunde Deutsch-
unterricht pro Woche fur alle Jahrgadnge der
Grundschule einfiihren. Das wiirde bei einem Auf-
satteln auf die bestehende Stundentafel einen
Mehrbedarf von ca. 520 Vollzeitlehrerstellen be-
deuten. Mal ganz abgesehen von den Kosten - mir
ist bewusst: Teurer, als in Bildung zu investieren,
ist nur, nicht in Bildung zu investieren -; Woher
mochten Sie denn im Moment diese Lehrerinnen
und Lehrer nehmen? Wir haben sie nicht. Auch
wenn das Kultusministerium bei den Einstellungen
auf einem guten Weg ist: 520 neue Lehrer sind
nicht einfach so auf dem Markt.

Oder mochten Sie die Stundentafeln umstellen und
die zusatzliche Stunde bei anderen Fachern ein-
sparen? Wenn ja, dann sollten Sie aber auch sa-
gen, wo Sie sparen wollen, auf Kosten welcher
Facher Sie die Prioritaten verschieben wollen.

Eine Grundschulleiterin hier aus Hannover sagte
mir zu diesem Thema: Lesen und Schreiben finden
auch in jedem anderen Fach statt. - Wichtig ist hier
nicht ein generelles Mehr, sondern eine zielgerech-
te Forderung insbesondere der leistungsschwa-
chen Schilerinnen und Schiiler.

Das Niedersachsische Kultusministerium ist hier
mit dem Programm zur Férderung der Kernkompe-
tenzen Lesen, Schreiben und Rechnen genau auf
dem richtigen Weg. Wir méchten dies mit unserem
Antrag unterstitzen.

Als ein Beispiel mochte ich hier den Start des Pro-
grammes ,Lesen macht stark" nennen. Dort erhal-
ten Schilerinnen und Schiler eine differenzierte
Forderung zur Verbesserung ihrer Lesekompetenz.
Den Schilern, den Lehrkraften und den Schullei-
tungen werden Materialien, Fortbildungen und
Qualifizierungsmalnahmen zur Verfigung gestellt.
Das wird von den Schulen sehr gut angenommen.
Die Grundschulen, mit denen ich gesprochen ha-
be, freuen sich, an einem solchen erfolgreichen
Projekt teilnehmen zu kénnen.

(Zustimmung bei der SPD und bei der
CDU)

7593



Niederséchsischer Landtag - 18. Wahlperiode - 79. Plenarsitzung am 1. Juli 2020

Auch im Bereich Rechtschreibung, bei der Erarbei-
tung netzbasierter Datenbanken und bei weiteren
QualifizierungsmaflRnahmen fiir Fachmultiplikato-
rinnen und -multiplikatoren fur die Qualitatsent-
wicklung im Mathematikunterricht befindet sich das
Kultusministerium auf dem richtigen Weg. Wir wol-
len hier weiter unterstiitzen. Erfolgreiche Program-
me sollen weiterentwickelt und nicht erfolgreiche
Programme kritisch hinterfragt werden.

Wir als SPD-Fraktion wollen das Kultusministerium
mit unserem Antrag dabei unterstitzen, die erfolg-
reiche Arbeit weiterzufiihren und weiter zu verbes-
sern. Wir sind der Auffassung, dass die Umset-
zung unseres Antrages einen wichtigen Beitrag
dazu leisten wird, unsere Kinder moglichst fit fur
weiterfilhrende Schulen und - was noch wichtiger
ist - fit fir ein erfolgreiches, selbstbestimmtes Le-
ben zu machen. Bitte unterstitzen Sie mit der Zu-
stimmung zu diesem Antrag uns und damit vor
allem auch die Schilerinnen und Schiller.

Vielen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und
Zustimmung bei der CDU)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon, Frau Kollegin Liebelt. - Fiir die FDP-
Fraktion erhalt nun der Kollege Bjorn Forsterling
das Wort.

Bjorn Forsterling (FDP):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Lesen war und ist eine der Grundkompe-
tenzen unserer Gesellschaft und wird es bleiben.
Und gerade weil es eine Grundkompetenz ist, Frau
Liebelt, halten wir es fir problematisch, dass Sie
sagen: Wir machen hier Projekte zur Leseforde-
rung. - Was heil3t es denn, wenn man besondere
Projekte braucht, um etwas zu férdern? Das impli-
ziert schon, dass diese Grundkompetenz mit den
aktuell zur Verfigung gestellten Ressourcen
scheinbar nicht ausreichend grundlegend in den
Schulen vermittelt werden kann.

(Volker Bajus [GRUNE]: So ist es!)

Ja, damit haben Sie das Problem genau erkannt.
Deswegen geht der Antrag der FDP auch weiter;
denn unser bildungspolitischer Anspruch muss
doch sein, dass die grundsatzlich zur Verfigung
gestellten Ressourcen in Grundschule ausreichend
sind, um jedem Kind in Niedersachsen das Lesen
beizubringen.

(Beifall bei der FDP)
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Deswegen missen wir eine Stunde mehr investie-
ren. In anderen Bundeslandern gibt es diese eine
zusatzliche Stunde Deutschunterricht, anders als
in der niedersdchsischen Stundentafel. Das Argu-
ment, wir hatten zu wenig Lehrer auf dem Markt,
lasse ich nicht mehr gelten, nachdem der Kultus-
minister vor vier Wochen hier erklart hat, es gebe
auf 2200 ausgeschriebene Stellen Gber 3500
Bewerberinnen und Bewerber. Es scheint diese
Bewerberinnen und Bewerber also zu geben. Wa-
rum sollten wir dann nicht in die Zukunft unserer
Kinder investieren? Und das beginnt beim Lesen.

Ich halte es fast schon flr eine rhetorische Glanz-
leistung des Kollegen Weritz, zu sagen, man kon-
ne auf die konkreten Punkte der FDP zum Lesen
verzichten, weil im Antrag von SPD und CDU auch
etwas zu Mathe stehe. Das war schon sehr ge-
schickt. Wir haben uns in der Tat auf das Lesen
konzentriert. Ja, auch Rechnen ist eine der Grund-
kompetenzen, die unsere Schilerinnen und Schi-
ler erwerben sollten. Aber der Anspruch muss
natirlich sein, nicht das eine zu tun, um das ande-
re zu lassen, sondern nach Mdglichkeit beides zu
tun.

Ich will aber den regierungstragenden Fraktionen
zugutehalten, dass sie - wenn sie schon nicht den
Weg der konkreten MaRhahmen zur Verbesserung
der Lesekompetenz gemeinsam mit uns gehen
wollen - letztendlich wenigstens die innerkoalitiona-
re Auseinandersetzung um das Thema ,Schreiben
nach Gehor* bzw. ,Lesen durch Schreiben* end-
glltig geklart haben. Da wir lobend anerkennen
wollen, dass sich die CDU-Fraktion in diesem
Punkt in der Koalition durchgesetzt hat, werden wir
uns zu ihrem Antrag kraftvoll enthalten.

Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Kollege Forsterling. - Jetzt ist Herr
Rykena fir die AfD-Fraktion an der Reihe.

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Lesekompetenz ist ganz ent-
scheidend fur unsere Kinder. Sie ist entscheidend
fur den Erfolg in der Schule, aber sie ist auch ent-
scheidend fir den Erfolg im spéateren Leben. Das
wissen alle Bildungspolitiker.

(Sebastian Zinke [SPD]: Das ist ja mal
'ne Erkenntnis!)
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Umso mehr muss es uberraschen, dass zahlrei-
che - auch aktuelle - Untersuchungen belegen,
dass sich die Lesekompetenzen der Schiler, die
die Grundschulen in Niedersachsen verlassen,
zunehmend verschlechtern. Das war fir die FDP
vor einem guten halben Jahr der Anlass, den heu-
te zu beratenden Antrag vorzulegen. Sowohl in der
Debatte zur Einbringung wie auch bei den Diskus-
sionen im Ausschuss vermittelte die Regierungs-
koalition den Eindruck, das Thema sei zwar wich-
tig, es werde aber schon sehr viel getan, und das
sei ausreichend.

Jetzt, kurz bevor der Antrag zur abschlieRenden
Lesung zuriick ins Parlament kommt, schob man
schnell noch einen eigenen Antrag nach, um der
Opposition nicht das Feld zu lberlassen. Das ist
durchsichtig und zudem gescheitert. Der Koaliti-
onsantrag ist namlich deutlich schlechter als der
der FDP.

Die FDP schlagt Malinahmen vor, und zwar konk-
ret benannte, einzeln umsetzbare MaRnahmen.
Zudem sind es genau passende MaRnahmen fir
die Leseforderung, die dieser nachweislich dienen
wirden. Auch sind alle anderen Punkte, die die
FDP vorgeschlagen hat, immer noch aktuell. Das
gilt insbesondere fur die zuséatzliche Stunde Le-
seférderung.

Hier wurde in der Beratung auch heute wieder
kritisiert, das sei nicht umsetzbar, nicht finanzier-
bar. Meiner Kenntnis nach wirde das nach derzei-
tigem Stand 28,5 Millionen Euro im Jahr kosten.
Daher muss ich sagen: Das ist eine falsche Sicht-
weise. Denn natirlich ware das machbar - man
musste es nur wollen. An anderer Stelle - ich sage
nur: Ganztag und Inklusion - investieren Sie ein
Vielfaches davon.

Eine weitere Alternative wére es, andere Inhalte zu
kirzen; Frau Liebelt hat es angesprochen. Da
frage ich Sie - auch Frau Liebelt -: Welche anderen
schulischen Inhalte werden im Nachhinein fir ein
Kind so wichtig sein, dass man es hinnehmen
koénnte, dass es die Grundschule als funktionaler
Analphabet verlassen musste? - Englisch? Kunst?
Musik? Demokratiebildung? - Jedes Jahr verlassen
10 000 Kinder unsere Grundschulen, ohne lesen
zu kénnen. Das sind die Fakten: 10 000 Kinder!

Wie es den Anschein hat, verfolgt der schnell zu-
sammengeschusterte Antrag von SPD und CDU
vordergrindig das gleiche Ziel. Er wird aber ver-
wassert durch die Hinzunahme von Mathematik
und Orthografie, ohne aber entscheidende Akzen-
te zu setzen. So bleibt es wieder mal bei ,begri-

Ben“ und ,bitten”. Wirklich Neues findet sich in dem
Antrag nicht. Alles wird eigentlich schon irgendwie
gemacht.

Halt! Eine auffallige Ausnahme gibt es doch: End-
lich - so mbéchte man sagen - findet eine kritische
Beachtung von ,Lesen durch Schreiben” statt. Und
endlich gibt es eine konkrete Vorgabe, die den
Schulen verbindliche Einschrénkungen in Bezug
auf diese nachweislich schadliche Lernmethode
vorschreibt. Das begrif3en wir natirlich sehr. Hatte
man diesen Punkt noch in den FDP-Antrag aufge-
nommen, ware er perfekt.

So werden wir den héchst gelungenen FDP-Antrag
unterstiitzen. Beim Antrag der Regierungskoalition
werden wir uns enthalten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke sehr. - Nun erhélt der Kultusminister, Herr
Grant Hendrik Tonne, das Wort.

Grant Hendrik Tonne, Kultusminister:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Kernkompetenzen - Lesen, Schreiben,
Rechnen - sind eine unverzichtbare Grundlage fir
die erfolgreiche Bildungskarriere eines jeden Schi-
lers und einer jeden Schulerin. Eine gute Lesefa-
higkeit, Sicherheit in der Rechtschreibung und das
Beherrschen der Grundrechenarten bilden die
Basis fur jeden Lernerfolg. Ich glaube, in dieser
Feststellung sind wir uns einig.

Hierbei sind Leseférderung und auch die Forde-
rung der Schreibkompetenz nicht voneinander zu
trennen. Ich bin Herrn Weritz und Frau Liebelt sehr
dankbar, die in ihren Beitrdgen darauf hingewiesen
haben, dass der erfolgreiche Erwerb von Lese-
und Schreibkompetenz Aufgabe jeder Unterrichts-
stunde ist - nicht nur des Faches Deutsch. Deswe-
gen ware es auch viel zu kurz gesprungen, es
darauf zu beschranken. Es ist Aufgabe jeder Un-
terrichtsstunde, darauf einzuwirken.

Im vorliegenden EntschlielBungsantrag der regie-
rungstragenden Fraktionen geht es deshalb rich-
tigerweise um ein Gesamtkonzept, um die Kern-
kompetenzen wirksam starken zu kdnnen. Das ist
auch deshalb gut, weil dieser Antrag damit die
Maflnahmen, die wir im Kultusministerium auf den
Weg gebracht haben, sinnvoll erganzt und mitei-
nander verbindet.
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2018 hat eine geschéaftsbereichstbergreifende
Arbeitsgruppe unter Leitung des Kultusministeri-
ums die Arbeit aufgenommen, sich des Themas
.Leseforderkonzept® angenommen und dabei die
vielen vorhandenen Anstrengungen fir eine héhe-
re Lesekompetenz unter einem Dach zusammen-
gefihrt. Zu diesen Projekten gehort ,Lesen macht
stark”. Ich finde, das ist ein auf3erst gelungenes
Programm. Auch die Rickmeldungen der Schulen
hierzu sind rundweg positiv. Damit unterstiitzen wir
die Lehrkrafte bei der Vermittlung von Lesestrate-
gien.

Ferner gehort dazu der ,BiSS-Transfer”. Flankie-
rend zur Einfihrung von ,Lesen macht stark” ist ein
digitaler Konzept- und Methodenpool auf dem Nie-
dersachsischen Bildungsserver bereitgestellt wor-
den. Das Bund-Lander-Programm ,BiSS-Transfer"
bietet eine geeignete Verzahnungsstruktur mit den
niederséachsischen Vorhaben.

Zu diesen Projekten gehort auch die Akademie fir
Leseférderung. Sie unterstiitzt gemeinsam mit dem
Kultusministerium die schulische Leseftérderung
z. B. durch den Aufbau eigener Schulbibliotheken
und eine noch intensivere Bewerbung und Unter-
stitzung von Leseprojekten wie beispielsweise
dem bundesweiten Vorlesetag.

Und schlieB3lich findet sich unter diesen Projekten
auch ein digitaler Konzept- und Methodenpool. Die
zeitnahe Entwicklung und Umsetzung eines neu-
en, zeitgemalRen Leseforderkonzepts unterstitzt
das Ministerium webbasiert mit der Datenbank
.Leseschule Niedersachsen®, die im Frihjahr onli-
ne gegangen ist.

Dariiber hinaus wird die Arbeit der Schulen mit der
Veroffentlichung von Materialbédnden fur das Fach
Mathematik fur die Grundschule und den Sekun-
darbereich | unterstitzt - ebenso wie mit der be-
reits angekindigten Einrichtung einer landesweiten
Plattform, auf der exemplarische Lernaufgaben fir
die Facher Deutsch und Mathematik zur Verfligung
gestellt werden.

So kénnen wir die Arbeit der Schulen mit einer
Auswahl an Methoden, Konzepten und unterstit-
zenden Materialbdnden wirksam auf ihrem Weg
begleiten, um die Kernkompetenzen Lesen,
Schreiben und Rechnen verninftig zu starken. Ich
finde, das ist &uRBerst rund. So werden die Punkte
aus dem Antrag und die Dinge, die wir bereits auf
den Weg gebracht haben, miteinander verzahnt.
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Gestatten Sie mir zum Abschluss meiner Ausfih-
rungen noch eine Bemerkung: Ich bin den Fraktio-
nen sehr dankbar fur die Bitte, das Kerncurriculum
Deutsch fur die Grundschule um den Hinweis zu
ergéanzen, dass der ausschlieliche Gebrauch von
Methoden untersagt wird, die an das lautorientierte
Schreiben angelehnt sind. Ich glaube, damit haben
wir einen vernlnftigen Kompromiss gefunden - das
ausschlieBliche Anwenden wird untersagt, und den
Schulen wird gleichzeitig ein verninftiger Mix an
Methoden an die Hand gegeben.

(Volker Bajus [GRUNE]: Danke fiir die
Klarstellung!)

Damit ist das Ganze rund, und es wird ein deutli-
ches Signal gesendet: Lesen, Schreiben und
Rechnen sind unverzichtbare Kompetenzen. Wir
tun gut daran, diese zu starken.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Herr Minister.

Weitere Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor,
und wir kommen zu Abstimmung.

Wir kommen zur Abstimmung zu Nr. 1 der Be-
schlussempfehlung.

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses zustimmen und damit den Antrag der
Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU in der
Drucksache 18/6735 unveréandert annehmen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - CDU und
SPD. Wer ist dagegen? - Biindnis 90/Die Griinen.
Wer enthalt sich? - Die Fraktion der AfD und die
Fraktion der FDP. - Der Beschlussempfehlung
wurde gefolgt.

Wir kommen zur Abstimmung zu Nr. 2 der Be-
schlussempfehlung.

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses folgen und damit den Antrag der Fraktion
der FDP in der Drucksache 18/5065 ablehnen will,
den bitte ich nun um ein Handzeichen. - Wer ist
dagegen? - Wer enthdlt sich? - Auch hier wurde
der Beschlussempfehlung des Ausschusses ge-
folgt.
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Wir kommen jetzt zum

Tagesordnungspunkt 30:

Abschliel3ende Beratung:

Halt von Fernverkehrsziigen am Bahnhof Ham-
burg-Harburg dauerhaft sichern - Antrag der
Fraktion Bundnis 90/Die Grunen - Drs. 18/3552 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses fir Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung -
Drs. 18/6799

Der Ausschuss empfiehlt lhnen, den Antrag in
geanderter Fassung anzunehmen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Wir kommen somit zur Beratung. Als Erster erhalt
der Kollege Detlev Schulz-Hendel fir Bind-
nis 90/Die Grunen das Wort.

(Heiner Schonecke [CDU]: Vorsicht
an der Bahnsteigkante!)

Detlev Schulz-Hendel (GRUNE):

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Bahnhof Hamburg-Harburg hat mit einer An-
zahl von rund 112 Fernzigen, die dort taglich hal-
ten, nicht nur fur Fahrgéste aus Hamburg eine
besondere Bedeutung, sondern auch fir Fahrgas-
te aus Niedersachsen - aus dem Bereich Nordost-
niedersachsen, aber auch westlich von Hamburg.

Deswegen freuen wir uns, dass SPD, CDU und
FDP unserem Antrag in einer geanderten Fas-
sung - alle Punkte unseres Antrags wurden unter-
stutzt - zustimmen werden. Zusétzlich wurde die
Forderung aufgenommen, dass die Anzahl der
Fernverkehrshalte an den Haltestellen Liineburg,
Celle, Uelzen und Bad Bevensen weiterhin beste-
hen bleibt.

Damit ist der Weg heute frei, ein starkes gemein-
sames Signal in die Region und an die DB Fern-
verkehr zu senden. Es ist richtig, wahrend der
Sanierungsarbeiten an der Zollkanalbriicke die
Reduzierung der Fernverkehrshalte auf ein Mini-
mum zu beschranken. Aber nach Ende der Sanie-
rungsarbeiten, liebe Kolleginnen und Kollegen,
darf es keine dauerhafte Verringerung der Fern-
verkehrshalte geben.

(Beifall bei den GRUNEN, bei der
SPD und bei der FDP)

Deshalb missen die Hamburger Behdorde fur Ver-
kehr und das niederséchsische Verkehrsministeri-
um durch die DB Fernverkehr eng in den Abstim-
mungsprozess eingebunden werden. Denn die
Fahrgéste, meine Damen und Herren, brauchen
einen qualitativ guten und verlasslichen Bahnver-
kehr.

Dazu gehért vor allem auch eine transparente,
frihzeitige und verlassliche Kommunikation mit
den Fahrgéasten. Deshalb ist es folgerichtig, dass
wir heute gemeinsam die DB Fernverkehr auffor-
dern, die Kundinnen und Kunden bei Fahrplanan-
derungen kinftig rechtzeitig und auf angemessene
Art und Weise zu informieren. Dabei sind Grund
und Dauer der Fahrplandnderungen wichtige In-
formationsparameter fur die Fahrgéaste.

Wie gesagt, wir begrifRen, dass wir heute zu ei-
nem gemeinsamen Beschluss kommen. Ich glau-
be, das ist dringend nétig: im Sinne der Fahrgéste,
im Sinne einer Mobilitatswende und auch in dem
Sinne, dass sich Menschen nicht frustriert von der
Bahn abwenden und wieder auf das Auto umstei-
gen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, bei der
SPD und bei der FDP)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Herr Schulz-Hendel. - Jetzt erhalt fir
die CDU-Fraktion der Kollege Karsten Heineking
das Wort.

Karsten Heineking (CDU):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Wir
alle winschen uns ein gut aufeinander abgestimm-
tes Schienennetz, das den Herausforderungen der
stetig zunehmenden Pendlerzahlen gerecht wird
und dabei die Bahn zu einem zuverlassigen Ver-
kehrsmittel werden lasst, das nicht nur dabei hilft,
die Stral3en zu entlasten, sondern vor allen Dingen
als Alternative zum Individualverkehr mit dem Auto
wahrgenommen wird.

Die individuelle zeitliche und streckenbezogene
Flexibilitat ist bei der Nutzung der Bahn nicht in
dem gleichen Mal3e gegeben wie bei der Nutzung
des eigenen Autos. Deshalb ist es besonders wich-
tig, dass die bestehenden Verkehrsanbindungen
zuverlassig sind und etwaige Anderungen friihzei-
tig kommuniziert werden.

(Beifall bei der CDU)
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Die Zuverlassigkeit des gewahlten Verkehrsmittels
ist hierbei besonders wichtig. Modernisierungen
und Sanierungen der Strecken sind dringend er-
forderlich. Davon sind natirlich auch viel befahre-
ne Strecken betroffen. Wir méchten nicht, dass die
Fahrgéaste dabei auf der Strecke bleiben oder wie-
der auf ihr Auto umsteigen mussen, weil sie keine
wirkliche Alternative haben.

(Beifall bei der CDU, bei den GRU-
NEN und bei der FDP)

Hamburg-Harburg ist ein wichtiger Halt und Um-
stiegspunkt des Fernverkehrs. Dortige Anderungen
oder Ausfélle betreffen auch viele Pendler und
Reisende aus Niedersachsen ganz direkt. Deshalb
ist es ein gutes Signal, dass wir die Landesregie-
rung mit dem vorliegenden Antrag dazu auffordern,
sich gegenliber der Deutschen Bahn dafir einzu-
setzen, dass sich die Anzahl der Halte in Ham-
burg-Harburg maéglichst nicht verringert.

Zudem mochten wir erreichen, dass sich wéhrend
der geplanten Baumalnahmen die Halteausfalle
insgesamt auf ein absolut notwendiges Minimum
beschranken.

(Beifall bei der CDU und bei den
GRUNEN)

Wir beziehen uns hierbei nicht ausschlieRlich auf
Hamburg-Harburg - ein Dank geht in diesem Zu-
sammenhang an unseren Fachmann vor Ort; Hei-
ner Schoénecke, wir sind dir zu Dank verpflichtet,
du unterstutzt uns da immer deutlich -,

(Beifall bei der CDU)

sondern dies wollen wir auch fir die Halte an den
Haltestellen Lineburg, Celle, Uelzen und Bad Be-
vensen erreichen. Zudem sollen nicht nur alle di-
rekt involvierten Behdrden und betroffenen Ver-
kehrsunternehmen, sondern vor allen Dingen die
Fahrgaste friihzeitig von Anderungen und Beein-
trachtigungen erfahren. Eine Optimierung der
Kommunikation ist ein wichtiger Schlissel zur Ak-
zeptanz bei den Fahrgasten.

Ich bin zuversichtlich, dass es der Landesregie-
rung gelingen wird, die einzelnen Punkte dieses
Antrags mit Gesprachen umzusetzen und damit als
gutes Beispiel fur optimierte Kommunikation vo-
ranzugehen.
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Wir beschlieRen heute einen Anderungsvorschlag
von CDU und SPD. Die FDP und die Grinen ha-
ben sich dem angeschlossen; das kénnen wir nur
begrif3en.

Vielen Dank fiur die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU - Helge Limburg
[GRUNE]: Genau genommen ist es
ein Antrag der Griinen!)

Prasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Herr Heineking. - Herr Henze macht
sich schon auf den Weg.

Stefan Henze (AfD):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Hamburg-Harburg ist gerade fur die
Berufspendler der ganzen Region - gerade auch
fur Niedersachsen und Hamburg - unverzichtbar,
und das, was die Deutsche Bahn mit ihrem Fahr-
plan dort vorhat, ist einfach nicht akzeptabel.

Fur alle Pendler, die beispielsweise vom Suden
aus in den Bereich Harburg fahren, wiirde sich das
Ganze um ungefahr eine Stunde pro Tour verlan-
gern, wenn man den Fahrplan ausdinnen wirde.
Das ist - gerade im Berufsverkehr - nicht zumutbar.
Aus meiner Sicht ware das also eine Katastrophe.

Und dann ist noch zu riigen - auch das ist hier
angesprochen worden -, dass die Bahn nicht im-
mer vollumfanglich und zeitnah alle Pendler dar-
Uber informiert, wenn sie die Fahrplane andert.
Genau das ist aber der Fall. Auch das ist nicht
akzeptabel. Daher ist der vorliegende Antrag folge-
richtig und unterstiitzenswert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank. - Fur die SPD-Fraktion spricht nun
Frau Kollegin Andrea Schréder-Ehlers.

Andrea Schrdder-Ehlers (SPD):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen! Ich danke erst einmal dem Kol-
legen Detlev Schulz-Hendel dafiir, dass er das
Thema auf die Tagesordnung gesetzt hat. Denn es
ist richtig: Der Bahnhof Hamburg-Harburg ist far
die Bahnreisenden ein ganz wichtiger Knotenpunkt
bei uns in der Region Nord-Ost-Niedersachsen. Ich
danke aber noch mehr - und das naturlich als Lu-
neburger Abgeordnete - den Vertreterinnen und
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Vertretern der Regierungskoalition dafiir, dass sie
diesen Antrag, Uber den wir den erweiterten Be-
schluss heute fassen werden, auch auf die Bahn-
hofe Luneburg, Uelzen und Celle ausgeweitet ha-
ben. Das ist eine gute Entscheidung. Vielen Dank,
Frau Vorsitzende, dass das alles so geklappt hat.

Ich weil3 nicht, was ich noch viel mehr dazu sagen
soll. Naturlich ist es fur die vielen Zehntausend
Berufspendlerinnen und Berufspendler, die es auf
der Strecke gibt, wichtig, dass das Angebot nur so
weit eingeschrankt wird wie unbedingt nétig und
dass es vonseiten der Bahn eine gute Kommunika-
tion geben muss, damit der Berufs- und auch der
Fernverkehr nicht beeintrachtigt werden.

Nun sind die Baumaflnahmen ja ins nachste Jahr
verschoben worden, wenn ich richtig informiert bin.
Von daher hoffe ich sehr, Herr Dr. Althusmann,
dass es lhrem Hause auch gelingen wird, die er-
forderlichen Gesprache mit der Bahn zu fuhren.
Die Pendlerinnen und Pendler und die Anwohne-
rinnen und Anwohner der Strecke wiinschen sich
das alle sehr. Von daher wiinsche ich gutes Gelin-
gen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, bei FDP und bei
den GRUNEN sowie Zustimmung bei
der CDU)

Prasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schréder-Ehlers. - Jetzt
spricht der Kollege J6érg Bode fiir die FDP-Fraktion.

(Karl-Heinz Bley [CDU]: Hang noch
einen Waggon dran!)

Jorg Bode (FDP):

Ich habe keinen Waggon dabei, lieber Kollege
Bley.

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Inhaltlich stimmt die FDP dem Antrag, den die
Grunen eingereicht haben, vollumfanglich zu. Wir
begrifen auch - gerade ich als Celler -, dass der
Haltepunkt Celle ebenfalls mit aufgefiihrt worden
ist. Ich bin ein bisschen enttduscht, dass die Gru-
nen nicht auch schon von Anfang an darauf ge-
kommen sind. Das ist aber genau die richtige Bot-
schaft.

Fur uns ist das auch kein Signal fur eine seitens
der Griinen gewunschte Mobilitatswende, sondern
auch vorher, aktuell und auch zukinftig war und ist
ein ausreichender Fernverkehr - gerade auch fir

die Bewohnerinnen und Bewohner des landlichen
Raums - dringend erforderlich, damit man in die
Zentren, in die Grof3stadte etc. kommen kann,
unabhéngig davon, ob man Fuf3ganger, Fahrrad-
fahrer oder Autofahrer ist und damit mit dem richti-
gen Verkehrsmittel die individuelle Mobilitdt nach
vorne gestellt wird. Von daher ist das ein richtiger,
ein wichtiger und ein guter Antrag.

(Beifall bei der FDP und bei den
GRUNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kann
den Geschéaftsordnungsschmerz, den die Kollegen
von SPD und CDU hier jetzt ein wenig versplren,
durchaus nachvollziehen. Aber es mag lhnen viel-
leicht eine mahnende Erinnerung fir die Zukunft
sein. Wenn man versucht, gute Vorschlage von
anderen Fraktionen, die auch Sie begriiRen, zu
Ubernehmen, muss man vorher verniinftig dariiber
sprechen. Sie haben sich wohl gewilinscht, dass es
jetzt einen gemeinsam getragenen Anderungsan-
trag von den vier Fraktionen gibt, auf dem sie als
Antragsteller stehen. Dann hétten Sie vorher mit
uns dariiber reden miissen und nicht einen Ande-
rungsvorschlag im Ausschuss einbringen dirfen,
zu dem Sie uns gefragt haben, ob wir das mitma-
chen wirden; wir haben das natirlich gerne ge-
macht. Jetzt werden wir den Antrag der Griinen in
einer geanderten Fassung, namlich in der Fassung
des Anderungsvorschlags von SPD, CDU, Griinen
und FDP, beschliel3en.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, uns als
FDP fallt kein Zacken aus der Krone, wenn der
urspringliche Antragsteller, die Fraktion der Gru-
nen, oben stehen bleibt. Wir wissen, dass alle
Fraktionen den Beschlussvorschlag unterstitzt
haben. Wenn Sie es das nachste Mal anders ha-
ben wollen, dann kommen Sie eher auf uns zu. Wir
zeigen lhnen dann die Méglichkeiten auf.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Kollege Bode. - Abschlie3end erhalt
nun zu diesem Tagesordnungspunkt der Wirt-
schaftsminister Dr. Bernd Althusmann das Wort.

Dr. Bernd Althusmann, Minister fir Wirtschaft,
Arbeit, Verkehr und Digitalisierung:

Sehr verehrte Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren Kolleginnen und Kollegen! Der Bahnhof

7599



Niederséchsischer Landtag - 18. Wahlperiode - 79. Plenarsitzung am 1. Juli 2020

Hamburg-Harburg ist einer der wichtigsten Ver-
kehrsknotenpunkte der Bundesrepublik Deutsch-
land, auf jeden Fall Norddeutschlands.

(Zuruf von der CDU: So ist es!)

Ich bin mir dessen bewusst, dass uber diesen
Bahnhof der Fernverkehr, der S-Bahn-Verkehr, der
Guterverkehr und der Nahverkehr fir Norddeutsch-
land entscheidend koordiniert wird; denn die Leis-
tungsfahigkeit dieses Bahnhofs entscheidet dar-
Uber, ob auch der regionale Verkehr funktioniert.
Von daher ist es meine Erwartung und auch die
klare Ansage an die Deutsche Bahn, dass die Be-
eintrachtigungen durch die auf das Jahr 2021 ver-
schobenen BaumafRnahmen mdoglichst gering ge-
halten werden, weil wir tagtéglich Zehntausende
von Pendlern - gerade auch Berufspendler - von
und nach Hamburg haben, die darauf angewiesen
sind, dass sie eine gute Verkehrsverbindung ha-
ben. Das gilt aber auch fir diejenigen, die weit
pendeln. Zahlreiche Menschen aus Hamburg, aus
Lineburg oder aus anderen Regionen pendein
nach Suddeutschland - zum Teil taglich, mindes-
tens einmal wochentlich - und nutzen daftr den
Schienenpersonenfernverkehr.

Mit dem Masterplan Schienenverkehr hat der Bund
gestern ein klares Signal gesetzt, das ich aus-
driicklich begriiRe, bis 2030 die Zahl der Bahnfah-
renden zu verdoppeln. Das ist das Ziel der Bun-
desregierung, das am Ende - sie unterstiitzt diese
MaRnahmen mit 3 Milliarden Euro jahrlich - auch
dem Klimaschutz dient, dem wir alle uns verpflich-
tet haben.

Zu guter Letzt zwei gute Mitteilungen, die ich Ihnen
nicht vorenthalten mdchte.

In der Entwurfsfassung des Sommerfahrplans
Fernverkehr sind die Halte Celle, Uelzen, Bad
Bevensen und Lineburg weiterhin bertcksichtigt.
Es ist davon auszugehen, dass die Bahn dies auch
SO umsetzt.

Uns wurde inzwischen ferner mitgeteilt, dass fir
den Fahrplan 2021 der Fernverkehrshalt in Ham-
burg-Harburg weiterhin gesichert werden soll. Un-
sere Bemihungen um diesen Fernverkehrshalt,
der fir unser Land wichtig ist, haben sich offen-
sichtlich am Ende doch gelohnt.

Vielen Dank.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Herzlichen Dank, Herr Minister.
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Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor.Wir
kénnen zur Abstimmung kommen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen und damit den Antrag der Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen in der sich aus der Be-
schlussempfehlung ergebenden geénderten Fas-
sung annehmen will, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Das sieht einstimmig aus. Gibt es Ge-
genstimmen? - Das ist nicht der Fall. Gibt es Ent-
haltungen? - Das ist ebenfalls nicht der Fall. Dann
ist dieser Beschlussempfehlung gefolgt worden.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 33:

Abschliel3ende Beratung:

a) Gunstige Rahmenbedingungen fur den Zu-
ckerribenanbau in Niedersachsen schaffen -
Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/4473 -
b) Verantwortung fir den landlichen Raum -
Erhalt der Wertschépfungskette Zucker sicher-
stellen - Antrag der Fraktion der SPD und der
Fraktion der CDU - Drs. 18/6340 - Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses fur Erndhrung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz - Drs. 18/6839

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag der
Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU un-
verandert anzunehmen und den Antrag der Frakti-
on der AfD abzulehnen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Wir kommen zur Beratung. Zunéchst hat sich Frau
Dana Guth fir die AfD-Fraktion zu Wort gemeldet.

Dana Guth (AfD):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! ,Glnstige Rahmenbedingungen
fur den Zuckerribenanbau in Niedersachsen
schaffen”!

Die Zuckerribe: Mehrere Tausend Arbeitsplatze
hangen in Niedersachsen an der Zuckerriibe. Ne-
ben den Landwirten, die Zuckerrlben anbauen,
sind es u. a. sowohl Saatguthersteller, Zulieferer
als auch die Mitarbeiter in den Zuckerfabriken. Ein
wichtiger Wirtschaftszweig, der Uberwiegend an
konventionell angebauten Zuckerriiben héngt,
auch wenn der Anteil des Bioanbaus zunimmt.

Die Vorschriften der EU sorgen wie in vielen ande-
ren Bereichen auch im Bereich des Zucker-
ribenanbaus fur Einschrankungen - Einschran-
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kungen, aus denen sich andere EU-L&nder einfach
mit Sonderregelungen befreien. Das sorgt fir ext-
reme Wettbewerbsnachteile zuungunsten unserer
heimischen Landwirte. Hier besteht Handlungsbe-
darf.

Aus diesem Grund brachte die AfD-Fraktion im
September 2019 einen EntschlieBungsantrag ein.
Ich mdchte kurz auf die Chronologie eingehen.

In unserem Antrag vom 2. September 2019 forder-
ten wir mehr Forschungsgelder fur die Pflanzen-
zlchtung, eine Angleichung der Aussaatbedingun-
gen innerhalb der EU, die Zuckerproduktion und
damit die Arbeitsplatze in Niedersachsen zu erhal-
ten und die zeitnahe Zulassung alternativer neuer
Pflanzenschutzmittel voranzutreiben.

Am 5. September kam dieser Antrag in den Aus-
schuss.

Am 16. Oktober stand er auf der Tagesordnung
des Ausschusses, wurde aber zuriickgestellt.

Am 30. Oktober war er erneut Thema. Es wurde
eine Anhorung beschlossen, und die GroKo kin-
digte einen eigenen Antrag an.

Am 4. Marz 2020 fand die Anhoérung statt. Das
Ergebnis der Anhdrung bestatigte den Handlungs-
bedarf vollumfanglich.

Am 28. April kam dann der im Oktober angekin-
digte Antrag der GroKo in den Ausschuss, und die
Forderungen in diesem Antrag waren eine Bun-
desratsinitiative fir moderne Ziichtungsmethoden,
faire Wetthewerbsbedingungen innerhalb der EU,
Erhalt von Standorten und Arbeitsplatzen sowie
Intensivierung der Forschung zu Pflanzenschutz-
mitteln. Kommt lhnen das bekannt vor? - Ja, mir
auch! Diese Innovation hat insgesamt acht Monate
gedauert. Das sagt mir einiges Uber die Wichtigkeit
dieses Themas.

Wo liegen nun die Unterschiede, mag man sich
fragen. Das ist ganz einfach: Wahrend wir gefor-
dert haben, die Ausnahmegenehmigungen, mit
denen sich andere EU-Lander per Notzulassung
deutliche Wettbewerbsvorteile gesichert haben,
auch fir deutsche Landwirte gelten zu lassen,
mdchte die GroKo mit ihrem Antrag erreichen,
dass die Sonderregelungen in den anderen Lan-
dern ebenfalls verboten werden.

Der eigentliche Stein des AnstoRRes ist die Saat-
gutbeize: in Deutschland verboten, in anderen EU-
Landern erlaubt. Was hat das Verbot in Deutsch-
land - aulRer Wettbewerbsnachteilen - gebracht? -
Um die Grune Pfirsichblattlaus zu bekampfen,

werden nun zwei bis drei vorsorgliche Spritzgénge
mit Insektiziden gefahren, was mit der Beize nicht
notig war. Ist das jetzt besser fiir die Umwelt, muss
man fragen. Ich glaube, nicht.

Sechs Herbizidwirkstoffe wurden gerade oder wer-
den in den néachsten zwolf Monaten verboten.
Auch durch diese MalRnahme wird der Rubenan-
bau gefahrdet, da eine Unkrautkontrolle dann
kaum noch maglich ist. Verninftiger Ersatz ist nicht
in Sicht. Man verbietet, ohne Alternativen zu ha-
ben.

Statt es genauso wie die anderen Lander zu ma-
chen und sich um die Belange der eigenen Land-
wirte zu kiimmern, fordert man eben schlicht Ver-
bote fur die anderen. Das wird ,bestimmt* funktio-
nieren! Die européische Solidaritat, Uber die wir
gestern so viel gehdrt haben, funktioniert in sol-
chen Féllen wohl eher selten. Dessen ist man sich
auch bei der GroKo bewusst. Man fordert gleich,
tragfahige Losungen fur BetriebsschlieBungen mit
zu entwickeln. Man kalkuliert das Sterben einer
weiteren Branche dank der EU gleich mit ein.

Wem nitzt das? - Grundséatzlich erst mal den soli-
darisch handelnden EU-Landern. Ausfélle in der
deutschen Zuckerproduktion wird man gern mit
Lieferungen aus dem eigenen Land ersetzen. Na-
turlich ist es fir die Umwelt und das Klima nicht so
schadlich, wenn die Riiben mit Notfallzulassung in
Frankreich oder Polen produziert werden. Schad-
lich ist das nur in Deutschland.

Bereits im letzten Jahr war das Mercosur-Abkom-
men ein Thema in diesem Parlament. Die Offnung
des lateinamerikanischen Marktes ist nach wie vor
ein verlockendes Ziel fur die européische Industrie.
Der Wegfall von Zéllen und eine Erweiterung der
Absatzmarkte sind ein Traum der Globalisierer.
Natdrlich mochten die Mercosur-Staaten dafir
auch etwas nach Europa exportieren, vorrangig
Rindfleisch, Gefllugelfleisch und - Zucker! Der
weltweit grofdte Zuckerproduzent ist Brasilien, einer
der Mercosur-Staaten.

Man mochte hier neue Absatzmarkte schaffen.
Was muss man sich fragen? Die EU jedenfalls ist
ganz wild auf dieses Handelsabkommen. Sie, mei-
ne Damen und Herren, missen sich einmal mehr
die Frage gefallen lassen: Sind Sie die Vertreter
unseres Volkes oder Erfullungsgehilfen der EU?

Wenn lhnen die Interessen der Landwirte am Her-
zen liegen, mussen Sie unserem Antrag zustim-
men. Wenn Sie kein Problem damit haben, eine
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weitere Branche zu zerstéren, dann machen Sie es
wie die GroKo. Sie haben es in der Hand.

Vielen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Frau Guth. - Nachster Redner ist fir
die CDU-Fraktion Herr Dr. Marco Mohrmann.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
bei der SPD)

Dr. Marco Mohrmann (CDU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Zu Niedersachsen gehort zwei-
felsohne eine funktionierende Zuckererzeugung
als Teil einer kompletten Wertschépfungskette. Zu
dieser Wertschopfungskette gehéren die Zucht
und der Anbau der Riiben, aber auch die Verarbei-
tung, die Zuckererstellung in der Zuckerfabrik. Ein
Arbeitsplatz in der Zuckerfabrik sichert weitere
vierzehn Arbeitsplatze.

Diese fir Niedersachsen so wichtige Wertschop-
fungskette ,Zucker* steht erheblich unter Druck -
bis hin zur realen Gefahr, dass wir diese auch
verlieren kénnen.

Die Vorziglichkeit des Zuckerriibenanbaus hat seit
2017 durch die Auflésung der Zuckermarktordnung
ohnehin erheblich gelitten. Volkswirtschaftlich be-
trachtet, war das so weit richtig. Nicht eingeplant
waren aber die Wettbewerbsnachteile, die es un-
seren Ackerbauern schwer machen, hier am Markt
Zu bestehen.

Es sind insbesondere zwei Aspekte, die wettbe-
werbsverzerrend innerhalb der EU wirken und die
durchaus im Deckungsbeitrag mehrere hundert
Euro pro Hektar verursachen kénnen und damit
Uber Wohl und Wehe entscheiden.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: So
ist es!)

Als Erstes ist hier das Verbot der Saatgutbeizung
mit Neonicotinoiden durch die EU im Jahr 2018 zu
nennen. Deutschland hélt sich daran. In rund 20
anderen Landern der EU gibt es aber Ausnahme-
genehmigungen, auch bei unseren Nachbarn, z. B.
in Danemark, Osterreich und Belgien oder auch im
zuckerribenstarken Polen. Das ist nicht akzepta-
bel. Es ist kaum erklarbar, dass deutsche Bienen
durch Neonicotinoide gefahrdet sein sollen, die
Bienen in den Nachbarlandern aber nicht.
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Zweitens verzerren die ordnungspolitischen Dau-
ersiindenfélle gekoppelter Pramien die Wettbe-
werbsbedingungen zu unserem Nachteil. In der
agrarwissenschaftlichen Marktlehre ist unisono
unstrittig, dass produktionsgebundene Subventio-
nen zu Fehlanreizen fuhren. Umso erstaunlicher ist
die Tatsache, wie hartnackig diese Systematik in
diversen Landern der EU zum Nachteil der nieder-
sachsischen Zuckerwirtschaft erhalten bleibt.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]J:
Leider!)

Es gibt also einiges auf europaischer Ebene zu
diskutieren. Die deutsche EU-Ratspréasidentschaft
bietet vielleicht einige Madglichkeiten, in diesen
Fragen voranzukommen.

Meine Damen und Herren, kommen wir zu einem
ganz entscheidenden, geradezu fundamentalen
Aspekt unseres EntschlieBungsantrages. Das ist
eine Bundesratsinitiative mit dem Ziel, moderne
und zukunftsorientierte Ziichtungsmethoden zu
bewerten.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Nur
so geht es!)

Denn was nicht nur die Zuckerwirtschaft der ge-
samten EU eint, ist der Wettbewerbsnachteil ge-
geniber fast allen anderen wichtigen Agrarlandern
auf der Welt in Bezug auf die Nutzung ziichteri-
scher Mdglichkeiten.

Pflanzen, meine Damen und Herren - jetzt wird es
ein bisschen fachlich -, die zichterisch mit der
Genschere aus dem sogenannten CRISPR/Cas-
Verfahren bearbeitet wurden, fallen nach dem
EuGH-Urteil von 2018 unter die Gentechnikgeset-
ze. Das ist aber nicht nur - ich sage das deutlich -
fachlicher Unsinn, sondern fiihrt zu allem Uberfluss
auch zur weiteren Manifestierung agrarindustrieller
Strukturen, weil die Marktzugangsbarrieren fir
mittelstdndische Zichter und 6ffentliche For-
schungseinrichtungen unerreichbar hoch sind.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: So
ist es!)

Pflanzenmaterial aus herkémmlichen Zuchtverfah-
ren oder aus CRISPR/Cas-Zucht ist nun definitiv
nicht zu unterscheiden. Im Ubrigen geht es bei
CRISPR/Cas eben auch nicht um das Einschleu-
sen fremder DNA. Das ist aber das zentrale Cha-
rakteristikum der Gentechnik und damit auch des
Gentechnikgesetzes. Das passt also nicht.
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Kurz gefasst: Wir unterstiitzen jedwede Initiative,
die den Wissenschafts- und Technologiestandort
Niedersachsen fordert, es dabei unseren Ziichtern
ermdglicht, von Technologiespriingen zu profitie-
ren, und die Landwirtschaft damit nachhaltiger
macht, anstatt nur solchen Entwicklungen in fernen
Landern zuzuschauen.

Dass dieser Standpunkt, meine Damen und Her-
ren, inzwischen auch durch eine wissenschaftsaffi-
ne Gruppe von Griinen - die gibt es - getragen
wird, gibt mir Hoffnung auf einen gesellschaftspoli-
tischen und parteitibergreifenden Konsens - einen
Konsens in dieser fur unsere Zuchtunternehmen
zentralen Frage ihrer Perspektiven in Deutschland
und speziell bei uns in Niedersachsen. Da haben
Ihre Kolleginnen und Kollegen ein bemerkenswer-
tes Papier verfasst.

Es gibt weltweit 5 Millionen ha Zuckerriiben. Das
ist ein knappes halbes Prozent der Ackerflache.
Damit stehen die Riben auf Dauer nicht gerade im
Fokus global agierender Agrarkonzerne. Sehr wohl
steht die Zuckerriibe aber im Fokus unserer mittel-
stéandisch gepragten Unternehmen und der Land-
wirte in Niedersachsen. Lassen Sie uns dieser
Wertschopfungskette ,Zucker* die Chance geben,
die sie verdient. Unterstiitzen Sie unseren Antrag!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
bei der FDP)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen Dank, Herr Dr. Mohrmann. - Jetzt hat fur die
FDP-Fraktion der Kollege Hermann Grupe das
Wort. Bitte sehr!

Hermann Grupe (FDP):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Zunéchst einmal
kann ich dem Kollegen Mohrmann vollumfénglich
zustimmen, und zwar jedem Wort, das er gesagt
hat -

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

angefangen von den Neonicotinoiden, die von der
EU 2018 verboten wurden, aber per sogenannter
Notfallzulassung anderswo am laufenden Band
zugelassen werden. Was Sie zur Ziichtung gesagt
haben - CRISPR/Cas usw. -, kann ich nur voll und
ganz unterstutzen.

Und: In der Tat ist es so, dass es ganz offensicht-
lich eine Gruppe junger Griner gibt, die immer
wieder mit dem Thema kommt und dann von de-

nen, die das schon Jahrzehnte machen, wieder
eingefangen wird. Aber lassen Sie uns einmal
sehen, ob die Jugend sich nicht auch bei den Gri-
nen in Zukunft wieder durchsetzen kann! Das ware
doch eine sehr interessante Entwicklung.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Im Ausschuss haben wir ja - urspriinglich aufgrund
des Antrags der AfD-Fraktion- eine Anhodrung
gehabt. Da wurden schon harte Zahlen genannt.
Wenn man dann hort, dass der Unterschied in der
Forderung in anderen Landern in der EU im
Durchschnitt der Lander, die das férdern, 360 Euro
ausmacht, weifl man als Ribenanbauer: Wenn wir
das als Gewinnspanne wirklich tbrig haben, dann
haben wir schon einmal etwas. - Das ist ja nicht
irgendein kleiner Betrag. Vielmehr werden wir
dadurch in der Konkurrenz weit zuriickgesetzt.

Ich habe mir einmal herausgesucht, was auch
gesagt wird. Wichtig ist einfach, zu wissen, dass
viele Lander ihre Zuckererzeugung subventionie-
ren. Es sind vorrangig die Zuckerrohr erzeugenden
Lander, die ihre Markte durch Importbeschran-
kung, Exportférderung, Marktverwaltung, Garan-
tiepreise, direkte Beihilfen oder indirekte Stitzun-
gen schitzen oder stitzen.

Meine Damen und Herren, dann steht man wieder
vor dem Thema, dass in diesen Landern der Re-
genwald abgeholzt wird, um subventioniert unsere
gute Produktion hier zu unterwandern. Das kann in
keinster Weise in unserem Sinne sein. Da missen
wir einschreiten.

(Beifall bei der FDP)

Ich mochte hier auch einen Zusammenhang dar-
stellen, weil ich persénlich davon hart betroffen bin.
Bei mir im Betrieb werden, seit ich das mache,
Ruben angebaut. Derzeit kriege ich den Pflanzen-
schutz fir vielleicht 250 Euro hin und erlése dann
mit Zuschlagen 3 Euro pro Doppelzentner Riiben.
Wir haben einen Betrieb auf Bio umgestellt und
beschéaftigen uns jetzt damit, dort auch Zuckerri-
ben anzubauen, wenn dieser Prozess nachstes
Jahr vollendet ist. Dann stehen wir vor der interes-
santen Aufgabe, diese Riben unkrautfrei zu krie-
gen. Um nur einmal die Dimension klarzumachen:
Dann steht man vor 2 000, 2 500 oder, wenn es
schlecht lauft, 3 000 Euro Lohnkosten statt 250
Euro fir chemischen Pflanzenschutz.

Das machen aber auch keine Deutschen, liebe
Kolleginnen und Kollegen. Ich frage mich, was fir
ein Bild wir denn da haben. Da kommen Kolonnen
aus Rumanien. Mir wird gesagt: Da kannst du dich
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erkundigen; dann wird daftir gesorgt. Die kommen
also hierher, machen die Arbeit, werden auch un-
tergebracht usw. Und das fiir solche Betrage!

Das sind interessante Themen. Ich halte es auch
fir hochinteressant, einmal zu sehen, was wir ver-
langen, aber nicht bereit sind, zu tun, sodass es
dann andere flr uns machen.

Deswegen bin ich heilfroh, dass wir in Zukunft
vielleicht auch Hightech haben, namlich einen
Roboter, der einem die Riben setzt. Mir wird ge-
sagt, er soll 60 000 Euro kosten. Bei 20 ha ist das
kein Geld, wenn es denn funktioniert. Das ist also
ein hoch spannendes Thema.

Der Riibenanbau - das ist das Wichtige - ist hier in
Niedersachsen hervorragend aufgestellt und hoch
konkurrenzfahig. Wir missen aber aufpassen,
dass wir ihn nicht kaputtkonkurrieren, indem wir
hier sicherlich den liberalsten Markt haben - auch
das wurde in der Anhérung gesagt-, dann aber
unsere Landwirte gegen die unfaire Konkurrenz
nicht ankommen. Im Ergebnis kriege ich fir die
Ruben dann 11 Euro statt 3 Euro. Fur das Vierfa-
che kann ich auf dem Weltmarkt nicht existieren.

Das ist eine kleine Licke, die wir nutzen kénnen.
Aber wir missen dafiir sorgen, dass unser RU-
benanbau in der Flache - der konventionelle An-
bau - konkurrenzfahig bleibt und dass wir hier in
Zukunft faire Bedingungen haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon, Kollege Grupe. - Fir Bindnis 90/Die
Griinen erhalt das Wort Frau Kollegin Staudte.

Miriam Staudte (GRUNE):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Es ist gerade geschildert worden:
Der Zuckermarkt ist in Aufruhr - keine Frage. Die
Quote ist 2017 abgeschafft worden. Seitdem hat
ein Verdrangungswettbewerb stattgefunden. Die
Zuckerpreise fallen. Sie bewegen sich jetzt quasi
auf Weltmarktniveau. Das ist deutlich niedriger als
das, was wir bisher hatten.

Ich kann nicht ganz nachvollziehen, weshalb mei-
ne Vorredner von grof3er Ungerechtigkeit gespro-
chen haben. Dabei ist doch die EU diejenige, die
mit hohen Einfuhrzéllen den eigenen Zuckermarkt
immer geschitzt hat. Insofern habe ich da meine
Fragezeichen.
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Es wére gut gewesen, wenn die Zuckerquote bzw.
diese Mengenbegrenzung beibehalten worden
ware. Der Markt reagiert immer gleich, egal welche
Mengenbeschrankung aufgehoben wird. Zuerst
fangen alle an, mehr zu produzieren, dann geht
der Preis in den Keller und gucken alle bedroppelt.

Es war ganz schoén, dass sich Rot-Griin in der
letzten Wahlperiode immer gegen die Abschaffung
der Quote eingesetzt hat. Leider ist es dann an-
ders gekommen. Aber sinnvoller ware es gewesen,
die Quote beizubehalten. Fir mich ist das eigent-
lich ein Thema fur das Kartellamt. Eigentlich miss-
ten die gucken, inwieweit dieser Verdrdngungs-
wettbewerb bewusst provoziert wird. Diejenigen,
die sich ganz gut aufgestellt sehen, versuchen
doch im Moment, mit dieser Mehrproduktion und
den niedrigen Preisen die Kleinen zu schlucken
und irgendwann in eine starkere Monopolstellung
zu kommen. Was dann mit den Preisen passiert,
wissen wir ja. Das folgt immer denselben Mecha-
nismen.

Deswegen ist die ganze Debatte um die Neonico-
tinoide - - -

(Zuruf)

- Klar, das ist im Moment eine Wettbewerbsverzer-
rung. Immerhin hat die GroKo schon einen Schritt
in die richtige Richtung gewagt.

Gerade durch den Beitrag des Kollegen Mohrmann
ist aber deutlich geworden, warum wir diesen An-
trag ablehnen missen: weil viel zu unkritisch mit
CRISPR/Cas umgegangen wird.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Frau Staudte, ich konnte Sie nicht so schnell un-
terbrechen. Gestatten Sie Herrn Dammann-Tamke
eine Zwischenfrage?

Miriam Staudte (GRUNE):
Er kann ja eine Kurzintervention machen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Herr Dammann-Tamke, Sie haben sich somit zu
einer Kurzintervention gemeldet.

Helmut Dammann-Tamke (CDU):

Vielen Dank, Frau Kollegin Staudte. Ich habe nur
eine Frage an Sie, weil der Kollege Dr. Mohrmann
auf das Positionspapier der jungen Griinen hinge-
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wiesen hat, wonach sie sehr offen daflr sind, neue
Zichtungsmethoden, wie beispielsweise CRISPR/
Cas, einzufiihren, und dass das ins Grundsatzpro-
gramm der Grinen aufgenommen werden soll.
Uns wiurde interessieren, wie die niederséachsi-
schen Griinen sich in dieser Frage positionieren.

(Imke Byl [GRUNE]: Das stimmt ja gar
nicht! Die Grine Jugend hat das klar
abgelehnt!)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Frau Staudte wird antworten.

Miriam Staudte (GRUNE):

Frau Prasidentin, meine Zeit war so knapp; sonst
ware ich darauf ohnehin noch eingegangen. Inso-
fern vielen Dank fir die Zwischenfrage, Herr
Dammann-Tamke.

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Da-
fur nicht!)

Eine breite, breite Mehrheit innerhalb der Grunen
lehnt diese Verfahren ab. An unseren Grundpositi-
onen hat sich nichts geéndert. Natirlich gibt es
immer die Debatten. Dagegen muss man nichts
haben. Es ist richtig, sich immer wieder seiner
Positionen zu versichern und Argumente auszu-
tauschen.

Frau Byl hat gerade einen Zwischenruf gemacht.
Es sind nicht die jungen Grinen - es sind Einzel-
personen, die zum Teil in diesem Bereich tétig
sind. Dass die vielleicht eine andere Position ha-
ben, ist klar.

Aber die Probleme, die die alte Gentechnik nicht
geheilt hat, wird auch die neue nicht Iésen. Ganz
im Gegenteil! Dadurch, dass quasi jeder daran
herumexperimentieren kann, beurteile ich die Ge-
fahren eher noch grof3er.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Danke schon. - Jetzt erhalt das Wort der Kollege
Jorn Domeier fur die SPD-Fraktion. Bitte schon,
Herr Domeier!

Jorn Domeier (SPD):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Wir werden nicht jeden
Arbeitsplatz garantieren kénnen, aber wir werden
um jeden Arbeitsplatz kdmpfen! - Mit diesen deutli-
chen Worten hat Bundesarbeitsminister Heil die

Vorstellung der Arbeitsmarktdaten vor wenigen
Tagen begonnen. Nattrlich hat Minister Heil recht.
Wir setzen uns mit diesem vorgestellten Antrag
dafur ein, dass unsere 5000 Zuckerriibenland-
wirte, 1 400 Mitarbeiter bei Nordzucker, mehr als
1500 Mitarbeiter bei der KWS Saat in Einbeck
oder von der Firma Strube in meiner Heimat, im
Landkreis Helmstedt, und viele weitere Personen
in der Wertschopfungskette zum Zucker eine Zu-
kunft haben.

Wir als regierungstragende Fraktionen bekennen
uns nicht nur zu den Arbeitsplatzen - wir handeln,
wie unser Antrag beweist. Das trennt uns deutlich
vom Antrag der AfD. Natirlich kann man sich nach
unten orientieren und die Standards fur Umwelt
senken. Aber weniger Umweltschutz und billig sind
nicht gut. In der Logik der AfD ist das vielleicht
wirklich schwer zu verstehen; da haben Sie mein
Mitgefihl.

(Heiterkeit bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Fur Sie gibt es ja gar keine Umweltprobleme. Es
gibt ja nicht mal Klima. Bei Ihnen heif3t das ,Jah-
reszeiten”.

(Dana Guth [AfD] lacht)

Aber weg von der AfD hin zu wirklich wichtigen
Dingen!

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wenn wir ,Ma-
de in Germany* weiterleben wollen, wenn wir wei-
terhin gute Produkte hier bei uns produzieren wol-
len, dann dirfen wir nicht den Fehler machen und
die Standards senken. Wir wollen unsere Wirt-
schaft nicht vor Ort durch Zucker aus Sidamerika
austauschen. Wir wollen konkurrenzfahige Produk-
te zu fairen Bedingungen auf dem Markt. Wir wol-
len, dass das ohne Tricks von manchen Staaten
auf EU-Ebene und ohne Dumpingmethoden auf
dem Weltmarkt geschieht.

.Made in Germany" ist auch immer ,Vorsprung
durch Technik“. Daher wollen wir mehr Forschung
in der Verfahrenstechnik, in der Pflanzenprodukti-
on. Das hilft z. B. dem Zukunftsmarkt des 6kologi-
schen Zuckerriibenanbaus. Ich bin mir sicher: Wir
begegnen dem Klimawandel nicht mit Geld, son-
dern mit Technologieoffenheit.

Und ohne Frage mussen wir uns auch den moder-
nen und zukunftsorientierten Ziichtungsmethoden
widmen. Dabei wissen wir, dass die Gentechnik
vier eigene Merkmale besitzt. Gentechnik ist fur
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mich tberholt, voller Risiken, von der Gesellschaft
nicht akzeptiert und weitestgehend erfolglos.

(Beifall bei der SPD)

Kein Wunder also, dass Zichtungsunternehmen
auf die Zukunft und damit auf SMART Breeding
setzen. Das ist mittlerweile Standardmethode in
der modernen Sortenentwicklung - alles mit dem
Blick, dass die Zuckerriibe und ihre Wertschépfung
eine Zukunft bei uns behalten aus 6kologischen
und eben auch aus 6konomischen Griinden; denn
in dem Begriff ,Landwirtschaft* steckt nicht aus
Zufall ,wirtschaft”.

Ich finde es zu kurzsichtig, dass die Erndhrungsin-
dustrie an ihrem eigenen Ast sagt. Dass in Ku-
chen, Keksen und Schokolade Zucker enthalten
ist, weil jeder. Niemand bendétigt aber Zuckerzu-
satz in Getranken fur unsere Kleinsten und Jings-
ten.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Und dass mit dem Etikett ,ungesuf3t* in einem
Cappuccino-Pulver dennoch rund 40 % Zucker
enthalten sind, ist mehr als eine Frechheit. Es gibt
keinen Grund, kinstlich vielen Produkten Zucker
zuzusetzen, aul3er es soll sich auf Kosten der Ver-
braucher bereichert werden.

Wir diskutieren zurzeit viel Uber freiwillige Selbst-
verpflichtungen in der Ernahrungsbranche. Ich
glaube, die Freiwilligkeit hat ein Ende, wenn sie
missachtet wird. L&ander, die aus Sorge um die
Gesundheit ihrer Bevolkerung eine Zuckersteuer
eingefuhrt haben, haben bemerkt, dass die Pro-
dukte sofort und vor allen Dingen ohne Qualitats-
verlust weniger Zucker enthalten.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Miriam Staudte [GRUNE]:
Sehr richtig!)

Von daher brauchen wir einen ganzheitlichen An-
satz. Fir uns und fir unsere Arbeitsplatze in der
Wertschopfungskette des Zuckers wollen wir uns
einsetzen, eben weil die Zuckerribe 06kologisch
nitzlich und ein wirklich wichtiger landlicher Bau-
stein in der Region Uelzen, Braunschweig und
natdrlich auch Hildesheim ist und damit wir das
umsetzen, was Hubertus Heil gesagt hat: Wir
kéampfen um jeden Arbeitsplatz!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:

Vielen herzlichen Dank, Herr Domeier. - Abschlie-
Rend hat sich zu diesem Tagesordnungspunkt die
Landwirtschaftsministerin Frau Barbara Otte-Kinast
gemeldet. Bitte sehr, Frau Ministerin!

Barbara Otte-Kinast, Ministerin fur Erndhrung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Verehrte Damen
und Herren! Zu der uns in Niedersachsen so wich-
tigen Marktfrucht Zuckerribe haben in meinen
Augen die Vorredner alles gesagt. Alles richtig,
alles wichtig! Daher mochte ich es kurz machen.

Meine Position ist klar: Konsequenter Abbau der
Wettbewerbsverzerrung, egal ob durch Notfallzu-
lassung von Pflanzenschutzmitteln oder gekoppel-
te Pramien innerhalb der EU.

Dariiber hinaus bin auch ich der Auffassung, dass
wir durch eine Verstarkung der Forschung in der
Pflanzenziichtung die Wettbewerbsféahigkeit dieser
Kultur starken mussen. Die Zuckerribe liefert viele
Vorteile fir eine ausgewogene Fruchtfolge - genau
das ist eines der Ziele - in einem umweltfreundli-
chen Ackerbau. Dahin wollen wir alle gemeinsam.
Aufgrund der hohen Stickstoffeffizienz ist die Zu-
ckerribe fur den Wasserschutz und damit fir den
Klimaschutz eine sehr vorteilhafte Frucht.

Ich unterstiitze daher den Antrag der Fraktionen
der SPD und der CDU im vollen Umfang und be-
danke mich fir Ihre ausfihrlichen Beratungen
auch in dem dazugehdrigen Ausschuss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizeprasidentin Petra Emmerich-Kopatsch:
Vielen Dank, Frau Prasidentin.

Hierzu liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.
Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wir kommen zur Abstimmung zu der Nr.1 der
Beschlussempfehlung: tGiber den Antrag der Frakti-
onen der SPD und der CDU.

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses folgen und damit den Antrag der Fraktion
der SPD und der Fraktion der CDU in der Druck-
sache 18/6340 unverandert annehmen will, den
bitte ich nun um sein Handzeichen. - Gibt es Ge-
genstimmen? - Es gibt Gegenstimmen von der
Fraktion Blndnis 90/Die Griinen und der Fraktion
der AfD. - Gibt es Enthaltungen? - Das ist nicht der
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Fall. Dann wurde der Beschlussempfehlung so
gefolgt.

Wir kommen nun zur Abstimmung Uber die Nr. 2
der Beschlussempfehlung: zum Antrag der Frakti-
on der AfD.

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses folgen und damit den Antrag der Fraktion
der AfD in der Drucksache 18/4473 ablehnen will,
den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. - Gibt es
Gegenstimmen? - Es gibt Gegenstimmen von der
Fraktion der AfD. Gibt es Enthaltungen? - Das ist
nicht der Fall. Somit wurde dieser Antrag abge-
lehnt.

Wir kommen jetzt zum

Tagesordnungspunkt 34:

AbschlieRende Beratung:

Qualitatsjournalismus und Medienvielfalt erhal-
ten: Medienunternehmen und freie Journalis-
tinnen und Journalisten unterstiitzen - Antrag
der Fraktion Bundnis 90/Die Griinen - Drs. 18/6380
- Beschlussempfehlung des Ausschusses fur
Rechts- und Verfassungsfragen - Drs. 18/6840

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Wir kommen somit zur Beratung. Zunachst hat sich
der Kollege Christian Meyer fir Bindnis 90/Die
Grinen zu Wort gemeldet.

(Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz
Ubernimmt den Vorsitz)

Christian Meyer (GRUNE):

Frau Préasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Freie, unabhéangige Qualitatsmedien
sind unverzichtbar und aus unserer Sicht system-
relevant.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir erleben gerade in der Corona-Krise, wie wich-
tig es ist, qualitatsvolle und gut recherchierte Nach-
richten zu horen: sowohl von 6ffentlich-rechtlichen
Medien als auch von privaten Medien. Ich bedaue-
re sehr, dass die GrofRe Koalition das Uberhaupt
nicht so sieht. Sie hat sich geweigert, eine Anho-
rung durchzufthren, um die Zeitungsverlage, die
freien Journalistenverbande, die Rundfunkverban-
de dazu anzuhdren, wie die Lage ist. Sie schildern

uns natdurlich ihre Probleme. Die FDP-Fraktion
muss ich loben. Sie teilt zwar nicht unseren Antrag,
hat aber gesagt, es ware fair, zumindest eine An-
horung durchzufuhren, um die Forderungen dieser
Branche, die erhebliche Arbeitsplatzverluste hat,
zu thematisieren.

Da die GroKo das nicht gemacht hat, haben wir es
gemacht. Wir haben unseren Antrag an die priva-
ten und Offentlich-rechtlichen Horfunkbetreiber
geschickt. Ich zitiere:

.Herzlichen Dank fir lhre Forderungen und
die der Fraktion Bundnis 90/Die Grinen im
Landtag zur Unterstiitzung des privaten Hor-
funks in Niedersachsen. Auch die privaten
Horfunkveranstalter in Niedersachsen sind,
wie Sie richtig schreiben, von den Auswir-
kungen der Corona-Krise in einer bisher
noch nie dagewesenen Art und Weise durch
das dramatische Wegbrechen der Werbe-
einnahmen betroffen. Diese Abhangigkeit
von den Werbeeinnahmen - - -*

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Kollege Meyer, lassen Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten Limburg zu?

Christian Meyer (GRUNE):
Gerne.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:
Bitte schon, Herr Limburg!

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Kollege Meyer, ich habe mich
nur gewundert, dass zu Beginn lhrer Rede der
zustandige Ministerprasident nicht da war. Da er
jetzt aber anwesend ist - worlber ich mich sehr
freue -, hat sich die Frage erledigt.

(Zurufe: Oh!)

Schoén, dass Sie es einrichten konnten, Herr Weil!

Christian Meyer (GRUNE):
Vielen Dank fir die Zwischenfrage.

Uns wundert auch, dass in Niedersachsen anders
als in anderen Bundeslandern - Schwarz-Gelb in
NRW hat riesige Summen fir die Medienbranche
bereitgestellt; auch Bayern hat sehr viel Geld fur
private Zeitungsverleger zur Verfiigung gestellt -
sozusagen eine Nullnummer passiert ist und dort
kein Interesse besteht. Schlie3lich geht es auch
um Arbeitsplatze von Filmschaffenden, von Jour-
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nalistinnen und Journalisten, denen die Auftrége
wegbrechen.

Die privaten Rundfunksender haben uns eine gan-
ze Liste von kurzfristigen und mittelfristigen MalR3-
nahmen vorgelegt, die sie brauchen, um Liquiditat
sicherzustellen; anderenfalls hatten wir einen Ver-
lust an Medienvielfalt zu verzeichnen. Sie schrei-
ben:

,0Ohne existenzsichernde MaRRnahmen wer-
den uns auch in den nachsten Jahren die er-
forderliche Wettbewerbs-, Innovations- und
damit die Zukunftsfahigkeit geraubt. Denn
die Bankverbindlichkeiten, die heute die Li-
quiditéat sicherstellen, missen morgen zu-
rickgezahlt werden. Ohne existenzsichern-
de MaRnahmen droht das duale System
endgiiltig aus dem Gleichgewicht zu gera-
ten.”

In der Anlage finden Sie die Forderungen der pri-
vaten Rundfunksender.

Die privaten Zeitungsverleger haben ahnliche Ein-
briche. Gerade freie Journalisten kdnnen nicht
einfach auf Kurzarbeit umsteigen. Daher haben wir
gefordert, dass es fir sie, analog zu den Kultur-
schaffenden, schnelle Hilfen geben muss. Denn es
ist in diesen Zeiten unverzichtbar, dass wir das
auch haben.

(Beifall bei den GRUNEN)

Die CDU-Fraktion hat gesagt: Nein, dann kann ja
jede Gruppe kommen! - Ich sage lhnen noch ein-
mal: Die Medien sind nicht irgendeine Gruppe. Sie
sind aus unserer Sicht systemrelevant. Sie sind
nach unserer Verfassung die vierte Gewalt. Sie
haben uns zu beobachten, zu kontrollieren, zu
informieren und zu recherchieren. Das muss uns
genauso viel wert sein, egal ob es das offentlich-
rechtliche Rundfunksystem ist, das, wie uns der
ZDF-Intendant gesagt hat, 20 % weniger Werbe-
einnahmen hat, oder ob es die privaten Zeitungen
und Verlage sind.

Deshalb bedauere ich, dass Sie sich geweigert
haben und gesagt haben: Wir kdnnen nicht jeden
retten! - Doch, wir sind der Meinung: Gerade freie,
unabhéngige Medien muissen gerettet werden.
Man héatte sich damit auseinandersetzen sollen.

(Beifall bei den GRUNEN)
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Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Meyer. - Fir die
Fraktion der SPD liegt eine Wortmeldung des Ab-
geordneten Dr. Alexander Saipa vor. Bitte schon!

Dr. Alexander Saipa (SPD):

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Kollege Meyer hat in seiner Rede mehrfach
beklagt, dass es nicht zu einer Anhdrung gekom-
men ist. Nach wie vor ist es richtig, dass zu diesem
Antrag keine Anhdrung durchgefiihrt wurde. Denn
wir kénnen in den Ausschissen nicht zu jedem
Antrag, der irgendwie zusammengeschustert wird,
eine Anhorung durchfiihren. Dann muss man sich
beim Antrag vielleicht auch ein bisschen mehr
Mihe geben. Darauf komme ich gleich zu spre-
chen.

(Zustimmung von Jens Nacke [CDU] -
Christian Meyer [GRUNE]: Das war
nur einer!)

- Das warte ich in Ruhe ab.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, richtig ist natir-
lich, dass die Situation auch bei den privaten Me-
dienhdusern eine schwierige war, aber heute
schon wieder anders aussieht. Meines Wissens
geht es in vielen Bereichen - gerade in den Berei-
chen der Werbeeinnahmen - wieder deutlich berg-
auf.

Ich bin - ich glaube, das kann ich fir meine Frakti-
on insgesamt sagen - sehr dankbar fur die sehr
gute Berichterstattung in Zeiten von Corona.

Ich komme zu dem Antrag der Griinen. Der Antrag
ist sicherlich gut gedacht gewesen, aber, ehrlich
gesagt, nicht gut gemacht. Wir haben den Antrag
ausfuhrlich im Ausschuss beraten, wenn auch sehr
kurz, und ihn dann abgelehnt. Leider sind in dem
Antrag einige systematische Fehler erkennbar. Die
dirften eigentlich nicht sein, wenn man sich ein
wenig mit der medienpolitischen Thematik aus-
kennt.

Ich mdchte nur zwei Punkte aufzéhlen. Erstens: Im
Antrag wird immer noch von ,Rundfunkgebihren”
geredet. Richtigerweise ist es ein ,Rundfunkbei-
trag“. Auch Sie, Herr Meyer, sollten wissen, dass
seit Januar 2013 zur Finanzierung des 6ffentlich-
rechtlichen Rundfunks keine GEZ-Gebihr mehr,
sondern ein Rundfunkbeitrag von momentan
17,50 Euro gezahlt werden muss. Das sollte man
wissen, wenn man solch einen Antrag schreibt.

(Zustimmung von Jens Nacke [CDU])
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Zweitens fordern die Griinen in ihrem Antrag die
Landesregierung in zwei Punkten auf, auf die Bun-
desebene einzuwirken, um die Systematik und
Hohe des Rundfunkbeitrages zu andern. Da steht
man ein bisschen ratlos davor und fragt sich: Wie
kommt man darauf? Das ist ja irgendwie erstaun-
lich; denn die Bundesebene hat mit dem Thema
Rundfunkbeitrdge Uberhaupt nichts zu tun. Das
machen die Lander. Das ist eine foderale Aufgabe,
und es ist auch gut, dass die Lander das so ma-
chen. Ich glaube, das sollten sie auch weiterhin
machen.

Allein wenn wir diese beiden Punkte herausgrei-
fen, die ich jetzt aufgezeigt habe, zeigt das ekla-
tant, dass der Antrag fir uns als Landesparlament
vollig unannehmbar ist, da entweder medienpoliti-
sches Unwissen beim Verfassen vorherrschte oder
einfach auf die Schnelle das ganze System der
foderalen Zustandigkeit fir das Thema Rundfunk
verandert werden soll. Was auch immer es war -
es ware nicht gut. Deswegen lehnen wir den An-
trag ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Dr. Saipa. - Fir die FDP-Frak-
tion hat der Abgeordnete Jorg Bode das Wort.
Bitte!

Jorg Bode (FDP):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Das Thema, das die Grinen mit
ihrem EntschlieBungsantrag angesprochen haben,
ist durchaus ein Thema, mit dem wir uns als Land-
tag wirklich intensiver beschéftigen sollten, damit
auch der Medienpolitik auf Landesebene ein héhe-
rer Stellenwert beigemessen wird. Das war durch-
aus der richtige Hinweis. Rundfunkgebihren,
Staatsvertrdge etc. sind landespolitische Themen
und nicht bundespolitische Themen. Der Landtag
sollte sich intensiver mit diesen Themen beschéfti-
gen und der Landesregierung durchaus Vorstel-
lungen und Vorschlage mit auf den Weg geben.

Bei den Staatsvertragen, die von den Ministerpra-
sidenten untereinander verhandelt werden, gibt es
immer das Problem, dass dabei am Ende ein Er-
gebnis herauskommt und wir dem meistens nur
noch zustimmen oder es ablehnen kénnen. Ableh-
nen ist dann bei vielen Fragestellungen faktisch
tatséchlich nicht moglich. Deshalb ware es wichtig,

sich als Landtag proaktiv vorher mit solchen The-
men auseinanderzusetzen.

Das Ganze bedeutet allerdings nicht, dass wir dem
Antrag der Griinen so zustimmen kdnnen. Das hat
der Kollege Meyer schon gesagt. Die inhaltlichen
Losungsansatze, die die Grinen darin vorgeschla-
gen haben, gehen aus unserer Sicht gar nicht, und
zwar auch aus einem Aspekt, der mit Medienpolitik
gar nicht viel zu tun hat. Denn Sie sagen: Wir mus-
sen den Qualitatsjournalismus retten, erhalten,
sichern. - Zustimmung, richtig! Sie schlagen dann
allerdings eine finanzielle Zuwendung vor und
fordern, nicht nur bei den Verlagen anzusetzen,
sondern auch bei den Soloselbststandigen, den
freischaffenden Journalisten anzusetzen. Da stim-
men wir auch noch zu. Das ist ein richtiger Punkt.

Aber dann sagen Sie: Diese Aufwendungen sollen
durch einen Corona-Zuschlag bei der Medienab-
gabe bezahlt werden. - Da stellt sich die Frage:
Warum soll bei der einen Gruppe ein Rettungs-
oder Hilfspaket vom Steuerzahler beispielsweise
Uber eine Neuverschuldung aufgebracht werden,
wahrend fir andere Gruppen eine Medienabgabe
erhoéht werden soll, die von allen und somit unab-
hangig von sozialer Staffelung oder Ahnlichem
gezahlt wird und jeden Einzelnen trifft?

Das ist aus unserer Sicht ein unsoziales Rettungs-
paket, das hier zulasten Dritter geschnirt wird. Es
ist deshalb der vollig falsche Ansatz, wenn man ein
Rettungspaket im Medienbereich schniiren will.
Das gilt auch im Vergleich zu den Corona-
HilfsmaRnahmen, die wir in anderen Bereichen
gemacht haben, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

Das bedeutet aber auch nicht, dass wir uns mit
dem Thema nicht wirklich auseinandersetzen soll-
ten. Herr Kollege Nacke, es wére, glaube ich, wirk-
lich interessant zu tberlegen, wie man das Thema
Qualitatsjournalismus, das die Griinen in den Fo-
kus gestellt haben, auch bei der Finanzierung wei-
ter nach vorne stellen kann. Qualitatsjournalismus
ist jedenfalls aus unserer Sicht nicht nur das Ab-
drucken von Pressemitteilungen - sei es von Re-
gierungen, von Fraktionen oder von irgendjemand
anderem -, um einzig und allein diese Seite darzu-
stellen. Dazu gehort auch immer die Recherche:
Was steckt eigentlich hinter der Botschaft, die da
steht? Ist sie korrekt? Was sagen andere dazu?

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Das ist die geistige Leistung, die Redakteure leis-
ten. Die muss auch honoriert werden, wenn wir
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Qualitatsjournalismus und ehrliche politische De-
batten beispielsweise aus dem Landtag haben
wollen. Dann kann der eine oder andere mal sa-
gen: Der heutige Bericht heute war schén und hat
mich Uberzeugt! - Das darf aber nicht Gber eines
hinwegtauschen: Wenn immer nur eine Seite dar-
gestellt wird und Zeitungsartikel vielleicht nur noch
nach GréRenproporz verteilt werden - das wird die
CDU oder vielleicht auch die SPD freuen -, dann
wird das, was in der Debatte tatsachlich stattge-
funden hat, nicht honoriert und nicht dargestellt.
Das ist fir uns auch kein Qualitatsjournalismus.
Die Debatte muss dargestellt werden. Daftr brau-
chen wir aber auch Redakteure, die dies tatsach-
lich kébnnen und dafir von den Verlagen die Zeit
und auch den Platz bekommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie se-
hen also: Mit diesem Thema hétten wir sowohl zu
Corona-Zeiten als auch nach Corona-Zeiten sehr
viele Ansatzpunkte und Madglichkeiten, darlber
nachzudenken, wie man diesen Bereich besser
aufstellen kann, damit die vierte Gewalt fur die
Bevdlkerung tatsachlich das tun kann, was sie tun
sollte: eine objektive Darstellung und Vermittlung
dessen, was passiert, damit sich ein selbststandi-
ger und eigenverantwortlicher Birger auch poli-
tisch besser positionieren kann. Da hat unser Sys-
tem heutzutage Schwachen.

Das hatte ich mir gewlinscht, wenn wir die Diskus-
sion angestoRen haben, auch wenn die konkreten
Lésungsvorschlage der Grinen hier nicht geeignet
gewesen sind. Dass das jetzt nicht stattfindet, ist
sehr schade.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Auch lhnen vielen Dank, Herr Abgeordneter Bode.
- Jetzt kann sich der Abgeordnete Clemens Lam-
merskitten von der CDU-Fraktion auf den Weg
machen. Bitte, Herr Lammerskitten!

Clemens Lammerskitten (CDU):

Frau Prasidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Sehr geehrte Damen und Herren! Meine Vor-
redner, Herr Dr. Saipa und Herr Bode, haben
schon viele Argumente genannt, warum der Antrag
der Griinen sinnvollerweise abgelehnt werden
sollte. Dem kdnnen wir uns als CDU-Fraktion nur
anschlieRen.
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Einige wenige Worte dazu: Herr Meyer, Sie haben
eben so getan, als ob die Medienunternehmen
kein Geld bekommen wirden, obwohl sie als Un-
ternehmen Corona-bedingt wirtschaftliche Einbri-
che haben. Wir haben im Ausschuss auch an an-
deren Stellen immer wieder diskutiert, welche Ein-
briche in welcher Hohe geschehen. Auch Medien-
unternehmen sind Unternehmen. All die Hilfen, die
Wirtschaftsunternehmen zur Rettung oder zum
Uberleben zur Verfiigung gestellt werden, bekom-
men natirlich auch die Medienunternehmen.

Es ist von lhnen richtig dargestellt worden, Herr
Meyer, dass in den letzten Wochen und Monaten
Tolles von den Medienunternehmen und vor allen
Dingen von den Journalistinnen und Journalisten
geleistet wurde. Da sind wir alle froh. Wir kénnen
ihnen nur danken, dass sie in den letzten Monaten
in der Form Informationen an unsere Birgerinnen
und Birger weitergegeben haben.

Wir haben im Unterausschuss ,Medien®, der sich
seit dieser Legislaturperiode befasst- das wurde
von meinen beiden Vorrednern schon gesagt -,
noch viele Themen in den néchsten Wochen und
Monaten zu diskutieren, so auch Uber die Hohe
des zukinftigen Rundfunkbeitrages. Ich will an
dieser Stelle schon sagen, dass die CDU-Fraktion
sicherlich nicht mit einem Corona-Aufschlag auf
den Rundfunkbeitrag einverstanden ist, der in der
Diskussion ist oder den die Ministerprasidenten
schon verabschiedet haben.

Das Thema Qualitatsjournalismus, das Herr Bode
eben angesprochen hat, ist sicherlich ein wichtiges
Thema, das wir in unserem Ausschuss weiter the-
matisieren mussen. Ich mdchte an dieser Stelle
auch daran erinnern, dass wir uns im Ausschuss
immer wieder Themen wie z. B. die Diskussion mit
dem Intendanten des ZDF vornehmen, mit dem wir
all diese Fragen, die durch diesen Antrag der Gri-
nen thematisiert wurden, zusammen mit Beteiligten
diskutiert haben. Das ist nicht das Ende, sondern
ich hoffe, das ist der Anfang weiterer Diskussionen
in diesem Sinne. Ich freue mich darauf.

Wir als CDU-Fraktion werden den Antrag aus den
besagten Griinden ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
bei der SPD)
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Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Lammerskitten. - Der Kollege
Meyer hat eine Kurzintervention angemeldet. Bitte
schon!

Christian Meyer (GRUNE):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Herr Lammerskit-
ten, es ist schon verwunderlich, wenn Sie meinen,
Medienunternehmen kdnnten unter diese Schutz-
schirme schlipfen. Das ist zumindest fir freischaf-
fende Journalisten nicht logisch.

Dann wundert mich eines - aber das zeigt, wie
wenig Sie sich mit den Rettungspaketen der Lan-
desregierung auseinandergesetzt haben -: Ich lese
in der Pressemitteilung der Staatskanzlei zum
anstehenden Nachtrag von 1 Million Euro Soforthil-
fe fur die Medienbranche. Wenn das im anderen
Topf schon drin ware und die das hatten machen
kénnen, ware es schon verwunderlich.

Vielleicht kann die Staatskanzlei oder der Finanz-
minister einmal erklaren, warum Sie da jetzt
1 Million Euro haben, an wen dieses Geld gehen
soll und warum die Hilfe fur selbststéndige kleine
Unternehmen nur auf die Film- und Medienbranche
beschrankt ist. Was ist mit Zeitungsverlagen?

Es héatte viele Griinde gegeben, sich damit zu be-
schaftigen. Ich stelle nur fest: Die freischaffenden
Journalisten, die Soloselbststandigen und auch die
Unternehmen, die daftr Equipment liefern, sind bei
Ihnen auf sich selbst gestellt. Es ist interessant,
dass die Regierung lhnen widerspricht und 1 Mil-
lion Euro fur die Medienbranche bereitstellt, ohne
dass ein Redner der groR3en Parteien das benennt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Meyer. - Herr Lammerskitten
antwortet Ihnen, ebenfalls 90 Sekunden nach § 77.
Bitte!

Clemens Lammerskitten (CDU):

Herr Meyer, vielen Dank fiir dieses Beispiel, das
Sie gerade genannt haben. Daran kénnen Sie
sehen, wie gut das Gesamtsystem durchdacht ist
und wie gut es administriert wird.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank. - Wir haben eine weitere Wortmel-
dung aus der AfD-Fraktion vorliegen, Herr Abge-
ordneter Christopher Emden. Bitte, Herr Emden!

Christopher Emden (AfD):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Dieser Antrag der Griinen ist
nicht nur richtiggehend schlecht. Er zeigt auch,
dass die Griunen eigentlich nichts weiter sind als
ein verlangerter Lobby-Arm im Parlament. Ob das
jetzt Windindustrie ist oder eben beispielsweise die
Medien sind. Ansonsten kann man sich gar nicht
erklaren, warum ein solcher Antrag, der auch noch
handwerklich - das wurde ja dankenswerterweise
schon von meinen Vorrednern aufgegriffen - so
etwas von saumaRig unterirdisch ist, hier prasen-
tiert wird.

(Miriam Staudte [GRUNE]: Wie bitte?)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Uberlegen Sie sich lhre Wortwahl sehr genau.
»SaumaBig unterirdisch” - doppelt, dreifach - ist so
nicht zu akzeptieren.

(Zuruf von Miriam Staudte [GRUNE])

Christopher Emden (AfD):

Das mache ich. Okay gut, dann gehe ich jetzt nur
noch auf die Sache ein.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie
gesagt, es ist genauso erstaunlich, das Fehlver-
standnis in diesem Antrag wiederzufinden, auf der
Bundesebene irgendetwas zu machen, wie der
Umstand, dass es in diesem Antrag immer noch
~-Rundfunkgebihr” heil3t. Dariber habe ich mich
das letzte Mal schon ausgelassen.

Was mich aber noch viel mehr irritiert, meine sehr
verehrten Damen und Herren: Es wird jetzt eine
Anhebung des Rundfunkbeitrags - wie es heutzu-
tage richtigerweise heil3t - auf 18,36 Euro geben.
Die Griuinen wollen noch mehr, und das ist in Zei-
ten von Corona, in Zeiten von wirtschaftlichen
Existenzangsten unzahliger Menschen, blanker
Hohn.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Gru-
nen meinen, Qualitatsjournalismus stéarken zu wol-
len. Es ist aber nicht unbedingt starkend, wenn die
Presse, die Medienanstalten insgesamt, am staat-
lichen Tropf hdngen. Dann wird man namlich ganz
besonders darum bemiuht sein, willfahrig und eben
gerade nicht objektiv und unabhangig zu berichten,
sondern das zu machen, was denjenigen geféllt,
die am Geldhahn sitzen, damit das Geld auch wei-
ter sprudelt. Das heil3t, der letzte Rest der eventu-
ell noch an medialer und journalistischer Unab-
hangigkeit in diesem Land zu sehen ist, wird dann
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auch noch eingestellt werden. Soviel ist klar. Allein
deshalb ist das schon grundverkehrt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dann
sprechen die Griinen davon, Fake News bekamp-
fen zu wollen. Ich habe aber das Geflhl, fur die
Grlnen ist alles Fake News, was nicht in ihr Welt-
bild passt. Egal, was es ist, sobald es nicht passt,
wird es zu Fake News degradiert.

Und wenn wir schon dariiber sprechen, meine sehr
verehrten Damen und Herren, zwei Beispiele
mochte ich Ihnen kurz auf den Weg geben hin-
sichtlich der angeblichen Unabhangigkeit, Neutrali-
tat und Objektivitat der sogenannten Qualitidtsme-
dien.

Ein Beispiel, ganz brandaktuelle Zahlen, erstes
Halbjahr 2020. Wir haben einmal untersucht, wie
oft Vertreter der einzelnen Parteien bei den vier
groRen politischen Talkrunden im 6ffentlich-
rechtlichen Rundfunk auftreten. Das war von der
AfD: bei ,Maischberger* zwei Mal im ersten Halb-
jahr 2020, bei ,Maybritt lliner* ein Mal, bei ,Anne
Will“ ein Mal, bei ,Hart aber fair* kein Mal. Anders
war es bei den Vertretern der anderen Parteien.
Die Vertreter der CDU waren insgesamt zu 38 %
eingeladen, die Vertreter der SPD waren zu 28 %
eingeladen. Die Griinen haben interessanterweise
weitaus mehr, als sie im Bundestag reprasentiert
sind, namlich 14 % der Teilnehmer entsenden
koénnen, die FDP nur 9,6 % und die Linksextremen
immer noch 7,6 %.

(Zurufe - Wiard Siebels [SPD]: Das
geht nach Kompetenz!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das
zeigt ein eklatantes Ungleichgewicht. Da kann man
wahrlich nicht von Objektivitit oder Neutralitat
sprechen.

Ein anderer Punkt, meine sehr verehrten Damen
und Herren: Es ging um die Krawalle im Sidwes-
ten unserer Bundesrepublik.

(Unruhe - Glocke der Prasidentin)

Da wurde von einem Zuschauer bei ,heute” nach-
gefragt, wie es denn sein kdnne, dass auf den
Videos, die man von der Partyszene sehen konnte,
Uberwiegend in einer Form gesprochen wurde, die
darauf hinweisen kénnte, dass dort Menschen mit
Migrationshintergrund unterwegs waren. Die Ant-
wort von ,heute” war dann allen Ernstes, die deut-
sche Sprache sei reich an Dialekten und man mo-
ge doch bitte jemanden wegen seines Dialekts
nicht diskriminieren.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, das
spottet Hohn. Und das sollen dann die Qualitats-
medien sein? Das soll man noch weitergehend
unterstitzen? Und man soll sie nach Vorstellung
der Grinen noch mehr an das staatliche System
anpassen, damit sie noch willfahriger berichten.
Das kann es wirklich nicht sein. Dieser Antrag ist
also - ich wiederhole es nicht - nicht nur sehr dirf-
tig, sondern er ist obendrein véllig fehlgeleitet.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke. - Wir haben jetzt noch eine Wortmeldung
des Ministerprasidenten zu diesem Tagesord-
nungspunkt vorliegen. Bitte, Herr Ministerprasi-
dent!

Stephan Weil, Ministerprasident:

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Ich méchte mich zunachst
einmal allen anschlieen - und muss das gar nicht
naher begrinden -, die sich schon herzlich be-
dankt haben fir ausfuhrliche, wirklich weiterhelfen-
de Informationen der Bevdlkerung durch die Medi-
en bei uns in Niedersachsen wéhrend der Corona-
Krise - und nach wie vor. Ich glaube, wir haben
gerade in dieser Zeit sehr genau zu schatzen ge-
wusst - und vielleicht teilweise gelernt -, wie wichtig
es ist, dass es wirklich Medien gibt, die vertrau-
enswirdig sind. Das ist eine Erfahrung, die ich mir
im Hinterkopf behalte und die ich mir auch bei
weiteren Diskussionen wiinsche, auf die wir sicher-
lich in relativ kurzer Zeit noch einmal zurtickkom-
men werden.

Es ist also keine Frage der Wertschatzung gegen-
Uber den Medien, die hier in dem Antrag der Gru-
nen angesprochen ist, sondern fir mich stellt sich
dasselbe Problem in zweierlei unterschiedlicher
Hinsicht. Es stellt sich das Problem der Gleichbe-
handlung, das Problem der Gleichbehandlung
zwischen verschiedenen Unternehmen in ver-
schiedenen Branchen und zwischen verschiede-
nen Menschen.

Zum ersten: Wir haben ganz sicher die Situation,
dass viele Medienunternehmen schwere EinbuRen
hatten - das ist von Ihnen ausgefuhrt worden -
durch Einbriiche bei der Werbung. Das ist Uber-
haupt nicht zu bestreiten. Nur in anderer Hinsicht
haben andere Unternehmen in anderen Branchen
ebenfalls tiefe, tiefe Einbriche zu verzeichnen
gehabt. Bei aller Wertschatzung fur die Medien



Niederséachsischer Landtag - 18. Wahlperiode - 79. Plenarsitzung am 1. Juli 2020

und bei dem richtigen Hinweis auf Artikel 5 des
Grundgesetzes: Gibt es wirklich einen triftigen
Grund daflr, dass wir eine Branche mit einer Hilfe
versehen, die wir vergleichbar groRen Unterneh-
men in einer vergleichbaren wirtschaftlichen Lage
in anderen Branchen versagen? Sorry, ich meine
nicht.

Und der zweite Gesichtspunkt: Was meine ich mit
dem Thema Gleichbehandlung unter Menschen?
Sie sprechen in einem anderen Teil lhres Antrags
eine gesonderte Unterstitzung fur soloselbstéandi-
ge Journalistinnen und Journalisten etc. an. Auch
das ist ein Gerechtigkeitsproblem, weil wir darauf
verzichtet haben - in Niedersachsen und im Bund
in der weit Uberwiegenden Zahl der Lander -, Ein-
kommensausfalle Gber gesonderte Programme zu
erstatten. Das ist teilweise bei betrieblichen Kosten
anders gewesen. Aber was Einkommensausfélle
angeht, haben wir immer und Uberall gesagt: Wir
missen eigentlich versuchen, Birgerinnen und
Birger gleichzubehandeln, und wir kdnnen da
nicht zwischen einzelnen Berufsgruppen differen-
zieren. Das halte ich auch nach wie vor fir richtig.

Ich weil3, dass die Kompensation durch die Grund-
sicherung fur Selbststandige bei den Betreffenden
nicht unbedingt beliebt ist. Ubrigens, wenn man
genau hinguckt, stellt man fest: Es gibt zahlreiche
Konstellationen, in denen das eine wesentlich bes-
sere Variante ist gegeniiber gesonderten Unter-
stlitzungen, wie sie z. B. von den Grinen bean-
tragt werden. Nehmen Sie nur einmal die Situation
einer Familie mit Kindern! In einer solchen Situati-
on kann man immer nur empfehlen, das, was der
Staat anbietet, tatséchlich auch in Anspruch zu
nehmen, namlich die Grundsicherung fir Selbst-
standige.

Zurtick zum Thema Gleichbehandlung: Ich glaube,
es gibt keine hinreichend triftigen Griinde, um zu
sagen, dass wir da zwischen Menschen, die in
groBe Schwierigkeiten geraten sind - und gele-
gentlich auch in Not -, nach der Berufsgruppe zu
differenzieren. Auch da bitte ich um Verstandnis.
Und weil es kurz angesprochen worden ist: Die
1 Million Euro im Zweiten Nachtragshaushalt ist
dazu wirklich kein Widerspruch. Da geht es nam-
lich letztlich um eine Unterstiitzung der Aktivitaten
der nordmedia, die dabei helfen soll, die nieder-
sachsische Filmwirtschaft nach dem Shutdown
tatséchlich auch - hoffentlich relativ schnell - wie-
der nach vorne zu bringen. Ich glaube, das ist et-
was, was sich doch deutlich von dem differenziert,
was Sie bis jetzt an dieser Stelle angesprochen
haben.

Vielleicht eine letzte Bemerkung: Sie wissen, dass
in der Zwischenzeit - ich nehme an, dass der An-
trag friher gestellt worden ist - der Bund angekin-
digt hat, 20 Millionen Euro fur private Horfunkan-
bieter zur Verfigung zu stellen, mit der Begrin-
dung, dass dort noch einmal eine besonders
schwierige Situation entstanden ist, weil dort -
anders als bei Zeitungsverlagen - keine Abonne-
ments vorhanden sind, die zumindest eine gewisse
Deckung in einem besonders schwierigen Zeit-
raum moglich gemacht haben.

Kurz gesagt: Wir glauben, dass es richtig ist, in
dieser Hinsicht so zu verfahren, wie es der Aus-
schuss empfiehlt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Ministerprasident. - Der Abge-
ordnete Jorg Bode hat- vermutlich nach 8§71
Abs. 3 GO LT - zusétzliche Redezeit erbeten. Ich
wurde sagen: 90 Sekunden.

(Jorg Bode [FDP]: Das reicht!)

Denn lhre Restredezeit ist mit einer Sekunde nicht
mehr ganz groRRziigig.

Jorg Bode (FDP):
Danke, Frau Prasidentin, das reicht.

Ich méchte gern auf die Fordermittel, die im Nach-
tragshaushalt eingestellt worden sind, eingehen.
Herr Ministerprasident, Sie haben jetzt dargelegt,
dass das eine Unterstitzung der nordmedia sein
soll.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Unter
anderem!)

Im Haushaltsausschuss ist ein besonderer Anteil -
ich glaube, es waren 400 000 Euro, also ein sehr
groRRer Anteil - dieser 1 Million Euro fiir Kinos vor-
gesehen worden. Davon haben Sie jetzt gar nichts
mehr gesagt. Gibt es inzwischen andere Uberle-
gungen in der Landesregierung, das Geld zu ver-
teilen, als es im Haushaltsausschuss dargestellt
worden ist?

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Herr Ministerprasident, mochten Sie darauf antwor-
ten bzw. dazu Stellung beziehen? - Bitte gern,
dann erteile ich Ihnen das Wort.
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Stephan Weil, Ministerprasident:

Vielen Dank. - Wie mir Herr Staatssekretér
Dr. Mielke gerade gesagt hat, beziehen sich diese
400 000 Euro auf kleine, insbesondere kommunale
Kinos und andere gemeinnitzige Institutionen im
Bereich der Filmwirtschaft, die also letztlich nicht
mit Entgelterzielungsabsicht arbeiten.

(Jorg Bode [FDP]: Dabei bleibt es?)

- Das hangt wiederum vom Landtag ab.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank fir die Klarstellung.

Uns liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen zu
dem Tagesordnungspunkt 34 vor. Somit kommen
wir zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag der Fraktion Bind-
nis 90/Die Grinen in der Drucksache 18/6380
ablehnen will, den bitte ich um ein Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Enthaltungen sehe ich nicht. -
Damit ist der Antrag mit den Stimmen der SPD,
CDU, FDP und AfD mehrheitlich abgelehnt.

Somit kommen wir zum letzten Tagesordnungs-
punkt des heutigen Tages.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 35:

Abschlie3ende Beratung:

Gerechtigkeitslicke schlieen - Wohnraum-
schaffung beglinstigen und Rechtsfrieden
starken - Antrag der Fraktion der AfD -
Drs. 18/5867 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses fir Rechts- und Verfassungsfragen -
Drs. 18/6841

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Wir steigen jetzt in die Beratung ein. Fir die an-
tragstellende Fraktion hat sich der Abgeordnete
Christopher Emden, AfD-Fraktion, zu Wort gemel-
det. Bitte, Herr Emden!

Christopher Emden (AfD):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Sie hatten die Chance
gehabt, hier einen unglaublich ausgereiften, erst-
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klassigen EntschlieBungsantrag mit auf den Weg
zu bringen,

(Lachen bei den GRUNEN)

um eine gravierende - ich betone: eine wirklich
gravierende - Gesetzeslicke im deutschen Miet-
recht zu schlieBen. Diese Chance haben Sie ver-
tan; interessanterweise offensichtlich nicht wegen
der Qualitat des Antrages. Nein, das konnte Ihnen
auch gar nicht gelingen, das hat auch die Unter-
richtung durch die Landesregierung gezeigt. Des-
halb betone ich extra noch, was fur ein guter An-
trag das ist. Nein, es ging Ihnen offensichtlich ein-
zig und allein darum, wiederum einen Antrag der
AfD-Fraktion abzulehnen, aus falsch verstandenen
Interessen hinsichtlich einer Wahlerschicht, die der
Mieter - so scheint es bei der SPD der Fall gewe-
sen zu sein -, und bei der Union ging es, glaube
ich, eher darum, einem Antrag der AfD nicht zu-
stimmen zu kdnnen, weil man sich da irgendwie
gebunden fihlt, selbst wenn man diesen fir richtig
erachtet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, worum
geht es? - Es geht darum, dass Menschen, die ihr
Geld z.B. in eine Wohnimmobilie anlegen und
diese dann vermieten, auch die Chance haben
oder vielmehr sicher sein kbnnen und darauf ver-
trauen kdnnen sollen, dass sie eine Immobilie ha-
ben, die dann auch irgendwann ein bisschen was
abwirft und mit der sie z. B. ihre Rente aufbessern
kénnen oder Ahnliches.

Das Mietrecht weist allerdings - und genau darum
geht es - eine Gerechtigkeitslicke insofern auf, als
dass - was vom Prinzip her noch nicht zu bean-
standen ist - ein Mieter erstmal die Miete zuriick-
halten - sprich: mindern - kann, wenn er angibt,
einen Mangel in der Wohnung zu haben. Das kann
stimmen - haufig stimmt es auch -, es muss aber
nicht stimmen. Es gibt eben auch nicht selten Fal-
le, in denen das gar nicht der Fall, sondern vorge-
schoben ist. Was bleibt dem Vermieter dann ande-
res Ubrig, als zu klagen, eventuell auch auf R&u-
mung, wenn sich der Mieter zwei oder mehr Mo-
natsmieten im Ruckstand befindet. Das kann sich
aufsummieren. Das Ganze dauert. Das Ganze
kann ein, zwei Jahre dauern. Eventuell gibt es
noch Sachverstiandigengutachten und Ahnliches.
Wahrenddessen zahlt der Mieter keine Miete, und
im Endeffekt, wenn der Vermieter dann irgend-
wann gewonnen hat und vollstrecken kénnen sollte
bzw. vollstrecken kann, stellt sich heraus: Der Mie-
ter hat kein Geld mehr.
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Das sind nicht in erster Linie - das war ein Beispiel,
das wir genannt haben - die Mietnomaden. Es ging
in der Unterrichtung durch die Landesregierung
auch um den Begriff ,Miethomaden®. Ich glaube,
der ist ein bisschen missverstanden worden. Vor
allen Dingen ist nicht verstanden worden, dass das
nur ein Beispiel ist. Denn Miethomaden im klassi-
schen Sinne sind in der Tat hdufig Menschen, die
gar kein Geld haben, die also ein Mietverhaltnis
eingehen, obgleich sie von Beginn an wissen, dass
sie die Miete nicht bezahlen kénnen, das aber
trotzdem machen, und dann irgendwann, wenn sie
herausgeklagt sind, weiterziehen und den nachs-
ten Vermieter bers Ohr hauen wollen.

Nein, sehr verehrte Damen und Herren, es geht
auch um etwas anderes. Es geht namlich um die-
jenigen, die sich genau diese Situation im Miet-
recht, wie ich sie eben beschrieben habe, zu Nutze
machen, weil sie vorgeben, es sei ein Mangel da,
oder einen Mangel dramatisieren, und dann mei-
nen, 80 % oder 90 % der Miete nicht oder gar
nichts bezahlen zu miussen, und dann das Geld fir
den privaten Lebensunterhalt verbrauchen, fur
andere Dinge, um sich etwas zu génnen, was sie
sich sonst nicht hatten génnen kénnen. Es gibt
auch nicht selten Falle, in denen es einfach darum
geht, zu sparen. Wenn das Geld wirklich ein biss-
chen knapp ist und man sich fragt ,Naja, wo kann
ich sparen?”, sagt man einfach: Bei Lebensmitteln
nicht, dann nehme ich mal die Miete. - Das Prob-
lem ist - wie gesagt -, dass das dann immer zulas-
ten des Vermieters geht, wenn er dann irgend-
wann einmal Recht bekommt und das nicht durch-
setzen kann.

Darum geht es uns. Wir wollen sicherstellen, dass
die Summe, die vom Mieter gekdiirzt wird, zunéchst
beim jeweiligen ortlichen Amtsgericht hinterlegt
wird - jedes Amtsgericht verfligt Gber eine soge-
nannte Hinterlegungsstelle - und dann dort ver-
bleibt, bis das Verfahren abgeschlossen ist. Sollte
der Mieter dann Recht bekommen, dann fallt ihm
das Geld zu und er kann es verbrauchen, sollte
der Vermieter Recht bekommen, dann geht er
eben nicht leer aus, sondern dann féallt ihm das
hinterlegte Geld zu.

Damit schaffen wir gleich Mehreres. Wir schaffen
zum einen das Schliel3en einer klaffenden Gerech-
tigkeitsliicke. Uns gelingt es damit zum anderen
aber auch, mehr Rechtsfrieden herzustellen und
sogar Verfahrenszahlen zu reduzieren. Denn auf
diese Art und Weise ist es immer mdoglich, dass
sich Mieter und Vermieter wahrend eines laufen-
den Verfahrens noch einigen. Es kann eben

durchaus sein, dass viele Mieter entweder modera-
ter reduzieren oder sich eben diese Gerechtigkeits-
licke, die wir jetzt im Mietrecht haben, nicht mehr
zunutze machen. Deshalb bin ich fest davon ber-
zeugt - auch aus meiner Rechtspraxis als Richter -,
dass sich das reduzierend auf die Zahl der Verfah-
ren auswirken wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ging
in der Unterrichtung im Ausschuss im Endeffekt
auch um MutmaRungen, zum einen um die Fra-
gen, was eigentlich ein Miethomade ist und ob
dieser Geld hat oder nicht, und zum anderen eben
auch um reine Mutmalf3ungen, also um die Fragen:
Ist das verfahrensverringernd, also sinkt die Zahl
der Zivilverfahren dadurch oder nicht, und wie viele
Falle betrifft das Uberhaupt? Insofern waren wir
sehr dafiir, dass es zu einer Anhérung der maf3-
geblichen Verbande kommt, die uns sicherlich
mehr Auskunft dariiber hatten geben kdnnten, weil
weder die Landesregierung noch wir da valide
Zahlen haben. Ich rechne es dem Kollegen von
der FDP hoch an, dass er sich bei der Frage, ob
wir eine Anhérung machen oder nicht, insoweit
enthalten hat. Ich hoffe, Sie werden jetzt nicht von
Ihrer Fraktion gesteinigt, wenn ich das hier so er-
wahne. Alle anderen haben es abgelehnt, weil sie
es ohnehin vom Tisch haben wollten. Es ist ja ein
AfD-Antrag.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben damit, nein, Sie haben damit eine Chance
vertan, einen wirklich validen Antrag hin in Rich-
tung der SchlieBung einer Gerechtigkeitsliicke
voranzutreiben. Das ist bedauerlich, aber Sie kon-
nen sicher sein, die AfD wird nicht aufgeben, wei-
ter fir das SchlieRen von Gerechtigkeitsliicken im
Bereich des deutschen Rechts zu kampfen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke. - Fur die Fraktion der CDU hat sich Frau
Dr. Esther Niewerth-Baumann zu Wort gemeldet.
Bitte schon!

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Dr. Esther Niewerth-Baumann (CDU):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Geschichten wiederholen sich manchmal.
Letztes Mal habe ich bei diesem Tagesordnungs-
punkt erzahlt, welche Schwierigkeiten wir als jun-
ges Studentenehepaar mit Kind hatten, in Minster
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eine Wohnung zu finden. Wie wir dann herausfan-
den, lag das weniger daran, dass wir ein Kind hat-
ten, sondern mehr daran, dass ich angehende
Juristin war. Eine meiner Tochter ist auch Juristin,
sie hat einen Freund, der ebenfalls Jurist ist, und
beide bemiihten sich jetzt um eine Wohnung. Sie
sind heute, am 1. Juli, in eine heue Wohnung ein-
gezogen, aber dies gelang erst, als sie - sie sind
beide Rechtsreferendare - vor dem Wort ,Referen-
dar* das Wort ,Rechts" weglieBen. Denn als
Rechtsreferendar ist man bei Vermietern nicht
beliebt, wie alle Juristen nicht beliebt sind.

(Jens Nacke [CDU]: So wirde ich das
jetzt aber auch nicht formulieren!)

- Bei den Vermietern nicht beliebt sind.

Der Mieterschutz ist in Deutschland ein hohes Gut.
Die Rechtsprechung in Deutschland ist sehr mie-
terfreundlich.

Die AfD mdchte jetzt Gerechtigkeitslicken schlie-
Ben, indem sie das Mietrecht &ndert. Namentlich
will sie § 536 BGB und § 917 ZPO &ndern. Jeder
Mieter soll bei einer Mietminderung verpflichtet
sein, einen Minderungsbetrag zu hinterlegen.

Der Ausschuss hat dieses Thema ernst genom-
men. Wir haben uns intensiv mit der Thematik
beschéftigt. Herr Emden, Sie selbst waren bei der
Unterrichtung durch die Landesregierung nicht
anwesend, weil Sie Vater geworden sind. An die-
ser Stelle noch einmal herzlichen Glickwunsch.
Aber das Protokoll haben Sie sicherlich gelesen.
Ich wiirde sagen, Sie haben es nicht grindlich
genug getan.

Herr Dr. Rass hat uns unterrichtet, und diese Un-
terrichtung war sozusagen eine Unterrichtung und
eine Anhérung gleichermalRen; denn er hat beruf-
lich vielféaltige Erfahrung. Er war langjéhriger Rich-
ter in Mietsachen am Amtsgericht und Vorsitzender
Richter in Mietsachen am Landgericht. Insofern hat
er als Praktiker viel Erfahrung. Er hat uns davon
Uberzeugt, dass sich die Gerechtigkeitsliicken so
nicht schlieen lassen.

Erstens ist der Antrag zur Bekdmpfung von Miet-
nomaden, so hat er Uberzeugend ausgefihrt, nicht
zielfihrend. Zweitens kann man die Zahl der Zivil-
verfahren durch eine solche Methode nicht sen-
ken, sondern die Zahl der Zivilverfahren wirde
sogar steigen. Drittens wirde sich die Zahl der
Hinterlegungen verzwanzigfachen. Das ware ein
grofRer Verwaltungsaufwand und wiirde das beste-
hende System Uberfordern.
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Der Ausschuss war in seiner Gesamtheit Uber-
zeugt, dass sich so Gerechtigkeitsliicken nicht
schlieRen lassen, und hat deshalb den Antrag der
AfD abgelehnt.

Ich danke fir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Frau Niewerth-Baumann. - Nachster
Redner ist Herr Abgeordneter Helge Limburg,
Fraktion Bindnis 90/Die Griinen. Bitte, Herr Lim-
burg!

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Zu Ihren Klagen Uber das Bera-
tungsverfahren im Ausschuss, Herr Emden, hat
Frau Niewerth-Baumann gerade schon ausgefihrt.
Der Ausschuss ist lhnen bei der Beratung weit
entgegengekommen. Wir haben mehrfach auf
Wunsch der AfD die endgultige Abstimmung ver-
schoben. Es gab ausfuhrliche Unterrichtungen, es
gab noch eine Nachunterrichtung. In der Tat sind
wir Threm Ansinnen nicht gefolgt, zu dem Antrag
dann auch noch eine Anhdrung durchzufihren, die
Sie mit der bemerkenswerten Begriindung einge-
fordert haben, wir sollten diese Anhérung machen,
um einmal zu eruieren, wie grof3 dieses Problem
eigentlich sei.

Wenn wir als Landtag so agieren wirden, dass die
AfD irgendetwas behaupten kann und sich der
Landtag dann auf die Suche macht, ob es dieses
Problem in der Form Uberhaupt gibt, dann kénnten
wir die Arbeit hier wohl einstellen, Herr Emden. Sie
kénnen nicht ernsthaft erwarten, dass ein solcher
Antrag noch mit einer Anhérung belohnt wird.

(Jens Nacke [CDU]: Beim letzten Ta-
gesordnungspunkt hat Herr Meyer
genau das gefordert!)

Zu den Ausfuhrungen meiner Vorrednerin noch
einige Erganzungen. Es ist schon bemerkenswert,
dass Sie mit Ihrem Antrag die Hinterlegung der
Mietminderung véllig ohne jede Ausnahme einfor-
dern. Das heildt, selbst in Fallen, in denen eine
Mietminderung offenkundig angezeigt ist, z. B. welil
ein Teil der Mietsache, etwa ein Kellerraum oder
Ahnliches, gar nicht zur Verfigung gestellt wird,
wollen Sie diesen Weg der Hinterlegung gehen.
Das erscheint gegeniber den Mieterinnen und
Mietern grob ungerecht, Herr Emden. Aber das ist
ja offensichtlich auch die Intention Ihres Antrags.
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Ein weiterer Aspekt: Sie verkennen véllig, dass
eine Mietminderung ja auch den Zweck haben
kann, den Mietern selbst provisorische Lésungen
zu ermdoglichen, es ihnen z. B., wenn ein Fenster
undicht ist, zu ermdglichen, dieses selbst proviso-
risch abzudichten, also mit den so gewonnen Mit-
teln selbst wieder einen besseren Zustand der
Mietsache herzustellen. Diese Mdglichkeit entzie-
hen Sie allen Mieterinnen und Mietern durch lhren
Antrag.

Herr Emden, der Vertreter des Justizministeriums
hat auf lhre langlichen Ausfiihrungen zur Begrin-
dung des Antrags am Ende zusammenfassend
kurz erwidert: ,Ich bin anderer Meinung.” In diesem
Fall, Herr Emden, ich auch.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Kollege Limburg. - Fir die SPD
kann sich gleich der Abgeordnete Ulf Prange fir
den nachsten Wortbeitrag auf den Weg machen.
Bitte schon!

UIf Prange (SPD):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Es ist
schon viel Uber diesen Antrag gesagt worden. Ich
habe in der ersten Beratung gesagt: ,Ziehen Sie
ihn zurick, Herr Emden! Er hilft nicht.” In dieser
Auffassung fuhle ich mich nach der Unterrichtung
durch die Landesregierung sehr bestatigt.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Uber die Qualifikation des Unterrichtenden hat
Frau Niewerth-Baumann einiges ausgefihrt. Ein
erfahrener Richter, der sich viele Jahre mit Miet-
recht beschéaftigt hat, hat den Antrag im Prinzip
vollig auseinandergenommen. Da muss man auch
einmal die GroéRe haben, einen solchen Antrag
zuriickzunehmen. Das hat nichts mit AfD-Bashing
zu tun oder damit, dass die SPD immer nur den
Mietern helfen will. Im Ubrigen halte ich es fiir eine
gute Sache, dass man fir Mieterrechte einsteht.
Aber Sie machen genau das Gegenteil.

Wir haben einen Vermietermarkt in Deutschland.
Schauen Sie sich einmal die Mietpreise hier in
Hannover, in Oldenburg, in den Grol3stadten, aber
mittlerweile auch im landlichen Raum an. Alle dis-
kutieren die Frage: Wie schaffen wir bezahlbaren
Wohnraum? Das ist die neue soziale Frage in un-
serem Land. Und dann lese ich in einem Antrag

der AfD von einer Gerechtigkeitsliicke. Da denke
ich: Oh, die tun jetzt auch mal was fiur die einfa-
chen Leute, fur die mittleren Einkommen. Aber
dann ist das ein Lobby-Antrag fur Vermieter, der
noch nicht einmal funktioniert. Das finde ich, ehr-
lich gesagt, sehr enttauschend.

(Helge Limburg [GRUNE]: Enttauscht
kann man nur sein, wenn man mehr
erwartet hat!)

- Ich bin Optimist. Daher hatte ich mehr erwartet.
Diese Erwartung wurde in zweierlei Hinsicht nicht
erfillt, und der Antrag hat keine Antwort auf ein
Problem gegeben, das es ja durchaus gibt.

Mietnomadentum - ich finde das Wort problema-
tisch - ist Mietbetrug, Eingehungsbetrug, ist eine
Sache flur die Staatsanwaltschaft und muss auch
geahndet werden. Das wird es ja auch. Ich habe
beim letzten Mal schon Vorschldge gemacht, wie
man insoweit helfen kann. Darauf sind Sie gar
nicht eingegangen. Sie haben immer nur diesen
Vorschlag vor sich hergetragen, Sie wollten Hinter-
legungen fur alle Mietverhéltnisse, die strittig sind,
einfuhren. Was das fir einen Aufwand nach sich
zieht! Burokratieabbau ist das sicherlich nicht. Die
Zahl ist eben genannt worden. Das wirde eine
Vervielfachung von Hinterlegungen bedeuten. Sie
sagen auch nicht, wie Sie das leisten wollen. Das
ist ja auch mit Personalaufwand an den Gerichten
verbunden.

Dann kommen Sie mit dem Arrestverfahren. In
Mietsachen geht es typischerweise, wenn es um
Mangel geht, um Dinge, die in einem Beweisver-
fahren durch Gutachten geklart werden mussen.
Das Gutachten ist als Beweis im Arrestverfahren
nicht zulassig.

Sie haben eben Uber den Antrag der Griinen zum
Medienbereich gesprochen und ihn als schlecht
bezeichnet. Wir haben ebenfalls nicht zugestimmt.
Er hat auch seine Schwéachen. Aber Ihr Antrag ist
handwerklich grob falsch. Ein Arrestverfahren fir
etwas vorzuschlagen, bei dem es gar nicht ein-
schlagig ist! Und dann eben noch dieser groR3e
Aufwand! Ich bin an der Stelle wirklich sprachlos
und frage mich, wie man damit umgehen soll.

Dann haben Sie uns noch nahegelegt, eine Anho-
rung durchzufihren. Anhérungen machen wir ja
gern im Rechtsausschuss, aber dafir braucht man
nattirlich auch eine Grundlage. Ich muss ganz
ehrlich sagen: Mit einem solchen Antrag - auch
angesichts der Einschatzung durch das Ministeri-
um - an Verbande und Organisationen heranzutre-
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ten, ist schwierig. Da blamiert man sich auch ein
Stiick weit. Daher bin ich ganz beim Kollegen Lim-
burg, der eben noch einmal gesagt hat, dass es ja
nicht unsere Aufgabe ist, lhnen Argumente fir
lhren Antrag zu liefern. Sie mussen liefern, Sie
mussen auch einmal Zahlen liefern. Das machen
wir ja auch, wenn wir Antréage schreiben.

Zuletzt, in der zweiten Unterrichtung - wir haben
uns ja mehrfach mit dem Antrag beschéaftigt - ist
deutlich geworden, dass die Gruppe, die Sie ge-
nannt haben, immer kleiner wurde. Erst waren es
die Mietnomaden, die kein Geld haben. Dass die in
diese Konstruktion nicht hineinfallen, weil bei ihnen
auch die Hinterlegung nicht hilft, ist auch Ihnen
irgendwann klargeworden. Dann haben Sie eine
Gruppe konstruiert, die zu Beginn des Mietverhalt-
nisses eigentlich wohlhabend ist und dann in Ver-
mogensverfall gerat, ihr Vermdgen weggibt, ver-
braucht und sich irgendwann den Forderungen des
Vermieters entzieht. Das ist eine sehr konstruierte
Fallkonstellation, fur die man viel Fantasie braucht.
Die haben Sie in der Tat. Aber das ist, glaube ich,
kein Thema, mit dem man sich hier im Landtag
beschéftigen sollte.

Noch einmal zuriick zum Thema Mietbetrug: Man
kann sich durchaus dariber Gedanken machen,
wie Beweiserleichterung geschaffen werden kann,
wenn glaubhaft gemacht wird, dass es sich um
einen Fall von Mietbetrug handelt oder dass der
Mieter nicht zahlen will. Das wéare gut gewesen.
Dann wirden Sie nicht alle 25 Millionen Mieter in
Deutschland unter Generalverdacht stellen, son-
dern sich mit dem Thema beschéaftigen,

(Zustimmung bei den GRUNEN)
und das kann man von lhnen erwarten.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie Zustim-
mung bei der CDU und bei den GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank, Herr Kollege Prange. Sie sollten sich
allerdings nicht ganz so weit entfernen. Es liegen
namlich zwei Wortmeldungen zu Kurzinterventio-
nen nach § 77 der Geschéaftsordnung vor: die erste
vom Abgeordneten Emden, die zweite vom Kolle-
gen Limburg. Herr Emden, bitte schon!

Christopher Emden (AfD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Herr Prange, bei
allem Respekt: Ich habe das Geflhl, Sie haben
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den Antrag nicht gelesen. Und wenn Sie ihn gele-
sen haben sollten, dann haben Sie ihn schlicht
nicht verstanden. Wenn Sie den Antrag einmal
lesen und durchdringen, dann stellen Sie fest: Die
Kritikpunkte, die Sie jetzt genannt haben, greifen
gar nicht.

Sie haben die Position mit dem Arrest erwahnt.
Hatten Sie es genau gelesen, wussten Sie: Es
geht im Arrestverfahren nicht um Sachverstandi-
gengutachten oder Ahnliches. Genau das wollen
wir auch nicht. Es geht lediglich um die Frage - so
ist es auch ausdricklich im Antrag formuliert -, ob
der Mieter Ersatzvornahmekosten hatte, z. B. weil
die Wohnung unbewohnbar ist. Wenn er sich fir
die Zeit der Unbewohnbarkeit eine andere Woh-
nung hat nehmen mussen, dann muss er die Miete
fur die erste Wohnung natirlich nicht hinterlegen.
Genau darum ging es. Hierzu kann der Mieter z. B.
einen Mietvertrag und Kontoauszige vorlegen, die
beweisen, dass er eine andere Wohnung angemie-
tet hat. Insofern geht es nicht um einen Zeugen-
beweis, es geht nicht um Sachverstandige oder
Ahnliches.

Das habe ich auch dem Herrn Rass versucht klar-
zumachen, der sich - ich betone es noch einmal -
mehrfach in Spekulationen erging. Rein juristisch
gesprochen, war die Unterrichtung weitestgehend
unergiebig. Das muss man sagen.

Insofern hatte man hier eigentlich weiterschauen
missen. Dafir ist das Mittel der Anhdrung schliel3-
lich da. Denn wir alle haben, was die Mdoglichkeit
einer Fallreduzierung durch eine solche Regelung
anbetrifft, aber auch was die Frage anbetrifft, ob so
etwas Uberhaupt vorkommt- Sie negieren das,
nach meiner Rechtserfahrung kommt das durch-
aus haufig vor -, im Triiben fischen missen.

Noch ein Punkt zu dem, was Sie zu den Mietno-
maden sagen:

(Glocke der Prasidentin)
Bei den Mietnomaden, die das richtig machen, ist

das eben kein Fall von Mietbetrug.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Letzter Satz!

Christopher Emden (AfD):

Vielmehr zahlen die zunachst zweimal. Dann fallen
sie namlich aus dem Straftatbestand heraus, dann
ist es kein Eingehungsbetrug mehr.
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Insofern haben Sie, glaube ich, Ilhre Hausaufgaben
nicht gemacht. Ich hatte mehr von lhnen erwartet.

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Christopher Emden (AfD):
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Danke.

Der Kollege Limburg hat seine Wortmeldung zu
einer Kurzintervention zuriickgezogen.

Herr Abgeordneter Prange, Sie haben jetzt das
Redepult zur Verfiigung. Bitte schon!

Ulf Prange (SPD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Herr Kollege Em-
den, das kann ich so nicht stehenlassen.

Noch einmal zum Arrest: Wenn es um Mangel
geht, geht es natirlich auch immer um die Fest-
stellung der Mangel. Die kénnen Sie nur im Aus-
nahmefall durch andere Beweismittel bewerkstelli-
gen als durch Gutachten. Da bin ich mit dem Ver-
treter des Ministeriums, der das auch so gesehen
hat, vollig einer Meinung. Sicherlich gibt es auch
Fallkonstellationen, in denen man mit anderen
Beweismitteln arbeiten kann. Das bestreite ich gar
nicht. Aber dadurch wird die Fallgruppe doch im-
mer Kkleiner.

Naturlich gibt es Menschen, die einziehen und kein
Geld haben. Das kann man dann nachweisen.
Dann liegt ein Eingehungsbetrug vor. Auch das
fallt unter den Begriff Miethomadentum. Wie ge-
sagt, ich finde diesen Begriff unglicklich.

Aber natirlich gibt es auch Menschen, die im be-
stehenden Mietverhdltnis vermdgenslos werden
und das vielleicht auch geplant haben. Aber darum
geht es doch letztlich nicht. Sie missen doch ein
taugliches Instrument finden.

Wie gesagt: Es kann doch nicht richtig sein, allen
Mietern ihre Mietminderungsrechte wegnehmen zu
wollen. Es gibt doch - das haben Sie selber zuge-
standen - ganz viele Falle von berechtigten Miet-
minderungen, z. B. wenn Schimmel in der Woh-
nung ist. Solche Falle kennen wir doch alle. Diese
Mieter miussen dann alle ihre Minderungsbetrage
hinterlegen.

Ich finde, Sie haben hier eine sehr einseitige Sicht.
Es tut mir absolut leid.

(Glocke der Prasidentin)

Ich habe noch die Unterrichtung im Ohr, bei der
Sie immer weiter Gruppen ausschlieRen mussten -

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Letzter Satz!

Ulf Prange (SPD):

- und zum Schluss gar keine Gruppe mehr Ubrig
blieb. Dann gibt es offenbar keinen Regelungsbe-
darf.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN sowie Zustimmung bei der
CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank lhnen. - Der néchste Redner ist der
Abgeordnete Dr. Marco Genthe fiir die FDP-
Fraktion. Bitte, Herr Dr. Genthe!

Dr. Marco Genthe (FDP):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Ich bekomme
schon Zeichen, weil ich der letzte Abgeordnete bin,
der Sie jetzt vom Feierabend abhalt. Darum mache
ich es auch wirklich ganz kurz.

Mietnomaden - ein besseres Wort ist: Mietbetri-
ger - sind tatsachlich ein Problem, weniger fir
groBe Wohnungsbaugesellschaften, aber ganz
sicher fur kleine Vermieter, die mit einer oder zwei
Wohnungen ihr Auskommen im Alter finanzieren
wollen.

Aber - es wurde schon mehrfach gesagt - der AfD-
Antrag |6st dieses grundsatzliche Problem nicht.
Man muss es an dieser Stellung noch einmal ganz
deutlich sagen: Nicht der Niederséchsische Land-
tag hat hier die Gesetzgebungskompetenz, son-
dern der Bundestag. Dahin gehort das sinnvoller-
weise. Herr Emden, vielleicht sollten Sie das wei-
tergeben. Dann kdnnen lhre Leute im Bundestag
das vielleicht einmal einbringen.

Die Umsetzung dieses Antrages wirde einen riesi-
gen Verwaltungsaufwand bei den Gerichten be-
deuten. Das sehe ich bei der derzeitigen Personal-
situation in den Gerichten als ganz sicher nicht
sinnvoll an. Die Umsetzung dieses Antrages wirde
also ein groRes Burokratiemonster schaffen, ohne
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dabei echten Mehrwert zu generieren. Das ma-
chen wir selbstverstandlich nicht mit.

Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der FDP sowie
Zustimmung bei der SPD, bei der
CDU und bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:

Vielen Dank lhnen, Herr Dr. Genthe. - Zum
Schluss der Debatte hat sich fur die Landesregie-
rung Frau Ministerin Barbara Havliza zu Wort ge-
meldet.

(Unruhe)

- Ich bitte darum, dass zu dem voraussichtlich
letzten Redebeitrag ein bisschen Ruhe einkehrt.

Bitte schon, Frau Ministerin!

Barbara Havliza, Justizministerin:

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Es ist immer wieder betont
worden - viele haben dazu schon etwas gesagt,
ich allerdings noch nicht -, dass der vorliegende
Antrag der AfD-Fraktion Burokratie aufbauen will.
Viele sprechen von einem ,Birokratiemonster*.
Stimmt das denn?

In Deutschland ist das Zivilrecht grundséatzlich -
und ich betone: zum Glick! - von der Privatauto-
nomie des Vertragspartners bestimmt. Die Partei-
en durfen vereinbaren, was sie mdchten. Streiten
sie sich, kbnnen sie gemeinsam eine Ldsung fin-
den. Funktioniert das nicht, stellt der Staat den
Birgern und den Unternehmen Gerichte zur Seite,
um eine endgultige Klarung herbeizufihren.

Die AfD meint nun, im Mietrecht in die Konflikte
von Mietern und Vermietern eingreifen zu missen.
Nach dem Willen der AfD sollen zukinftig jeden
Monat Tausende braver Mieter zu den Gerichts-
zahlstellen rennen, um dort Minderungsbetrage zu
hinterlegen. Das sollen die Mieter tun, wenn sie
beklagen, ihre Wohnung sei mangelbehaftet.

Der Vermieter misse nach ihrer Ansicht den Man-
gel eigentlich beseitigen, tut dies aber nicht. Dabei
kann es um 15,70 Euro gehen, weil ein Turschloss
nicht ausgetauscht wird, oder um einen kaputten
Briefkasten oder was auch immer. Es kénnen auch
mal 500 Euro sein, weil im Winter die Heizung
ausféllt oder die Wohnung stark von Schimmel
befallen ist.
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Jeden Monat aufs Neue miisste der Mieter den
Betrag beim Gericht einzahlen, bis der Streit mit
dem Vermieter beendet ist.

Wie lauft es denn bisher? - Einigen sich Vermieter
und Mieter nicht Uber den behaupteten Mangel
oder die Hohe des Minderungsbetrages, entschei-
den Gerichte, und alles ist geklart. Existiert kein
Mangel oder hat der Mieter diesen zu hoch bewer-
tet, muss er nachzahlen. Wenn er dies nicht
macht, kommt der Gerichtsvollzieher. Wozu also
braucht es dann die Hinterlegung durch den Mieter
bei den Gerichten, die hier Personal bindet - Herr
Genthe hat darauf hingewiesen - und einen ziemli-
chen Verwaltungsaufwand fir die Vermieter, aber
auch fir die Mieter schafft?

Die AfD meint, dies sei nétig, um den sogenannten
Mietnomaden beizukommen. Das sind Mieter, die
betrigerisch die Zahlung der Miete verweigern,
oftmals unter dem Vorwand, die Mietwohnung sei
mangelbehaftet. Werden sie aus der Wohnung
hinausgeklagt, ziehen sie einfach zur néachsten
weiter und beginnen dort das Spiel von vorne. Dies
kann man sich allerdings nur leisten, meine Damen
und Herren, wenn man Uber kein Geld verfigt, das
gepfandet werden kann. Andernfalls wére eine
solche Vorgehensweise eine ziemlich teure Ange-
legenheit fir den Mieter.

Um es klarzustellen: Ich missbillige das Verhalten
von Menschen, die auf die beschriebene Weise
andere betriigen. Das macht man nicht, und es ist
strafbar. Aber kénnen Sie sich im Sinne der Idee
der AfD den sogenannten Miethomaden in der
Schlange der anderen redlichen Mieter vor der
Gerichtszahlstelle vorstellen? Dieser zahlt nun
zerknirscht, aber brav den Minderungsbetrag ein,
um den er den redlichen Vermieter eigentlich hatte
betrigen wollen? Meine Fantasie reicht fur dieses
Szenario jedenfalls nicht aus.

(Wiard Siebels [SPD]: Genauso ist es!)

Die AfD hat sich in ihrem Antrag noch einen weite-
ren Trick ausgedacht: Sie will auch das Arrestver-
fahren andern. Zahlt der sogenannte Mietnomade
nicht, soll der Vermieter in dessen Vermdégen einen
Arrestbefehl ausbringen durfen. Ich frage mich da:
In welches Vermégen? Das Geschaftsmodell eines
Mietnomaden kann doch nur funktionieren - und
funktioniert auch nur -, wenn er vermdgenslos ist.
Jeder andere waére doch mit dem beriihmten
Klammerbeutel gepudert, wirde er auf diese Wei-
se den Verlust seiner Wohnung riskieren, gerade
in diesen Zeiten der Wohnungsknappheit. Hinzu
kamen die Prozess- und Zwangsvollstreckungs-
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kosten und der Eintrag bei der Schufa. Warum
sollte ein ehrbarer und nicht unvermégender Mieter
das riskieren?

Der sogenannte Miethomade hingegen hétte
gleich einen doppelten Vorteil: Er kann den Ver-
mieter zunachst einfach hinhalten, indem er ihm
erzahlt, er habe hinterlegt, obwohl das gar nicht
stimmt. Sollte es zu einem Arrestverfahren kom-
men, trgt er vor, die Wohnung sei unbewohnbar,
und schon torpediert er das Verfahren.

Last, but not least: Am Ende des Arrestverfahrens
muss der Vermieter auch noch dessen gesamte
Kosten tragen, ohne Uberhaupt die Chance zu
haben, in irgendein Vermégen zu vollstrecken.
Denn der Miethomade ist ja vermoégenslos und
wahrscheinlich schon wieder weg.

Meine Damen und Herren, halten wir also fest: Die
AfD wirde mit ihrem Antrag alle redlichen Mieter
schikanieren, die Gerichte belasten und den Ver-
mietern eine Scheinsicherheit geben, die in keiner
Weise erfillt wird. Es wiirde nur noch langer dau-
ern, bis der Vermieter den richtigen Weg wahlt und
die sdumigen Mieter aus der Wohnung klagt. Die
einzigen, die sich lber die gesetzliche Anderung
freuen wirden, wéaren eben diese sogenannten
Mietnomaden. Diese kdnnten noch langer in der
Wohnung bleiben und weiteren Schaden anrich-
ten. Mit maximaler Birokratie wirde ein minimales
Ergebnis erzielt.

Deshalb kann ich nur empfehlen, diesen Antrag
abzulehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei
den GRUNEN und bei der FDP)

Vizeprasidentin Meta Janssen-Kucz:
Vielen Dank, Frau Ministerin.

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir
kommen jetzt zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
folgen und damit den Antrag damit der Fraktion der
AfD in der Drucksache 18/5867 ablehnen will, den
bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Enthaltungen? - Damit ist der Antrag mehrheitlich
abgelehnt.

Meine Damen und Herren, damit haben wir die
Tagesordnungspunkte fir den heutigen Tag abge-
arbeitet. Wir sehen uns morgen frih um 9 Uhr
wieder und steigen nach der BegrufRung durch die
Préasidentin in die Fragestunde ein.

Ich winsche lhnen allen einen angenehmen
Abend und einen geruhsamen Schlaf. Bis morgen
frah!

Schluss der Sitzung: 19.53 Uhr.

7621



	Stenografischer Bericht
	79. Sitzung am 1. Juli 2020
	TOP 19: Mitteilungen der Präsidentin 
	TOP 20: Aktuelle Stunde 
	FDP: Ministerin Reimann, die „Kammer des Schreckens“ und „Die unendliche Geschichte“
	SPD: Miteinander für den Natur, Arten- und Gewässerschutz - den „Niedersächsischen Weg“ gemeinsam gehen!
	GRÜNE: #blacklivesmatter - wo bleibt der versprochene Aktionsplan Antirassismus? 

	TOP 21: Dringliche Anfragen 
	GRÜNE: Wie geht es weiter mit den Schulen in Corona-Zeiten im kommenden Schuljahr? 
	FDP: Welche Konsequenzen werden aus den Rissereignissen auf zwei Hannoveraner gezogen?
	AfD: Mobile Endgeräte für Schülerinnen und Schüler nur bei Beibehalten des Corona-Ausnahmezustands?

	TOP 22: 23. Übersicht über Beschlussempfehlungen der ständigen Ausschüsse zu Eingaben - strittige und unstrittige Eingaben
	TOP 23: Den Wirtschaftsfaktor Pferd stärken: Das Pferdeland Niedersachsen noch attraktiver gestalten 
	TOP 24: Fluchtfolgenbekämpfung - niedersächsische Partnerregionen in Afrika stärken
	TOP 25: Verbesserung der wirtschaftlichen, ökologischen und humanitären Lage der Menschen im globalen Süden heißt, Fluchtursachen bekämpfen

	TOP 26: a) Nachhaltige und standortnahe Holzproduktion im Landeswald sichern - Flächenkulisse für natürliche Waldentwicklung realistisch darstellen - b) Wald im Klimastress: Naturnahen Waldumbau beschleunigen, Dialog über die Zukunft des Waldes fördern -  c) Niedersachsens Wälder für die Zukunft wappnen! - d) Wald im Wandel - Niedersächsische Wälder anpassen, schützen und als CO2-Senke nutzen! 
	TOP 27: Das Agrarpaket der Bundesregierung und die Verschärfung der Düngeverordnung stoppen - Niedersachsen muss sich unterstützend hinter seine Landwirte stellen!
	TOP 28: Forderungen an die deutsche EU-Ratspräsidentschaftl
	TOP 29: a) Offensive für Lesekompetenz  - b) Schreiben, Lesen und Rechnen als Grundkompetenzen in der Grundschule stärken
	TOP 30: Halt von Fernverkehrszügen am Bahnhof Hamburg-Harburg dauerhaft sichern
	TOP 33: a) Günstige Rahmenbedingungen für den Zuckerrübenanbau in Niedersachsen schaffen  - b) Verantwortung für den ländlichen Raum - Erhalt der Wertschöpfungskette Zucker sicherstellen
	TOP 34: Qualitätsjournalismus und Medienvielfalt erhalten: Medienunternehmen und freie Journalistinnen und Journalisten unterstützen
	TOP 35: Gerechtigkeitslücke schließen - Wohnraumschaffung begünstigen und Rechtsfrieden stärken 


